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Herausgabeverpflichtung inſofern, als ſich der 
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Der Tod diefer Kameraden, die ihr Leben hingaben, damit Deutlchland lebe, ift uns heilige Verpflichtung. 
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Die allgemeinen völkerrechtlichen Geſtimmungen 


über die Stellung von Beſatzungstruppen 
Von Profeſſor Dr. Lo Verde, Camerino (Italien) 


J. Befugniſſe des okkupierenden Staates gegenüber 

Perſonen, die ſeiner Wehrmacht angehören. 

II. über die Immunität der Beſatzungstruppen im 

allgemeinen. 

b III. Analogiſche Anwendbarkeit der Beſtimmungen 

über die diplomatiſche Immunität. 

a I. Beſchränkungen des okkupierten Staates in der 

ſonend führung hoheitlicher Akte gegenüber beſtimmten Per⸗ 
en. 

. V. Rechtliche Probleme, die die Güter betreffen, die 

für die Durchführung der der Beſatzungstruppe geſtellten 

Aufgabe notwendig Find. 

VI. Rechtliche Stellung der einzelnen Wehrmachts⸗ 
Sagehörigen bezüglich der Rechtsordnung des okkupierten 
Staates. 

VII. Bemerkungen de jure condendo. 


den 


155 „Die pölkerrechtlichen Normen, die die rechtliche 
` telung eines bewaffneten Korps außerhalb des Heimat- 
e und auf dem Gebiet eines fremden Staates 1) be⸗ 
Kuben, laſſen ſich je nach den Zielen, die mit der Ent⸗ 
5 Ben, eines ſolchen Korps verbunden find, in zwei 
non gorien einteilen: Normen bezüglich Eriegerifcher Ex⸗ 
onen und Normen, die ſich auf die Stellung eines 
zieb rischen Korps auf dem Gebiete eines Staates be⸗ 
nern, der ſich mit dem Heimatſtaat jenes Korps nicht im 
Kriegszustand befindet. Die erſteren fallen unter das 
berna redt und jollen hier unbeachtet bleiben, die letzteren 
Gr ihren nicht nur die Stellung der Truppen, die auf 
a friedlicher Vereinbarungen zwiſchen zwei Staaten 
die G ebiet eines fremden Staates betreten, ſondern auch 
kan tellung der Truppen, die ein Land mit Gewalt be- 
In wobei aber weder eine Kriegserklärung abgegeben. 
le noch der Staat, der zur Beſetzung ſchreitet, ein einem 


50 Über die verſchiedenen Vorgä di it dem Aus⸗ 
i gänge, die mit dem Au 
5 eu b pation oder Beſetzung bezeichnet werden; vgl. z. B.: 
RN and, „Die Redtsitellung der beſetzten Aheinlande” 
uch des Völkerrechts III, 4, Stuttgart 1923), S. 3. 


Kriegsziel ähnliches Ziel verfolgen darf, alſo etwa das Ziel, 
den beſetzten Staat reſtlos und dauernd in ſeine Gewalt 
zu bringen. Es werden ſich bezüglich der Unterſcheidung 
dieſes Zuſtandes von dem der eigentlichen kriegeriſchen 
Beſetzung naturgemäß alle die Schwierigkeiten ergeben, die 
ſich in Anbetracht der modernen Staatenpraxis bezüglich 
des Kriegszuſtandes überhaupt ergeben haben ). 

Unſer eigentliches Thema umfaßt demnach folgende 
Einzelunterſuchungen: Befugniſſe des okkupierenden Staates 
gegenüber den Perſonen, die ſeiner Wehrmacht angehören, 
Beſchränkungen des okkupierten Staates in der Durchfüh⸗ 
rung hoheitlicher Akte gegenüber beſtimmten Perſonen, 
rechtliche Probleme, die die Güter betreffen, die für die 
Durchführung der der Beſatzungstruppe geſtellten Auf⸗ 
gaben notwendig ſind, rechtliche Stellung der ein⸗ 
zelnen Wehrmachtsangehörigen bezüglich der Rechtsord⸗ 
nung des okkupiertes Staates. 


1 


Die erſte Folge des Tatbeſtandes der Okkupation iſt 
die, daß der Befehlshaber der Truppe als Organ des 
okkupierten Staates hoheitliche Akte in einem Bereich 
vornimmt, in dem vor der Okkupation nur die Hoheits⸗ 
gewalt des okkupierten Staates beſtand. Unter jene hoheit⸗ 
lichen Akte fallen in erſter Linie diejenigen, mittels derer 
der Befehlshaber ſeine Befehlsgewalt über die ihm unter⸗ 
ſtellten Wehrmachtsangehörigen ausübt. Weiterhin hat die 
okkupierende Truppe Anſpruch auf die eigene Sicherheit 
und Integrität, woraus ſich das Recht ableitet, jede gegen 
dieſe Sicherheit gerichtete Tätigkeit ſeitens der Staats⸗ 
angehörigen des okkupierten Staates oder auf ſeinem Ge⸗ 
biet befindlicher Angehöriger dritter Staaten >) durch ihre 
eigenen Militärgerichte ſühnen zu laſſen. In der Staaten⸗ 


) Val G. Balladore Pallieri, „La guerra.“ 
Padova 1935, S. 7ff. 

3) Gerade dieſer Punkt wurde gelegentlich der Beſetzung 
des Kirchenſtaats 1865 von den Franzoſen geltend gemacht; 
auch im Art. 2 der Verordnung des Rates der Admirale ge⸗ 
legentlich der internationalen Beſetzung Kretas vom Auguſt 
1897 findet ſich ein ſolcher ausdrücklicher Hinweis. 
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praxis iſt dieſes Prinzip u. W. bisher nur zweimal durch⸗ 
brochen worden, und zwar im franzöſiſch⸗ſpaniſchen Ver⸗ 
trag vom 9. Febr. 1924 und in einem Abkommen zwi⸗ 
ſchen der USSR. und Litauen vom Mai 1940. Im 
erſteren Fall war die Bildung beſonderer ſpaniſcher Ge⸗ 
richte für die Aburteilung der gegen die Sicherheit und 
Integrität der franzöſiſchen Wehrmachtsteile begangenen 
Verbrechen vorgeſehen. Im zweiten Fall hat die litauiſche 
Regierung einen beſonderen litauiſchen Ausſchuß zur Auf⸗ 
hellung des Verſchwindens ruſſiſcher Soldaten aus den 
litauiſchen Garniſonen gebildet. Doch wäre in dieſem 
letzen Fall erft zu unterſuchen, ob die Aufſtellung ruſſiſcher 
Garniſonen in den baltiſchen Republiken zu den Fällen. 
der Okkupation gerechnet werden darf, was bezüglich der 
Anwendbarkeit der völkerrechtlichen Beſtimmungen über 
die Stellung von Beſatzungstruppen wohl kaum beſtritten 
werden kann. 

Eine weitere Folge des Anſpruches auf Wahrung der 
eigenen Sicherheit und Integrität, der den Beſatzungskorps 
zukommt, ift das Recht der Vollſtreckung der von den 
Militärgerichten verhängten Strafen. 

Dieſes Recht kann aber mit dem Inhalt des Begriffs 
der öffentlichen Ordnung, ſo wie er ſich aus der Rechts⸗ 
ordnung des okkupierten Staates ergibt, in Konflikt ge⸗ 
raten. Das wird aber nur dann der Fall ſein, wenn jene 
Rechtsordnung gewiſſe Strafen, die von den Militär⸗ 
gerichten des okkupierenden Staates verhängt werden, 
nicht kennt. Was die Todesſtrafe betrifft, ſo muß ange⸗ 
nommen werden, daß ſie nur dann von der Beſatzungs⸗ 
truppe nicht vollſtreckt werden darf, wenn die Rechts⸗ 
ordnung des okkupierten Staates ausdrücklich eine ſolche 
Vollſtreckung auf feinem Gebiete verbietet 4). 

Sehr viel ſchwieriger iſt der Nachweis einer völker⸗ 
rechtlichen Norm, die es dem Befehlshaber der Beſatzungs⸗ 
truppe verbietet, einen Fahnenflüchtigen, der ſich außer⸗ 
halb der eigentlichen beſetzten Zone aufhält, verfolgen und 
feſtnehmen zu laſſen. Es ſteht feſt, daß er die Hilfe der 
lokalen Behörden nicht in Anſpruch nehmen kann. 

Die Fahnenflucht iſt in der Staatenpraxis dem politi- 
ſchen Verbrechen angeglichen, weshalb eine Auslieferung 
der Deſerteure von Landtruppen nicht in Frage kommts). 
Nun befindet ſich der Fahnenflüchtige eines Beſatzungs⸗ 
korps im Augenblick der Flucht auf dem Gebiet eines 
fremden Staates. Die materielle Vorausſetzung für die 
Verweigerung der Auslieferung iſt alſo erfüllt. Anderer⸗ 
ſeits iſt aber die Hoheitsgewalt des Staates, der die Aus⸗ 
lieferung vorzunehmen hätte, gerade dort, wo es ſich um 
die Integrität der okkupierenden Truppe handelt, einge⸗ 
ſchränkt. Wenn aber die Hoheitsgewalt des okkupierten 
Staates ſchon um der Integrität der Beſatzungstruppe 
willen gegenüber der Hoheitsgewalt des okkupierenden 
Staates zurüdtritt, wo es ſich um Verbrechen von Staats- 
angehörigen nicht des okkupierenden, ſondern des okkupier⸗ 
ten Staates handelt, um fo mehr muß jene Einſchränkung 
dann in Kraft treten, wenn es ſich um Verbrechen ſeitens 
Angehöriger desſelben okkupierenden Staats handelt. 
Demgegenüber tritt die Art des begangenen Verbrechens 
— nämlich ob es ſich um ein gemeines oder ein politiſches 
Verbrechen oder aber um ein einem politiſchen Ver⸗ 
brechen vergleichbares Verbrechen handelt — u. E. ohne 
weiteres zurück). 


4) Etwas anderes ift das Verbot, das heute die meiſten 
Schriftſteller als poſitive völkerrechtliche Norm anerkennen, 
Todesſtrafen auf Kriegsſchiffen zu vollſtrecken, während dieſe 
ſich in den Territorialgewäſſern einer fremden Macht auf⸗ 
halten. 

5) Bezüglich der Beſatzungen der Kriegsſchiffe vgl. Bal- 
doni, „Il mare territoriale nel diritto internazionale 
comune.“ Padova 1934, S. 228 ff. 

6) R. Bor in, „L’extraterritorialitä delle forze ar- 
8 00 in Rivista di Diritto Internazionale 1937, H. 2—3, 
S. 20 


II 


Die Frage der Beſchränkung des okkupierten Staates 
in der Durchführung hoheitlicher Akte gegenüber beſtimm⸗ 
ten Perſonen erfordert ein genaueres Eingehen auf die 
rechtliche Stellung von Beſatzungstruppen. Dem negativen 
Begriff der Beſchränkung der Hoheitsgewalt des okkupierten 
Staates durch das Völkerrecht entſpricht der poſitive Be- 
griff der Immunität der Beſatzungstruppe. 


Dieſer Begriff der Immunität bezieht ſich völkerrecht⸗ 
lich in erſter Linie auf das Legationsrecht (droit de 
legation), d. h. auf das Recht der Staaten, ſtändige Ver⸗ 
treter zu den Regierungen anderer Staaten zu entſenden, 
und die Pflicht, ſolche diplomatiſchen Vertreter anderer 
Staaten bei ſich zu empfangen. Dieſen ſtändigen Ver⸗ 
tretern, die ert im 17. Jahrhundert zu einer feiten Ein⸗ 
richtung im Staatsleben wurden!), find die Staaten ver- 
pflichtet, Immunität zu gewähren. 

Da keinerlei formale Übereinkunft zwiſchen den 
Staaten bezüglich der diplomatiſchen Immunitäten ge- 
troffen worden iſt, haben die Völkerrechtler als Grund 
für die Gewährung ſolcher Immunität im allgemeinen 
keinen Rechtsgrund, ſondern ihre Notwendigkeit (nécessité) 
oder Unerläßlichkeit angegeben s), in dem Sinne, daß die 
Staaten nur unter der Bedingung gewillt waren und noch 
ſind, Vertreter zu anderen Staaten zu entſenden, daß dieſe 
Vertreter der lokalen Rechtſprechung nicht unterſtellt wer⸗ 
den (exemption de la juridiction locale). Das wiederum 
geſchieht aus dem Grunde, weil die diplomatiſchen Ver⸗ 
treter die oft ſchwierigen Aufträge, die ſie auszuführen 
haben, nicht ohne eine ſolche Immunität durchführen 
könnten, welche ſie vor etwaigen Mißbräuchen der Gewalt 
ſeitens der lokalen Verwaltung ſchützt. 

Wie ſteht es nun aber vom rein rechtlichen Stand⸗ 
punkt mit der Notwendigkeit oder Staatsräſon als Grund 
für die Gewährung der Immunität? Sei es, daß man aus 
dem Bedürfnis des Verkehrs unter den Staaten einen 
Rechtsanſpruch auf Ausführung der Akte, die die Immu⸗ 
nität herbeiführen, ableitet, ſei es, daß man in jenen 
Akten die Ausübung einer Gewalt erblickt, die dem im 
Beſitz des jus legationis befindlichen Staate inſofern zur 
kommt, als ſie abſolut notwendig iſt, ſei es endlich, daß 
die in Betracht kommenden Akte nur durch die Ausnahme 
der Notwendigkeit gerechtfertigt werden, in allen dieſen 
Fällen käme der Notwendigkeit, der Staatsräſon eine un⸗ 
mittelbare rechtliche Bedeutung zu, ſie hätte eine autonome 
Stellung im Völkerrecht. 

Es bliebe aber bei einer ſolchen Löſung ſtets fraglich, 
wie rechtlich nicht qualifizierte Bedürfniſſe, die noch dazu 
in den verſchiedenſten Abwandlungen auftreten können und 
dem willkürlichen Ermeſſen der einzelnen Staaten über⸗ 
laſſen bleiben, rechtlich relevant, rechtserheblich werden 


) Erwähnenswert ijt hier, daß es fih Polen noch 1660 
leiſtete, ſämtliche bei ihm akkreditierten diplomatiſchen Vertre⸗ 
ter auszuweiſen! 

9) Eine Zuſammenſtellung der Autoren, die als Grund 
für die den diplomatiſchen Agenten gewährte Immunität poli⸗ 
tiſche und Zweckmäßigkeitsgründe angeben, bei Tosi Bel- 
lucci, „Sulle immunità diplomatiche“, in Archivio Giuri- 
dico 1908, ©. 327 Anm., vgl. auh A. Hammarskjold, 
„Les immunites des personnes investies de fonctions in- 
ternationales“, in Recueil des Cours de Académie de 
Droit International 1936, Bd. 2, S. 183: „Il est certain que 
de nos jours le fondement véritable des privilèges et 
immunités accordés aux chefs et membres d'une mission 
diplomatique est l’inter&t de leur fonction: la nécessité 
pour eux de pouvoir accomplir leur tâche en pleine in- 
dependence de l'Etat sur le territoire duquel la mission 
est établie; a coté de cela, bien entendu, des considera- 
tions telles que les égards dus aux représentants d’un 
Etat souverain, la courtoisie internationale, les traditions 
plusiurs fois séculaires, viennent jouer leur rôle, qui 
toutefois demeure toujours d'une importance secondaire.“ 


10. Jahrgang 1940 Heft 29/30] 


können s). Tatſächlich tritt die Notwendigkeit oder Staats⸗ 
raſon hier nicht als eigentliche Rechtsquelle auf, ſondern 
als Grenze, die entweder ausführlich oder ſtillſchweigend 
von den Staaten bei Ausübung der territorialen Hoheits⸗ 
rechte anerkannt wird. 


Solange es ſich nun um geſchriebenes Völkerrecht 
handelt, wird das Verhältnis zwiſchen der Notwendigkeit 
und der Norm auch in unmißverſtändlichen Wendungen 
eſtgelegt fein; und das Faktum der Notwendigkeit erſcheint 
in der Norm objektiviert, wenn auch ihre konkrete Cin- 
ſchatzung unweigerlich eine ſubjektive bleibt. 

Handelt es ſich aber, wie in unſerem Fall, um die 
Hoheitsgewalt eines jeden Staates über ſein Territorium 
(quisquis in territorio meo est, meus subditus), um 
internationales Gewohnheitsrecht 10), ſo kann auch feine 
ausdrückliche Ausnahmeklauſel eingefügt ſein, und es muß 
entſchieden werden, ob eine ſolche Klauſel demzufolge als 
nicht exiſtent angeſehen werden muß, mit der Folge, daß 


die in Betracht kommenden Normen abſolut verbindlich 
ind, oder ob aus dem logiſchen Inhalt der internationalen. 
Rechtsvorſchrift alle diejenigen Fälle ausgenommen werden 
müffen, in denen die erforderte Beſchränkung der Hand⸗ 
lungsfreiheit der Staaten den Verkehr zwiſchen den 
Staaten zu unterbinden droht. 

Ohne auf die Löſung dieſer Frage näher einzugehen, 
der bezüglich der Hoheitsgewalt der Staaten über ihr 
eigenes Gebiet ſchon durch die Exiſtenz der Immunitäten 
borgegriffen iſt uu), fei nur feſtgeſtellt, daß die Notwendig- 
keit oder Staatsräſon nicht als Rechtsquelle, ſondern als 
in dem gemeinſamen Willen der Staaten enthaltenes Ele⸗ 
ment gewertet werden muß, ein Element, das dann ent⸗ 
weder als ganz allgemein und in jeder Norm ſtillſchwei⸗ 
gend vorausgeſetzter oder als nur in ausdrücklicher For⸗ 
mulierung beſtehender Vorbehalt aufgefaßt werden kann. 


III. 


. Dieſe auf die richtige Einſchätzung der unleugbaren 
Fedeutung der Notwendigkeit oder Staatsräſon für das 
Sölferrecht gerichteten Feſtſtellungen find für die folgen- 
en Ausführungen inſofern von großer Bedeutung, als das 
dllgemeine Völkerrecht keine beſonderen Prinzipien über 
Si Segrenzung der Befehlsgewalten der einzelnen Staaten 
Eee} Die Staatenpraxis in der Frage der Beſchrän⸗ 
1 bes okkupierten Staates in der Durchführung hoheit⸗ 
e Akte gegenüber den Beſatzungstruppen iſt anderer⸗ 
Sn auch unſicher. Es muß ſich alſo vielfach darum han⸗ 
, bie Prinzipien der diplomatiſchen Immunität analo- 
— 
Em ) A. Cavaglieri, „Lo stato di necessità nel di- 
rin aenter nazionale“, in Rivista Italiana per le Scienze 
ſelbeidiche, Bd. LX, H. 1 (1917), S. 96; vgl. auch zu dem- 
jeden Thema kürzlich C. Vitta, „La necessitä nel diritto 
‚nternazionale“, ebenda 1936. 
wien 1 Gegen die in Deutſchland, beſonders in letzter Zeit 
11 beliebte Konſtruktion der Grundrechte der Staaten, zu 
Gebe noch dasjenige der freien Verfügung über das eigene 
fon des Rabl wird, ogl. ſchon Salvioli in feiner Rezen- 
E Arbeit E. Kaufmanns („Das Weſen des Völker⸗ 
8 die clausula rebus sic stantibus“, 1911) in Ri- 
t ner Diritto Internazionale, 1914, H. 2. Ein „right to 
R 7 — or the indipendence“ wurde übrigens ſchon von 
A 1905 „A treatise of international Law“, S. 350) 
N ppenheim, kurz darauf („International Law“ 
Chp en geltend gemacht. Über das Für und Wider pol. 
EAU ne ti REN zum Ee o EN 
. und K. trupp, „Das völkerrechtliche Delikt“ 
uo duch des Vollerrechts TEL , Stuttgart 1920. © 122 ff. 
nob unferen Abſchnitt VII. 
Nee Nicht aber in anderen Fällen, wie z. B. bezüglich 
ER ie ofriegötechts; vgl. U. Bors i, „Ragione di guerra 
di Die di necessità nel diritto internazionale“, in Rivista 
1 Diritto internazionale, 1916, ©. 485 ff. 


Contra D A 10 710K 
1924, S. 101. Een m onati, „Stato e territorio.“ Rom 
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giſch anzuwenden. Dazu muß aber wiederum unterſucht 
werden, ob eine analogiſche Anwendung in dieſem Falle 
ſtatthaft iſt, und bejahendenfalls, welche Vorausſetzungen 
dabei beachtet werden müſſen. Die Beſtimmungen über das 
Immunitätsrecht ſtellen gegenüber der allgemeinen völker⸗ 
rechtlichen Beſtimmung quisquis in territorio meo est, 
meus subdiuus, eine Sonderbeſtimmung dar. Auf Grund 
der vorhergehenden Ausführungen ſteht feſt, daß die 
Gründe für die Ausnahme ebenſo berechtigt ſind, wie die⸗ 
jenigen der allgemeinen Norm. Demnach dürfen jene 
Sonderbeſtimmungen nicht als juriſtiſche Anomalie be⸗ 
trachtet werden, deren erweiterte Anwendung auf in den 
Beſtimmungen ſelbſt nicht vorgeſehene Fälle, als eine 
Verſchlechterung oder gar Auflöfung, in dieſem Fall der 
Völkerrechtsordnung, aufgefaßt werden müßte. Eine ſolche 
erweiterte Anwendung von Sonderbeſtimmungen muß 
vielmehr als das angeſehen werden, was ſie eigentlich iſt, 
nämlich als eine Abweichung, die in derſelben Logik der 
Handlungen begründet iſt, auf die ſich letzten Endes die 
generelle Norm ſtützt. Die erweiterte Anwendung der 
Sonderbeſtimmungen auf nicht vorhergeſehene Fälle iſt 
alſo nicht nur der Bedeutung des Allgemeinprinzips nicht 
abträglich, das Allgemeinprinzip behält im Gegenteil ſeine 
volle Wirkſamkeit, wie groß auch die Zahl der Fälle ſein 
mag, die feiner Herrſchaft entzogen werden, es ſtellt gerade- 
zu auf Grund der logiſchen Expanſion des Rechts, die ſich 
ſowohl auf die Ausnahme als auf die Regel bezieht, eine 
Vervollkommnung der Rechtsordnung dar 15). 

Die Immunitätsbeſtimmungen haben denn auch ſchon 
unabhängig von der Anwendung auf Beſatzungstruppen, 
in anderen Fällen analogiſche Anwendungen gefunden. 
Man erinnere ſich nur an die Völkerbundsbeamten und 
ſonſtigen, mit völkerrechtlichen Funktionen beauftragten 
Perſonen 12). 

Welche Vorausſetzungen müſſen nun beſonders bei 
der analogiſchen Anwendung der Immunitätsbeſtimmun⸗ 
gen auf die Beſatzungstruppen beachtet werden? 

Es iſt unrichtig, daß die Staaten ſich weigern können, 
diplomatiſche Vertreter eines anderen Staates bei ſich zu 
empfangen, und daß ſie dadurch ſich keiner anderen Rechts⸗ 
folge ausſetzten, als von der Staatengemeinſchaft ausge⸗ 
ſchloſſen zu werden 25). 


Das jus legationis mit dem Sonderrecht der Immu⸗ 
nität ſteht jedem Staat zu. Alle Staaten haben alſo die 
Pflicht, diplomatiſche Vertreter anderer Staaten bei ſich 
zu empfangen. Ganz anders im Falle der Beſatzungs⸗ 
truppen. Hier kann es ſich nur um die Folgen beſonderer 
Abmachungen zwiſchen zwei Staaten oder einer Interven⸗ 
tion handeln, niemals um eine im allgemeinen Völker⸗ 
recht begründete Pflicht eines Staates, fremde Beſatzungen 
bei ſich zu dulden. Dieſer Umſtand iſt für jede analogiſche 
Anwendung der Normen über die diplomatiſche Immu⸗ 
nität auf die Immunität von Beſatzungstruppen von 
größter Bedeutung. Weiter muß beachtet werden, daß, ob⸗ 
wohl die Immunitäten auf den verſchiedenen Staatsge⸗ 
bieten Anwendung finden, ſie doch einzig vom Völkerrecht 


1) Vgl. N. Bob bio, „L'analogia nella logica del 
diritto.“ Torino 1938, S. 170. 

14) Vgl. A. Hammarskjold a.a. O. S. 181—182: 
„il est desormais incontestable que le droit international 
positif reconnait dans une mesure fort large la possibi- 
lite d'accorder des immunites du genre de celles dont 
bénéficient les missions diplomatiques à des personnes, qui 
par definition ne représentent pas des intérêts nationaux, 
mais sont investies de fonctions d'intérêt internatio- 
nal...“ „Toute la question est de savoir si cette recon- 
naissance est devenue suffisamment generale pour qu'on 
puisse conclure à l'existence d'une règle de droit inter- 
national coutumier.“ Der Verf. nimmt dies für einige Klaj- 
ſen von Perſonen an. 

46) Wie z. B. Fauchi lle, „Traité de droit inter- 
national“, Bd. 1, Teil 3, S. 37 behauptet. 
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geregelt werden, und zwar durch allgemeines Gewohnheits⸗ 
recht. Der daraus entſpringenden Unbeſtimmtheit des Ju- 
halts des Immunitätsrechts kann dementſprechend auch 
nicht durch gelegentliche innerſtaatliche Regelungen abge⸗ 
holfen werden 16). Dieſe Unbeſtimmtheit wirkt vielmehr auf 
eine analogiſche Anwendung der Immunitätsbeſtimmun⸗ 
gen erſchwerend. 

Die beſte Umſchreibung des Inhalts des Immunitäts⸗ 
rechts hat Pradier Fodere gegeben: „Die Unabhängigkeit 
der diplomatiſchen Agenten beſteht in dem Recht und der 
Tatſache, der Rechtſprechung und der Gewalt des Staates, 
in dem er anſäſſig iſt, nicht unterſtellt zu fein... Daß 
die Regierung, bei der der Beamte akkreditiert iſt, keinerlei 
Gewalt über ihn hat, daß der diplomatiſche Agent durch 
keine Schikane von der Ausführung der ihm anvertrauten 
Aufgaben abgelenkt werden darf, daß er von dem Herr⸗ 
ſcher, zu dem er entſendet wurde, nichts zu befürchten habe, 
das macht den Inhalt jener Unabhängigkeit aus“ 17). 

Die letzte bei der analogiſchen Anwendung der Immu⸗ 
nitätsbeſtimmungen auf die Beſatzungstruppen zu beach⸗ 
tende Vorausſetzung betrifft die beſondere Bedeutung, die 
der Begriff der Notwendigkeit oder Staatsräſon bei Ak⸗ 
tionen erlangt, die ſich, wie die Intervention, den eigent⸗ 
lichen kriegeriſchen Aktionen erheblich nähern können 18), 
Bezüglich der im Kriegsrecht enthaltenen Verhaltungs⸗ 
maßregeln für die kriegführenden Staaten hat man immer 
wieder geltend gemacht, daß es im totalitären Krieg, in 
dem die Staaten ihre Exiſtenz aufs Spiel ſetzen, durch⸗ 
aus logiſch ſei, wenn die Staaten nur auf ihr eigenes 
Intereſſe bedacht ſind, und daß demnach ihre Handlungen 
in beſonders hohem Maße von dem Faktor Notwendigkeit 
oder Staatsräſon beſtimmt ſind. Damit müßte aber wie⸗ 
derum jede kritiſche Würdigung des Notwendigkeitsbegriffes 
entfallen, mit der Folge, daß die Feſtſtellung der Not⸗ 
wendigkeit der freien, einſeitigen, unkontrollierten Willkür 
den einzelnen Staaten überlaſſen bliebe, wodurch der Not⸗ 
wendigkeitsbegriff nicht mehr mittels eines Kriteriums ge⸗ 
bildet würde, das objektiv in voller Unabhängigkeit von den 
Auffaſſungen der einzelnen Staaten beſtimmt oder beſtimm⸗ 
bar iſt, ſondern ſich in dem Notwendigkeitsverhältnis er⸗ 
ſchöpfte, in dem ſich nach der Einſchätzung eines beſtimm⸗ 
ten Staates eine ſeiner Handlungen zu ſeinen oberſten 
Zielen befände 18). Doch das führt uns auf die vorher an- 
geſtellten Betrachtungen zurück. 


IV. 


Was nun die Handlungen der Beſatzungstruppe be⸗ 
trifft, in denen die Hoheitsgewalt des okkupierenden 
Staates ihren Ausdruck findet, ſo kann kein Zweifel dar⸗ 
über beſtehen, daß auf ſie die Rechtsordnung des okku⸗ 
pierten Staates in keinem Fall angewendet werden kann. 
Sollte der okkupierte Staat in jenen Handlungen eine 
Verletzung der eigenen Rechtsordnung erblicken, ſo kann er 
den okkupierenden Staat nicht auf Grund der eigenen 
Rechtsordnung (des okkupierten Staats), ſondern nur auf 
Grund der Völkerrechtsordnung zur Verantwortung ziehen. 

Nach der bekannten noch vorherrſchenden Triepel⸗ 
Anzilottiſchen Auffaſſung von der abſoluten Getrenntheit 
der Völkerrechtsordnung von den Rechtsordnungen der 
einzelnen Staaten, müſſen alſo die Ausführungen Anzi⸗ 


10) So z. B. in Sowjetrußland 1921. 

1) „Cours de droit diplomatique“, Bd. 2, S. 39; bgl. 
auch P. Fiore, „Agente diplomatico“, in Digesto Ita- 
liano; Genet, „Traité de diplomatie et de droit diplo- 
matique“, Paris 1931; Cavaglieri, „Gli organi esterni 
dello Stato e la loro posizione giuridica“, in Rivista per 
le Scienze giuridiche 1912, ©. 338. 

18) Vgl. den Anfang dieſes Aufſatzes und G. Balla- 
dore Pallier i a.a. O. 

19) Vgl. Breschi, „Volontà e azione nella teoria 
giuridica dello Stato“, in Rivista di Diritto internazio- 
nale, 1915, S. 581. 
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lottis 2°) mit Rückſicht auf unſere Frageſtellung wie folgt 
ergänzt werden: „Das Völkerrecht bindet den Staat, 
inſofern es aus dem Kollektivwillen mehrerer Staaten 
hervorgeht; das ſtaatliche Recht bindet, inſofern es dem 
Willen des Staates entſpringt, diejenigen, die dem Staat 
untertan ſind. Demnach behält für den Fall, daß beide 
nicht übereinſtimmen, jede ihre Wirkſamkeit innerhalb der 
eigenen Sphäre.“ Daraus folgt: Ein hoheitlicher Akt 
(Staatsrecht), der den völkerrechtlichen Beſtimmungen über 
die Stellung von Beſatzungstruppen zuwiderhandelt, hat 
gegenüber der Rechtsordnung des okkupierten Staates den⸗ 
ſelben Wert, den ein völkerrechtlich zuläſſiger hoheitlicher 
Akt des offupierenden Staates hat: die Staatsangehörigen 
des okkupierten Staates müſſen ihm Folge leiſten und die 
Staatsorgane des okkupierten Staates können ſich der Folge⸗ 
leiſtung nicht widerſetzen, obgleich dieſes alles gegen das 
Völkerrecht verſtößt 21). Der okkupierende Staat iſt aber 
völkerrechtlich für einen Akt verantwortlich, der gegen ſeine 
Pflicht gegenüber den anderen Staaten verſtößt. Dieſe 
Vorausſetzung kann eben im äußerſten Fall, wenn materiell 
die Möglichkeit dazu gegeben iſt, auch zum Krieg zwiſchen 
dem okkupierenden und dem okkupierten Staat führen. 

Es wird heute, auf Grund hauptſächlich des Ein⸗ 
fluſſes des amerikaniſchen Rechts auf das Völkerrecht 22), 
allgemein angenommen, daß die Wehrmachtsteile auf dem 
Gebiet des okkupierten Staates auch Akte vollziehen, in 
denen der okkupierende Staat nicht als öffentlich⸗rechtliche 
Perſon auftritt 22). Dieſe Akte betreffen privatrechtliche 
Verhältniſſe; der okkupierende Staat hat bezüglich ihrer 
die Rechtſtellung einer ausländiſchen juriſtiſchen Perſon 
und iſt demnach der Rechtsordnung des okkupierten Staates 
unterſtellt. Die Gerichte dieſes letzteren ſind für die Strei⸗ 
tigkeiten, die aus den Rechtsverhältniſſen zwiſchen der 
ausländiſchen juriſtiſchen Perſon: okkupierender Staat und 
den Angehörigen des okkupierten Staates entſtehen, zu⸗ 
ſtändig. Doch hier ſpielt das Immunitätsprinzip wieder⸗ 
um mit hinein in Geſtalt einer prozeſſualen Ausnahme: 
die Beſatzungstruppen genießen auch dann, wenn fie 
privatrechtliche Beziehungen mit den Angehörigen des 
okkupierten Staates eingehen, eine beſondere Immunität, 
auf Grund derer ſie den lokalen Gerichten nicht unter⸗ 
worfen ſind. 

Eine beſondere Betrachtung muß dem Verwaltungs⸗ 
und Polizeirecht des okkupierten Staates gewidmet wer⸗ 
den. Es wird nämlich mit Recht darauf hingewieſen, daß 
das Prinzip: quisquis in meo territorio est, meus 
subditus vornehmlich auf jene Rechtsgebiete anwendbar 
iſt, in denen ſich die Territorialgewalt beſonders verkör⸗ 
pert, alfo eben auf das Verwaltungs und Polizeirecht. 
Dementſprechend ſind auch die Organe eines fremden 
Staates auf Grund geltenden Völkerrechts allen terri⸗ 
torialen Verwaltungsnormen und Polizeibeſtimmungen 
unterworfen 24). 


z0) „Corso di diritto internazionale.“ Roma 1915, 
S. 34/35. In den folgenden Auflagen iſt dieſe Stelle vom 
Verf. in anderer Form behandelt worden. 

) Baldoni a.a. O. S. 117 Anm. ſpricht bei anderer 
Gelegenheit von einer „logiſchen Beſchränkung der Anwen⸗ 
dungsſphäre der innerſtaatlichen Rechtsordnung“. 

22) Das geht beſonders klar aus der Darſtellung hervor, 
die G. G. Phillimore vom amerikaniſchen Recht im Rah⸗ 
men einer Unterſuchung über die Immunität des Staates vor 
den Gerichten fremder Staaten gibt. Vgl. „Immunité des 
Etats au point de vue de la juridiction ou de l'exécution 
forcée“, in Recueil des Cours de l'Académie de Droit In- 
ternational, 1925, III, S. 439, bej. S. 445. 

2) Vgl. die von Bo rin d. a. O. S. 189 Anm. u. S. 190 
Anm. 1—6, ſowie die don Bosco, „Lo stato attuale della 
questione dell’esenzione degli Stati esteri dalla giurisdi- 
zione interna“, in Rivista di Diritto internazionale, 1929, 
S. 35 und 39 zitierten Autoren. 

2) Vgl. C. Hurst, „Les immunites diplomatiques“, 
in Recueil des Cours de l'Académie de Droit internatio- 
nal“, 1926, Bd. 2, S. 172. 
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In der völkerrechtlichen Literatur umſtritten iſt da⸗ 
gegen die analogiſche Anwendung dieſes Satzes auf die 
Beſatzungstruppen. Will man die ſich daraus ergebende 
Ungewißheit zu überwinden verſuchen, ſo kann nur auf den 
Rechtsgrund der Beſetzung des okkupierten Landes zurück⸗ 
gegriffen werden. Iſt diefer ein völkerrechtlicher Vertrag 
und iſt in dieſem nichts Gegenteiliges vorgeſehen, dann 
muß das Verwaltungsrecht und das Polizeirecht des okku⸗ 
pierten Staates als auf die Beſatzungstruppen anwendbar 
angeſehen werden, andernfalls, beſonders wo es fih um 
gewaltſame Intervention handelt, werden die Handlungen 
der Beſatzungstruppe durchweg als Handlungen anzuſehen 
ein, in denen die Hoheitsgewalt des okkupierenden Staats 
ren Ausdruck findet und die deshalb ohnehin der Rechts⸗ 


ordnung des okkupierten Staates nicht unterworfen ſind. 


Einen Sonderfall hiervon bilden wiederum die von 
der Beſatzungstruppe eingegangenen privatrechtlichen Ber- 
gältniſſe, auf die das Verwaltungs⸗ oder Polizeirecht 25) 
des okkupierten Staates Anwendung finden könnte. Auch 
bier muß auf die grundſätzliche Anwendbarkeit des Verwal⸗ 
zungsrechts und des Polizeirechts des okkupierten Staates 
auf Die von der Beſatzungstruppe eingegangenen Rechts⸗ 
verhältniſſe geſchloſſen werden. Die Immunität, auf Grund 
erer die Beſatzungstruppe den lokalen Gerichten nicht 
anterworfen iſt, behält indeſſen auch hier ihre volle Wirk⸗ 
ſamkeit. Es ergeben ſich aber noch eine Reihe von 
Schwierigkeiten. 

Einmal hat ſich in der Staatenpraxis die Gewohnheit 
herausgebildet, ſoweit es fih um Streitigkeiten handelt, 
te auf das Eiſenbahnweſen Bezug haben, auf die Immu⸗ 
"tät vor den fremden Gerichten zu verzichten. Iſt eine 
Beſaßungstruppe auf dem Gebiet des okkupierten Staates 
in ſolche Streitigkeiten verwickelt, fo wird zu beachten ſein, 
b ſie auf Grund von Handlungen entſtanden find, in 
en die Hoheitsgewalt des okkupierenden Staates Aus⸗ 
8 gefunden hat, in welchem Fall jegliche Anwendung 
er Rechtsnormen des okkupierten Staates ohne weiteres 
Assgeſchloſſen ift. Andernfalls verzichtet nicht das Organ 
Heſatungstruppe, ſondern der okkupierende Staat auf fein 
Privileg. Zu einem ſolchen Verzicht iſt er berechtigt, weil 
es in feiner Macht ſteht, zu beurteilen, ob ſeine Souverä⸗ 
galt durch die Unterwerfung unter die fremde Gerichts⸗ 
zarkeit verletzt wird oder nicht 26). Dementſprechend iſt auch 
die Bildung eines Gewohnheitsrechts möglich, das zu 
rem Zwang zum Verzicht führt. Die Frage ift nur, ob 
Fr dieſem Fall der Streitigkeiten zwiſchen Staaten, die 
puf das Eiſenbahnweſen Bezug haben, ein ſolches Gewohn⸗ 
recht entſtanden ift, oder ob es fih nur um eine 
axis im Staatenleben handelt, der noch die Überzeugung 
een Staaten fehlt, zu einem derartigen Verzicht 
. Fiet zu fei } i = 
ziehen iit zu ſein, welch letztere Anſicht wohl vorzu 

Bezüglich der von der Beſatzungstruppe eingegange⸗ 

en Privatverhältniſſe, auf die das Verwaltungs⸗ und 
eraltze recht des okkupierten Staates Anwendung findet, 
der bt ſich noch die Frage, wie es ſich diesbezüglich mit 
x Unterſcheidung zwiſchen den Staaten verhält, nach 

en Verwaltungsrecht beſondere Gerichte über die Ver⸗ 


letzung der Rechte und Intereſſen der einzelnen durch die 


bantlehen Verwaltungsorgane und die dadurch entſtehen⸗ 
rn Bi 72 . 
— Euſſchädigungsanſprüche urteilen, und den anderen 
) über x Autoren, die für die Immunität der diplo- 
- genten gegenüber den olizeiverordnungen ein⸗ 
treten p . Tos i Bellucci 8 S. 314. 
ehe Fedozzi, „Gli enti collettivi nel diritto 
6888 ai onale privato“, Verona 1897; ders.: „Diritto pro- 
5910 ® Civile internazionale“, Bologna 1905; Anz i- 
Ballen? „Il „iritto internazionale nei giudizi interni.“ 
5 E 1895; van Praag, „Jurisdiction et droit inter- 
en a public.“ Den Haag 1915; Morelli, „La sen- 
cessualeefndsionale. Padova 1931; derf.: „Il diritto pro- 
-Suale civile internazionale.“ Padova 1938. 
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Staaten, die dem Staat diesbezüglich keinerlei Vorrechte 
einräumen und die angedeuteten Fälle ebenfalls der ordent- 
lichen Gerichtsbarkeit unterwerfen. 

Hier muß wieder auf die grundlegende Trennung von 
der Völkerrechtsordnung und den Rechtsordnungen der 
einzelnen Staaten hingewieſen werden, derzufolge Staaten 
auf Grund ihrer eigenen Rechtsordnung ſich des Vor⸗ 
rechts entkleiden können, beſondere Verwaltungsgerichte 
einzuſetzen und auf Grund des Völkerrechts doch weiter 
Immunität vor den fremden Gerichten genießen. 

Dieſes Prinzip iſt heute von beſonderer Bedeutung, 
weil z. B. die ſkandinaviſchen Länder und Holland keine 
Verwaltungsgerichte haben. Ohne die Einwilligung des 
okkupierenden Staates können diefe Staaten alfo trotzdem 
nicht das Recht für ſich beanſpruchen, den okkupierenden 
Staat als ſolchen oder ſeine Organe ihrer Rechtſprechung 
zu unterwerfen 27). 

Eine weitere Schwierigkeit erwächſt aus der Recht⸗ 
ſprechung in gewiſſen Staaten, derzufolge das Prinzip 
der Unabhängigkeit anderer Staaten von der lokalen 
Rechtſprechung dann nicht verletzt wird, wenn es ſich 
um eine Verantwortung des fremden Staates handelt, die 
ſich auf Handlungen privatrechtlicher Natur bezieht. In 
dieſem Sinne haben die italieniſchen und in einigen 
Fällen auch die belgiſchen und rumäniſchen Gerichte ge⸗ 
handelt. Die italieniſchen Gerichte haben auf Grund ſolcher 
Unterſcheidung ſogar in Italien befindliche Güter fremder 
Staaten entäußert. Beſonders in der älteren völkerrecht⸗ 
lichen Literatur ſind einige Autoren dieſer Anſicht bei⸗ 
getreten, ſoweit ſie ſich auf die analogiſch geſtellte Frage 
der Unterſcheidung einer politiſchen und einer privaten 
Tätigkeit bei den diplomatiſchen Agenten bezieht 28), an⸗ 
dere Autoren haben ſie, beſonders in jüngerer Zeit, ent⸗ 
ſchieden bekämpft 2). Sicher ift, daß fih der Möglichkeit 
einer ſolchen Entſcheidung große Schwierigkeiten entgegen⸗ 
telen zo), und daß darin der Hauptgrund für ihre Unhalt⸗ 
barkeit zu ſehen iſt. 

Damit kommen wir zu dem Problem der Exiſtenz 
völkerrechtlichen Normen, die ſich auf die Rechtsſtellung der 
Beſatzungstruppen gegenüber den ſteuerlichen Beſtimmun⸗ 
gen des okkupierten Staates beziehen. Die Exiſtenz ſolcher 
Normen muß verneint werden. Tatſächlich iſt eine ent⸗ 
ſprechende Immunität der Beſatzungstruppen meiſtens 
erſt auf Grund eines Vertrages anerkannt worden, 
woraus geſchloſſen werden kann, daß ſie andernfalls 
nicht beſtanden hätte. Auch die analogiſche Anwendung 
der für die diplomatiſchen Agenten geltenden völker⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen, kann uns hier nur wenig 
helfen, denn mit geringen Ausnahmen 31) erkennen die 
Autoren keine völkerrechtliche Pflicht der Staaten an, den 
diplomatiſchen Agenten fremder Staaten ſteuerrechtliche 
Immunität zu gewähren, was auch durch verſchiedene 
andere Umſtände beſtätigt wird, ſo z. B. durch die Forde⸗ 
rung der Gegenſeitigkeit zwecks Gewährung ſteuerrechtlicher 
Immunität an Diplomaten oder die ſicher auszuſchließende 
Steuerfreiheit von Kriegsſchiffen in den Territorialge⸗ 
wäſſern fremder Staaten 52). 


2) Phillimore a. d. O. S. 425. 

28) Vgl. die Aufzählung bei Tosi Bellucci a.a. O. 
S. 336—337, Anm. 2. A 

20) Vgl. die Aufzählung bei L. Marmo, „La con- 
dizione giuridica degli inviati diplomatici cittadini dello 
Stato accreditatario“, in Rivista di Diritto internazionale, 


1940, H. 1, ©. 63—64. 
ſchon Tosi Bellucci a. a. O. 


30) Vgl. darüber 
S. 336. 

3) Vgl. O. Buehler, „Les accords internationaux 
concernants la doubla imposition et l’&vasion fiscale“, in 
Recueil des Cours de l'Académie de Droit international, 
1936, Bd. 1, S. 458, und Scheinbar auch A. Hamarskjold 
a. a. O. S. 188—184. 

) So Bald oni d. a. O. S. 108, zit. bei Borin a. d. 
De e 
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V. 


Wir kommen damit zu der Behandlung der rechtlichen 
Probleme, die die Güter, die in einem beſtimmten Rechts⸗ 
verhältnis zur Beſatzungstruppe ſtehen, betreffen. Es han⸗ 
delt fidh hier um die kurzweg reale Exterritorialität ge- 
nannte Form der Immunität, die ſich, ſoweit ſie ſich auf 
die Diplomatie bezieht, in der Immunität der in Betracht 
kommenden Güter von der Rechtſprechung des Akkreditatar⸗ 
ſtaats und in dem allgemeinen Verbot für dieſe Hoheits⸗ 
akte gegenüber jenen Gütern vorzunehmen äußert. 


Die reale Exterritorialität wurde von den älteren 
Autoren 33) als eine Fiktion 34) angeſehen, derzufolge alfo 
das betreffende Gut, z. B. das Botſchaftsgebäude, als 
außerhalb des Gebietes des Akkreditatarſtaates befindlich 
angeſehen werden mußte. Heute wird die reale Exterri⸗ 
torialität allgemein als ein zwiſchen durch Immunität 
geſchützten Perſonen und gewiſſen Gütern beſtehendes 
Rechtsverhältnis angeſehen 35). In dieſem Sinne haben 
auch das deutſche Reichsgericht und der italieniſche Kaſſa⸗ 
tionshof entſchieden 36). 

Der Begriff des Rechtsverhältniſſes iſt aber nun 
ſchon in den internen Rechtsordnungen der einzelnen 
Staaten kein feſt umſchriebener. Zwiſchen den ſtrengen 
Analytikern, die alle Rechtsphänomene in individuelle 
Rechtsverhältniſſe zwiſchen einzelnen Rechtsſubjekten auf⸗ 
löſen möchten, und denjenigen, die unter Rechtsverhältnis 
nur den Schutz des Intereſſes an dem ausſchließlichen Genuß 
gewiſſer Güter verſtehen, iſt ein weiter Spielraum. 

In der Völkerrechtsordnung ergeben ſich dieſelben 
Schwierigkeiten. Auch die reale Exterritorialität kann als 
Rechtsverhältnis eines Völkerrechtsſubjekts (nämlich des 
akkreditierenden oder okkupierenden Staates) mit allen 
anderen Völkerrechtsſubjekten ausgelegt werden. 


Mit dem rechten Wirklichkeitsſinn betrachtet, ſtellt das 
Rechtsverhältnis größtenteils dieſelben Phänomene des 
ſubjektiven Rechts dar, jedoch in weiter ausgreifender Vor⸗ 
ſtellung, denn es zeigt einerſeits dieſe Phänomene in ihren 
gleichzeitigen Perſonifikationen in den verſchiedenen Sub⸗ 
jekten und gibt gleichzeitig den Faden zu erkennen, durch 
den die aufeinanderfolgenden Zuſtände einer beſtimmten 
Verhältnislage und ihrer zeitlichen Veränderungen anein⸗ 
andergebunden ſind. Letzthin wird im Begriff des Rechts⸗ 
verhältniſſes die Verſchiedenheit der Akzidentien mit der 
gleichbleibenden einheitlichen Grundſubſtanz des Rechtsver⸗ 
hältniſſes verbunden 37). 

Infofern er feine Wurzeln in einer präjuridiſchen 
Vorſtellung hat, iſt dieſer Begriff des Rechtsverhältniſſes 
beſonders für das Völkerrecht ſehr nützlich, ja für die Dar⸗ 
ſtellung gewiſſer Rechtsphänomene unerſetzlich. Darunter 
fällt auch die reale Exterritorialität, weil das zwiſchen den 
durch Immunität geſchützten Perſonen und den Gütern be⸗ 
ſtehende Verhältnis nicht immer ein Rechtsverhältnis im 
engeren Sinne des Wortes genannt werden kann. Es genügt, 


33) Vgl. einige Angaben bei Borin a. a. O. S. 197 
Anm. 3. 

34) Vgl. darüber mein „II Nazionalsocialismo“, Pa- 
lermo 1940, S. 155 ff. und die dort genannten Autoren. 

35) Zuerſt Clunet, „La question de la validité en 
France des mariages celebres dans les ambassades ou les 
legations étrangères“, in Journal de Droit international 
privé, 1921, S. 815: „La fiction de l’exterritorialit& du sol 
de l’hötel de l'ambassade est aujourd'hui très atteinte. 
Sans doute la règle de l’immunite diplomatique est plus 
que jamais observée, mais c'est à la personne même des 
representants étrangers que, dans les idées actuelles, sont 
attachés les privilèges et exemptions. L’hötel de l'ambas- 
sade n'est pas un territoire étranger.“ Weitere Autoren bei 
Borin ad. d. O. S. 188, Anm. 5 und S. 198, Anm. 3. 

36) Vgl. C. Hurst a. a. O. S. 147 und 149, 

7) Enrico Redenti, „Profili pratiei di diritto 
processuale civile.“ Milano 1938, S. 19. 
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daß die in Betracht kommenden Güter für die Durchfüh⸗ 
rung der Aufgaben notwendig ſind, die die durch Immu⸗ 
nität geſchützten Perſonen auszuführen haben, damit von 
einer realen Exterritorialität die Rede ſein kann. Wollte 
man jene Güter der Rechtſprechung des Akkreditatarſtaats 
bzw. des okkupierten Staates unterſtellen, ſo würde da⸗ 
durch ohne weiteres die freie Ausübung der Amtspflichten 
für die durch Immunität gedeckten Perſonen behindert 
werden, womit das ganze Inſtitut der Immunität hin⸗ 
fällig würde. 

Mit Bezug auf die Beſatzungstruppen gelten demnach 
die Flächen und Gebäude, die den Truppen als Unterkunft 
dienen oder als Amtsſitz für die verſchiedenen Dienſt⸗ 
leitungen, ſowie alle dazugehörigen beweglichen Güter 
auf Grund des Völkerrechts als immun 38). 


Die reale Exterritorialität bringt aus den angegebe⸗ 
nen Gründen weiter die Pflicht für den okkupierten Staat 
mit ſich, gegenüber den Gütern, auf die dieſe ſich aus⸗ 
dehnt, ſich jeder Handlung zu enthalten, durch die ſeine 
Hoheitsgewalt zum Ausdruck käme, was zur Unverletz⸗ 
lichkeit (inviolabilité) dieſer Güter führt. 

Auf Grund der oben bei der Betrachtung der Bedeu⸗ 
tung der Analogie im Recht gemachten Feſtſtellungen 3), 
muß jede Möglichkeit der analogiſchen Ausdehnung der 
Fälle, in denen der Akkreditatarſtaat berechtigt iſt, die 
diplomatiſche Immunität nicht zu achten, auf die Immu⸗ 
nität der Beſatzungstruppen und die entſprechende reale 
Immunität verneint werden. 

Bezüglich des Aſylrechts fehlt es ebenfalls an ſpe⸗ 
ziellen völkerrechtlichen Normen über ſeine Gewährung 
ſeitens der Beſatzungstruppen. Hier müſſen die Beſtim⸗ 
mungen über die Gewährung des Aſylrechts auf Kriegs⸗ 
ſchiffen analogiſch angewendet werden “). Demnach kann 
politiſchen Verbrechern Aſyl gewährt werden, dagegen ſind 
die Organe des okkupierten Staates berechtigt, die Her⸗ 
ausgabe gewöhnlicher Verbrecher, die bei der Beſatzungs⸗ 
truppe Zuflucht gefunden haben, zu fordern. Die für die 
Fälle der Auslieferung von Staat zu Staat vorgeſehenen 
Beſtimmungen finden keine Anwendung, was auf Grund 
der Hinfälligkeit der Fikteon der Exterritorialität durchaus 
logiſch iſt. 

Eine Ausnahme bildet der Fall, in dem ein Ange- 
höriger der Beſatzungstruppe ein gewöhnliches Verbrechen 
auf dem Gebiet des okkupierenden Staates begeht und dann 
bei ſeiner Truppe Zuflucht ſucht. Sobald es der Militär⸗ 
perſon gelungen iſt, ſich der Feſtnahme durch die Organe 
des okkupierten Staates zu entziehen, iſt das Prinzip der 
Unterwerfung der Militärperſon unter die Befehlsgewalt 
des Kommandanten ſtärker als das Recht des okkupierten 
Staates, die auf ſeinem Gebiet begangenen Verbrechen zu 
beſtrafen. Eher als von einer analogiſchen Anwendung der 
Beſtimmungen über die Gewährung des Aſylrechts auf 
Kriegsſchiffen handelt es ſich hier u. E. um die Anwen- 
dung des völkerrechtlichen Prinzips der Effektivität der 
Rechtsordnungen der einzelnen Staaten 41). Es iſt dieſes 
eine Vorausſetzung für die Gültigkeit der innerſtaatlichen 
Rechtsordnungen, welche verwirklicht werden, d. h. ſich in 
Tatſachen umſetzen müſſen, um ihre Gültigkeit zu behalten. 
Für das Völkerrecht iſt in dieſem Fall die Effektivität einer 
innerſtaatlichen Rechtsordnung ſchon dann nicht mehr ge⸗ 
geben, wenn ſie keine Verwirklichung gefunden hat, bevor 
die betreffende Tatſache unter eine andere innerſtaatliche 


36) Bezüglich der Güter, auf die ſich die diplomatische Im⸗ 
munität ausdehnt, vgl. C. Hurst a. a. O. S. 161 ff.; bzgl. 
der Schiffe, Baldoni a. a. O. S. 140 und 180 ff.; vgl. auch 
P. Fiore, „Il diritto internazionale codificato.“ Torino 
1900, S. 202 ff. 

30) Vgl. Abſchnitt III. 
40) Vgl. Baldoni a. a. O. S. 207 ff. und 219 ff. 
4 4 iBa doni a. a. O. S. 211 ff. Borin d. a. O 
201. 
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Rechtsordnung — die Befehlsgewalt nämlich des Befehls⸗ 
habers der okkupierenden Truppen — ſubſumiert wird 2a): 
„In dieſem Zuſammenhang müſſen auch die Angriffe 
der Preſſe des okkupierten Staates auf die Beſatzungs⸗ 
truppe erwähnt werden. Soweit es fich um Regierungs- 
blätter handelt, beſtehen keine Schwierigkeiten. Die Re⸗ 
gierung eines Affreditatarftantes, in dem Preſſefreiheit 
Jerrſcht, kann auf Grund des allgemeinen Völkerrechts 
nicht für die Artikel verantwortlich gemacht werden, 
die Angriffe auf die akkreditierende Regierung oder 
ihre diplomatiſchen Organe enthalten. Dieſe Beſtimmung 
aun aber in dieſer Form nicht ohne weiteres auf den 
okfupierten Staat angewandt werden, zumal auch bezüglich 
der Beleidigung von Diplomaten durch die Preſſe für 
Zeiten, in denen die öffentliche Meinung erregt iſt, dem 
Aktreditatarſtaat beſondere Verpflichtungen zum Schutze 
der Diplomatie erwachſen ). Dieſe beſonderen Voraus⸗ 
zungen werden im Falle einer Okkupation meiſtens ge⸗ 
geben ſein, und kraft Analogie zu entſprechenden Ver⸗ 
pflichtungen des okkupierten Staates führen. 

Zum Schluß muß noch einmal darauf hingewieſen 
erben, daß die reale Erterritorialität, wie fon erwähnt, 
ſich auch als ein Rechtsverhältnis zwiſchen dem Völker⸗ 
zechtsſubjekt: okkupierender Staat und allen anderen 
Völkerrechtsfubjekten, alſo nicht nur dem okkupierten Staat, 
zarſtellt. Das ift beſonders bezüglich der Wahrung der 
Srterritorialitätsrechte von Bedeutung, die denjenigen 
Staaten zukommen, die mit dem okkupierenden Staat im 
Ariegszuſtand ſich befinden, auf dem Gebiet des okku⸗ 
pierten Staates jedoch Geſandtſchaften hatten. Auch die 
Staatenpraxis im gegenwärtigen Kriege hat erwieſen, daß 
ie Staaten auch in dieſem Fall die Exterritorialrechte zu 
achten gewillt find ). 


VI. 

A Die letzte Frage, die die rechtliche Stellung von Be⸗ 
ſaßungstruppen betrifft, ift diejenige der Stellung der ein⸗ 
delnen Angehörigen der Beſatzungstruppe. Genießen dieſe 
mit anderen Worten Immunität gegenüber der Rechts⸗ 
brönung des okkupierten Staates? Daß dies nicht in un⸗ 

eſchrankter Weiſe der Fall ift, geht ſchon aus dem vorher 

eſagten hervor. Andererſeits erfüllt jeder Wehrmachts⸗ 

Grbebörige des okkupierenden Staates eine Aufgabe zur 
biet chung der militäriſchen Ziele auf dem fremden Ge⸗ 
52 Das ſetzt voraus, daß der offupierende Staat frei über 

tefe Individuen verfügen können muß, was zu einer ent⸗ 

rechenden Einſchränkung der lokalen Souveränität eben 
urch die Gewährung von Immunitäten führt. 

16, Ob man nun die Exiſtenz eines völkerrechtlichen Prin⸗ 
um „ne impediatur officium“ 4e) annimmt, oder wieder⸗ 
E auf die Analogie zur diplomatiſchen Immunität zu⸗ 
5 greift, was u. E. vorzuziehen iſt, führt praktiſch zu 

emſelben Ergebnis. 

J, Im einzelnen ift das 
yblomatifchen Agenten vor 
Atreditatarſtaates allgemein 

60 über die gänzlich verſchiedene Bedeut der Effet 

Inge e ledene edeutun er ek⸗ 
Myat und Wirkſamkeſt der Geſetze innerhalb bee innerjtaat- 

10 Ordnung vgl. O. Esposito: Art.: „Legge“, in 

vo Digesto Italiano, Bd. 7, S. 734. 
ton C. Hurst a. a. O. S. 133 ſpricht nur von einer 
regelrecht en correcte“, aber es darf wohl die Exiſtenz einer 

a — Bolkerrechtsnorm angenommen werden. 
ſandtſchaft ; bezüglich der engliſchen und franzöſiſchen Ge⸗ 
1 1 in Oslo nach der Beſetzung durch Deutſchland, 
die Bee Hi contrario auch erſichtlich iſt, daß Deutſchland 
ſieht. zung Norwegens nicht als kriegeriſche Beſetzung an⸗ 


Autoren. Ol. Borin d. a. O. S. 210 und die von ihm zit. 
al. C. Hurst g a. O. S. 175 ff. und die dort be- 
un i Fälle. Vgl. auch unſere Ausführungen oben in Ab- 


Prinzip der Immunität der 
der Zivilrechtſprechung des 
anerkannt 4). Eine analo- 
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giſche Anwendung desſelben auf die Angehörigen von Be⸗ 
ſatzungstruppen entbehrt indeſſen jeder Begründung. Eine 
zivilrechtliche Immunität der einzelnen Angehörigen der 
Beſatzungstruppe vor den Gerichten des okkupierten Staates 
iſt deshalb abzulehnen. Anders bezüglich des Strafrechts 
des okkupierten Staates. Es wäre gewiß falſch, anzu⸗ 
nehmen, daß die ſtrafrechtlichen Normen des offupierten 
Staates nicht auch an die Mitglieder von Beſatzungs⸗ 
truppen adreſſiert ſeien. Das geht ſchon daraus hervor, 
daß die Immunität mit der Auflöſung des Dienſtverhält⸗ 
niſſes des Wehrmachtsangehörigen erliſcht, und daß ſtraf⸗ 
rechtliche Urteile wegen gemeinen Verbrechens gegen den 
Deſerteur einer Beſatzungstruppe auch dann von den Be⸗ 
hörden des okkupierten Staates vollſtreckt werden, wenn 
jene Verbrechen vor der Defertion begangen worden ſind. 
Es kommt alſo nur eine analogiſch angewendete Immu⸗ 
nität vor der Rechtſprechung in Frage 4). 


Ohne weiteres einleuchtend dürfte ſein, daß von einem 
Angehörigen der Beſatzungstruppe in Ausführung eines 
erhaltenen Befehls begangene Verbrechen ohne weiteres zur 
völkerrechtlichen Verantwortung des okkupierenden Staates 
führen. Dieſer Punkt verdient indeſſen ein etwas eingehen⸗ 
dere Beleuchtung. Während nämlich auf zivilrechtlichem 
Gebiet die Unterſcheidung zwiſchen den Rechtsverhältniſſen, 
in denen der okkupierende Staat als Partei erſcheint, und 
denjenigen, in denen nur ein einzelner Angehöriger der 
Beſatzungstruppe Partei iſt, in allen Fällen leicht durch⸗ 
zuführen iſt, kann von einer ſolchen Entſcheidung auf 
ſtrafrechtlichem Gebiet ſchon deshalb gar nicht die Rede 
ſein, weil ſtrafrechtliche Normen ſich nicht an abſtrakte 
juriſtiſche Perſonen, wie den Staat, wenden, ſondern einen 
natürlichen Willen und entſprechende Handlungsfähigkeit 
vorausſetzen. 


Dieſes Prinzip der natürlichen Deſtinatare des Straf⸗ 
rechts iſt gewiß ein innerſtaatliches, obgleich es von den 
Völkerrechtlern vielfach, wie wir noch näher ſehen werden, 
auf völkerrechtliche Verhältniſſe angewendet wird. Es iſt 
ſogar ſo, daß es ſelbſt im innerſtaatlichen Recht nicht zu 
den Fundamentalregeln in dem von mir entwickelten Sinne 
gerechnet werden kann 48); es liegt vielmehr völlig im 
ſtaatlichen Willensbereich, auch juriſtiſchen Perſonen die 
Strafrechtsfähigkeit zuzuerkennen. Daß dieſes in den mei⸗ 
ſten Fällen nicht geſchehen iſt 4), hat in zumeiſt äußer⸗ 
lichen Umſtänden ſeine Begründung. Zum Schutze der 
Rechte Dritter gegen Verletzungen ſeitens juriſtiſcher Per⸗ 
ſonen werden die privatrechtlichen und verwaltungsrecht⸗ 
lichen Sanktionen als hinreichend angejehen. Die Anwend⸗ 
barkeit des Prinzips der natürlichen Deſtinatare des 
Strafrechts im Völkerrecht erſcheint indeſſen recht disku⸗ 
tabel, wenn man z. B. an das Verbrechen der Spionage 
denkt. Die meiſten Völkerrechtler umgehen dieſen Fall, 
indem ſie annehmen, der die Strafgewalt ausübende 
Staat betrachte das der Spionage beſchuldigte Individuum 
zunabhängig von dem Organverhältnis zwiſchen dieſem 
Individuum und dem Staat, deſſen Befehle es aus⸗ 


41) Aus dieſen jelben im Text angegebenen Gründen iſt 
auch die Anſicht Grispignis („Corso di diritto penale.“ 
Padova 1932, Bd. 1, S. 435 und 438 ff.), daß es ſich ſtatt 
um Immunität vor der Rechtſprechung in dieſen Fallen um 
einen Ausſchluß der Strafanwendung aus perſonellen Grün⸗ 
den (causa di esclusione personale della pena) handle, un- 
haltbar. 

46) Vgl. mein „Diritto costituzionale e diritto corpo- 
rativo“, in Studi giuridici per Santi Romano. 1940. 

„ Bal. bzgl. Italiens mit Bezug auf das neue Straf⸗ 
geſetzbuch: Vincenzo Manzin i, „Trattato di diritto 
penale italiano“, Bd. 1, 1933, S. 477 ff., und vordem Flo- 
rian, „Dei reati e delle pene.“ Milano 1906, S. 177 und 
275; Cevelotto, „I sindacati e il diritto, penale“, in 
Seuola Positiva 1921, ©. 175; Carlo Corsonello, 
„Imputabilitä delle persone giuridiche“, in Rivista Penale, 
1927, S. 439. 
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führt“ 50). Es ift aber kein Grund für eine ſolche Igno⸗ 
rierung erſichtlich, zumal das Völkerrecht bekanntermaßen 
nicht nur diejenigen Individuen als Organe des Staats 
betrachtet, denen eine ſolche Qualität auf Grund inner⸗ 
ſtaatlichen Rechts zuſteht, ſondern alle Perſonen, die eine 
Tätigkeit ausüben, die irgendwie zu den Beziehungen der 
Staaten in Verbindung ſteht 1). Die Annahme der Unter- 
werfung eines Staates unter die Strafrechtsordnung eines 
anderen iſt in dieſem Falle befriedigender. 


VII. 

De jure concendo wäre hinzuzufügen, daß die ſcharfe 
Kritik, der der Begriff der Staatsperſönlichkeit in der 
letzten Zeit beſonders in Deutſchland ausgeſetzt worden 
iſt be), völkerrechtlich zumindeſt dahin ſich auszuwirken be- 
ſtimmt iſt, einem fremden Staat, nicht als juriſtiſche Per⸗ 
ſon, ſondern als Volksgemeinſchaft betrachtet, noch in an⸗ 
deren Fällen als denjenigen der Spionage, die Strafrechts⸗ 
fähigkeit in der Rechtsordnung anderer Staaten zuzuer⸗ 
kennen. Eine Anwendung auf Verbrechen, die von militä⸗ 
riſchen Organen in Ausführung militäriſcher Gewalt in 
okkupierten Ländern begangen werden, käme dann inſofern 
in Betracht, als eine Art Kollektivverantwortung einer 
Volksgemeinſchaft vor der Strafrechtsordnung einer an⸗ 
deren Gemeinſchaft in Kraft träte. 

Ein ſolches Prinzip wäre ſowohl mit dem am inner⸗ 
ſtaatlichen Recht gemeſſen, niedrigeren Niveau des Völker⸗ 
rechts zu vereinbaren, beſonders was die immerhin an 
das Kriegsrecht angrenzenden Normen über das Recht 
der Beſatzungstruppen betrifft, als auch mit der Auffaſ⸗ 
fung der Staatsgemeinſchaft als Inſtitution 5°). Dieſe letz⸗ 


5) Z. B. Baldoni a. a. O. S. 168. 

51) Vgl. Santi Romano, „Corso di diritto inter- 
nazionale.“ Padova 1933, S. 207 und bef. 271; (ich zitiere 
nach der vorletzten Auflage); über allgemeinere Fragen Jep, 
„Politiſche Handlungen Privater gegen das Ausland und das 
Völkerrecht.“ 1923. 

62) Ich habe diefe Kritiken für den italieniſchen Lefer in 
meinem: „Il Nazionalsocialismo“ d. d. O. Kap. 10 zufam- 
mengefaßt. 

5) S. Romano d. d. O. S. 5 und derſ.: „Ordinamen- 
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[Deutſches Recht ver. mit JW. 


tere Auffaſſung bedingt allerdings die Aufgabe nicht nur 
der individualiſtiſchen, ſondern auch der univerſaliſtiſchen 
Vorurteile bezüglich des Rechtsbegriffs an ſich, der dann 
nicht mehr auf den Willen oder die allgemeine Norm be⸗ 
gründet werden könnte, ſondern auf die Tatſache an ſich 
der Gemeinſchaft “). Dieſe rechtsbegründende Gemeinſchaft 
ſtellt dann auch für die Völkerrechtsordnung das norma⸗ 
tive Faktum dar. Der Volksgemeinſchaft als normatives 
Faktum des innerſtaatlichen Rechts entſpricht die Menſch⸗ 
heitsgemeinſchaft als normatives Faktum des Völker⸗ 
rechts 55). Dieſe Menſchheitsgemeinſchaft als berufenen 
Hüter des Völkerlebens zumindeſt für Europa zu ſchaffen, 
iſt die letzte Aufgabe der großen europäiſchen Revolution, 
in derem Fluß wir alle ſtehen. 

Die Menſchheitsgemeinſchaft als normatives Faktum 
anzuſehen, iſt deshalb keine Übertreibung. Greifen wir nun 
auf die aus der vorſtehenden Darſtellung ſprechende Er⸗ 
fahrung zurück, ſo erſcheint die heutige völkerrechtliche Ord⸗ 
nung doch bis zu einem gewiſſen Grade von der einſeitigen 
Abſchätzung des Notwendigkeitsbegriffs, der ohne objek⸗ 
tiven, d. h. rechtlichen Wert iſt, ſeitens der Staaten ab⸗ 
hängig. Die Gemeinſchaft, die die europäiſche Revolution 
zu ſchaffen im Begriff iſt, wird ein normatives Faktum 
von der Art ſein, das nicht einmal jenen letzten Reſt des 
Begriffs der Notwendigkeit, der ſich im innerſtaatlichen 
Recht als Notwehr erhalten hat, in ſeinem Gefüge duldet. 


to giuridico“, 1918, beſ. S. 88 (von dieſer Arbeit iſt kürz⸗ 
lich eine deutſche Ausgabe erſchienen). Im allgemeinen N. Bob- 
bio, „Istituzione e diritto sociale“, in Rivista Interna- 
zionale di Filosofia del Diritto, 1936, beſ. S. 417, Anm. 1 
und kürzlich berf.: „Sulla filosofia dell istituzione“, daſelbſt 
1940, S. 100 ff. Mit Bezug auf das Völkerrecht Monaco. 
„Solidarismo e teoria dell'istituzione nella dottrina del 
diritto internazionale“, in Archivio Giuridico 1932. 

54) Der namhafteſte Vertreter dieſer Auffaſſung in Frant- 
reich Gurvitch („L'idée du droit social.“ Paris 1932, 
S. 15—35) ſpricht von einer „union ou communion associa- 
tive“. Die Beziehungen zwiſchen der Lehre vom droit social 
und der Lehre von der Volksgemeinſchaft verdienen im all⸗ 
gemeinen einer eingehenderen Unterſuchung unterzogen zu 
werden, als dies bis jetzt geſchehen iſt. 

5) Contra S. Ro m a no d. a. O. S. 5. 


Die neuere Kechtſprechung auf dem Gebiet der Fwangsvollſtreckung in 
das bewegliche vermögen einſchließlich der Schuldenbereinigung 
(Fortſetzung der Überſicht in JW. 1938, 1924 ff.) 

Von Amtsgerichtsrat Dr. Sigmar Sebode, Berlin 


Gliederung 
I. Zivilprozeßordnung Nr. 

1. Allgemeine Grundſätze (S8 704 bis 

8 er 1— 26 
2. Zwangsvollſtreckungen wegen Gelbe 

forderungen (88 803—882) . . . . 27—102 
3. Zwangsvollſtreckung zur Erwirkung der 

Herausgabe von Sachen und zur Er⸗ 

wirkung von Handlungen und Unter⸗ 

laſſungen. (58 883—898 ZPO.) . . 103—110 
4. Offenbarungseidsverfahren und Haft 

(88 899—915 BPD) ))) 114117 
5. Arreſt und einſtweilige Verfügung 

(88 916—945 38 PO.) 118—119 
6. Einſtweilige Anordnungen in Eheſachen 

(68 627, 627 b 0p ur 120—132 


II. Zwangsvollſtreckungsmißbrauchs- 
gefef vom 13. Dez 19344 r 
III. Geſetz über die Bereinigung alter 
Schulden vom 17. Aug. 1938 
1. Perſönlicher Anwendungsbereich des 


Geſetzes ß 146—157 
2. Sachliche Vorausſetzungen der Schul⸗ 
denbereinigun s e 158—180 


3. Begriff und Umfang der alten Schulden 181—187 
4. Die richterliche Geſtaltung und ihre 
Greiten E 188—192 
5. Einzelfragen des Verfahrens . 193—198 
IV. Geſetz zur Verhütung von Mif- 
bräuchen auf dem Gebiete der Rechts- 
beratung vom 13. Dez. 1935. . . 199 — 200 


V. Zahlungsfriſt VO. vom 7. Okt. 1939 201—202 


10. Jahrgang 1940 Heft 29/30] 
„ l U 


VI. Verordnung über Maßnahmen auf 
dem Gebiet des bürgerlichen Streit- 
verfahrens, der Zwangsvollſtrek⸗ 
kung, des Konkurs- und des bürger⸗ 
lichen Rechts vom 1. Sept. 1939 
(Lockerungs VO. vom 31. Okt. 1939) 203 
Die nachfolgende Zuſammenſtellung vollſtreckungs⸗ 

rechtlicher Entſcheidungen bildet die Fortſetzung der im 
Juli 1938 in JW. 1938, 1924 ff. gegebenen Überſicht über 
die Rechtſprechung auf dem Gebiet der Zwangsvollſtreckung 
in das bewegliche Vermögen bis zum gegenwärtigen Zeit⸗ 
punkt. Im Verlaufe dieſer zwei Jahre ſind viele Zweifels⸗ 
fragen, die ſeinerzeit von den Gerichten noch ſehr ver⸗ 
ſchieden behandelt wurden, nunmehr klargeſtellt worden. 
Daneben ſind aber wieder neue Probleme aufgetaucht, die 
erſt am Beginn ihrer Klärung durch die Rechtſprechung 
ſtehen. Schließlich hat das beſondere Gebiet des Bol- 
ſtreckungsſchutzes eine weitere Entwicklung erfahren, teils 
durch den Ausbau der Rechtſprechung, teils durch den 
Erlaß neuer Verordnungen, wie der ZahlungsfriſtVO. v. 
7. Okt. 1939, der VO. v. 1. Sept. 1939 uſw. Die Zu- 
ſammenſtellung iſt ſchließlich um eine Überſicht über ver⸗ 
ſchiedene wichtige Entſcheidungen auf dem Gebiete der Be⸗ 
reinigung alter Schulden nach dem Geſetz v. 17. Auguſt 
1938 erweitert worden, denn eine Zuſammenſtellung voll⸗ 
ſtreckungsrechtlicher Entſcheidungen ohne die Berückſichti⸗ 
gung der Schuldenbereinigung würde nur unvollſtändig 
ſein, da die Erfahrung der Vollſtreckungsgerichte zeigt, daß 
auch jetzt noch täglich neue Schuldenbereinigungsanträge 
bei ihnen eingehen. 


8 704 BPO. 
Zwangsvollſtreckung aus Endurteilen 
1. Papiermarkurteile find keine zur Zwangsvollſtreckung 
geeigneten Schuldtitel. (LG. Wuppertal v. 21. Juli 1939, 
6T 494/39: DR. 1939, 1921 11.) 


8 707 3 O. $ 
Cinftweilige Einſtellung der Vollſtreckung 
2. Entſprechende Anwendung des § 707 BPO. bei Vore 
dehaltsurteilen. (OLG. Jena v. 11. Nov. 1938, 2 W 
817/88: JW. 1939, 4875; dagegen ablehnend DLG. 
Naumburg v. 5. April 1939, 8 W 82/39: DR. 1939, 


1469 5. 
8 727 3 PO. 
Umſchreibung der Vollſtreckungsklauſel 

3. Iſt ein Schuldtitel auf den Rechtsnachfolger umge⸗ 
ſchrieben, fo muß in der Vollſtreckungsklauſel angegeben 
werden, auf Grund welcher Urkunden die Umſchreibung er⸗ 
folgt iſt. Die Abtretungsurkunde der Rechtsnachfolge muß 
[bit zugeſtellt werden, nicht nur ein Auszug oder eine 
Abſchrift (XG. Berlin v. 15. Nov. 1938, 209 T 9984/38: 
JW. 1939, 18145.) 


4. Nehmen mehrere eine Forderung für ſich in Anſpruch, 
ür die einem von ihnen eine vollſtreckbare Ausfertigung 
erteilt iſt, ſo können die anderen die Beſeitigung dieſer 
Klauſel von dem Inhaber verlangen. (RG. v. 1. Febr. 
1940, IV 145/39: Recht 1940 Nr. 1307.) 

5. Die bloße Firmenänderung iſt ohne Einfluß auf die 
Wirkſamkeit des Schuldtitels bzw. der erteilten Klauſel. 
Keine Umſchreibung. Vorlage des Handelsregiſterauszuges, 
aus dem ſich die Anderung ergibt, reicht aus. (AG. Berlin- 
Hempelhof v. 14. Febr. 1938, 11 M 275/38: GVZ. 1938, 
263; dagegen wird Umſchreibung für nötig gehalten von 


LG. Wuppertal v. 16. Aug. 1938, 6a T 674/38: GVZ. 
1938, 341.) 


6. Zum Streit von zwei dieſelbe Forderung Beanſpruchen⸗ 
den („Prätendenten“ über eine Vollſtreckungsklauſel. (RG. 
v. J. Febr. 1940, IV 145/39: RGB. 163, 52.) 
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8 750 BPO. 
Beginn der Vollſtreckung 

7. Der im Rechtsſtreit Unterlegene kann im allgemeinen, 
auch wenn das Urteil gegen ihn auch nur gegen Sicher⸗ 
heitsleiſtung vorläufig vollſtreckbar iſt, in der Zuſtellung 
einer vollſtreckbaren Ausfertigung des Urteils eine Dro- 
hung mit der Zwangsvollſtreckung ſehen, es ſei denn, daß 
der Gläubiger die bindende Erklärung abgibt, nicht voll⸗ 
ſtrecken zu wollen (RG. v. 14. Nov. 1931: JW. 1932, 
65416). Dieſer Satz gilt jedoch nicht, wenn der Schuldner 
trotz der Zuſtellung der vollſtreckbaren Ausfertigung aus 
den Umſtänden des Falles erkennen kann und bei der ge⸗ 
botenen ſorgfältigen Prüfung erkennen müßte, daß der 
Gläubiger nicht beabſichtigt, zu vollſtrecken. (RG. vom 
18. Mai 1938, VI 276/37: JW. 1938, 236853.) 

8. Weſentlicher, nicht heilbarer Mangel einer Zuſtellung, 
wenn Zuſtellungsurkunde nicht erkennen läßt, daß eine 
Erſatzzuſtellung vorgenommen wurde. (R ArbG. v. 14. Nov. 
1938, RAG 44/38: JW. 1939, 504 52.) 


Parteien 

9. Bei einem gegen eine Alleinfirma gerichteten Titel ift 
Vollſtreckungsſchuldner der Inhaber der Firma zur Zeit 
der Rechtshängigkeit der Klage. Namentliche Bezeichnung 
des Inhabers im Titel nicht unbedingt erforderlich, aber 
Nachweis des Firmeninhabers durch Vorlegung des Han⸗ 
delsregiſterauszuges. (LG. Berlin v. 28. Nov. 1938, 266 
T 10 156/38: GVZ. 1939, 152); dagegen wird hier 
Umſchreibung für nötig gehalten von LG. Wuppertal v. 
16. Aug. 1938, 6a T 674/38: GVZ. 1938, 341. 

10. Keine Zwangsvollſtreckung für einen nichteingetrage- 
nen Verein aus einem Urteil, das er entgegen § 50 Abſ. 2 
BPO. als Kläger erftritten hat. (LG. Halle v. 28. Febr. 
1939, 7 T 438/38: GVZ. 1939, 217.) 


8 751 BPO. 
Eintritt des Kalendertages 

11. Rentenpfändung auch wegen der künftigen Beträge, 
allerdings mit der Maßgabe, daß die Wirkſamkeit der 
Pfändung ausdrücklich bis nach Ablauf des Fälligkeits⸗ 
tages der betr. Rate der Vollſtreckungsforderung hinaus⸗ 
geſchoben wird. (LG. Hannover v. 17. April 1939, 1 T 
260,39: DR. 1939, 8033; dito LG. Oldenburg vom 
31. Okt. 1939, 5 7 251/39: DR. 1940, 256°; QG. Itze⸗ 
hoe v. 18. April 1940, 1 7 48/40: DJ. 1940, 632 und 
AG. Schöneberg v. 9. März 1940, 48 M 472/40: DR. 
1940, 992 23.) 

Dagegen keine Vollſtreckung wegen künftiger Unterhalts⸗ 
raten: LG. Bremen v. 16. Febr. 1939, 5 T 7/39: Hanfe 
RG. 1939, B 338. 


§ 765 BPO. 
Zug⸗um⸗Zug⸗Leiſtung 

12. Zur Urkundenbeweisführung i. S. des § 765 ZPO. 
genügt auch das ſchriftliche Empfangsbekenntnis des An⸗ 
walts bei der Zuſtellung von Anwalt zu Anwalt (8 198 
ZPO.) (LG. Oppeln v. 24. Dez. 1939, 5 T 218/39: DR. 
1940, 25723.) 

13. Eine unter Verletzung des $ 765 ZPO: eingetragene 
Zwangshypothek ift unwirkſam. Sie wird aber durch den 
nachträglich ordnungsmäßig geführten Nachweis, daß der 
Schuldner befriedigt oder im Vollzuge der Annahme iſt, 
mit rückwirkender Kraft wirkſam. Das Grundbuch gilt vom 
Zeitpunkt der Eintragung an als richtig. (KG. v. 4. Jan. 
1940, 1 WX 840/39: DR. 1940, 406.) 


§ 766 BPO. 

Erinnerung 
14. Die im Verfahren über die Erinnerung des Schuld- 
ners gegen einen Pfändungs⸗ und Überweiſungsbeſchluß 
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ergangene Entſcheidung hindert Drittſchuldner nicht, im 
Rechtsſtreit Einwendungen geltend zu machen, die aus 
ſeiner eigenen materiellen Rechtsſtellung hergeleitet ſind. 
676 50 v. 30. Nov. 1938, RAG 110/38: JW. 1939, 
77637, 

15. Wenn auf Erinnerung ein Pfändungs⸗ und Überwei⸗ 
ſungsbeſchluß nur wegen der Koſten abgeändert, im übri⸗ 
gen aber eine Entſcheidung nicht ergangen iſt, ſo iſt ſofor⸗ 
tige Beſchwerde nach 88 99 Abſ. 3, 567 Abſ. 2, 1 BPI. 
möglich. (LG. Dresden v. 5. Jan. 1939, 18 T 1259/38: 
SW. 1939, 708 20.) 

16. Gegen eine Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte 
Gut, ohne daß ein Duldungstitel gegen den Ehemann vor⸗ 
liegt, kann die Ehefrau Einwendungen gemäß § 766 ZPO. 
erheben. (OL G. München v. 22. Jan. 1940, 3 W 35/40: 
HöchſtRgſpr. 1940 Nr. 560.) 


5 767 BPD. 
Vollſtreckungsgegenklage 
17. Vollſtreckungsgegenklage auch gegenüber Vergleichen 
zuläſſig, die in ihrer Wirkung als Schuldtitel etwa einer 
einſtweiligen Verfügung gleichkommen, die eine fog. vore 
läufige Verurteilung enthalten. (LG. Greifswald vom 
12. April 1939, 1 S 183/38; DR. 1939, 11894.) 
18. Gegen die Vollſtreckung aus einer einſtweiligen An⸗ 
ordnung nach § 627 BPO. it Vollſtreckungsgegenklage 


zuläſſig. (KG. v. 24. Juli 1939, 21 W 2571/39: DR. 
1939, 1766 2%.) 
§ 769 ZPO. 
Einſtellungsbeſchlüſſe 


19. Einſtellungsbeſchlüſſe nach $ 769 find beiden Parteien 


von Amts wegen zuzuſtellen ($ 329 Abſ. 3). (RG. vom 
24. Juli 1939, 21 W 2571/39: DR. 1939: 1766 20.) 


§ 771 ZPO. 

Widerſpruchsklage 
20. Zur Glaubhaftmachung eines die Veräußerung hin⸗ 
dernden Rechtes muß der Dritte dem Gläubiger ſämtliche 
Urkunden in Urſchrift vorlegen. Die Vorlage eines mehrere 
Jahre alten Grundbuchauszuges genügt nicht. (LG. Ham- 
burg v. 25. Febr. 1938, 12 T 3/38: Hanf NGB. 1939, 
B 369.) 


21. Hat der Dritte eine genügende Glaubhaftmachung 
ſeines Rechtes unterlaſſen, ſo trifft ihn die Koſtenlaſt bei 
ſofortigem Anerkenntnis der Freigabepflicht durch den 
verklagten Gläubiger auch dann, wenn dieſer im 1. Termin 
ohne weitere Glaubhaftmachung freigibt. (LG. Hamburg 
v. 25. Febr. 1938, 12 T 3/38: Hanf RGZ. 1939, B 370.) 
22. Bei einer Widerſpruchsklage liegt ein unbedingtes 
Anerkenntnis i. ©. des 8 93 ZPO. auch dann vor, wenn 
der verklagte Gläubiger den gepfändeten Gegenſtand frei⸗ 
gibt, aber erklärt, daß er einen Rechtsanſpruch des Dritten 
und die Koſtenpflicht nicht anerkennen könne. (LG. Hame 
burg v. 25. Febr. 1938, 12 T 3/38: Hani RÖGZ. 1939, 


B 370.) 
§ 788 BPO. 

Koſten der Vollſtreckung 
23. Auch ohne Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß hat der Gerichtsvoll⸗ 
zieher die Koſten früherer Pfändungs⸗ und Überweiſungs⸗ 
beſchlüſſe, der Rechtspfleger die Koſten früherer Gerichts⸗ 
vollziehermaßnahmen mit zu berückſichtigen. (LG. Dresden 
v. 14. Nov. 1938, 18 T 977/38: JW. 1939, 18148.) 
24. Die wegen eines Pfändungs⸗ und Überweiſungsbe⸗ 
ſchluſſes gegen einen Gerichtsvollzieher erhobene Beſchwerde, 
die neben grundſätzlicher Angriffe auch die Berückſichti⸗ 
gung anderweiter früherer Vollſtreckungskoſten bemängelt, 
ift auch bezüglich dieſer Koſten nicht von einer Beſchwerde⸗ 
ſumme abhängig. (LG. Dresden v. 14. Nov. 1938, 18T 
977/38: JW. 1939, 181%.) 


Aufſätze 


[Deutſches Recht ver. mit JW. 


25. Einziehungskoſten eines Inkaſſobüros ſind neben den 
Rechtsanwalts⸗ oder Rechtsbeiſtandsgebühren nicht erſtat⸗ 
tungsfähig, wenn es ſich um dieſelbe Vollſtreckungsmaß⸗ 
regel handelt. (LG. Wuppertal v. 10. Nov. 1938, 6 T 
860/38: JW. 1939, 310%.) 


5 798 BPO. 
Wartefriſt 
26. Die wegen Verſtoßes gegen die Wartefriſt des § 798 
BPO. zunächſt unwirkſame Pfändung wird bei Fortbeſtand 
der Vollſtreckungsmaßnahme mit dem Ablauf der Wochen⸗ 
friſt infolge Mängelheilung wirkſam. (LG. Güſtrow vom 
3. Jan. 1939, 1 T 167/38: GVZ. 1939, 72.) 


S 807 3. 

Offenbarungseid 
27. Der Gläubiger iſt berechtigt, die Ergänzung des vom 
Schuldner in einer anderen Sache beſchworenen Vermö⸗ 
gensverzeichniſſes zu verlangen. (LGG. Düſſeldorf vom 
3. Nov. 1938, 7 T 1170/38: JW. 1938, 3256 38.) 
28. Der Schuldner braucht keine Auskunft über von ihm 
vorgenommene anfechtbare Rechtsgeſchäfte zu geben. (KG. 
v. 12. Aug. 1938, 8 W 3453/38: JW. 1938, 2685 22 
anderer Anſicht LG. Berlin: BBP. 58, 196⸗ 
29. War ein Schuldner kurze Zeit vor dem Offenbarungs⸗ 
eidstermin noch im Beſitz von Vermögensſtücken, die er 
im Vermögensverzeichnis nicht aufgeführt hat, ſo kann er 
nicht gezwungen werden, Auskunft über den Verbleib zu 
erteilen. (KGG. v. 12. Aug. 1938, 8 W 3453/38: JW. 
1938, 2685 22.) 


SS 808, 809 ZPO. 
Pfändung 

30. Zur Frage der von einem Gerichtsvollzieher bei der 
Pfändung von Trauben auf dem Stock und deren nade 
folgenden Vermoſtung zu beachtenden Amtspflichten. Er⸗ 
ſichtlichmachung der Pfändung uſw. (RG. v. 17. Aug. 1939, 
V 49/39: DR. 1939, 1921.) 

31. Hat der Gerichtsvollzieher die gepfändete Sache dem 
Gläubiger übergeben und hat alsdann der Gläubiger auf 
die Erinnerung des Schuldners die gepfändete Sache zwar 
freigegeben, weigert er ſich aber, die Sache dem Schuldner 
herauszugeben (Eigentumsvorbehalt), ſo kann das Voll⸗ 
ſtreckungsgericht den Gerichtsvollzieher nicht anweiſen, die 
Sache dem Schuldner herauszugeben, nachdem er ſie dem 
Gläubiger fortgenommen hat. Der Gerichtsvollzieher iſt 
zu Zwangsmaßnahmen nur gegenüber dem Schuldner und 
ſolchen Dritten berechtigt, die der Vollſtreckung gegen den 
Schuldner Widerſtand leiſten, nicht aber gegenüber dem 
Gläubiger. (KG. v. 13. Dez. 1932, 8 W 12 973/32.) 


S 811 BPO. 

Allgemeines 
32. Unter beſonderen Vorausſetzungen kann die Beachtung 
des in § 811 BPO. enthaltenen Schuldnerſchutzes, ob- 
wohl dieſer auch der Gemeinſchaft wegen gegeben iſt, un⸗ 
recht fein. (LG. Dresden v. 13. Dez. 1938, 18 T 1193/38: 
DR. 1939, 58615.) 
33. Der Gläubiger, der eine ihm ſelbſt gehörende Sache 
pfänden laßt, muß fih vom Schuldner die Pfändungsſchutz⸗ 
beſtimmungen entgegenhalten laſſen. (OLG. Dresden vom 
18. Jan. 1939, 6 W 15/39: HöchſtaRſpr. 1939 Nr. 702.) 


Austauſchpfändung 


34. Wecker kein Erſatz für Standuhr. (OL G. Dresden v. 
10. Febr. 1939, 6 W 21/39: Höchſtggſpr. 1939 Nr. 703.) 


Zuſatz: Reichserbhofgeſetz S 38 
35. Das REG macht die Unpfändbarkeit von Hofzubehör 
nicht wie die Vorſchrift in §S811 Ziff. 4 (über Unpfänd⸗ 


10. Jahrgang 1940 Heft 29/30] 


barkeit von Sachen bei Perſonen, die Landwirtſchaft bes 
treiben) davon abhängig, daß der Schuldner die Zubehör⸗ 
ſtücke für ſeinen Wirtſchaftsbetrieb notwendig braucht; es 
begnügt ſich damit, daß die Zubehörſtücke zur Bewirt⸗ 
ſchaftung vorhanden ſind, der Bewirtſchaftung irgendwie 
dienen. Der Erbhof genießt alſo einen über das fonft 
Übliche hinausgehenden Vollſtreckungsſchutz. (RG. vom 
21. März 1940, V 4/40: RGB. 163, 109.) 


36. Auf das im NEG enthaltene Vollſtreckungsverbot 
kann der Schuldner rechtswirkſam nicht verzichten. (RG. 
v. 21. März 1940, V 4/40: RGB. 163, 109.) 


Zuſatz: BD. v. 17. Juli 1939 (RGBl. I. 1313) 

37. Unpfändbar ſind Schweine, ſoweit ſie zur Ernährung 
des Schuldners, feiner Familie oder von Hausangehöri⸗ 
gen, die ihm im Haushalt oder in der Landwirtſchaft Hel- 
fen, erforderlich ſind, ſowie die zur Fütterung und zur 
Streu auf 4 Wochen erforderlichen Vorräte, oder ſoweit 
ſolche Vorräte nicht vorhanden ſind, der zu ihrer Beſchaf⸗ 
fung erforderliche Geldbetrag. 


Ziff. 5 
38. Unzuläſſige Pfändung von zwei Flügeln bei einem 
Muſiklehrer mit fortgeſchrittenen Schülern. (IG. vom 
27. Juni 1939, 8 D 1771/39: 882. 1939, 277.) 


Ziff. 1 
39. Zuläſſige Pfändung eines Rundfunkgeräts bei einem 
Schuldner, der ſich außerhalb des Gemeinſchaftslebens 
158 (KG. v. 29. Juli 1938, 8 W 3143/38: GVZ. 1939, 


40. Unpfäe dbarkeit eines Schreibtiſchs. (OLG. Darmſtadt 
v. 22. Febr. 1939, 1 W 19/39: Höchſtagſpr. 1939 
Nr. 786.) 


41. Pfändung auf Abzahlung verkaufter, dem Schuldner 
unentbehrlicher Sachen wegen der Reſtkaufpreisforderung 
ift unzuläſſig (OLG. Hamburg v. 10. Nov. 1938, 2 W 
165/38: JW. 1938, 3256 9°), 

3. B. einer für den Schuldner (Handelsvertreter) un- 
entbehrlichen Schreibmaſchine. (OLG. Dresden v. 18. Jan. 
1939, 6 W 15/39: GVZ. 1939, 294.) 


Ziff. 4 
42. Unter dieſe Ziffer fällt die Hühnerfarm in einem 
landwirtſchaftlichen Betrieb. Unzuläſſige Pfändung eines 
Teiles der Hühner. (LG. Verden v. 5. Febr. 1935, 3 T 
92/35: GVZ. 1939, 59.) 


43. Die Hühnerhaltung auf Pachtland genießt, auch wenn 
der Betrieb ſich noch in der Entſchuldung befindet, den 
Schutz. Beackerung des Landes ift nicht nötig. Raſen und 
Geſtrüpp können genügen. (OLG. Hamm v. 8. März 1935, 
11 W 100/35: 683. 1939, 60.) 


44. Zur Frage der Erforderlichkeit für die Betriebsfort⸗ 
führung einer Hühnerfarm. (LG. Stettin v. 19. Febr. 
1935, 4 T 108/35: GVZ. 1939, 60.) 


45. Der Pfändungsſchutz nach Ziff. 5 kann nicht Platz 
greifen, wenn Schuldner auf lange Zeit durch eine Frei⸗ 
heitsſtrafe an der Ausübung feines Gewerbes gehindert ift 
und die Gewährung des Pfändungsſchutzes nur zur Folge 
Ek daß der Wert der gepfändeten Gegenſtände durch 
ie Unterbringung der Gegenſtände verbraucht würde, an⸗ 
ſtatt zur Befriedigung des Gläubigers zu dienen. (OLG. 


Hamb 8 
2504 0 v. 19. Dez. 1938, 5 W 194/38: JW. 1939, 


46. Der Schutz der Zi 5, der zwar grundſätzlich einem 
kaufmänniſchen 5 zuzubilligen iſt, kann dann nicht 
gewährt werden, wenn die Aufrechterhaltung eines Ge⸗ 
ſchafts nicht im allgemeinen Intereſſe liegt. (AG. Nürn⸗ 

rg v. 27. Mai 1938, M 3458/38: JW. 1938, 26197.) 


Aufſätze 
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47. Ziff. 5 liegt nur vor, wenn Schuldner die Pfand⸗ 
ſtücke zur Fortſetzung derjenigen Erwerbstätigkeit benötigt, 
die er vor oder zur Zeit der Pfändung ausgeübt hat. 
(KG. v. 20. Sept. 1938, 8 W 4087/39: GVZ. 1939, 


153.) 
§ 825 3 PO. 
Beſondere Verwertung 

48. Will der Abzahlungsverkäufer die von ihm gepfändete 
Abzahlungsſache nach § 825 erwerben, ſo iſt dieſe Vor⸗ 
ſchrift nicht anzuwenden, wenn mit der Übereignung eine 
klare Umgehung der Schuldnerſchutzvorſchrift des Abzah⸗ 
lungsG. beabſichtigt ift. (KG. v. 6. Sept. 1938, 8 W 
3536/38: JW. 1938, 3059 44; ebenſo LG. Berlin vom 
14. Juni 1938, 227 T 4945/38.) 

Dagegen: Die Übereignung einer unter Eigentumsvor⸗ 
behalt verkauften Sache an den Abzahlungsverkäufer ge⸗ 
mäß $ 825 ift ebenſo zuläſſig wie die Erſteigerung der 
gepfändeten Sache durch den Abzahlungsverkäufer. (LG. 
Berlin v. 12. Okt. 1938, 209 T 8967/38: GVZ. 1939, 
57.) 

49. Die ſofortige Beſchwerde gegen den Beſchluß, durch 
den die Übereignung des Pfandſtücks an den Gläubiger 
angeordnet iſt, wird gegenſtandslos, ſobald der Gerichts⸗ 
vollzieher das Pfandſtück an den Gläubiger ausgehändigt 
hat. (OLG. Dresden v. 7. Nov. 1938, 6 W 367/38: 
HöchſtRRſpr. 1938 Nr. 1645.) 

50. Der Antrag des Anwalts aus $ 825 bildet mit dem 
Auftrag zur Pfändung nach SS 803, 814 ZPO. nicht 
eine Inſtanz i. S. des § 31 Abſ. 1 RAcGebO. (KG. v. 
17. Nov. 1938, 20 W 4964/38: JW. 1939, 5234.) 


88 828 ff. ZPO. 

Pfändung und Überweiſung 
51. Zur Frage der Pfändung des Rechts auf Kündigung. 
(LG. Dresden v. 30. Dez. 1938, 18 T 1201/38: DR. 
1939, 454 24.) 
52. Die wegen der Vollſtreckung in ein Recht entgegen den 
zwingenden Vorſchriften über die örtliche Zuſtändigkeit 
vom unzuſtändigen Vollſtreckungsgericht getroffene Anord⸗ 
nung iſt voll wirkſam, ſolange ſie nicht auf Erinnerung hin 
aufgehoben wird. (LG. Dresden v. 6. Dez. 1938, 18 T 
1158/38: DR. 1939, 58718.) 
53. Die Wirkſamkeit einer Forderungspfändung wird 
durch die Ungenauigkeit bei der Bezeichnung der Forde⸗ 
rung nicht beeinträchtigt, wenn bei vernünftiger Auslegung 
nicht nur für die Beteiligten ſelbſt, ſondern auch für 
einen Dritten der Gegenſtand der Pfändung klar erkenn⸗ 
bar iſt. Dies gilt auch dann, wenn bei der Pfändung ein 
falſcher Gläubiger angegeben iſt. (RG. v. 24. Nov. 1938, 
IV 107/38: JW. 1939, 18245.) 
54. Das konkrete Rechtsverhältnis, aus dem die Forde⸗ 
rung hergeleitet wird, iſt im Intereſſe der Rechts⸗ und 
Verkehrsſicherheit wenigſtens in allgemeinen Umriſſen 
anzudeuten. (RG. v. 13. April 1938, II 194/37: JW. 
1938, 204843.) 
55. Rechtslage bei der Lohnpfändung, wenn der Schuldner 
vereinbarungsgemäß befugt iſt, ſeinen Lohn regelmäßig 
einer von ihm verwalteten Kaſſe des Dienſtherrn zu ent⸗ 
nehmen. (R ArbG. v. 14. Febr. 1940, RAG 172/39: DR. 
1940, 83057.) 


56. Der Drittſchuldner kann dem Pfändungsgläubiger 
keine Einreden aus der Perſon des Pfändungsſchuldners, 
insbeſondere auch nicht die Verjährungseinrede entgegen⸗ 
halten. (RATBG. v. 19. April 1939, RAG 199/38: Recht 
1939 Nr. 4569.) 

57. Eine Einigung der Parteien über den Inhalt eines 
gerichtlichen Pfändungsbeſchluſſes tft unbeachtlich. (RG. v. 
31. Jan. 1939, VII 153/38: HöchſtRRſpr. 1939 Nr. 909.) 
58. Die in einem Pfändungs⸗ und Überweiſungsbeſchluß 
ausgeſprochene Forderungspfändung iſt nicht deshalb un⸗ 
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wirkſam, weil die gleichzeitig ausgeſprochene Überweiſung 
unzuläſſig und deshalb unwirkſam ift. (OLG. Breslau 
v. 29. Juni 1939, 16 U 457/39: HöchſtRRſpr. 1939 


Nr. 1343.) 
S 840 BPO. 
Drittſchuldnererklärung 

59. Der Drittſchuldner, der nach Zuſtellung eines vor⸗ 
läufigen Zahlungsverbots über den Beſtand der Forderung 
Auskunft gibt, iſt zum Schadenserſatz verpflichtet, wenn 
die Auskunft unrichtig iſt oder nachträglich unrichtig wird, 
und er eine rechtzeitige Berichtigung unterläßt. (OLG. 
Hamm v. 27. Juli 1939, 5 U 84/39: DR. 1939, 1920 10.) 
60. Iſt die Erklärung des Drittſchuldners, daß die Lohn⸗ 
forderung beſtehe und frei von fremden Rechten ſei, unter 
irrigen Vorausſetzungen abgegeben worden, ſo kann ſie 
nach den Grundſätzen über ungerechtfertigte Bereicherung 
gemäß § 812 BGB. zurückgefordert werden. (RATES. 
v. 3. Mai 1939, RAG 220/38: Arb Samml. 36, 103.) 


§ 845 3PO. 

Vorpfändung 
61. Die Pfändungsankündigung wegen eines Herausgabe⸗ 
anſpruches an Kindern ermangelt der Rechtswirkſamkeit. 
(OLG. Kiel v. 30. Mai 1938, 2a W 30/38: ZW. 1938, 
2848 42.) 
62. Erſtattungsfähigkeit der Zwangsvollſtreckungsgebühr 
für Erwirkung des vorläufigen Zahlungsverbots ſetzt nicht 
voraus, daß der Schuldner auf Grund der Vorpfändung 
den Gläubiger befriedigt, oder daß dieſer die gerichtliche 
Pfändung folgen läßt. (KG. v. 3. Mai 1939, 20 W 


1828/39: DR. 1939, 1190 55.) 


88 850 ff. ZPO. 
Allgemeines 

63. Der Umſtand, daß ein Schuldner, deſſen Lohn oder 
Gehalt gepfändet worden iſt, neben dem vollſtreckenden 
Gläubiger noch andere Gläubiger zu befriedigen hat und 
dieſe Gläubiger gleichmäßig mit dem Vollſtreckungsgläu⸗ 
biger befriedigen will, rechtfertigt in der Regel die An- 
wendung des Vollſtreckungsmißbrauchsgeſetzes nicht. Es hat 
vielmehr auch in ſolchen Fällen bei der geſetzlichen Pfän⸗ 
dungsgrenze zu verbleiben. Das muß insbeſondere dann 
gelten, wenn es ſich bei dem zu vollſtreckenden Anſpruch 
um einen Unterhaltsanſpruch handelt. (KG. v. 12. Juli 
1938, 8 W 3075/38: JW. 1938, 26198.) 


Vorſchüſſe 

64. Vorſchüſſe, Darlehen uſw. ſind bei der Errechnung des 
pfändbaren Lohnteils unberückſichtigt zu laſſen. Sie ſind 
vom pfändungsfreien Lohnteil abzurechnen. (LG. Wupper⸗ 
tal v. 16. Juni 1939, 6 T 349/39: DR. 1940, 5150.) 

65. Vorſchüſſe ſind zunächſt auf den unpfändbaren Betrag 
der einzelnen Monatsvergütungen zu verrechnen, ſind ſie 
aber höher, auch auf den der Pfändung unterliegenden 
Reſtbetrag. (R ArbG. v. 23. Nov. 1938, RAG 74/38: DJ. 
1939, 309.) 


Zuſchuß der Ehefrau 

66. Frau eines Schuldners braucht nicht zu dulden, daß 
das von ihr für den ehelichen Aufwand beigeſteuerte Geld 
direkt oder indirekt einem perſönlichen Gläubiger des 
Mannes zugute kommt, auch nicht ſeinem unehelichen Kind. 
(KG. v. 6. April 1939, 8 W 1510/39: DR. 1939, 119151.) 
67. Das Arbeitseinkommen der Ehefrau des Schuldners 
muß bei einer Pfändung ſeines unehelichen Kindes auf 
jeden Fall außer Betracht bleiben. (So jetzt KG. vom 
22. Sept. 1939, 8 W 3714/39: DR. 1940, 8533 gegen 
früher KG.: DR. 1939, 589 5—1191 51.) 

So ſchon früher LG. Bremen v. 19. April 1939, 3T 
17/39: Hanf RG. 1939, B 337. 


Aufſätze 
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Zuſammentreffen mehrerer Einkünfte bei der Berechnung 
der Pfändungsgrenze 

68. Zur Berechnung der Freigrenze bei Pfändungen dür⸗ 

fen nicht zuſammengerechnet werden: 

Ruhegeld und Lohn. (KG. v. 6. Nov. 1936, 8 W 
6002/36: JW. 1937, 250 3 und ſpäter.) f 

Kriegsrente und Lohn. (KG. v. 29. Mai 1936, 8 W 
2763/36: JW. 1939, 315.) 

Ruhegehalt und Anſpruch aus öffentlichem Anſtellungs⸗ 
verhältnis. (KG. v. 25. Nov. 1938, 8 W 4077/38: JW. 
1939, 315 48.) 

Dagegen für Zuſammenziehung (pfandfreier Betrag 
wird nur einmal belaſſen): 

Bei Beamtenruhegehalt und Honorar für Lehrtätigkeit. 
any v. 8. Febr. 1939, 6 W 18/39: Akad Z. 1939, 

18. 


Bei mehreren unter § 850 fallenden Einkünften. (LG. 
Magdeburg v. 30. Dez. 1939, 6 T 263/39: DR. 1940, 
25724.) 

Bei Ruhegehalt und Arbeitsvergütung (bei Arbeitsver⸗ 
gütung Schutz des § 850 e). (OLG. Dresden v. 13. Juli 
1938, 6 W 255/38: DR. 1939, 58714.) 


Zuſammentreffen von Lohnabtretung und ⸗pfändung 


69. Es iſt Auslegungsfrage, ob die Abtretung an bevor⸗ 
rechtigte Unterhaltsberechtigte nur den Lohnteil erfaßt, der 
dem allgemeinen Zugriff nicht unterliegt, ſo daß dem 
Dienſtberechtigten nur der notwendige eigene Unterhalt im 
Sinne von $ 850 Abſ. 3 Satz 2 verbleibt. Eine Abtretung 
an Unterhaltsberechtigte, die einen an ſich dem allgemeinen 
Zugriff unterliegenden Lohnteil erfaßt, iſt durchaus nicht 
ſchlechthin ſittenwidrig. (R ArbG. v. 6. Mai 1939, RAG 
222/38: DR. 1939, 21778.) 


Nachzahlungen 
70. Die Anſprüche des Schuldners, der bisher als Arbeiter 
unter Tarif entlohnt war, auf Nachzahlung des Tariflohns 
unterliegt der Pfändungsbeſchränkung des 8 850 b. (LG. 
80% 0 en v. 3. Jan. 1939, 1 T 163/38: JW. 1939, 
6741, 
Überſtundenvergütung 
71. Überſtundenlöhne ſind pfändbar. Dem Mehrarbeit lei⸗ 


ſtenden Schuldner iſt aber die Freigrenze zu erhöhen. (LG. 
Cottbus v. 23. Jan. 1940, 2 T 1/40: DR. 1940, 407 20.) 


72. Der Grundſatz der Unpfändbarkeit von Überſtunden⸗ 
lohn ſoll nicht ausnahmslos gelten. (L. Hamburg vom 
30. Dez. 1939, 9a T 536/39: DR. 1940, 40721.) 

Aber Unpfändbarkeit von Überſtundenlöhnen wegen einer 
alten Schuld. (OL G. Naumburg v. 20. Juni 1939, 5 W 
161/39: DR. 1939, 1400 22.) 


Bleizulagen 
73. Bleizulagen (Giftzulagen) eines Bleiſchmelzers ſind 
unpfändbar. (LG. Berlin v. 14. Okt. 1939, 209 T 6795/39: 
DR. 1939, 217728.) 


Kinderzulagen 
74. Unpfändbarkeit der Kinderzulage im Einzelfall auf 
Grund des VollſtrMißbrG. und der BD. v. 7. April 1938. 
(LG. Berlin v. 10. Mai 1938, 227 T 3694/38: JW. 
1938, 2155 35.) 


75. Kinderzulagen der Arbeiter und Angeſtellten unter⸗ 
liegen der Lohnpfändung nicht. (LG. Wuppertal vom 
16. Juni 1939, 6 T 349/39: DR. 1940, 5150.) 


76. Unpfändbarkeit der vom Reich nach § 22 VI Durchf⸗ 
BD. zur VO. über Kinderbeihilfen uſw. v. 31. Aug. 1937 
für kinderreiche Familien gewährten Kinderbeihilfen. 
(OLG. Naumburg v. 9. Nov. 1938, 2 W 138/38: JW. 
1939, 121.) 
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Heiratsbeihilfen 


77. Pfändbarkeit einer Heiratsbeihilfe als Zuwendung 
eigener Art entſcheidet ſich im Einzelfall nach Treu und 
Glauben (LG. Berlin v. 28. Sept. 1939, 2/3 T 884/39: 
DR. 1940, 86 25.) 


78. Sonderzulagen des Arbeitgebers für die Eheſchließung 
des Schuldners ſind nicht pfändbar. (AG. Berlin vom 
14. Juli 1938, 303 M 2115/38: JW. 1938, 2417 2.) 


Weihnachtsgeld 


79. iſt ein aus Anlaß des Weihnachtsfeſtes gezahlter Teil 

des Arbeits- oder Dienſtlohns, daher pfändbar. (R ArbG. 

v. 30. Nov. 1938, RAG 110/38: JW. 1939, 77687; 

Rbg. v. 15. Febr. 1939, RAG 135/38: DR. 1939, 
Er) 

Jedoch unter Umſtänden Vollſtreckungsmißbrauchsgeſetz. 
(LG. Potsdam v. 3. Febr. 1939, 4 T 44/39: DR. 1939, 
2683 und LG. Dresden v. 3. Jan. 1939, 18 T 1208/38: 
JW. 1939, 709 25.) 

Keinesfalls kann bezüglich des Weihnachtsgeldes aber 
vollſtreckt werden, als wäre es zuſammen mit dem Lohn 
für die Woche oder für den Monat, in der oder dem es 
gezahlt wird, eine einheitliche Lohnzahlung dieſer Woche 
oder dieſes Monats. (LG. Dresden v. 5. Jan. 1939: 
Recht 1939 Nr. 2374.) 


SS 850 Abſ. 1 u. 2, 850 b ZPO. 


80. Nettolohn i. S. von § 850 Abſ. 1 Satz 3 ift derjenige 
Betrag, der ſich ergibt, wenn von dem vollen Verdienſt die 
Beträge in Abzug gebracht werden, die auf Grund ſteuer⸗ 
rechtlicher oder ſonſtiger geſetzlicher Vorſchriften zugunſten 
des Schuldners unmittelbar an eine dritte Stelle abzu⸗ 
führen ſind, aber keine ſonſtigen Beträge, auch nicht 
Pflichtbeiträge an die DAF. (R ArbGG. v. 19. Aug. 1939, 
RAG 277/38: DR. 1940, 136 42.) 


81. Hat der Pfändungsbeſchluß den Lohn bis zu einem 
beſtimmten Betrage für unpfändbar erklärt, ſo können Be⸗ 
züge aus einer Krankenkaſſe nicht in den Betrag eingererh- 
net werden. Die Freigrenze beſtimmt nicht das Prozeß⸗ 
gericht, ſondern der Vollſtreckungsrichter, der allein befugt 
it, fie auf Antrag abzuändern. (RArbG. v. 17. Jan. 1940, 
RAG 139/39: DR. 1940, 831 58.) 


88 850 Abſ. 3, 850 b ZPO. 


82. Bei der Lohnpfändung wegen Unterhaltsanſprüchen 
gemäß § 850 Abſ. 3 find zur Ermittlung des hierfür maß⸗ 
gebenden Nettoverdienſtes nur die Steuern und ſozialen 
Abgaben (8 850 Abſ. 1 Satz 3) abzuziehen, nicht auch die 
bon Vorpfändungen erfaßten Beträge. Trifft ein bevor⸗ 
rechtigter Pfändungsgläubiger mit Nichtbevorrechtigten zu⸗ 
lammen, fo gilt der Grundſatz der Zeitfolge der Pfändun⸗ 
gen (8 804 ZPO.) nur, ſoweit die Pfändungen den Be 
trag erfaſſen, der die allgemeine Pfändungsgrenze über⸗ 
chreitet; an dem Betrag unterhalb dieſer Grenze ift 
der bevorrechtigte Gläubiger allein pfändungsberechtigt. 
1 e080 v. 3. Mai 1939, RAG 178/38: DR. 1939, 


83. Mehrere uneheliche Kinder haben im Verhältnis zu⸗ 
"mander gleichen Rang. (LG. Bremen v. 22. Sept. 1938, 
5 T 85/38: Hanf NG8. 1939, B 236.) 


55 Das Pfändungsprivileg geht beim Übergang der For⸗ 
Wu des unehelichen Kindes auf Unterhalt auf die 
2 unter. (OLG. München v. 1. Okt. 1939, 9 W 
11/39: HöchſteRſpr. 1939 Nr. 1539.) 


16. Bei der Lohnpfändung des unehelichen Kindes wegen 
Ich, Halte iſt unerheblich, daß der Schuldner ſeine Vater⸗ 
Hale bezweifelt. (KGG. v. 13. April 1939, 8 W 1180/39: 
HöchſtRſpr. 1940 Nr. 374.) 


Aufſfätze 
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86. Trifft ein nach § 850 Abſ. 3 bevorrechtigter Unter⸗ 
haltsgläubiger mit nichtbevorrechtigten Pfändungsgläubi⸗ 
gern zuſammen, die ihm nach der Zeitfolge der Pfändungen 
vorgehen, ſo iſt zunächſt der für den Gläubiger pfändbare 
Teil des Lohnes oder Gehaltes zu ermitteln, dann der 
für den Unterhaltsgläubiger pfändbare Betrag, von dieſem 
iſt an den Unterhaktsgläubiger die Summe zu zahlen, die 
nach den Zahlungen an die anderen Gläubiger übrigbleibt. 
(RAG. v. 3. Mai 1939, RAG 178/38: Recht 1939 
Nr. 4574.) 


87. Iſt das Arbeitseinkommen unter Freilaſſung eines be⸗ 
ſtimmten Lohnbetrages gepfändet, ſo iſt im Falle der Er⸗ 
krankung des Schuldners dieſer Betrag allein vom Reſt⸗ 
lohn ohne Hinzurechnung des Krankengeldes zu berechnen. 
(R ArbG. v. 17. Jan. 1940, RAG 139/39; Recht 1940 
Nr. 917.) 


Notwendiger Unterhalt 


88. Für einen beſonders billig wohnenden Schuldner iſt 
der Satz von 24 RM wöchentlich entſprechend herabzu⸗ 
ſetzen. (KG. v. 28. Febr. 1939, 8 W 5372/38: DR. 1939, 
589 45.) 


89. Dem nach den örtlichen Richtſätzen berechneten pfän⸗ 
dungsfreien Lohnbetrag ſind die Beiträge hinzuzurechnen, 
die der Schuldner zur NSDAP., DAF. und zum WHW. 
zu zahlen hat. (HanſOL G. v. 16. Juni 1939, 6 W 
109/39: Han KGZ. 1939, B 339.) 

Im gleichen Sinne für DA F.⸗Beiträge. (LG. Bremen 
v. 19. Okt. 1938, 3 T 65/38: JW. 1938, 3059 4s und 
AG. Bremen v. 17. Dez. 1938, M 37818/38: Hani RGB. 
1939, B 223; anderer Anſicht LG. Dresden v. 9. Febr. 
1939, 18 T 54/39: DR. 1939, 1469 55.) 

Sowie für Beiträge an die Verſicherungsanſtalt der 
Deutſchen Reichspoſt. (QG. Dresden v. 9. Febr. 1939, 
18 T 54/39: DR. 1939, 1469 55.) 


Konkurrenz der geſchiedenen und der jetzigen Frau des 
Schuldners in der Vollſtreckung 


90. Konkurrieren in der Vollſtreckung geſchiedene und 
jetzige Ehefrau, fo können die Beſtimmungen des 8 66 
Ehe. v. 6. Juli 1938 nur im beſchränkten Maße un- 
mittelbar angewendet werden. (KG. v. 28. Febr. 1939, 
8 W 5372/38: DR. 1939, 589%.) 


8 850 d ZPO. 


91. Die Pfändung einer fingierten Lohnforderung darf 
nur in den Grenzen des § 850 b erfolgen, dem Schuldner 
iſt alſo ſo viel zu belaſſen, wie er für ſeinen notwendigen 
Unterhalt und zur Erfüllung ſeiner laufenden geſetzlichen 
Verpflichtung gegenüber den dem Gläubiger vorgehenden 
Unterhaltsberechtigten bedarf. Auf die Pfändungsbeſchrän⸗ 
kungen darf ſich der Drittſchuldner im Rechtsſtreit mit 
dem Gläubiger berufen. Rechtslage bei mehreren Pfändun⸗ 
gen zugunſten desſelben Gläubigers. (R ArbGG. v. 19. April 
1939, RAG 199/38: DR. 1939, 1599 2.) 


92. Fortführung eines Geſchäfts, in dem der Ehemann 
wirtſchaftlich zuſammengebrochen iſt, durch die Ehefrau. 
Sittenverſtoß zum Nachteil der Gläubiger liegt dann nicht 
vor, wenn die Ehefrau Vermögen nicht übernommen hat. 
Beweispflichtig für das Vorliegen von die Sittenwidrig⸗ 
keit begründenden Umſtänden iſt der Gläubiger. Bei der⸗ 
artigen Geſchäftsübertragungen ſpricht eine gewiſſe Ver⸗ 
mutung der Lebenserfahrung für die ernſtliche Abſicht, 
nicht für ein Scheingeſchäft. (OLG. Düſſeldorf v. 28. Juni 
1939, 2 U 29/39: DR. 1939, 1635 2.) 

93. Auch bei einer Pfändung aus § 850 d muß die Pfän- 
dung für die Vergangenheit ausdrücklich ausgeſprochen 
werden. (RArbG. v. 23. Nov. 1938, RAG 74/38: IW. 
1939, 5848.) Í 
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94. Auf die nach § 850d feſtgeſetzte Vergütung findet 
keine Verrechnung der Vorſchüſſe ſtatt. Sie ſind aber bei 
der Feſtſetzung ihrer Höhe zu berückſichtigen. (RArbG. 
v. 23. Nov. 1938, RAG 74/38: JW. 1939, 58448.) 
95. Gegenüber einer gepfändeten fingierten Entgeltforde⸗ 
rung aus § 850d ift die Aufrechnung von Forderungen 
des Empfängers der Dienſtleiſtung an den Schuldner all⸗ 
gemein unzuläſſig. Die abweichende Auffaſſung: RArbG. 
18, 145 JW. 1937, 2072 6 wird aufgegeben. Die Ber- 
ſchuldung des Dienſtverpflichteten bei dem Dienſtberechtig⸗ 
ten kann aber bei der Bemeſſung der fingierten Vergütung 
nach Maßgabe des Einzelfalles berückſichtigt werden. 
(R Arb. v. 23. Nov. 1938, RAG 74/38: JW. 1939, 
58448.) 

96. Bei der Feſtſetzung der angemeſſenen Vergütung iſt 
auch darauf Rückſicht zu nehmen, ob das Geſchäft, in dem 
der Schuldner tätig iſt, einen gleichmäßigen Gewinn ab⸗ 
wirft oder als Saiſonbetrieb nur in einzelnen Monaten 
erheblichere Einnahmen bringt. (L ArbG. Gleiwitz vom 
16. Jan. 1939: ArbRSamml. 35, 114.) 


§ 850g 3PD. 
97. Der Anſpruch aus einer Kapitallebensverſicherung iſt 
auch dann nicht als eine „aus einer Sterbekaſſe zu be⸗ 
ziehende Hebung“ i. S. von § 850g ZPO. anzuſehen, 
wenn der Verſicherungsnehmer die Verſicherungsſumme 
zur Deckung der gewöhnlichen Beerdigungskoſten beſtimmt 
hat und die Verſicherungsſumme dem für die Deckung 
dieſer Koſten erforderlichen Betrag entſpricht. (RG. vom 
18. Okt. 1938, 8 W 4048/38: HöchſtRRſpr. 1939 Nr. 49.) 


VO. v. 7. April 1938 

98. Bei der Prüfung des beſonderen Umfanges der geſetz⸗ 
lichen Unterhaltspflichten des Schuldners iſt nur der not⸗ 
wendige Unterhalt der Unterhaltsberechtigten zu berück⸗ 
ſichtigen. (KG. v. 17. Juni 1938, 8 W 2447/8; QG. 
Berlin v. 13. Sept. 1938, 227 T 6378/38: JW. 1938, 
3064 54.) 

99. Bei einem Schuldner, der für eine kinderreiche Familie 
zu ſorgen hat, hat die Vollſtreckung ſeines unehelichen 
Kindes ſchlechthin zu unterbleiben, wenn Rückſtände in 
Frage kommen, die länger als 1 Jahr vor der Pfändung 
zurückliegen. Soweit es ſich um den laufenden Unterhalt 
handelt, iſt das uneheliche Kind ſo zu ſtellen, wie es in 
ſeinem Anteil an dem Einkommen des Schuldners ſtehen 
würde, wenn es ehelich wäre. Hierbei iſt der für ein Kind 
angenommene Richtſatz zu erhöhen, weil es nicht zur häus⸗ 
lichen Gemeinſchaft des Schuldners gehört. (RG. vom 
13. April 1939, 8 W 1139/39: DR. 1939, 133740.) 
100. Hat das Vollſtreckungsgericht eine Entſcheidung auf 
das Vollſtreckungsmißbrauchsgeſetz geſtützt und hält das 
Beſchwerdegericht die VO. v. 7. April 1938 für geboten, 
fo ift eine Rückverweiſung der Sache an das Vollſtreckungs⸗ 
gericht nicht erforderlich, weil die VO. nur eine Rlar- 
ſtellung in der Anwendung des Geſetzes bildet. (LG. Berlin 
v. 4. Nov. 1938, 227 T 9636/38: JW. 1939, 54%.) 


5 851 ZPO. 
Unpfändbare Forderungen 
101. Die Pfändung des Anſpruchs auf Auszahlung des 
Bauſparguthabens und des Rechts auf Kündigung iſt zu⸗ 
läſſig, ſolange nicht mit Sicherheit das Vorhandenſein 
ſämtlicher Vorausſetzungen für die künftige Auszahlung 
des Darlehns feſtſteht. (AG. Wuppertal v. 27. Juni 1938, 
6b M 1366/38: JW. 1938, 2299 36.) 


5 857 BPO. 
Pfändung von Rechten 
102. Die Verſteigerung eines gepfändeten Rechts (Mit⸗ 
erbenanteil) durch den Gerichtsvollzieher vollzieht ſich in 


Aufſätze 
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Ermangelung näherer gerichtlicher Anordnungen nach den 
Rechtsgedanken des Vollſtreckungsrechts oder des bürger⸗ 
lichen Rechts, je nach Zweckmäßigkeit; Vorrang des Voll⸗ 
ſtreckungsrechts dürfte der neuen Rechtsentwicklung ent⸗ 
ſprechen. Frage des $ 1237 BGB. und der Mindeſtgebots⸗ 
VO. Da die Rechtsübertragung auf den Erſteher durch die 
Erklärung des Gerichtsvollziehers erfolgt, wird dieſer 
zweckmäßigerweiſe ausdrücklich den Inhalt ſeines Zu⸗ 
ſchlages auf den Abſchluß des Kaufvertrages beſchränken, 
die Übertragung des Rechtes aber von einem nochmaligen 
Ausſpruch und dieſen wiederum von der Zahlung ſeitens 
des Erſtehers abhängig machen. (LG. Dresden v. 7. Okt. 
1938, 18 T 895/38: JW. 1939, 11946.) 


88 883 ff. ZPO. 
Herausgabe beſtimmler beweglicher Sachen 


103. Der Schuldner hat alle die Tatſachen mitzuteilen, 
aus denen ſich wenigſtens mittelbar ein Schluß auf den 
Verbleib der Sachen ziehen läßt. (RG. v. 10. Febr. 1939, 
1 D 57/9: DR. 1939, 363.) 


Zwangsvollſtreckung bei vertretbaren und unvertretbaren 
Handlungen 


104. Die Vollſtreckung aus einem Befreiungsanſpruch, 
der in einer reinen Geldzahlung beſteht, erfolgt nach § 803, 
nicht 8 887 ZPO. (LG. Berlin v. 25. Sept. 1936, 257 T 
10 823/36: JW. 1938, 3133 41.) 


105. Die Vollſtreckung eines Schuldtitels auf Sicherheits⸗ 
leiſtung durch Hinterlegung einer beſtimmten Geldſumme 
erfolgt nach § 835, nicht § 887 ZPO. (LG. Berlin vom 
14. Okt. 1938, 227 T 8981/38: JW. 1938, 3133 4.) 


106. Verfahrensrechtlich zuläſſig iſt ein Klageantrag auf 
Verurteilung des Einmanngeſellſchafters zur Bewirtung 
einer Leiſtung der Geſellſchaft. (RG. v. 5. April 1939, 
II 155/38: DR. 1939, 1689 7.) 


107. Zur Erzwingung der Hinterlegung eines ziffern⸗ 
mäßig nicht feſtſtehenden Geldbetrages — Erlös aus der 
Aberntung eines Feldes — it nach § 888 und nicht 8 887 
BPO. zu verfahren. Daß der Schuldner dieſen Betrag 
nicht mehr in der Hand hat, begründet nicht die Unmög⸗ 
lichkeit der zu erzwingenden Handlung. Notfalls muß er 
Vermögensſtücke veräußern, um ihn ſich zu verfchaffen. 
(OLG. Naumburg v. 22. Febr. 1939, 3 W 25/39: DR. 
1939, 192218.) 


Erzwingung von Duldungen und Unterlaſſungen 


108. Zur Straffeſtſetzung nach § 890 ZPO. genügt vora 
läufig vollſtreckbares Urteil. Die Vollſtreckbarkeit des Ur⸗ 
teils darf nicht gehemmt ſein. (KG. v. 19. Dez. 1938, 
31 W 2727/38: JW. 1939, 31650.) 


Abgabe einer Willenserklärung 


109. Mit der Rechtskraft eines Urteils wegen Abgabe 
einer Willenserklärung gilt diefe nach 8 894 ZPO. zwar 
als abgegeben, ob ſie aber auch zugegangen iſt, richtet ſich 
nach den allgemeinen Beſtimmungen. Tritt die Rechtskraft 
des Urteils erſt mit deſſen Zuſtellung ein, ſo iſt die Er⸗ 
klärung damit gleichzeitig zugegangen. Tritt hingegen die 
Rechtskraft mit Urteilsverkündung ein, ſo iſt für den Zu⸗ 
gang der Erklärung derjenige Zeitpunkt maßgebend, in 
dem der Erklärungsempfänger von dem vollen Inhalt des 
Urteils Kenntnis erhalten hat. (RG. v. 30. März 1939, 
V 193/38: DR. 1939, 1467 35.) 


110. Auf ein vorläufig vollſtreckbares Feſtſtellungsurteil, 
in dem der Inhalt grundbuchlicher Willenserklärungen bere 
art klargeſtellt ift, daß fie nach Rechtskraft zu weiteren 
Grundbucheintragungen führen, findet § 895 ZPO. finn- 
gemäße Anwendung. (KG. v. 25. Aug. 1938, 1 WX 364/38: 
JW. 1938, 2848 45) 


10. Jahrgang 1940 Heft 29/30] 
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55 899 ff. BPO. 
Offenbarungseidsverfahren 
Allgemeines 
111. Gegen die Zurückweiſung des Antrages auf Alebe⸗ 
raumung eines Offenbarungseidstermines iſt die einfache 
Beſchwerde gegeben. (LG. Berlin v. 4. Nov. 1938, 227 T 

9411/38: JW. 1939, 49 30.) 


Zuſtändigkeit 
112. Die Leiſtung des Offenbarungseides vor einem ört⸗ 
lich unzuſtändigen Gericht ift nicht unwirkſam. Die frühere 
entgegengeſetzte Anſicht des Senats (Beſchl. v. 17. Juli 
1931: JW. 1932, 184) wird aufgegeben. (KG. v. 12. Aug. 
1938, 8 W 3453/38: JW. 1938, 2685 22.) 


Widerſpruch 
113. Im Offenbarungseidsverfahren iſt die Zuſtellung des 
Beſchluſſes über den Widerſpruch des Schuldners an 
dieſen perſönlich wirkſam, auch wenn der Schuldner nach 
dem Schuldtitel einen Prozeßbevollmächtigten im vorher⸗ 
gehenden Prozeßverfahren hatte. (LG. Berlin v. 26. Febr. 
1938, 209 T 1656/38: JW. 1938, 223348.) 


114. Es iſt nicht notwendig, daß der den Offenbarungseids⸗ 
termin wahrnehmende Richter auch den Beſchluß über den 
Widerſpruch des Schuldners erläßt. (RG. v. 5. Aug. 1938, 
8 W 3189/38: JW. 1938, 2389 %; anderer Anſicht LG. 
Berlin v. 25. Febr. 1935, 257 T 1442/5.) 


Haft 

115. Weigert ſich der Schuldner, ſein Vermögen zu offen⸗ 
aren, indem er gleichzeitig Ratenzahlungen anbietet, ſo 
treten wegen der darin liegenden Eidesverweigerung die 
Haftvorausſetzungen ein. Verhält ſich der Gläubiger dann 
zunächſt abwartend, ſo verwirkt er damit nicht das Recht 
auf Erwirkung des Haftbefehls. Der Schuldner kann ſich 
dann, wenn es zum Haftantrage und zum Erlaß des Haft⸗ 
befehls gekommen iſt, nicht mehr darauf berufen, daß er 
inzwiſchen in einer anderen Sache die Vermögensverſiche⸗ 
rung abgegeben habe. (KG. v. 4. Juli 1939, 8 W 2418/39: 
DR. 1939, 1725 2.) 


115 3. Ausſetzung der Vollſtreckung eines Haftbefehls ſiehe 
Nr. 203. 


Erwerb neuen Vermögens 


116. Hat der Schuldner, der den Offenbarungseid geleiſtet 
hat, nach Leiſtung dieſes Eides größere Schulden bezahlt, 
ſo iſt hierdurch glaubhaft gemacht, daß er neues Ver⸗ 
mögen erworben hat, und er kann nicht mit Erfolg ein⸗ 
wenden, daß er zur Tilgung ſeiner Schulden Darlehen auf⸗ 
genommen habe, ſo daß alſo ein Vermögenszuwachs 
wirtſchaftlich nicht gegeben ſei. (KG. v. 1. Aug. 1938, 
8 W 3370/38: IW. 1938, 2686 23.) 

117. Erwerb neuen Vermögens i. S. von 8 903 liegt 
vor, wenn ein Schuldner nach Abgabe der Verſicherung 
zur Abwendung des Offenbarungseides ſeine Arbeitsſtelle 
gewechſelt hat und dort ſo viel verdient, daß ein Teil ſeines 
Lohnes der Pfändung unterliegt. (KG. v. 13. Febr. 1940, 
8 W 372/40: DR. 1940, 65625.) 


88 916 ff. ZPO. 
Arreſt und einſtweilige Verfügung 

118. Eine Vollſtreckung von einſtweiligen Verfügungen, 
die auf Zahlung von Unterhalt gehen, ift vor Zuſtellung 
des Schuldtitels nicht zuläſſig. (LG. Berlin v. 10. Juni 
1938, 227 5158/38: JW. 1938: 21543.) 

119. Die Friſt des § 929 II ZPO. ift, auch wenn die Cine 
tragung der Arreſtpfändung in das Grundbuch erft ſpäter 
erfolgt, gewahrt, ſofern innerhalb der Vollziehungsfriſt 
an Grundbuchamt ein Eintragungsantrag vorliegt, gegen 
den grundbuchliche Beanſtandungen nicht mehr zu erheben 


find. (OLG. Breslau v. 29. Juni 1939, 16 U 457/39: 
HöchſtRRſpr. 1939 Nr. 1343.) 


88 627, 627 b 3PO. 
Einſtweilige Anordnungen in Eheſachen 


8627 ZPO. 
120. Einſtweilige Verfügung oder einſtweilige Anordnung. 
Antragsvorausſetzungen. Keine ſelbſtändige Koſtenentſchei⸗ 
dung im Anordnungsbeſchluß, wohl aber im Beſchwerde⸗ 
beſchluß. (KG. v. 21. Jan. 1939, 20 W 239/39: JW. 
1939, 500 27.) 


121. Bedürfen der Vollſtreckungsklauſel und Zuſtellung 
an den Schuldner. (LGG. Bremen v. 13. Febr. 1939: Hanf- 
RGB. 1939, B 249.) 


122. Wenn weſentliche Veränderungen derjenigen Verhält⸗ 
hältniſſe eintreten, welche zur Zeit des Erlaſſes obwalteten, 
ſo kann der, gegen den ſich die Anordnung richtet, ver⸗ 
langen, daß ſie im Wege einer neuen Anordnung geändert 
werde. (OLG. Kiel v. 21. Febr. 1939, 4 W 27/39: Höchſt⸗ 
RRſpr. 1939 Nr. 646.) 


123. Auch bei Gütertrennung kann dem Mann die Zah⸗ 
lung eines Prozeßkoſtenvorſchuſſes an die Frau aufgegeben 
werden. (OLG. Dresden v. 7. Juni 1939, 2 W 100/89: 
HöchſtRRſpr. 1939 Nr. 1264.) 


124. Das für den Eheſcheidungsprozeß bewilligte Armen⸗ 
recht erſtreckt fich nicht auf das Verfahren gemäß 8 627 
PO. (OLG. Naumburg v. 11. Aug. 1939, 6 W 54/39: 
DR. 1939, 182715; desgl. OLG. München: DJ. 1938, 
883, OLG. Köln: JW. 1939, 363, OLG. Jena: JW. 
1939, 570%, OLG. Düſſeldorf: DR. 1939, 331, OLG. 
Kiel: DR. 1939, 1014; dagegen KG. v. 5. Juni 1939, 
20 W 2780/39: DR. 1939, 1596 2%, ſowie v. 1. Dez. 1938, 
9 W 4540,38: JW. 1939, 17133 und v. 28. Jan. 1939, 
20 W 305/39: JW. 1939, 571 3.) 


125. Keine ſelbſtändige Koſtenentſcheidung im Verfahren 
nach § 627 ZPO. (OLG. München v. 20. März 1939, 
4 U 1276/38: DR. 1939: 1189 48.) 

126. Ergeht in dem Verfahren aus § 627 BPO. in der 
Beſchwerdeinſtanz keine Koſtenentſcheidung, ſo haftet gleich⸗ 
wohl der Beſchwerdeführer als Antragſteller der Inſtanz 
für die Gerichtskoſten. Für die Beſchwerdeinſtanz bedarf 
es beſonderer Armenrechtsbewilligung. (KG. v. 17. Juni 
1939, 20 Wa 86/39: DR. 1939, 146857.) 

127. Zuläffig eine Anordnung: 

Auf Herausgabe von Haushaltsgegenſtänden durch den 
Ehemann an die Frau. (KG. v. 13. Mai 1939, 20 W 
1967/39: DR. 1939, 11897.) 

Auf Herausgabe der Kinder. (OLG. Dresden v. 8. Dez. 
1939, 7 W 208/39: DR. 1940: 34261.) 

Durch die es einem Ehegatten — unter Strafandrohung 
— verboten wird, die Wohnung des anderen zu betreten. 
(OLG. Braunſchweig v. 21. Okt. 1938, 1 W 79/38: Höchſt⸗ 
RRſpr. 1939 Nr. 45.) 

128. Keine Beſchwerde gegen Beſchluß, durch den die 
Zwangsvollſtreckung aus einer einſtweiligen Anordnung 
nach 8 627 BPO. einſtweilen eingeſtellt wird. (KG. vom 
21. Jan. 1939, 20 W 195/39: JW. 1939, 500 28.) 

129. Einſtweilige Anordnung und Vollſtreckungsgegen⸗ 
klage ſiehe Nr. 18. 


8 627b 3 PO. 

130. Die Armenrechtsbewilligung für den Eheprozeß er⸗ 
ſtreckt ſich nicht ohne weiteres auch auf das Verfahren aus 
$ 627 b 3PO. (KG. v. 4. März 1939, 20 W 905/39: 
DR. 1939, 331 20). 

131. Unterhaltsvergleiche im Eheprozeß werden durch das 
Armenrecht für den Eheprozeß ſelbſt nicht mitumfaßt. Es 
bedarf beſonderer Bewilligungen. (KG. v. 12. Aug. 1939, 
20 W 3365/39: DR. 1939, 182716.) 
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132. Die Unterhaltsvergleiche find im Zweifel als inner- 
halb des Verfahrens nach § 627b BPO. geichloffen an- 
zuſehen, nicht als ſolche gemäß § 118 a BPO. (KG. vom 
26. Mai 1939, 20 W 3214/39: DR. 1939, 133728.) 


Vollſtreckungsmißbrauchsgeſetz 
Allgemeines 

133. Das Vollſtreckungsmißbrauchsgeſetz ſoll nicht dazu 
dienen, bei einer Mehrheit von Gläubigern den Ausgleich 
zwiſchen den Intereſſen dieſer Gläubiger und des Schuld⸗ 
ners zu ſchaffen; hierfür iſt vielmehr nur das Vergleichs⸗ 
verfahren vorgeſehen. (KG. v. 16. Sept. 1938, 8 W 
3796/38: JW. 1938, 2849 4; vgl. auch Nr. 63.) 
134. Wenn auch das Vollſtreckungsmißbrauchsgeſetz nicht 
im eigentlichen Sinne ſubſidiär iſt, ſo gibt es doch dem 
Vollſtreckungsgericht nicht die Handhabe, in die Befugniſſe 
eines anderen Gerichtes während des bei dieſem ſchweben⸗ 
den Verfahrens einzugreifen und deſſen Entſcheidungen, 
die nach ausdrücklicher Geſetzesbeſtimmung der Anfechtung 
entzogen find, wenn auch mittelbar, nachzuprüfen. (QG. 
Münſter i. W. v. 23. Sept. 1938, 5b T 341/38: JW. 
1938, 3063 53.) 
135. Anwendbar auch im Konkurs. (RG. v. 28. Sept. 
1939, VIII 32/39: RG. 161, 262; ebenſo LG. Hamburg 
v. 29. Jan. 1938, 1 T 720/37: JW. 1938, 215636.) 
136. Ein Schuldner ift ſchutzunwürdig, der wider beſſeren 
Wiſſens im Prozeß die Darlehensſchuld beſtreitet, obwohl 
ihm der Gläubiger mit dem Darlehen aus einer Notlage 
geholfen hat. (KG. v. 13. Juni 1939, 8 W 1889/39: 
HöchſtRRſpr. 1939 Nr. 1372.) 
137. Widerſetzt ſich ein einzelner Gläubiger der Durch⸗ 
führung eines von den ſonſtigen Gläubigern gebilligten 
Planes zur Sanierung des Schuldners, ſo kann dem ſich 
widerſetzenden Gläubiger die Zwangsvollſtreckung aus von 
ihm erwirkten Titeln unterſagt werden. (LGG. Hamburg 
v. 19. Juni 1939, 1 T 315/39: Hanf RGZ. 1939, B 385.) 


Bei Unterhaltsanſprüchen 

138. Keine dem geſunden Volksempfinden widerſprechende 
Härte, wenn ein uneheliches Kind nach den normalen 
Pfändungsbeſtimmungen pfändet und der Erzeuger für 
ſeine Frau und zwei eheliche Kinder zu ſorgen hat. (KG. 
v. 10. Febr. 1939, 8 W 469/39: DR. 1939, 58918.) 

139. Hat der Schuldner wieder guten Verdienſt, ſo iſt die 
Beitreibung von Unterhaltsrückſtänden aus der Zeit ſeiner 
Arbeitsloſigkeit keine unbillige Härte. (OLG. Hamm vom 
3. Nov. 1938, 11 W 313/38: JW. 1939, 54 4.) 

140. Vollſtreckungsmißbrauch liegt vor, wenn der unehe⸗ 
liche Vater gegen ſein Kind wegen eines ihm zuſtehenden 
Koſtenanſpruchs Forderungen pfändet, die den Unterhalt 
des Kindes ſicherſtellen folen. (OLG. Köln v. 4. Okt. 
1938, 1 W 182/38: HöchſtütRſpr. 1939 Nr. 38.) 


Bei Räumungen und Untermietsanſprüchen 
141. Kein Rechtsſchutz, wenn das Verweilen der Schuldner 
in ihrer alten Wohnung den Hausfrieden ſtört. Neuer 
Mieter muß mit Rechtsſchutz für bisherigen Mieter rech⸗ 
nen. (KG. v. 9. April 1938, 8 W 1695/38: SW. 1938, 
2238 50.) 

142. Vollſtreckungsmißbrauch liegt nicht vor bei der Pfän⸗ 
dung der Untermiete, wenn das Wohlfahrtsamt mit Rück⸗ 
ſicht auf die Pfändung die öffentliche Unterſtützung er⸗ 
höht. (LG. Berlin v. 29. Sept. 1938: Grundeigentum 
1939, 127.) 


Bei überhöhten Zinsanſprüchen 
143. Eine Zwangsvollſtreckung wegen hoher Zinſen aus 
alten Schuldtiteln iſt auch für die Zeit vor 1933 unzu⸗ 
läſſig. Sie widerſpricht der nationalſozialiſtiſchen Auf⸗ 
faſſung von der Brechung der Zinsknechtſchaft. Die Voll⸗ 
ſtreckungsorgane können von ſich aus die hohen Zinſen 
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aus alten Titeln auf die heute üblichen Zinsſätze herab⸗ 
ſetzen. Nur in ſeltenen Ausnahmefällen kann auch für die 
Zeit vor 1933 ein mäßiger höherer Zinsſatz zugebilligt 
werden, um z. B. Unbilligkeiten gegenüber einem finanziell 
nicht gutgeſtellten Gläubiger zu vermeiden. (LG. Wupper⸗ 
tal v. 16. Juni 1939, 6 7349/39: DR. 1940, 50 50.) 


Sonſtiges 

144. In einem Fall, in welchem 818 der VO. v. 26. Mat 
1933 eingreifen würde, kann bei Bejahung der geſetzlichen 
Vorausſetzungen auch unmittelbar das Vollſtreckungsmiß⸗ 
brauchsgeſetz Anwendung finden. (OLG. Stuttgart vom 
15. Juni 1939, 3 W 78/39: DR. 1939, 1923 .) 

145. Vollſtreckungsmißbrauch und VO. v. 7. April 1938 
ſiehe Nr. 100. 


Schuldenbereinigung 
Berechtigte Perſonen 
146. Juriſtiſche Perſonen oder Perſonalgeſellſchaften haben 
keinen Anſpruch auf Schuldenbereinigung, z. B. die DHG. 
(KG. v. 12. Jan. 1939, 1 Wx 634/35: IW. 1939, 644 38; 
vgl. auch AG. Berlin v. 14. Sept. 1938, 325 II 72/38: 
IW. 1938, 2843 36.) 

Auch nicht, wenn nur ein Geſellſchafter vorhanden iſt, 
und dieſer die perſönliche Haftung für die Schulden der 
Geſellſchaft übernommen hat. (KG. v. 3. Nov. 1938, 
1 WX 517/38: JW. 1938, 3254 3.) 


147. Rechtsnachfolger find in der Regel nicht berechtigt, 
die Bereinigung der Schulden ihrer Rechtsvorgänger zu 
verlangen. (LG. Schneidemühl v. 23. Febr. 1939, 3 T 
63/39: DR. 1939, 26435.) 


Mit verpflichtete 
148. Die Bereinigung der Schuld eines Mitverpflichteten 
gemäß § 3 Abſ. 1 Satz 2 Schuld Bereinch. fegt in jedem 
Falle die Schuldenbereinigung des Hauptſchuldners vor⸗ 
aus. (RG. v. 8. Febr. 1940, IV B 40/39: RGB. 163, 
46; vgl. auch KG. v. 6. Juli 1939, 1 WX 379/39: DR. 
1939, 1761.17 und KG.: IFG. 18, 288, 19, 24, ſowie 
LG. Frankfurt a. M. v. 9. März 1939, 2/8 T 23/39: 
DR. 1940, 45218.) 
149. Unter den Vorausſetzungen des $ 3 J, 2 können per- 
ſönliche wie dingliche Anſprüche gegen den Mitverpflich⸗ 
teten bereinigt werden. (KG. v. 17. Mai 1939, 1 WX 
155/39: DR. 1939, 1652 11; vgl. auch LG. Düſſeldorf v. 
19. Aug. 1939, 9 T 916/39: DR. 1940, 4642.) 
150. Ein Mitverpflichteter kann eine Bereinigung ſeiner 
Mitverpflichtung nach $ 6 nur verlangen, wenn für den 
Hauptſchuldner die Vorausſetzungen für eine Schulden⸗ 
bereinigung nach § 1 gegeben find. (KG. v. 6. Juni 1939, 
1 WX 379/39: DR. 1939, 176117.) 
151. Schuldenbereinigung des Mitverpflichteten iſt auch 
dann möglich, wenn die Hauptſchuld wegen des Todes des 
Hauptſchuldners nicht bereinigt werden kann. (OLG. 
München v. 17. Mai 1939, 8 Wx 246/39: DR. 1939, 
125418.) 

Schutzwürdigkeit 
152. Ablehnung der Schuldenbereinigung: 

Wegen nachläſſiger Buchführung in dem früheren Be⸗ 
triebe des Schuldners. (LG. Hamburg v. 4. Jan. 1939, 
1T 703/38: DR. 1939, 45118.) 

Wegen mangelhafter Offenbarung der wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe gegenüber dem Richter. 

Wegen Verweigerung der Zuſtimmung zur Einſicht in 
die Steuerakten. (LG. Hamburg v. 11. April 1939, 1T 
162/39: DR. 1939, 65832.) 

Auf Grund von Außerungen der zuſtändigen Berufs⸗ 
organiſation. (LG. Hamburg v. 23. Mai 1939, 1 T 731/38: 
Hani NGB. 1939, B 383.) 

Wegen Verurteilung zu einer längeren Freiheitsſtrafe 
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in einem Gebiet, das in einem inneren Zuſammenhange 
zur Schuldenbereinigung ſteht. (LG. Schneidemühl vom 
23. Febr. 1939, 3 T 69/39: DR. 1939, 2645s.) 

153. Aber: 

Eine vor längerer Zeit erfolgte Beſtrafung des Schuld- 
ners wegen eines geringfügigen Vermögensdeliktes braucht 
einer Schuldenbereinigung dann nicht entgegenzuſtehen, 
wenn der Schuldner bewieſen hat, daß er wieder ein wert⸗ 
volles Mitglied der Volksgemeinſchaft geworden ift. (KG. 
v. 29. Juli 1939, 1 Wx 410/39: DR. 1939, 176014); 
leichte Vorbeſtrafungen ſtehen der Schuldenbereinigung 
nicht entgegen. 

Auf allgemein gehaltene Auskünfte darf die Annahme 
der Schutzunwürdigkeit nicht geſtützt werden. (KG. vom 
11. Jan. 1940, 1 Wx 799/39: DJ. 1940, 408.) 


154. Die Tatſache allein, daß der Schuldner noch kurz 
vor ſeinem Zuſammenbruch Lieferungen angenommen hat, 
ift kein Beweis für eine Abſicht des Schuldners, feine 
Gläubiger zu betrügen. Erſt die genaue Prüfung aller 
Sonderumſtände läßt eine Entſcheidung über die Würdig⸗ 
keit zu. (LG. Hamburg v. 14. Juli 1939, 1 T 408/39: 
DR. 1939, 1760 15.) 

155. Erhält ein Schuldner als Prokuriſt einer Handels⸗ 
geſellſchaft nur 150 AM Gehalt, während feine Ehefrau 
als Alleininhaberin der Geſellſchaft eine Jahreseinnahme 
von 50000 70000 RM und fein Sohn ein Monats- 
gehalt von 1100 RM bezieht, fo ift er bei dieſer Geſtal⸗ 
tung ſeiner Rechtsbeziehungen der Schuldenbereinigung 
unwürdig. (LG. Hamburg v. 8. Nov. 1939, 10 J 765/39: 
DR. 1940, 458 24.) 

156. Bei der Prüfung der Würdigkeit des Schuldners iſt 
auch das Verhalten des Gläubigers zu beachten. Hat der 
Gläubiger früher ſelbſt aus Sorgloſigkeit die Sicherung 
ſeiner Rechte verſäumt, ſo muß er ſich dies u. U. im 
Schuldenbereinigungsverfahren entgegenhalten laſſen. (LO. 
B 100.19 v. 2. Juli 1939, 1 T 306/39: Hanf RGB. 1940, 


157. Prüfung der Schutzwürdigkeit, wenn der Gläubiger 
ſelbſt in Strafhaft figt. (2. Hamburg v. 13. Juni 1939, 
1 T 242/39: Hani RGB. 1940, B 102.) 


Ausübung eines ſelbſtändigen Berufs 
158. Die Beteiligung an einer GmbH. als Geſellſchafter 
und Geſchäftsführer kann u. U. auch dann als die Aus⸗ 
übung eines ſelbſtändigen Berufes angeſehen werden, wenn 
der Schuldner an ihrem Stammkapital nur teilweiſe (250%) 
beteiligt iſt. Die Bereinigung der Schulden eines Geſchäfts⸗ 
führers — Geſellſchafters — iſt nicht auf die Schulden 
beſchränkt, die er zum Nutzen der GmbH. aufgenommen 
gat. (RG. v. 16. März 1939, 1 WX 80/39: DR. 1939, 
655 27; vgl. auch KG. v. 5. Jan. 1939, 1 WX 609/38: 
VöchſtRRſpr. 1939 Nr. 329.) 

159. Die Verwaltung eigenen Hausbeſitzes kann u. U. als 
Ausübung eines ſelbſtändigen Berufes angeſehen werden. 
(KG. v. 27. April 1939, 1 WX 186/39: DR. 1939, 1253 14.) 


Wirtſchaftlicher Zuſammenbruch und 
Wirtſchaftsnot 

160. Wenn ein Berufsbeamter neben ſeinem Amt ein Ge⸗ 
werbe betreibt und damit zuſammenbricht, ſo liegt ein 
wirtſchaftlicher Zuſammenbruch bei der Ausübung eines 
ſelbſtändigen Berufes im Sinne des Schuldenbereinigungs⸗ 
geſetzes im allgemeinen nicht vor. (RG. v. 2. März 1939, 
1 Wx 42/39: DR. 1939, 450 11.) 

161. Bricht der Schuldner, der zwei ſelbſtändige Berufe 
nebeneinander ausübt, nur mit einem von ihnen zuſam⸗ 
men, während er den anderen fortſetzt, ſo liegt ein wirt⸗ 
ſchaftlicher Zuſammenbruch nur vor, wenn dem Schuldner 
a den Wegfall des einen Berufs die weſentliche Grund⸗ 
an feiner Lebenshaltung entzogen wurde. (KGG. vom 

Marz 1939, 1 Wx 16/39.) 
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162. Der wirtſchaftliche Zuſammenbruch muß den Verluſt 
der bisherigen ſelbſtändigen Lebenshaltung des Schuldners 
zur Folge haben. Solange der Schuldner ſeinen bisherigen 
Gewerbebetrieb weiterführt, kann regelmäßig weder ein 
wirtſchaftlicher Zuſammenbruch noch eine Vermögens⸗ 
hingabe an den Gläubiger angenommen werden. (KG. v. 
5. Jan. 1939, 1 Wx 645/38: HöchſtRRſpr. 1939 Nr. 330.) 
163. Es genügt, wenn der Beginn der den Zuſammen⸗ 
bruch darſtellenden Entwicklung vor dem 1. Jan. 1934 
liegt, mag ſie auch erſt nach dieſem Zeitpunkt beendet 
worden fein. (KG. v. 17. Mai 1939, 1 Wx 250/39: 
DR. 1939, 1253 15; vgl. auch KG. v. 23. Febr. 1939, 
1 Wx 708/38: DR. 1939, 44915.) 

164. Die Wirtſchaftsnot vor der Machtübernahme i. S. 
des § 1 J, 1 SchuldBereinG. iſt die allgemeine Wirtſchafts⸗ 
not ſeit Beendigung des Weltkrieges. Sie umfaßt auch die 
Zeit der fog. wirtſchaftlichen Scheinblüte in den Jahren 
1924 bis etwa 1929/30. (KG. v. 13. Juli 1939, 1 Wx 
396/39: DR. 1939, 1759 22.) 


Wirtſchaftliche Grundlage der ſelbſtändigen 
Lebenshaltung 

165. Für die Schuldenbereinigung eines Geſellſchafters 
der GmbH. darf bei der Prüfung der Frage, was wirt⸗ 
ſchaftliche Grundlage der ſelbſtändigen Lebenshaltung ge⸗ 
weſen iſt, kein Unterſchied zwiſchen dem Vermögen der 
Geſellſchaft und dem des Geſellſchafters gemacht werden. 
(KGG. v. 6. Juli 1939, 1 Wx 445/39: DR. 1939, 208415.) 
166. Bei der Ausübung eines im weſentlichen auf der 
perſönlichen Arbeitskraft beruhenden freien Berufes (z. B. 
Makler, freier Ingenieur) können im Einzelfall auch 
Büromöbel die wirtſchaftliche Grundlage der ſelbſtändigen 
Lebenshaltung des Schuldners bilden. (RG. v. 30. März 
1939, 1 WX 160/39: DR. 1939, 1096 39), 

ſowie auch ein Wohngrundſtück des Schuldners, das er 
zur Sicherung geſchäftlicher Kredite belaſtet hat. (KG. v. 
6. April 1939, 1 Wx 57/39: DR. 1939, 109741.) 


Vermögenshingabe zur Befriedigung der 
Gläubiger 

166. Die Überbelaſtung eines Grundſtücks iſt nur Hingabe 
zur Sicherung, nicht Hingabe zur Befriedigung der Gläu⸗ 
biger. Die Zwangsverwaltung eines Grundſtücks bedeutet 
noch keine endgültige Hingabe zur Befriedigung der Gläu⸗ 
biger. (KG. v. 6. Juli 1939, 1 Wx 445/39: DR. 1939, 
2084 15.) 
168. Erwirbt der Schuldner die ihm im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung fortgenommene wirtſchaftliche Grundlage mit 
Mitteln ſeiner minderjährigen Kinder zurück, ſo daß er 
ſeine ſelbſtändige wirtſchaftliche Exiſtenz fortführen kann, 
fo findet eine Schuldenbereinigung nicht ſtatt. (LG. Berlin 
v. 26. Mai 1939, 201 T 2783/39: DR. 1939, 175811.) 
169. Hingabe der Werte an einen Dritten ſchließt nicht die 
Annahme aus, daß die Hingabe zur Befriedigung der 
Gläubiger erfolgt ſei. Es genügt, daß der Schuldner von 
dem Dritten für die hingegebenen Werte ein angemeſſenes 
Entgelt erlangt, und daß er dieſes zur Befriedigung ſeiner 
Gläubiger verwendet hat. Die Vermögenshingabe zur Be⸗ 
friedigung der Gläubiger kann alſo mittelbar erfolgt ſein. 
(RG. v. 5. Okt. 1939, 1 Wx 477/39: Hanf NGB. 1940, 
B 114.) 
170. Ein Ruheſtandsbeamter, der mit einem gewerblichen 
Betriebe vor dem Jahre 1934 wirtſchaftlich zuſammen⸗ 
gebrochen iſt, hat keinen Anſpruch auf Schuldenbereini⸗ 
gung, wenn ihm der pfändungsfreie Teil ſeines Ruhe⸗ 
gehaltes eine ausreichende Lebenshaltung ermöglicht. (KG. 
v. 27. Juli 1939, 1 Wx 378/39: DR. 1939, 2085 16.) 
171. Hat der Schuldner nach ſeinem wirtſchaftlichen Zu⸗ 
ſammenbruch das Eigentum an einem Grundſtück behalten, 
ſo iſt eine Schuldenbereinigung in der Regel nur zuläſſig, 
wenn das Grundſtück nicht zu der wirtſchaftlichen Grund⸗ 
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lage der ſelbſtändigen Lebenshaltung des Schuldners ge- 
hört oder wenn es im Verhältnis zu den zur Befriedigung 
der Gläubiger hingegebenen Werten ohne Bedeutung ift. 
(KG. v. 2. März 1939, 1 Wx 585/38: DR. 1940, 44916.) 


172. Der Schuldner hat auch dann die wirtſchaftliche 
Grundlage ſeiner ſelbſtändigen Lebenshaltung wenigſtens 
mittelbar zur Befriedigung ſeiner Gläubiger hingegeben, 
wenn er das für die Hingabe an Vermögenswerten an 
einen Dritten erlangte angemeſſene Entgelt zur Befriedi⸗ 
gung ſeiner Gläubiger verwendet hat. (KG. v. 5. Okt. 
1939, 1 WX 477/39: DR. 1940, 4339.) 


Vermögenshingabe als Folge von 
Zwangsmaßnahmen 

173. Wenn der Sicherungsnehmer auf Grund eines er⸗ 
wirkten Urteils im Vollſtreckungswege dem Sicherungs⸗ 
geber den dieſem zunächſt verbliebenen unmittelbaren Be⸗ 
lig an den Gegenſtänden des Sicherungsübereignungsver⸗ 
trages entzieht und wenn dieſe Gegenſtände die weſentliche 
wirtſchaftliche Grundlage der ſelbſtändigen Lebenshaltung 
des Schuldners bis zur Fortnahme bildeten, ſo kann hierin 
eine durch Vollſtreckung erzwungene Vermögenshingabe zur 
Befriedigung der Gläubiger im Sinne des Geſetzes erblickt 
werden. (KG. v. 2. Febr. 1939, 1 Wx 678/38: DR. 
1939, 263 34). 
174. Vermögenshingabe „wegen ſich häufender Zwangs⸗ 
vollſtreckungen“ erfordert nicht, daß die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungen durchgeführt ſind; ſie liegt vielmehr auch dann 
vor, wenn der Schuldner zur Abwendung eingeleiteter 
Zwangsvollſtreckungen die wirtſchaftliche Grundlage ſeiner 
ſelbſtändigen Lebenshaltung feinen Gläubigern hingegeben 
hat. (OLG. München v. 12. April 1939, 8 Wx 152/39: 
DR. 1939, 12547.) 
175. Die erzwungene Hingabe der Wirtſchaftsgrundlage 
gemäß § 1 Abſ. 1 Satz 2 braucht nicht durch Verwertung 
in der Zwangsvollſtreckung erfolgt zu ſein, vielmehr ge⸗ 
nügt es, daß ſie unter dem Drucke von Zwangsmaß⸗ 
nahmen der Gläubiger ſtattgefunden hat, auch wenn dieſe 
gegen andere Vermögenswerte des Schuldners (z. B. 
gegen Teile der Möbeleinrichtung) gerichtet waren. (KG. 
v. 15. Juni 1939, 1 WX 370/39: DR. 1939, 16505.) 
176. Verſchmilzt ein ſelbſtändiger Kaufmann zur Vermei⸗ 
dung eines Zuſammenbruchs ſein Unternehmen mit einem 
kapitalkräftigeren größeren Unternehmen, ſo liegt darin 
noch keine „unfreiwillige“ Vermögenshingabe i. S. des 
§ 1. (KG. v. 5. Okt. 1939, 1 Wx 477/39: DR. 1940, 
43 39.) 
177. Iſt dem Wortlaut des Geſetzes deshalb nicht genügt, 
weil Zwangsverwaltung und ſpäter Verwaltung durch 
einen Treuhänder angeordnet worden iſt, ſo kann trotzdem 
das Geſetz zugunſten des Schuldners angewendet werden, 
wenn die getroffenen Maßnahmen in ihrer wirtſchaftlichen 
Bedeutung den in dem Geſetz angeführten Rechtshand⸗ 
lungen gleichzuſetzen find. (QG. Hamburg v. 24. Sept. 
1938, 1 T 482/38: JW. 1938, 3062 51.) 


Begrenzte Schuldenbereinigung nach 
1 Abſ. 2 


178. Die Schuldenbereinigung wegen Verluſtes eines 
Eigenheimes ſetzt nicht notwendig voraus, daß der Schuld⸗ 
ner Eigentümer des verſteigerten Eigenheimes geweſen iſt. 
(KG. v. 30. Nov. 1939, 1 Wx 577/39: DR. 1940, 251%.) 
179. Ein freihändiger Verkauf des Grundbeſitzes durch 
den Schuldner auf die bloße Drohung eines Gläubigers 
mit Zwangsverſteigerung ſteht einem Verluſt des Grund⸗ 
beſitzes „infolge Anordnung der Zwangsverſteigerung“ 
i. S. §1 Abf. 2 nicht gleich. (KG. v. 2. März 1939, 
1 WX 42/39: DR. 1939, 450 17.) 

180. Die Vorausſetzungen des § 1 Abſ. 2 können vor- 
liegen, wenn die Anordnung der Zwangsverſteigerung vor 
dem 1. Jan. 1934 erfolgt iſt und dieſe Anordnung im 
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Zuſammenhang mit Zwangsverwaltung oder ähnlichen 
Maßnahmen ſteht, z. B. einem Prozeßvergleich, durch 
welchen dem Schuldner ſchon vor dem 1. Jan. 1934 die 
tatſächliche Verfügungsgewalt über das Grundſtück dauernd 
bis zur Zuſchlagserteilung entzogen worden iſt. (KG. v. 
29. Juni 1939, 1 WX 292/39: DR. 1939, 175918.) 


Alte Schulden 
181. Für die Frage, ob die Schuld aus der Zeit vor 
einem Zuſammenbruch des Schuldners ſtammt, kommt es 
auf den Zeitpunkt ihrer Entſtehung und nicht auf den 
ihrer ſpäteren Abtretung zu Inkaſſozwecken an. (KG. v. 
5. Okt. 1939, 1 WX 477/39: DR. 1940, 43 50.) 


182. Ein urſächlicher Zuſammenhang der in der Schulden⸗ 
bereinigung zu berückſichtigenden alten Schulden mit der 
Wirtſchaftsnot vor der Machtübernahme (oder dem Ein⸗ 
ſatze des Schuldners für die Bewegung) iſt nicht erforder⸗ 
4680005 v. 15. Juni 1939, 1 WX 370/39: DR. 1939, 
16509. 


183. Hat der Schuldner auf geſetzliche Unterhaltsanſprüche, 
die teils vor, teils nach ſeinem Zuſammenbruch entſtan⸗ 
den waren, Teilzahlungen geleiſtet, die (gemäß § 366, 1 
BGB.) auf die alten Anſprüche verrechnet worden ſind, 
ſo kann der gegenwärtige Geſamtrückſtand gleichwohl bis 
zur Höhe der bei der Beendigung des Zuſammenbruchs 
des Schuldners begründet geweſenen alten Anſprüche in 
die Schuldenbereinigung einbezogen werden. (KG. vom 
6. Juli 1939, 1 WX 361/39: DR. 1939, 175710.) 

184. Schulden, die der Schuldner nach dem Zuſammen⸗ 
bruch gemacht hat, um alte Schulden abzudecken, können 
nicht bereinigt werden. (RG. v. 21. Dez. 1939, 1 Wx 
702/39: DR. 1940, 252 13.) 

185. Weder Grundpfandrechte noch ſonſtige dingliche 
Rechte find bereinigungsfähig. (KG.: JFG. 19, 1; KG. 
v. 20. Juli 1939, 1 Wx 359/39: panj RG3. 1939, B 384.) 

Insbeſondere nicht diejenigen Rechte, die durch den 
Wert des Grundſtückes nicht gedeckt fein folen. (KG. vom 
31. Aug. 1939, 1 WX 532/39: DR. 1940, 33121; a. A. 
AG. Hamburg v. 12. Juni 1939, 71 II 5/38: DR. 1939, 
2087 17.) 

Aber bedingte Teilnahme am Schuldenbereinigungsver⸗ 
fahren wegen des Ausfalles bei Schulden, die zur Zeit des 
Zuſammenbruches des Schuldners zugunſten des Gläubi⸗ 
gers durch eine Sicherungsübereignung oder einen Eigen⸗ 
tumsvorbehalt geſichert waren, und zwar im Falle der 
Sicherungsübereignung wegen des etwaigen Ausfalles der 
Forderung, im Falle des Eigentumsvorbehalts wegen der 
Geldanſprüche, die nach der Vollziehung des Rücktritts 
vom Kaufvertrage zugunſten des Verkäufers für Abnutzung 
der Sachen uſw. etwa verbleiben. (KG. v. 4. Jan. 1940, 
1 Wx 820/39: DR. 1940, 457 28.) 


186. Eine Grundſchuld, die der Schuldner nach feinem 
Zuſammenbruch zur Sicherung einer alten Forderung be⸗ 
ſtellt hat, wird — auch nach einer Abtretung — von der 
Schuldenbereinigung mitergriffen. (RG. v. 23. Nov. 1939, 
1 Wx 719/39: DR. 1940, 25112.) 

187. Der Senat bleibt bei ſeiner Anſicht, daß die An⸗ 
ſprüche aus der Sozialverſicherung grundſätzlich in die 
Schuldenbereinigung einbezogen werden. Dies gilt auch 
für die Invalidenverſicherung. (RG. v. 19. Okt. 1939, 
1 Wx 665/39: HöchſtRgſpr. 1939 Nr. 306.) 


Grundſätze der Schuldenbereinigung 
188. Bei der Prüfung der Frage, was dem Schuldner 
zum Aufbau einer neuen Lebensſtellung und zu einer an⸗ 
gemeſſenen Lebenshaltung zu belaſſen iſt, ſind alle vom 
Geſichtspunkt der Billigkeit aus in Betracht kommenden 
Umſtände des einzelnen Falles zu berückſichtigen. Dazu 
gehört auch der Umſtand, daß ein Gläubiger ein Grund⸗ 
ſtück des Schuldners erſteigert und damit einen Wert in 
der Hand hat, der ausreichen würde, um die Forderung 
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des Gläubigers zu einem höheren Betrage zu tilgen, als 
dies in der Zwangsverſteigerung geſchehen ift. (K G. vom 
31. Aug. 1939, 1 Wx 394/39: DR. 1940, 45%.) 


Vertragshilfe des Richters 
189. Im Verfahren der richterlichen Vertragshilfe ift der 
Richter nicht an Zahlungsangebote des Schuldners ge- 
bunden. (QG. Hamburg v. 14. Juli 1939, 1 T 408/39: 
DR. 1939, 1760 16.) 


190. Die „anteilsmäßige“ Verteilung der von dem 
Schuldner zu leiſtenden Ratenzahlungen auf die verſchie⸗ 
denen Gläubiger ift keine ordnungsmäßige Bereinigung. 
(LG. Hamburg v. 14. Juli 1939, 1 T 427/39: DR. 1939, 
176116.) 

191. Die Regel des § 5 Abſ. 2, daß dem Schuldner er- 
laſſen werden ſoll, was er in 10 Jahren nicht abtragen 
kann, darf nicht allein ſchon deshalb durchbrochen werden, 
weil ein arbeitsunfähiger Schuldner durch Verſorgungs⸗ 
anſprüche wirtſchaftlich dauernd geſichert iſt. (NG. vom 
31. Aug. 1939, 1 Wx 394/39: DR. 1940, 454.) 

192. Die alten Forderungen, über deren Behandlung eine 
rechtsgeſtaltende Entſcheidung getroffen wird, müſſen ge⸗ 
nau nach Gläubiger, Schuldgrund und Höhe, möglichſt 
auch Entſtehungszeit, bezeichnet werden. (KG. v. 21. Sept. 
1939, 1 WX 578/39: DR. 1940, 48 4.) 


Einzelfragen des Verfahrens 

193. Iſt bei dem Erlaß einer alten Forderung ein für ſie 
beſtehender Schuldtitel aufgehoben worden, wird aber 
ſpäter im Abänderungsverfahren nach 8 9 die alte Forde- 
rung ganz oder teilweiſe wiederhergeſtellt, ſo iſt in der 
abändernden Entſcheidung auszusprechen, daß die wieder⸗ 
hergeſtellte Forderung nach Maßgabe dieſer Entſcheidung 
vollſtreckbar it. (KG. v. 21. Sept. 1939, 1 WX 578/39: 
DR. 1940, 48 4. 

194. Auf Grund des 8 10 Abſ. 3 kann nicht angeordnet 
werden, daß Vermögensſtücke des Schuldners gegen deſſen 
Willen zwecks Schaffung einer Teilungsmaſſe zu verſilbern 
18805 we v. 11. Jan. 1940, 1 Wx 900/39: DR. 1940, 
195. Begehrt der Schuldner Anordnungen i. S. von 810 
und wird dem nur teilweiſe entſprochen, ſo iſt gegen den 
ablehnenden Teil der Entſcheidung die ſofortige Beſchwerde 
zuläſſig. (RG. v. 28. Sept. 1939, 1 Wx 537/39: DR. 
1940, 4845.) 


196. Eine vorläufigen Vollſtreckungsſchutz gewährende 
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Anordnung des AG. iſt mit der ſofortigen Beſchwerde an⸗ 
fechtbar, wenn das AG. zu Unrecht angenommen hat, daß 
auf den Schuldner das Schuldenbereinigungsverfahren 
Anwendung findet. (KG. v. 12. Jan. 1939, 1 Wx 634/38: 
IW. 1939, 644 38.) 

197. Dieſer Grundſfatz verlangt keine reſtloſe Klarſtellung 
der Vorausſetzungen des § 1 vor dem Erlaß einer einſt⸗ 
weiligen Anordnung durch das AG. (LG. Hamburg vom 
15. April 1939, 1 T 230/39: DR. 1939, 358 51.) 

198. Das LG. kann die Zulaſſung der ſofortigen weiteren 
Beſchwerde auf einen Teil ſeiner Entſcheidung jedenfalls 
dann beſchränken, wenn die teilweiſe Anfechtung einer 
einheitlichen Endentſcheidung nicht im Wege ſteht. (KG. 
v. 6. April 1939, 1 WX 115/39: DR. 1939, 1095 38.) 


Rechtsberatungsmißbrauch 
199, Sit ein Gläubiger eine Inkaſſo⸗Gmbh., jo bedarf fie 
zur gerichtlichen Geltendmachung der abgetretenen Forde⸗ 
rung der behördlichen Erlaubnis aus dem Geſetz vom 
13. Dez. 1935. (LG. Berlin v. 15. Nov. 1938, 209 T 
9984/38: ZW. 1939, 181%; vgl. auch AV. des RIM. 
v. 12. März 1940: DR. 1940, 716.) 
200. Erlaubnispflichtig ift auch die geſchüäftsmäßige Be- 
ſorgung von Entſchuldungsgeſchäften. (OLG. Dresden v. 
23. März 1939, 6 Ss 2/39: DJ. 1939, 927.) 


Zahlungsfriſt VO. 
201. Zweck der Zahlungsfriſt iſt nicht, einen Gläubiger 
einem außergerichtlichen Vergleich gefügig zu machen. Wo 
ſie dem Schuldner die ſpätere Begleichung der Schuld 
nicht ermöglicht, ift fie nicht anzuordnen. (KG. v. 25. Nov. 
1939, 20 W 4601/39: DR. 1940, 51%.) 
202. Sofortige Beſchwerde gegen die Entſcheidung über 
den Antrag auf Bewilligung einer Zahlungsfriſt. Abänder⸗ 
barkeit der Koſtenentſcheidung des 1. Rechtszuges. (OLG. 
Dresden v. 2. Jan. 1940, 7 W 236/39: DR. 1940, 335 2.) 


VO. v. 1. Sept. 1939 

203. Die Tatſache, daß der Schuldner Bauer und ſeine 
Erhaltung im landwirtſchaftlichen Arbeitsprozeß notwen⸗ 
dig iſt, begründet insbeſondere dann nicht die Ausſetzung 
der Vollſtreckung eines Haftbefehls wegen Verweigerung 
des Offenbarungseides, wenn der Schuldner ſchon vorher 
keinerlei Entgegenkommen gegenüber dem Gläubiger, ſon⸗ 
dern lediglich Starrköpfigkeit gezeigt hat. (LG. Zwickau 
v. 13. Okt. 1939, 5 T 419/39: DR. 1939, 2119.) 


Die vollſtreckungsklauſel im Kechtsſyſtem der Exekutionsoroͤnungen 


Von Amtsgerichtsdirektor Dr. Hans Klein, Wien 


Nach 82 Abſ. 2 der VO. zur einheitlichen Regelung 
der Vollſtreckung von Titeln in den verſchiedenen Rechts⸗ 
gebieten des Großdeutſchen Reichs v. 16. Jan. 1940 (RG⸗ 

l. I, 176) werden Titel im Sinne einer der in der Oft- 
mark, im Reichsgau Sudetenland oder im Protektorat 
Böhmen und Mähren geltenden Exekutionsordnungen im 
Geltungsbereich der Reichszivilprozeßordnung (R ZPO.) 
auf Grund einer Ausfertigung vollſtreckt, die mit der 
„Bollſtreckungsklauſel“ verſehen ift. Unter Titel in dieſem 
12 ſind nur ſolche zu verſtehen, die dem Gläubiger in 
em Rechtsgebiete der Exekutionsordnungen die Befugnis 
geben, um Bewilligung der Exekution „zur Befriedigung“ 
anzuſuchen. 

Der Begriff der „Vollſtreckungsklauſel“ war bisher 
dem Syſtem der Exekutionsordnungen fremd; er iſt den 
Vorſchriften der 88 724, 725 RZPO. entnommen +). Von 


1) Bgl. Merten, „Einheitliche Schuldtitel-Vollſtreckung 


dieſen geſetzlichen Beſtimmungen iſt daher auszugehen, 
wenn Weſen, Bedeutung, Inhalt der Vollſtreckungsklauſel 
und damit ihre Stellung im Rechtsſyſtem der Exekutions⸗ 
ordnungen klargeſtellt werden ſoll. 

Vorausſetzung und Grundlage der Vollſtreckung nach 
dem Syſtem der RZPOD. ift die „vollſtreckbare Auskferti⸗ 
gung“, das iſt eine mit der „Vollſtreckungsklauſel“ ver⸗ 
ſehene Ausfertigung des Schuldtitels (8 724 Abſ. 1 
RZPO.). Die RZPO. überläßt die Prüfung, ob ein voll- 
ſtreckbarer Titel vorliegt, grundſätzlich der Stelle, die ihn 


im Geſamtgebiet des Großdeutſchen Reichs“: DJ. 1939, 200; 
Stagel, „Die Anwendung der Verordnung zur einheit⸗ 
lichen Regelung der Vollſtreckung im Geltungsbereich der 
Exekutionsordnungen“: DJ. 1939, 238; Schönke, „Die Boll- 
ſtreckung von Titeln in den verſchiedenen Rechtsgebieten des 
Großdeutſchen Reichs“: DR., Ausg. A, Heft 10, S. 377, nun⸗ 
mehr auch in der Wiener Ausgabe, Heft 7/8, S. 52 veröffent⸗ 
licht; Punkt 2 der AV. d. RJ M. v. 21. März 1940: DI. S. 396. 
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geſchaffen hat, bei Urteilen dem Prozeßgericht. Das pofi- 
tive Ergebnis dieſer Prüfung führt zur Erteilung der Voll⸗ 
ſtreckungsklauſel?), die ſohin ihrem Weſen nach nichts 
anderes als eine amtliche Beſcheinigung der Vollſtreckungs⸗ 
fähigkeit und Zuläſſigkeit (der Vollſtreckbarkeit) des Schuld⸗ 
titels iſts). Die Erteilung der Vollſtreckungsklauſel ift als 
ſelbſtändiger Prozeßvorgang vor die Zwangsvollſtreckung 
geſtellt und bedeutet noch keineswegs den Beginn der 
Zwangsvollſtreckung, obwohl ſie nur zu ihrem Zwecke er⸗ 
teilt wird. Vor ihrer Erteilung iſt nicht nur zu prüfen, ob 
der Titel formell rechtskräftig geworden oder zumindeſt für 
vorläufig vollſtreckbar (88 708 ff. RZPO.) erklärt worden 
iſt, ſondern auch, ob er ſich ſeinem Inhalte nach zur Voll⸗ 
ſtreckung eignet, alſo auf Verurteilung zu einer Leiſtung, 
Duldung oder Unterlaſſung lautet, ob die Tatſache, von 
deren Eintritt die Vollſtreckbarkeit des Titels nach ſeinem 
Inhalt abhängig gemacht iſt, durch öffentliche oder öffent⸗ 
lich beglaubigte Urkunden nachgewieſen iſt (8 726 Abſ. 1 
RZPO.), ob die Vollſtreckung gegen Rechtsnachfolger auf 
Gläubiger- oder Schuldnerſeite zuläſſig ift ($ 727 Abſ. 1 
RBPO.) u. a. m. Sie ift das Prüfungsergebnis nicht nur 
der rein formellen, ſondern auch der inhaltlichen Voraus⸗ 
ſetzungen für die Vollſtreckbarkeit. 

Der Begriff der „vollſtreckbaren Ausfertigung“ iſt 
zwar dem Rechte der Exekutionsordnungen bekannt und be⸗ 
deutet eine mit der Beſtätigung der Vollſtreckbarkeit ver⸗ 
ſehene Ausfertigung des Exekutions⸗(Schuld⸗) Titels i. S. 
der 88 4 Abſ. 2, 54 Abſ. 2 ED., iff aber weſentlich von 
dem des § 724 Abſ. 1 RZPO. verſchieden. 

Die Vollſtreckbarkeitsbeſtätigung i. S. der 88 4 Abſ. 2, 
54 Abſ. 2 ED. ift nur ein Zeugnis darüber, daß die Entſchei⸗ 
dung einem, die Vollſtreckbarkeit hemmenden Rechtszug nicht 
mehr unterliegt, daß ſie alſo in der Regel (Beſchlüſſe aus⸗ 
genommen, § 524 BPO.) formell rechtskräftig geworden 
und die Leiſtungsfriſt (8 409 ZPO.) bereits abgelaufen ift. 
Nur dieſe beiden Vorausſetzungen ſind daher vor ihrer Er⸗ 
teilung zu überprüfen, wobei gemäß § 524 BPO. Be- 
ſchlüſſe in der Regel bereits vor Eintritt der formellen 
Rechtskraft vollſtreckt werden können. Eine Überprüfung 
der inhaltlichen Vorausſetzungen der Vollſtreckbarleit findet 
bei ihrer Erteilung nicht ſtatt. Dieſe fachliche Überprüfung 
iſt in dem Rechtsgebiet der Exekutionsordnungen dem Ge⸗ 
richte übertragen, das zur Bewilligung der Vollſtreckung 
(Exekutionsbewilligungsgericht, § 3 ED.) zuſtändig ift. 
Dieſes kann, muß aber nicht das Gericht ſein, welches die 
bewilligte Exekution zu vollziehen hat (Exekutions⸗Voll⸗ 
zugs⸗Vollſtreckungsgericht, 8 17 Abſ. 1 EO.). Der in der 
urſprünglichen Faſſung der EO. aufgeſtellte Grundſatz, daß 
die Vollſtreckung vom Prozeßgerichte, richtiger von dem 
Gerichte zu bewilligen ſei, das den Schuldtitel geſchaffen 
hat, wurde durch die 1. Gerichtsentlaſtungsnovelle (kaiſer⸗ 
liche VO. v. 1. Juni 1914, ROVI. 118) aufgegeben. Zur 
Erteilung der Vollſtreckbarkeitsbeſtätigung i. S. der 88 4 
Abſ. 2 und 54 Abi. 2 EO. (für die Oſtmark vgl. auch 
§ 151 der Geſchäftsordnung für die Gerichte 1. und 2. In⸗ 
ſtanz nach dem Erlaß: Juſtizamtsblatt 1937 Nr. 3) iſt 
ausſchließlich das Gericht oder die Stelle berufen, die den 
Schuldtitel geſchaffen hat. 

Der Erteilung der Vollſtreckungsklauſel i. S. des 82 
Abſ. 2 VO. kommt eine über die Funktion der Vollſtreck⸗ 
barkeitsbeſtätigung hinausgehende Bedeutung als Exeku⸗ 
tionsbewilligung t) zu, wobei allerdings die Beſtimmungen 
der 88 63 Zl. 3—5 EO. außer Betracht zu bleiben haben. 
Für diefe Anſicht ſpricht nicht nur die Vorſchrift des § 2 


2) Jonas-⸗Pohle, „Die Zivilprozeßordnung“, 16. Aufl., 
Vorbemerkungen zu 8 704, S. 10. 

3) Baumbach, „ZPO.“, 15. Aufl., S. 927; Schönke, 
„Zwangsvollſtreckungsrecht“ S. 62; Punkt 1 der AV. d. RIM. 
v. 21. März 1940: DJ. S. 396. 

) Ebenſo Merten a. a. O. S. 200, Stager a. a. O. 
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Abf. 2 der BVO., wonach die Vollſtreckungsklauſel von dem 
Gerichte zu erteilen iſt, das für die Bewilligung der Voll⸗ 
ſtreckung nach den Vorſchriften der Exekutionsordnungen 
zuſtändig wäre, ſondern auch die, daß hierbei die Vor⸗ 
ſchriften der 88 7— 13 u. 36 ED. ſinngemäß zu gelten 
haben. Gerade dieſe letzte Beſtimmung läßt keinen Zweifel 
darüber, daß der Erteilung der Vollſtreckungsklauſel i. S. 
des § 2 Abſ. 2 der VO. die doppelte Funktion der Voll- 
ſtreckbarkeitsbeſtätigung und der Exekutionsbewilligung zu⸗ 
zukommen hat. 

Die ſinngemäße Anwendung des 8 7 Abſ. 1 u. 2 EO. 
bei Erteilung der Vollſtreckungsklauſel erfordert daher, daß 
mit dem Antrage auf Erteilung auch die öffentlichen oder 
öffentlich beglaubigten Urkunden vorgelegt werden, aus 
welchen ſich die für die Fälligkeit oder Vollſtreckbarkeit 
maßgebenden Tatſachen ergeben. 8 726 Abſ. 1 ſieht für 
das Geltungsgebiet der RPI. den gleichen Vorgang vor. 

Bei der ſinngemäßen Anwendung der Abſ. 3—5 des 
$ 7 der nur in der Oſtmark geltenden EO. können ſich 
Schwierigkeiten nur aus der ſinngemäßen Anwendung des 
Abſ. 4 ergeben. Wie ſchon Merten und Stagel a. a. O. 
S. 198 u. 239 ausgeführt haben und nunmehr die AV. 
d. RIM. v. 1. April 1940 (DJ. 398) ausdrücklich an⸗ 
ordnet, muß das Gericht auch bei Schuldtiteln, die von 
Verwaltungsbehörden oder ſonſtigen nicht gerichtlichen 
Stellen errichtet worden ſind, die Vollſtreckungsklauſel er⸗ 
teilen. Hierbei werden dieſe wie bisher ihrerſeits dem Ge⸗ 
richte gegenüber zu beſtätigen haben, daß der Titel einem 
die Vollſtreckbarkeit hemmenden Rechtszug nicht mehr 
unterliegt. Eine Überprüfung dieſer Beſtätigung durch das 
Gericht hat nicht zu erfolgen; ſie bildet nur die Grund⸗ 
lage für die Erteilung der Vollſtreckungsklauſel durch das 
Gericht, das die weiteren ſachlichen Vorausſetzungen zu 
prüfen hat. Vermeint nun die verpflichtete Partei (Schuld⸗ 
ner), daß von der Verwaltungsbehörde geſetzwidrig oder 
irrtümlich dem Gerichte gegenüber die Vollſtreckbarkeits⸗ 
beſtätigung erteilt wurde, ſo hat ſie wie bisher den Antrag 
auf Aufhebung dieſer Beſtätigung bei der Verwaltungs⸗ 
behörde zu ſtellen, von der der Titel ausgegangen iſt. Ge⸗ 
mäß § 7 Abſ. 5 kann mit dem Aufhebungsantrag zugleich 
auch der auf Aufſchiebung (8 42 Abſ. 2 der nur in der 
Oſtmark geltenden ED.) oder Einſtellung (8 39 Zl. 9 der 
nur in der Oſtmark geltenden EO.) verbunden werden. 
Hat bereits auf Grund der vom zuſtändigen Gerichte in 
der Oſtmark erteilten Vollſtreckungsklauſel die Vollſtreckung 
im Rechtsgebiet der RZ PO. begonnen, fo liegt es im In⸗ 
tereſſe der verpflichteten Partei, um den Enderfolg zu 
ſichern, den Aufſchiebungs⸗ und Einſtellungsantrag zu 
ſtellen. Dieſe beiden Anträge ſind nicht beim Vollſtreckungs⸗ 
gericht des Altreichs, ſondern bei dem Gerichte zu ſtellen, 
das in der Oſtmark die Vollſtreckungsklauſel erteilt hat. 
Zur Begründung dieſer Anträge wird es aber notwendig 
fcin, eine Gleichſchrift des bei der Verwaltungsbehörde ein- 
gebrachten Aufhebungsantrages, verſehen mit der Beſtäti⸗ 
gung der tatſächlichen Überreichung (dem Eingangsvermerk), 
anzuſchließen. Bewilligt das Gericht die Aufſchiebung, ſo 
kann der Schuldner beim Vollſtreckungsgericht des Alt⸗ 
reichs unter Vorlage des Aufſchiebungsbeſchluſſes gemäß 
§ 8 der VO. die einſtweilige Einſtellung der Vollſtreckung 
(8 775 Zl. 2 RZPO.) erwirken; es beſtehen aber auch 
gegen ein direktes Erſuchen um Aufſchiebung bzw. einſt⸗ 
weilige Einſtellung von Gericht zu Gericht keine grundſätz⸗ 
lichen Bedenken. Die Überreichung zweier Anträge, näm⸗ 
lich auf Aufhebung der Vollſtreckbarkeitsbeſtätigung bei der 
zuſtändigen Verwaltungsbehörde und auf Aufhebung der 
Vollſtreckungsklauſel beim zuſtändigen Gericht in der Oſt⸗ 
mark halte ich nicht für notwendig. Das Gericht iſt zur 
Überprüfung der verwaltungsbehördlichen Vollſtreckbarkeits⸗ 
beſtätigung nicht berufen und muß daher die Entſcheidung 
über den bei ihm geſtellten Antrag auf Aufhebung der 
Vollſtreckungsklauſel bis zur Entſcheidung der Verwal⸗ 
tungsbehörde ausſetzen. Um unnötiges Schreibwerk zu ver⸗ 


10. Jahrgang 1940 Heft 29/30] 
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meiden, wird die verpflichtete Partei auf Grund der die 
Aufhebung der erteilten Vollſtreckbarkeitsbeſtätigung aus⸗ 
ſprechenden Entſcheidung der Verwaltungsbehörde die Ein⸗ 
ſtellung der Vollſtreckung bei dem Gerichte in der Oſtmark, 
das die Vollſtreckungsklauſel erteilt hat, beantragen. Dieſes 
Gericht hat nunmehr die Einſtellung (§ 39 Zl. 9 der in 
der Oſtmark geltenden EO.) auszuſprechen. Der Schuldner 
kann ſodann auf Grund dieſes Beſchluſſes beim Voll⸗ 
Freckungsgericht des Altreichs die Einſtellung unter glei- 
zeitiger Aufhebung der bereits erfolgten Vollſtreckungs⸗ 
maßnahmen (88 775 Zl. 1, 776 R3PO.) beantragen. 
Auch in dieſem Fall beſtehen gegen ein unmittelbares Er⸗ 
ſuchen um Einſtellung von Gericht zu Gericht keine grund⸗ 
ſatzlichen Bedenken. Dem geſchilderten Vorgang ſtehen die 
Beſtimmungen des $ 45 Abſ. 2 ED. über die Zuſtändig⸗ 
keit zur Bewilligung der Aufſchiebung oder Einſtellung 
nicht entgegen, da § 8 der BD. nunmehr als einer der 
Ausnahmsfälle des § 45 Abſ. 2 ED. anzuſehen ift. 

Die ſinngemäße Anwendung des § 8 ED. wird in der 
Rechtsübung bei Erteilung der Vollſtreckungsklauſel feiner- 
lei Schwierigkeiten bereiten, weil auch für das Gebiet der 
RBPO. (8 726) die Erfüllung der gleichzeitigen Bewir⸗ 
kung oder zumindeſt des tatſächlichen Anbots der Gegen- 
leiſtung erſt bei Beginn der Vollſtreckungs vornahme zu 
erfolgen hat. Auch der Gerichtsvollzieher des Altreichs 
darf mit dieſer erſt beginnen, wenn der Gläubiger die 
Gegenleiſtung erbringt oder bereit iſt, ſie tatſächlich zu 
erbringen (8 726 RZ PO.) . 

Die ſinngemäße Anwendung des § 9 EO. bei Ertei⸗ 
lung der Vollſtreckungsklauſel erfordert, daß dem Antrag 
auf ihre Erteilung der betreibende Gläubiger die öffentlich 
oder öffentlich beglaubigten Urkunden anzuſchließen hat, 
aus denen fid der Rechtsübergang auf der Gläubiger- oder 
Schuldnerſeite ergibt. Die Vollſtreckungsklauſel iſt in dieſen 
Fällen für oder gegen den Rechtsnachfolger des aus dem 
Schuldtitel Berechtigten oder Verpflichteten zu erteilen s); 
hierbei ift nach Punkt 4b der AV. d. RIM. v. 21. März 
1940: DJ. 396, in der Klauſel ſelbſt auch anzugeben, auf 
Grund welcher Urkunden die Umſchreibung erfolgt iſt. 
Wenn die in den 88 7 u. 9 ED. geforderten urkund⸗ 
lichen Beweiſe nicht erbracht werden können, muß der 
Gläubiger vor dem Anſuchen um Erteilung der Voll⸗ 
ſtreckungsklauſel ein Urteil erwirken, durch das der nach 
7 GO. erforderliche Nachweis des Eintrittes der Fällig⸗ 
ax oder Vollſtreckbarkeit des Anſpruchs oder der nach 8 9 
ED. erforderliche Nachweis der Rechtsnachfolge auf Glau⸗ 
biger⸗ oder Schuldnerſeite erbracht wird (§ 10 EO .). Dieſe 
klage, deren Weſen (ob Leiſtungs⸗, Feſtſtellungs⸗ oder 
Rechtsgeſtaltungsklage) im Schrifttum der Oſtmark beſtrit⸗ 
ag ift, entſpricht übrigens der des $ 731 RZPO. Dem 
Anſuchen um Erteilung der Vollſtreckungsklauſel iſt eine 
mit der Vollſtreckbarkeitsbeſtätigung i. S. der 88 4 Abſ. 2, 
54 Abſ. 2 ED. verſehene Ausfertigung dieſes Urteils an⸗ 
zuſchließen. 

Die ſinngemäße Anwendung des nur in der Oſtmark 
geltenden 8 10a Ed. wird durch die Sonderregelung des 
895 Abf. 4 der BD. in der Rechtsübung gewiſſen Schwierig ⸗ 
eiten begegnen und Anlaß zu zahlreichen Zweifelsfragen 
geben. Aus der vergleichsweiſen Gegenüberſtellung der 
Vorſchriften des § 2 Abſ. 2 Saß 1 und des § 5 Abſ. 4 
ergeben fih vorerſt zwei Möglichkeiten der Vorausſetzung 
ur die Vollſtreckung ſolcher Titel nach § 10a ED. im 
Gebiete der RZ PO. : 

Notwendig iſt, 

a) entweder (nach 8 2 Abſ. 2, 1. Satz der VO.) eine 
mit der Vollſtreckungsklauſel verſehene Ausfertigung 
des Titels und die Bewilligung der Vollſtreckung 
durch das zuſtändige Gericht in der Oſtmark mit der 

———— 


Schönke, „Zwangsvollſ “u 2, ſpri 
; 'n ke, gsvollſtreckungsrecht“ S. 62, ſpricht 
von einer „titelüberkragenden“ Vollſtreckungsklauſel, 


ziffernmäßigen Feſtſetzung des Umfanges des zu voll⸗ 
ſtreckenden Anſpruchs (8 5 Abſ. 4 der VO.) s); 

b) oder nur die Bewilligung der Vollſtreckung mit der 
ziffernmäßigen Feſtſetzung des Umfanges des zu voll⸗ 
ſtreckenden Anſpruchs gemäß § 5 Abſ. 4 der VO. 7). 


Die unter a angeführte Möglichkeit ſchließt, weil die 
Vollſtreckungsklauſel die Funktion des Bewilligungsbe⸗ 
ſchluſſes beſitzt, eine doppelte Bewilligung der Vollſtreckung 
in ſich, die durch die ziffernmäßige Feſtſetzung des Um⸗ 
fanges des zu vollſtreckenden Anſpruchs allein um ſo 
weniger gerechtfertigt iſt, als eine ſolche ohne jede Schwie⸗ 
111 1 in die Vollſtreckungsklauſel aufgenommen werden 
önnte. 


Die unter b angeſetzte Möglichkeit ſetzt voraus, daß 
der Bewilligungsbeſchluß einen ausdrücklichen Hinweis auf 
das Vorliegen eines Bruchteiltitels enthält, fo z. B.. 
zur Hereinbringung der vollſtreckbaren Unterhaltsforderung 
von 30% des monatlichen Reineinkommens der verpflich⸗ 
teten Partei für den Monat März 1940, d. i. eines Ye- 
trages von 65,80 RM ..., weil ſonſt dem Vollſtreckungs⸗ 
gericht oder dem Gerichtsvollzieher des Altreichs das Vor⸗ 
liegen dieſes Ausnahmsfalles nicht erkennbar iſt. Der 
Mangel der Vorausſetzungen des § 2 Abſ. 2 Satz 1 der 
BD. würde ſonſt zur Ablehnung des Vollſtreckungsauf⸗ 
trages durch den Gerichtsvollzieher oder zur Abweiſung 
des Vollſtreckungsautrages durch das Vollſtreckungsgericht 
des Altreichs führen s). Die unter b angeführte Möglich⸗ 
keit ſteht auch im Widerſpruch mit der Beſtimmung des 
§ 5 Mi. 2 der VO., wonach die Vollſtreckung nur be- 
ginnen darf, wenn die vollſtreckbare Ausfertigung des 
Titels dem Schuldner bereits zugeſtellt iſt oder gleichzeitig 
zugeſtellt wird. Unter „vollſtreckbarer“ Ausfertigung des 
Titels im Sinne dieſer Beſtimmung kann wohl nur die des 
§ 427 Abſ. 1 RAPO., daher eine mit der Vollſtreckungs⸗ 
klauſel verſehene Ausfertigung des Titels, verſtanden 
werden. 


Darüber hinaus beſteht aber noch zu weiteren Zwei⸗ 
felsfragen Anlaß. Die VO. hat ſich für den im Rechts⸗ 
gebiet der RAPO. herrſchenden Grundſatz der Voll⸗ 
ſtreckungsklauſel entſchieden und ihr daher für das Rechts⸗ 
gebiet der Exekutionsordnungen die Funktion des Voll⸗ 
ſtreckungsbewilligungsbeſchluſſes verliehen. Dieſer unter⸗ 
ſcheidet ſich aber von jener?) dadurch, daß er unter anderem 
gemäß § 63 Zl. 3—5 EO. die Angabe der anzuwendenden 
Exekutionsmittel, die Bezeichnung der zum Zwecke der Befrie⸗ 
digung des betreibenden Gläubigers heranzuziehenden Ver⸗ 
mögensteile und die Bezeichnung des Exekutionsgerichtes 
zu enthalten hat; die Vollſtreckungsklauſel dagegen be⸗ 
inhaltet nur den abſtrakten Ausſpruch über die Vollſtreck⸗ 
barkeit an ſich. Hat nun in dem Ausnahmsfall des § 5 
Abſ. 4 der VO. die Vollſtreckungsbewilligung auch den 
Vorſchriften des $ 63 Zl. 3—5 EO. zu entſprechen? Die 
Bejahung dieſer Frage führt zu keinen Schwierigkeiten bei 
der Vollſtreckung in das bewegliche körperliche Vermögen 
des Schuldners (bei der Fahrnisvollſtreckung). Der Ge⸗ 


6) Dieſe Anſicht ſcheint Stage! a. a. O. S. 238 zu ver⸗ 
treten, da er ausdrücklich betont, daß bei der Entſcheidung 
über den Antrag auf Erteilung der Vollſtreckungs⸗ 
klauſel in der Oſtmark auch die Vorſchriften des § 10a 
zu beachten ſind; im gleichen Sinne wohl auch Merten 
a.a. O. S. 238, weil nach feinen Ausführungen durch die be- 
ſondere Bewilligung mit der ziffernmäßigen Feſtſetzung der 
Höhe des zu vollſtreckenden Anſpruchs dem Vollſtreckungs⸗ 
gericht des Altreichs ein Titel vorgelegt wird, der ſich in 
nichts von ſonſtigen Unterhaltstiteln unterſcheidet. 

7) So wohl Schönke: DR., Ausg. A, 1940, 379 und 
Wiener Ausgabe, Heft 7/8, S. 54. 

8) Die weiteren bei der Exekution zur Sicherſtellung 
ſich ergebenden Ausnahmsfälle ſollen vorläufig außer Be⸗ 
tracht bleiben. 

9) Siehe Schönke: DR., Ausg. A, S. 378 und Wiener 
Ausgabe S. 52. 
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richtsvollzieher des Altreichs hat die Vollſtreckung nach 
Inhalt und Umfang des Bewilligungsbeſchluſſes und des 
Titels, die von ihm gemäß 8 5 Abſ. 2 der VO. ſpäteſtens 
gleichzeitig bei der Vollſtreckungsvornahme zuzuſtellen ſind, 
vorzunehmen. Eine vorgängige Zuſtellung wird ſich im 
Hinblick auf das Überraſchungsmoment nicht empfehlen. 
Bei der Vollſtreckung von Bruchteiltiteln i. S. des $ 10a 
der nur in der Oſtmark geltenden EO. in anderes Ver⸗ 
mögen, z. B. in Forderungen oder Herausgabeanſprüche, 
bedarf es aber auch nach den Vorſchriften der RZ PO. 
(§§ 828, 829, 857) der Erlaſſung des Pfändungs- und 
Überweiſungsbeſchluſſes durch das Vollſtreckungsgericht des 
Altreichs, die im weſentlichen den gleichen Inhalt haben, 
wie er für das Rechtsgebiet der Exekutionsordnungen vor⸗ 
geſchrieben ift. Entſpricht der auf Grund des § 5 Abſ. 4 
der VO. erlaſſene Pfändungsbeſchluß den Vorſchriften der 
88 63 Zl. 1—5 und 294 EO. und ift er nach der Vor- 
ſchrift des Abſ. 1 des § 294 ED. dem Drittſchuldner zu- 
zuſtellen, ſo liegt eine doppelte Bewilligung vor, mit den 
ſicherlich nicht erwünſchten Folgen der Begründung eines 
zweifachen Pfändungspfandrechtes. 

Die Bewilligung der Vollſtreckung nach § 5 Abſ. 4 
der VO. wird daher, um dieſen Schwierigkeiten begegnen 
zu können, nur den Erforderniſſen des § 63 Zl. 1 u. 2 
ED. entſprechen müſſen. Ihr Inhalt wird ſich auf den 
Ausſpruch beſchränken, daß zugunſten des ziffernmäßig 
feſtgeſtellten Anſpruchs die Vollſtreckung bewilligt wird; 
die Angabe des anzuwendenden Exekutionsmittels und des 
Vermögens, in das vollſtreckt werden ſoll, hat zu unter⸗ 
bleiben. Dadurch erlangt der Verpflichtete zwar Kenntnis, 
daß gegen ihn Vollſtreckungsmaßnahmen geplant ſind, 
nicht aber, welcher Art dieſe ſein werden. Das Über⸗ 
raſchungsmoment wird allerdings auch ſchon dadurch aus⸗ 
geſchaltet. Hat die Bewilligung der Vollſtreckung nur dieſen 
beſchränkten Inhalt, jo if ihre Zuſtellung an andere Per- 
ſonen als die beiden Parteien (betreibenden Gläubiger und 
Verpflichteten) nicht notwendig; die Gefahr der Begrün⸗ 
dung eines zweifachen Pfändungspfandrechtes bei der 
Vollſtreckung in den Forderungs- oder Herausgabeanſpruch 
iſt damit beſeitigt. 

Allen dieſen Schwierigkeiten kann m. E. durch eine 
Anderung des § 5 Abſ. 4 der VO. abgeholfen werden, und 
zwar in dem Sinne, daß auch für die Vollſtreckungstitel 
i. S. des § 10a der nur in der Oſtmark geltenden EO. 
das Syſtem der Vollſtreckungsklauſel der RZ PO. zu gelten 
hat. Das in der Oſtmark für die Erteilung der Voll⸗ 
ſtreckungsklauſel zuſtändige Gericht hat in der Voll⸗ 
ſtreckungsklauſel den Umfang des zu vollſtreckenden An⸗ 
ſpruchs ziffernmäßig feſtzuſetzen. Die Klauſel ergänzt damit 
den Titel, ein dem $ 726 NZPO. gleich oder zumindeſt 
ähnlich gelagerter Fall 10). Der Eintritt der formellen. 
Rechtskraft der ziffernmäßigen Feſtſetzung des zu voll⸗ 
ſtreckenden Anſpruchs wäre hierbei nicht abzuwarten. Das 
für den Bewilligungsbeſchluß nach § 5 Abſ. 4 der VO. 
aufgeſtellte gegenteilige Erfordernis iſt unnötig und wirkt 
ohne Rechtfertigung nur hemmend. Auch für den Geltungs⸗ 
bereich der oſtmärkiſchen EO. it im Fall des 8 10 a die 
Durchführung der Vollſtreckung von der Rechtskraft des 
Bewilligungsbeſchluſſes nicht abhängig gemacht. Eine ſchon 
aus der Aktenlage ſich ergebende unrichtige ziffernmäßige 
Feſtſetzung des Umfanges des zu vollſtreckenden Anſpruchs 
in der Klauſel kann in gleicher Weiſe wie der Bewilligungs⸗ 
beſchluß des § 5 Abſ. 4 der VO. mit Rekurs angefochten 
werden 11). 

Die ſinngemäße Anwendung des § 11 ED. hat in- 
folge der Beſtimmung des Abſchnittes V Art. 13 Abſ. 2 
Zl. 5 der 4. VO. zur Einführung handelsrechtlicher Vor⸗ 


10) Schönke, „Zwangsvollſtreckungsrecht“ S. 62, ſpricht 
von einer „titelergänzenden“ Vollſtreckungsklauſel. 

11) Für die Zuläſſigkeit des Rekurſes gegen die Voll- 
ſtreckungsklauſel ſiehe Stagel a. a. O. S. 238. 


ſchriften im Lande Oſterreich v. 24. Dez. 1938 (RGBl. I, 
1999; GBL. für Oſterreich Nr. 86/1939) nur mehr Bedeu- 
tung für die Erteilung der Vollſtreckungsklauſel für Urteile, 
die vor dem Tage des Inkrafttretens dieſer VO. (1. März 
1939) gegen eine offene Handelsgeſellſchaft oder eine Kom⸗ 
manditgeſellſchaft erwirkt worden ſind. Darüber hinaus iſt 
§ 11 ED. aufgehoben worden. 

Die ſinngemäße Anwendung des § 12 EO. bei Er⸗ 
teilung der Vollſtreckungsklauſel wird keine beſonderen 
Schwierigkeiten bereiten. Iſt der Schuldner nach Inhalt 
des Titels kraft materiellen Rechtes zu mehreren indivi⸗ 
duellen oder gattungsmäßig beſtehenden Leiſtungen ver⸗ 
pflichtet, von denen er jedoch nur eine zu erfüllen hat, ſo 
kann der betreibende Gläubiger, wenn dem Verpflichteten 
das Wahlrecht zuſteht, gemäß § 12 Abſ. 1 EO. nach 
fruchtloſem Ablauf der für die Leiſtung beſtimmten Friſt 
die Vollſtreckung behufs Bewilligung einer dieſer Lei⸗ 
ſtungen beantragen. Hier könnte es zweifelhaft ſein, ob der 
Gläubiger bereits im Antrag auf Erteilung der Vol- 
ſtreckungsklauſel dieſe von ihm gewollte Leiſtung zu be⸗ 
zeichnen hat und dementſprechend die Vollſtreckungsklauſel 
nur für dieſe Leiſtung zu erteilen iſt. Im Rechtsgebiet der 
RZPD. wird im Hinblick auf die Beſtimmung des 8 264 
BGB. die Vollſtreckungsklauſel für das ganze Urteil er- 
teilt lia). Nunmehr hat Punkt 4e der AV. d. RIM. vom 
21. März 1940 dieſe Zweifelsfrage — entgegen der im 
Gebiete der RZPO. herrſchenden Anſicht, jedoch dem 
Wortlaut des $ 12 Abf. 2 ED. folgend — dahin entſchie⸗ 
den, daß der betreibende Gläubiger ſchon im Antrage auf 
Erteilung der Klauſel die Leiſtung anzugeben hat, welche 
er vorbehaltlich des trotzdem beim Schuldner zurückbleiben⸗ 
den Wahlrechts mit Hilfe ſtaatlichen Zwanges durchzu⸗ 
ſetzen wünſcht. Dieſe Leiſtung iſt in der Vollſtreckungs⸗ 
klauſel anzugeben. 

Bei der ſinngemäßen Anwendung des § 13 Ed. 
können ſich Schwierigkeiten nur inſofern ergeben, als 
Zweifel über den Umfang der Vollſtreckbarkeit des ange⸗ 
fochtenen Urteils oder Beſchluſſes, bei letzterem nur ſoweit, 
als der Rekurs gemäß § 524 ZPO. aufſchiebende Wir- 
kung hat, entſtehen. Solche Zweifel ſind auf dem in 88 490 
und 513 BPO. angegebenen Weg durch Antrag an das 
zur Entſcheidung über das eingelegte Rechtsmittel zuſtän⸗ 
dige Gericht zu beſeitigen. Dem Antrage auf Erteilung iſt 
ſodann dieſer erwirkte Beſchluß anzuſchließen. 

Durch die ſinngemäße Anwendung des $ 36 EO. hat 
die VO. die Zuläſſigkeit einer Klage gegen die Erteilung 
der Vollſtreckungsklauſel normiert. Für die Rechtsübung 
von Bedeutung ſind nur die Fälle des § 36 Abſ. 1 Zl. 1 
u. 3, da die Zahl 2 durch Art. 13 Abſ. 2 Zl. 5 der 
4. VO. zur Einführung handelsrechtlicher Vorſchriften im 
Lande Ofterreich v. 24. Dez. 1938 (RGBl. I, 1999: GVL. 
für Oſterreich Nr. 86/1939) aufgehoben wurde. 

Der Funktion der Vollſtreckungsklauſel als Bewilli⸗ 
gungsbeſchluß entſpricht es auch, daß die Vollſtreckungs⸗ 
gegenklage, für die nach § 35 Abſ. 2 ED. das Bewilli⸗ 
gungsgericht und nach 8 767 RAPO. das Prozeßgericht 
1. Inſtanz zuſtändig iſt, bei dem Gerichte anzubringen iſt, 
das die Klauſel erteilt hat. 

Da die Vollſtreckungsklauſel i. S. des § 2 Abſ. 2 der 
VO. nicht nur die Funktion der Vollſtreckbarkeitsbeſtäti⸗ 
gung i. S. der 88 4 Abſ. 2, 54 Abſ. 2 EO., ſondern auch 
die des Bewilligungsbeſchluſſes beſitzt und die Grundlage 
jeder Vollſtreckungshandlung im Rechtsgebiet der R3ZPO. 
ift, genügt für ihren Wortlaut nicht der der Vollſtreckungs⸗ 
beſtätigung i. S. der 88 4 Abſ. 2, 54 Abſ. 2 ED. (dieje 
Ausfertigung tft vollſtreckbar“: § 151 der in der Oſtmark 
geltenden Geſchäftsordnung). Die AV. d. RIM. vom 
21. März 1940: DJ. 396 hat nunmehr folgenden Wort- 
laut, den Beſtimmungen des § 725 RZPO. entſprechend, 


feſtgeſetzt: 
11a) So Baumbach a. a. O. S. 968. 


10. Jahrgang 1940 Heft 29/30] 


„Vorſtehende Ausfertigung wird dem (Bezeichnung 
der vollſtreckungsberechtigten Partei) zum Zwecke der 
Zwangsvollſtreckung erteilt.“ 

Dieſer Wortlaut, der übrigens nicht weſentlich iſt 12), 
erſcheint mir jedoch, ſoweit der Geltungsbereich der VO. 
in Betracht gezogen wird, zu eng zu ſein. Ein zwingender 
Grund dafür, daß in der Klauſel im Regelfall nur und 
unbedingt 1s) der Name des betreibenden Gläubigers, der 
ebenſo wie der Name des Verpflichteten aus der Ausferti⸗ 
gung des Schuldtitels zu entnehmen iſt, angeführt ſein 
muß, ſcheint mir nicht gegeben. Auch das mir zur Ver⸗ 
fügung ſtehende Schrifttum des Altreichs 14) gibt keine oder 
keine befriedigende Aufklärung. Die Möglichkeit und Zu⸗ 
läſſigkeit der ſogenannten Umſtellung oder Umſchreibung 
der Vollſtreckungsklauſel im Falle des § 727 RZPD. gibt 
daher Veranlaſſung, ihren Wortlaut für das Rechtsgebiet 
der Exekutionsordnungen für alle Fälle der ſinngemäßen 
Anwendung der 88 7 Abſ. 2, 9, 10 (11), 12 u. 13 EO. 
verwendbar zu machen. Auch der Punkt 4 der AV. d. 
RIM. v. 31. März 1940: DI. 396 hält weitere Zuſätze 
in den Fällen der 88 9, 12 u. 13 ED. für erforderlich. 
Als allgemein brauchbares Muſter, das auch für die Her⸗ 
ſtellung von Abdrucken geeignet wäre, käme etwa folgendes 
in Betracht: 

„Dieſe Ausfertigung wird dem 15) ... zum Zwecke 
der Vollſtreckung wegen!) ... gegen den 17) .. erteilt. 


12) Jonas⸗Pohle, 16. Aufl., zu 8 725, S. 1. 

13) Jonas⸗-Pohle, 16. Aufl., zu § 725; Baumbach, 
„PO. % 15. Aufl., S. 966. 

14) Jonas⸗Pohle, 16. Aufl.; Baumbach, „ZPO.“, 
15. Aufl.; Schönke, „Zwangsvollſtreckungsrecht“; Falk⸗ 
mann⸗Hubernagl, „Die Zwangsvollſtreckung in das 
bewegliche Vermögen“, 3. Aufl. i 

16) Für den Fall des 8 9 ED. ift hier der Einzel⸗ oder 
Geſamtrechtsnachfolger des betreibenden Gläubigers unter 
Anführung der den Rechtsübergang dartuenden Urkunde (vgl. 
Punkt 4b der AV. d. RIM. v. 21. März 1940: DJ. S. 396) 
einzuſetzen, z. B.: „Franz Müller, als übernehmer der For- 
derung des Alois Maier auf Grund der gerichtlich beglau⸗ 
Ligten Abtretungsurkunde, ausgeſtellt zu Wien, am 8. März 
1940.“ Im Falle des 87 Abſ. 2 Ed. it hier auch die öffent- 
liche oder öffentlich beglaubigte Urkunde anzuführen, aus 
welcher ſich die für den Eintritt der Vollſtreckbarkeit oder 
Fälligkeit des Anſpruchs maßgebende Tatſache ergibt. 

16) Wird bei der Geldvollſtreckung die Klauſel für den 
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Die dem ... zu erſtattenden Koſten werden auf 
. RM feſtgeſetzt 18). 

Schließlich fei noch auf die dem 8 750 R3Z PO. ent- 
lehnte Beſtimmung des § 5 Abſ. 2 der VO. aufmerkſam 
gemacht, laut welcher der Beginn der Vollſtreckung im Alt⸗ 
reich von der vorgängigen oder gleichzeitigen Zuſtellung 
der mit der Vollſtreckungsklauſel verſehenen (vollſtreckbaren) 
Ausfertigung des Titels abhängig gemacht iſt. Die gemäß 
§ 414 der in der Oſtmark, im Reichsgau Sudetenland und 
im Protektorat Böhmen und Mähren geltenden ZPO. er⸗ 
folgte Zuſtellung des Urteils genügt nicht. In den Fällen 
der 88 7 Abſ. 2, 9, 10 (10 a, 11) u. 13 EO. muß gem. § 750 
Abſ. 2 R3P O., der laut § 5 Abſ. 2 VO. Anwendung zu 
finden hat, außer der vollſtreckbaren Ausfertigung auch 
eine Abſchrift der öffentlichen oder öffentlich beglaubigten 
Urkunde zugeſtellt werden, auf Grund deren die Voll⸗ 
ſtreckungsklauſel erteilt wurde. In dieſem Zuſammenhang 
fei mir die Bemerkung geſtattet, daß ein reibungsloſer 
Rechtsverkehr zwiſchen den einzelnen Rechtsgebieten des 
Großdeutſchen Reichs dringend die Vereinheitlichung des 
Zuſtellungsweſens erfordert, wobei wohl nicht die mannig⸗ 
fach überſpitzten und reichlich mit Formalkram überſättig⸗ 
ten Vorſchriften der NZPO., ſondern die weitaus ein- 
facheren und daher dem Volke verſtändlichen Vorſchriften 
der öſterreichiſchen ZPO. zugrunde zu legen wären. 


ganzen im Titel angeführten Betrag beantragt, ſo genügt 
ein Hinweis auf den Anſpruch im Titel. Bei bereits erfolg⸗ 
ter Teilzahlung iſt der Reſtbetrag der Forderung, im Falle 
des 8 13 ED. der vollſtreckbar gewordene Teil der Forde- 
rung und im Falle des § 12 ED. die vom betreibenden Gläu⸗ 
biger beantragte Leiſtung anzugeben (Punkt 4c der AV. d. 
RIM. v. 21. März 1940: DJ. S. 396). 

Bei Einführung des Syſtems der Vollſtreckungsklauſel 


für Bruchteiltitel nach § 10a der nur in der Oſtmark gel- 


tenden Exekutionsordnung kann hier der ziffernmüßig feſt⸗ 
geſetzte Umfang des zu vollſtreckenden Anſpruchs eingeſetzt 
werden, z. B. ... wegen 65,80 AM, d. i. 30% des Rein- 
150 der verpflichteten Partei für den Monat März 


17) Hier gilt für den Fall der Rechtsnachfolge auf der 
Schuldnerſeite das unter Aum. 15 Ausgeführte. 

18) Anzuführen iſt der feſtgeſetzte Koſtenbetrag, der dem 
Vollſtreckungsgläubiger nach 82 Abſ. 2 der VO. zu erſtatten 
E Punkt 3 der AV. d. RIM. v. 21. März 1940: DJ. 


Der Ausſchluß der Abtretbarkeit bei Forderungen 


Eine aktuelle Frage der Kreditbeſchaffung 
Von Rechtsanwalt Wilhelm Schütz, Berlin 


1. Nach 8137 BGB. kann die Befugnis zur Ver- 
fügung über ein veräußerliches Recht nicht durch Rechts⸗ 
geſchäft ausgeſchloſſen oder beſchränkt werden. In 8 399 
BGB. ift aber die Möglichkeit vorgeſehen, die Abtretung 
einer Forderung durch Vereinbarung zwiſchen Gläubiger 
und Schuldner mit dinglicher Wirkung auszuſchließen, alſo 
eine unveräußerliche Forderung zu ſchaffen (vgl. Stau- 
dinger § 399 IT). Dieſe Beſtimmung verdankt ihre Auf- 
nahme in das Geſetz einem Beſchluß der II. Kommiſſion 
11 Ausarbeitung des Entwurfs eines BGB. Nach der 
Volfaſſung dieſer Kommiſſion war es nicht ein Gebot des 
erkehrsintereſſes, in Abweichung von der im Gebiet des 
gemeinen und preußiſchen Rechts herrſchenden Auffaffung 
ein gegen Dritte wirkſames pactum de non cedendo 
auszuſchließen. „Die geſchichtliche Entwicklung habe dazu 
geführt, daß regelmäßig auf die Perſon des Gläubigers 
entſcheidendes Gewicht nicht gelegt werde; aber was regel⸗ 
mäßig nicht geſchehe, fei darum noch nicht unzuläffig.... 

er Schuldner habe in manchen Fällen ein berechtigtes 


Intereſſe, auch bei einer Leiſtung, die an ſich an einen 
anderen bewirkt werden könne, ſich nur gegenüber dem 
beſtimmten Gläubiger verbindlich zu machen, ſo daß im 
Sinne des geſchloſſenen Vertrages die verſprochene Lei⸗ 
ſtung durch den Eintritt eines Zeſſionars eine unſtatthafte 
Anderung erleide. In dieſer Beziehung komme z. B. in 
Betracht, daß in den Statuten vieler Verſicherungsgeſell⸗ 
ſchaften die Abtretung der dem Verſicherten zuſtehenden 
Forderungen verboten werde, daß die Retour⸗, Rundreiſe⸗ 
und Abonnementskarten der Eiſenbahnen, auch die Rechte 
aus Depotſcheinen der Reichsbank unübertragbar ſeien“ 
(Protokolle der II. Kommiſſion, hier zitiert nach Mugdan 
„Die geſamten Materialien zum BGB.“, II. Bd. S. 573). 

2. Die Entwicklung hat gezeigt, daß gerade die in den 
Kommiſſionsberatungen angeführten Beiſpiele heute ent⸗ 
weder nicht mehr zutreffen, oder doch jedenfalls nicht ſo 
wichtig ſind, um die Möglichkeit des Ausſchluſſes der Ab⸗ 
tretung von Forderungen zu rechtfertigen. Was die Ver⸗ 
ſicherungsanſprüche betrifft, ſo iſt z. B. bei der Lebens⸗ 
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verſicherung die Abtretung in § 15 der Allgemeinen Ber- 
ſicherungsbedingungen für die Lebensverſicherung aus⸗ 
drücklich zugelaſſen (vgl. Prölß, „Verſicherungsvertrags⸗ 
geſetz“, 2. Aufl., S. 427). Die Übertragung von Fahr- 
karten könnte, ohne daß es des 8 399 BGB. bedürfte, 
durch die EVO. ausgeſchloſſen werden. Auch dies iſt aber 
nur zum Teil der Fall (vgl. § 10 Ab]. 4 EV O.). 

3. Wichtiger als die angeführten Beiſpiele iſt die 
Frage, ob es heute noch zu rechtfertigen iſt, daß die Ab⸗ 
tretung von Forderungen aus Warenlieferungen und Lei⸗ 
ſtungen mit Wirkung gegen Dritte ausgeſchloſſen werden 
kann. Heute geſchieht dies ganz allgemein; faſt alle Be⸗ 
hörden und größeren Firmen haben eine entſprechende 
Klauſel in den Bedingungen, auf Grund deren ſie Aufträge 
erteilen. 

Es handelt ſich alſo hierbei nicht um Forderungen, 
bei denen die Perſon des Gläubigers für den Schuldner 
von entſcheidender Bedeutung iſt. Selbſtverſtändlich darf 
3. B. der Anſpruch eines Geſellſchafters aus dem Geſell⸗ 
ſchaftsvertrag nicht abtretbar ſein, ſoweit es ſich nicht um 
Geldanſprüche handelt; es darf alſo nicht ein Geſellſchafter 
ſeinen Mitgeſellſchaftern einen anderen Geſellſchafter an 
feiner Stelle aufzwingen (8 717 BGB.). Ahnliches gilt 
z. B. bei Übertragung der Rechte aus einer Darlehens⸗ 
zuſage. Ein ſolcher Mißbrauch der Übertragung von Rech⸗ 
ten wird aber zum Teil durch Einzelbeſtimmungen wie 
den erwähnten § 717 BGB., im übrigen durch die all⸗ 
gemeine Vorſchrift des 8 399 erſter Halbſatz ausge- 
ſchloſſen, wonach eine Forderung nicht abgetreten werden 
kann, wenn die Leiſtung an einen anderen als den ur⸗ 
ſprünglichen Gläubiger nicht ohne Veränderung ihres In⸗ 
halts erfolgen kann. Dieſe Beſtimmung ſteht aber der 
Abtretung von Forderungen auf die Gegenleiſtung aus 
Lieferungs- und Leiſtungsverträgen nicht entgegen. 

Der Grund, warum die Abtretung dieſer Forderungen 
ausgeſchloſſen wird, iſt auch nicht die Gefahr, welche durch 
den mit der Abtretung von Forderungen kraft Geſetzes ein⸗ 
tretenden Übergang von Sicherheiten auf den neuen Gläu⸗ 
biger entſteht (S 401 BGB.), der vielleicht weniger Ge- 
währ für eine ordnungsmäßige Verwaltung dieſer Sicher⸗ 
heiten bietet als der urſprüngliche Gläubiger; denn die 
hier in Frage kommenden Forderungen ſind regelmüßig 
überhaupt nicht oder nur durch einen Eigentumsvorbehalt 
geſichert, hinſichtlich deſſen es nicht einmal feſtſteht, ob 
er ohne weiteres mit der abgetretenen Forderung auf den 
neuen Gläubiger übergeht. 

Der Grund für den Ausſchluß der Abtretung bei 
dieſen Forderungen iſt vielmehr, die Abtretung, welche ja 
in der Regel an eine Bank zur Sicherung eines Kredits 
erfolgt, zu verhindern oder wenigſtens von der Zuftim- 
mung des Schuldners abhängig zu machen. 

4. Es fragt ſich, ob der Ausſchluß der Abtretung in 
ſolchen Fällen, alſo bei Forderungen aus Lieferungs⸗ und 
Leiſtungsverträgen, vom Geſetzgeber weiter geduldet wer⸗ 
den ſoll. 

Dabei iſt nicht zu verkennen, daß die Abtretung, wenn 
ſie dem Schuldner angezeigt wird oder er ſie anderweitig 
erfährt (letzteres wird allerdings ſelten vorkommen), für 
ihn gewiſſe Unbequemlichkeiten und Erſchwerniſſe mit ſich 
bringt. Der Schuldner muß nicht nur in ſeinen Büchern 
vermerken, daß der Gläubiger gewechſelt hat, ſondern er 
darf in Zukunft Verfügungen nur noch zugunſten oder mit 
Zuſtimmung des neuen Gläubigers zulaſſen. Dies gilt 
3. B. bei Differenzen zwiſchen dem Schuldner und dem ur- 
ſprünglichen Gläubiger über die Höhe der Forderung. 
Beſonders erſchwert wird die Stellung des Schuldners, 
10 715 mehrere Abtretungen an verſchiedene Perſonen er⸗ 
olgen. 

Zu erhöhter Sorgfalt iſt der Schuldner natürlich ver⸗ 
pflichtet, wenn er dem neuen Gläubiger gegenüber in 
irgendeiner Form ein Schuldanerkenntnis, insbeſondere 
über die Höhe und Fälligkeit der Forderung, abgeben ſoll; 
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zur Abgabe eines ſolchen Anerkenntniſſes iſt ja aber der 
Schuldner nicht verpflichtet, ſo erwünſcht es dem neuen 
Gläubiger auch ſein wird, namentlich wenn es ſich dabei 
um eine Bank handelt, die hierauf Kredit geben fol. 

Dabei iſt aber zu beachten, daß im heutigen Kredit⸗ 
verkehr die Form der ſtillen Abtretung vorherrſcht (die 
Verpfändung von Forderungen kommt im Kreditverkehr 
ſo gut wie gar nicht vor). Auf Wunſch des Kreditnehmers 
wird die Abtretung in vielen Fällen dem Schuldner nicht 
angezeigt, weil der Kreditnehmer von dieſer Anzeige kredit⸗ 
ſchädigende Wirkungen befürchtet. Die Folge hiervon iſt, 
daß auch Zahlungen auf die abgetretene Forderung in 
vielen Fällen an den Kreditnehmer ſelbſt gelangen. Eine 
Anzeige erfolgt an den Schuldner nur, wenn es dem 
Kreditinſtitut notwendig erſcheint, alſo wenn der Kredit⸗ 
nehmer ſeine Verpflichtungen ihm gegenüber nicht erfüllt 
oder in dieſer Beziehung Gefahren beſtehen. Nur in dieſen 
Fällen wird alſo der Schuldner durch die Abtretung über⸗ 
haupt berührt, während er zu ſeiner Pfändung von vorn⸗ 
herein Stellung nehmen muß; letztere iſt alſo für ihn 
beſchwerlicher (vgl. zu 5). 

Aber auch wenn die Abtretung dem Schuldner ange⸗ 
zeigt wird, iſt ſie für ihn deshalb einfacher zu behandeln, 
weil er an den Zeſſionar ohne weiteres zahlen kann, ohne 
erſt, wie bei einer Verpfändung, prüfen zu müſſen, ob die 
geſicherte Forderung fällig geworden ift (8 1282 BGB.). 
Auch inſofern beſteht bei der Abtretung für den Schuldner 
eine Erleichterung gegenüber der Verpfändung, weil be⸗ 
grifflich eine Forderung nur einmal abgetreten werden 
kann, alſo durch Abtretung, anders als bei der Verpfän⸗ 
dung, an der Forderung nicht mehrere Rechte mit ver- 
ſchiedenem Rang begründet werden können (anders natür⸗ 
lich bei Teilabtretungen). In Zweifelsfällen hat übri⸗ 
gens der Schuldner immer noch die Möglichkeit der 
Hinterlegung (8 372 BGB.). 

5. Es iſt auch daran zu erinnern, daß ja der Ausſchluß 
der Abtretung die Pfändung von Forderungen nicht un⸗ 
möglich macht ($ 851 ZPO.), wie fie auch für einen nade 
folgenden Konkurs ohne Wirkung ift (8 1 KO.). An einen 
Pfändungsgläubiger wie an den Konkursverwalter muß 
alſo der Schuldner trotz des Ausſchluſſes der Abtretung 
nicht nur leiſten, ſondern dieſen gegenüber auch eine Er⸗ 
klärung über das Beſtehen der Forderung abgeben (8 840 
BPO., 8 118 KO.). Hierzu kann man allerdings ſagen, 
daß Pfändungen und Konkurſe in normalen Zeiten viel 
ſeltener vorkommen als Abtretungen. 

Der Zweck des § 851 BPO. ift, die Gefahr zu beſei⸗ 
tigen, daß ein böswilliger Schuldner 8 399 BGB. dazu 
mißbrauchen kann, die ihm zuſtehenden Forderungen dem 
Zugriff ſeiner Gläubiger zu entziehen (Staudinger 
§ 399 II). Ob diefe Gefahr heute noch ſehr groß ift, laſſe 
ich dahingeſtellt. Tatſächlich wird dadurch erreicht, daß 
einem Pfändungsgläubiger geholfen wird, während einem 
Gewerbetreibenden die Möglichkeit, ſich auf Grund ſeiner 
Außenſtände Kredit zu verſchaffen und dadurch die ſeinen 
Kredit ſchädigende und koſtſpielige Pfändung ſowie unter 
Umſtänden den Konkurs zu vermeiden, genommen oder 
wenigſtens ſtark erſchwert wird. 

6. Die hier behandelte Frage iſt wirtſchaftlich von 
großer Bedeutung, da die Außenſtände eines Gewerbe⸗ 
treibenden neben ſeinem Warenlager die wichtigſte Unter⸗ 
lage für die Erlangung von Kredit ſind. Die Beleihung von 
Forderungen iſt unter der Vorausſetzung, daß es ſich um 
ſolche gegen zahlungsfähige Schuldner handelt, das beſte 
Kreditſicherungsmittel, weil es ſich „von ſelbſt liquidiert“, 
d. h. nicht erſt, wie beim Warenlager, zur Abdeckung des 
Kredits die Verwertung der Waren notwendig iſt; denn 
der Kreditnehmer hat ja die Waren fon verkauft, die 
daraus entſtandenen Forderungen brauchen nur noch ein⸗ 
gezogen zu werden. Infolgedeſſen kann ſich das Kredit⸗ 
inſtitut bei dieſem Kreditſicherungsmittel mit einer gerin⸗ 
geren „Marge“ (überdeckung) begnügen, alfo auf die abge- 
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tretenen Forderungen einen prozentual höheren Kredit 
geben als auf ein Warenlager, bei dem noch das Riſiko 
beſteht, ob es zu dem angenommenen Wert veräußert wer⸗ 
den kann; dazu kommt bei dieſem noch die Frage von 
Eigentumsvorbehalten uſw. Die Möglichkeit einer ein⸗ 
wandfreien Beleihung der Außenſtände liegt alſo im Inter⸗ 
eſſe des Kreditſuchenden. 

7. Die Kapitalarmut der deutſchen Wirtſchaft, na⸗ 
mentlich der kleineren Betriebe, hat dazu geführt, daß 
Außenſtände in einem größeren Umfange beliehen werden, 
als es früher üblich war. Ein weiterer Grund hierfür iſt, 
daß viele Schuldner trotz der immer wieder gegebenen An⸗ 
regungen nicht dazu zu bewegen find, fih durch Wechſel 
zu verpflichten, deren Diskontierung dem Wechſelgläu⸗ 
biger auf die einfachſte und billigſte Weiſe Kredit ver⸗ 
ſchaffen würde. Mit der Ausdehnung der Sicherungs⸗ 
abtretung aber haben ſich die Fälle des Ausſchluſſes der 
Abtretung vermehrt; die Zahl der Firmen und Behörden, 
welche die Abtretung durch Geſchäftsbedingungen aus- 
ſchließen, wird immer größer, ja man kann ſagen, daß 
die urſprüngliche Ausnahme die Regel geworden iſt. Und 
zwar ſind es gerade große Firmen, welche es ſich leiſten 
können, ihre Lieferanten dieſe Bedingungen aufzuerlegen, 
und kleine Firmen, welche gezwungen ſind, hierauf ein⸗ 
zugehen, wenn ſie die Lieferung an die großen Firmen 
oder Behörden erhalten wollen. Damit zeigt ſich die ernſte 
ſoziale Seite dieſer Frage, daß ſich kleinere Firmen in 
dieſem Punkt dem Willen der großen Firmen beugen 
müſſen, obwohl fie hierdurch eines für fie außerordentlich 
wichtigen Mittels zur Beſchaffung von Kredit beraubt wer⸗ 
den oder ihnen mindeſtens ſeine Benutzung ſtark erſchwert 
wird, wenn nämlich in jedem Falle der Schuldner erſt 
ſeine Zuſtimmung zur Abtretung geben ſoll; in vielen 
Fällen bei kleineren und ſich ſchnell erledigenden Forde⸗ 
rungen iſt nämlich die Einholung der Zuſtimmung aus 
praktiſchen Gründen nicht möglich oder zu umſtändlich; 
bei größeren Forderungen macht der Schuldner ſeine Zu⸗ 
ſtimmung zur Abtretung oft von Bedingungen abhängig, 
die ſchwer zu erfüllen ſind; mindeſtens wird hierdurch die 
Kreditgewährung ſtark verzögert. 

Hierbei iſt wichtig, daß die Abtretungsverbote nicht 
öffentlich bekanntgemacht werden, ſondern in (nicht einmal 
immer eindeutigen) Bedingungen enthalten ſind, die dem 
Lieferanten vielleicht einmal bei Beginn der Geſchäfts⸗ 
verbindung ausgehändigt werden und leicht in Vergeſſen⸗ 
heit geraten. Es beſteht alſo ſehr leicht die Möglichkeit, 
daß eine ſolche Klauſel einmal überſehen wird. 
8. Dieſe Entwicklung hat zu folgendem Runderlaß des 
Reichsminiſters der Finanzen v. 25. März 1936 geführt: 
„Es iſt ein in der Wirtſchaft teilweiſe übliches 
Verfahren, die zur Ausführung von Aufträgen in An⸗ 
ſpruch genommenen Kredite durch Abtretung der Forde⸗ 
rung gegen den Beſteller zu ſichern. Auch die Abtretung 
von Forderungen gegen die öffentlichen Vergebungs⸗ 
ſtellen ſoll daher von dieſen nicht grundſätzlich ausge⸗ 
ſchloſſen werden. Insbeſondere darf aus der Abtretung 
einer Forderung durch den Auftragnehmer nicht ohne 
weiteres gefolgert werden, daß der betreffende Bewerber 
nicht als leiſtungsfähig und zuverläſſig anzuſprechen ſei; 
andernfalls würden Bewerber mit hinreichend großem 
Eigenkapital, das gegebenenfalls auch die Inanſpruch⸗ 
nahme von Blankokrediten geſtattet, eine nicht gerecht⸗ 
fertigte Vorzugsſtellung erhalten, während an den öffent⸗ 
lichen Aufträgen gerade auch mittlere und kleinere indu⸗ 
ſtrielle Unternehmer ſowie Handwerksbetriebe und hand⸗ 
werkliche Lieferungsgenoſſenſchaften beteiligt werden ſol⸗ 
len. Inwieweit im Einzelfall die Abtretung von For⸗ 
derungen, insbeſondere die Abtretung in Teilbeträgen, 
ausgeſchloſſen werden kann, um eine nicht vertretbare 
Arbeitsüberlaſtung der Zahlſtellen zu vermeiden, muß 
der nach pflichtgemäßem Ermeſſen zu treffenden Ent⸗ 
ſcheidung der Beſchaffungsſtelle überlaſſen bleiben.“ 


Dieſer Runderlaß iſt vom Reichsfinanzminiſter ſämt⸗ 
lichen oberſten Reichsbehörden, der Reichsbahn, der Reichs⸗ 
bank und den Landesregierungen mit der Bitte überſandt 
worden, die nachgeordneten Dienſtſtellen im gleichen Sinne 
anzuweiſen. 

Auch die Reichswirtſchaftskammer hat ſich mit dieſer 
Frage befaßt und im Okt. 1937 auf Grund von Ver⸗ 
handlungen mit den beteiligten Reichsgruppen die nach⸗ 
ſtehende Erklärung zum Verbot der Forderungsabtretung 
der Tages- und Fachpreſſe übergeben: 


„Die Reichswirtſchaftskammer zur Frage der Ver⸗ 
wendung von Buchforderungen als Kreditſicherheit (Tgb. 
Nr. 8775/37). 

Bekanntlich iſt die Abtretung von Buchforderungen 
ſeit jeher ein bewährtes Mittel der Kreditſicherung. Die 
Ausnutzbarkeit dieſes Mittels für den Warenlieferanten. 
hängt aber in vielen Fällen von dem Verhalten ſeiner 
Abnehmer ab. So kann der Abnehmer ſeinen Lieferan⸗ 
ten die Kreditbeſchaffung weſentlich erſchweren, wenn er 
die Abtretung der Buchforderungen gegen ihn unmöglich 
macht. Hierüber werden aus den Kreiſen der Lieferanten 
ſowie der Kreditgeber immer wieder Beſchwerden er⸗ 
hoben, die die Reichswirtſchaftskammer veranlaßt haben, 
nach eingehender Beratung mit den Reichsgruppen In⸗ 
duſtrie, Handel, Handwerk, Banken und Energiewirt⸗ 
ſchaft, ſich an die beteiligten Kreiſe mit folgender Er⸗ 
klärung zu wenden: 

Erklärung der Reichswirtſchaftskammer zum Verbot 
der Forderungsabtretung. 

Zahlreiche Unternehmer in der Induſtrie, in Handel 
und Handwerk ſind darauf angewieſen, die ihnen gegen 
ihre Abnehmer zuftehenden Forderungen vor der Faͤllig⸗ 
keit im Wege der Kreditaufnahme zu verwerten. Dieſe 
Verwertung wird erſchwert, wenn die Abnehmer ſich 
nicht nur weigern, Wechſel herzugeben, ſondern außer⸗ 
dem auch die Abtretung der Forderung ganz verbieten 
oder von ihrer vorherigen Zuſtimmung abhängig 
machen. Solche Abtretungsverbote finden ſich häufig in 
den Geſchäftsbedingungen vor allem größerer Unter⸗ 
nehmungen. 

Mit Rückſicht auf die Lieferanten ſollten die Mb- 
nehmer mehr als bisher den Wechſelverkehr pflegen. In 
den Fällen, in denen die Wechſelhingabe jedoch nicht an⸗ 
gängig erſcheint, ſollte wenigſtens die Abtretung von 
Buchforderungen zugelaſſen werden in der Erkenntnis, 
daß die Forderungsabtretung vor allem für den kleinen 
und mittleren Unternehmer vielfach das wichtigſte Mittel 
zur Kreditbeſchaffung iſt. 

Ein berechtigtes Intereſſe des Unternehmers, ſeine 
Katfipreisfchuld nur an den Lieferanten zu bezahlen und 
nur mit dieſem hierüber Verhandlungen zu führen, kann 
nur für Ausnahmefälle anerkannt werden. Für den 
Regelfall iſt keine Veranlaſſung gegeben, von einer 
ſolchen Klauſel immer und unterſchiedslos Gebrauch zu 
machen. Der häufig erhobene Einwand, daß die Abtre⸗ 
tung der Kaufpreisforderungen die Buchhaltung und 
Kaſſenführung erſchwert, ſteht meiſtens — vor allem bei 
großen Unternehmungen mit gut ausgebautem betriebs⸗ 
wirtſchaftlichem Apparat — an Schwergewicht den 
volkswirtſchaftlichen Erwägungen nach, die zur Rück⸗ 
ſichtnahme auf das ſachlich gerechtfertigte Kreditbedürf⸗ 
nis des Lieferanten veranlaſſen ſollen. 

Dementſprechend iſt in den allgemeinen Beſtimmun⸗ 
gen des Reichsfinanzminiſters für die Vergebung von 
Leiſtungen ausdrücklich angeordnet worden, daß die Ab⸗ 
tretung von Forderungen gegen die öffentlichen Ver⸗ 
gebungsſtellen nicht grundſätzlich ausgeſchloſſen werden 
ſoll. Der Herr Reichsfinanzminiſter hat durch Erlaß 
v. 5. Mai 1937 — 0 6100 Bh I = 116/36 I B Bau — 
die Vergebungsſtellen erneut hierauf hinweiſen laſſen. 

Dieſer volkswirtſchaftlich geſunde Standpunkt der 
öffentlichen Hand ſollte im Verkehr der privatwirtſchaft⸗ 
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finde Betriebe untereinander erſt recht Anwendung 
inden. N 

Die Reichswirtſchaftskammer richtet deshalb an alle 
Mitglieder der Organiſation der gewerblichen Wirtſchaft 
die Aufforderung, von der im 8 399 BGB. geſchaffenen 
Möglichkeit, durch Vereinbarung die Abtretbarkeit von 
Lieferantenforderungen auszuſchließen, nur dann Ge⸗ 
brauch zu machen, wenn ausnahmsweiſe beſondere Um⸗ 
ſtände das Verbot rechtfertigen. Die Aufnahme des aus⸗ 
nahmsloſen Abtretungsverbots in allgemeine Geſchäfts⸗ 
bedingungen muß im Regelfall als volkswirtſchaftlich 
unerwünſcht bezeichnet werden.“ 


9. Der Erfolg dieſer Erklärungen war nach meinen 
Erfahrungen ganz geringfügig. Die Zahl der Firmen und 
Behörden, welche die Abtretung ausſchließen, iſt nicht 
kleiner, ſondern größer geworden. Es iſt ja auch ganz er⸗ 
klärlich, daß, wenn viele, und zwar gerade große Firmen 
an dieſem Ausſchluß der Abtretung feſthalten, andere 
große oder gar kleinere Firmen keine Neigung haben, 
hiervon abzugehen; denn es liegt auf der Hand, daß große 
Firmen, die vielleicht fogar eigene Rechtsabteilungen 
haben, eher in der Lage ſind, die mit der Abtretung der 
Forderungen für ſie verbundenen Erſchwerniſſe auf ſich 
zu nehmen als kleinere. 

Es iſt daher zu überlegen, wie die berechtigten An⸗ 
ſprüche derjenigen Unternehmungen, welche auf die Be- 
leihung ihrer Außenſtände angewieſen ſind, erfüllt werden 
konnen. Dieſen Firmen — es handelt ſich, wie erwähnt, 
dabei namentlich um kleinere und mittlere Unterneh⸗ 
mungen — ungedeckten Kredit zu geben, werden die 
Kreditinſtitute in der Regel nicht verantworten können, 
mindeſtens nicht in dem von dieſen Firmen benötigten 
Umfange. Andere Sicherheitsmittel haben aber dieſe Fir⸗ 
men meiſtens nicht, oder doch nicht in ausreichendem 
Maße, da der vorhandene Grundbeſitz regelmäßig für feſte 
Hypotheken haftet, die Waren aber unter Eigentumsvor⸗ 
behalt geliefert ſind und daher nur in beſchränktem Um⸗ 
fange für eine Beleihung in Frage kommen. 

10. Um dieſem Zuſtand abzuhelfen, wären folgende 
Möglichkeiten denkbar, wobei heute auf hiſtoriſche Remi⸗ 
niſzenzen (das pactum de non cedendo des gemeinen 
Rechts) keine Rückſicht genommen zu werden braucht. 
Ebenſo bedarf es heute keiner Erwähnung mehr, daß das 
allgemeine Intereſſe, namentlich das Intereſſe an einer 
ausreichenden Kreditverſorgung mittlerer und kleinerer 
Firmen, anderen Erwägungen vorgehen muß: 

2) Der Ausſchluß der Abtretung wird ſeines dinglichen 
Charakters entkleidet, ſo daß er nur noch obligatoriſche 
Wirkung hat. Damit wäre die Abtretung trotzdem 
gültig. Dieſer Weg iſt aber deshalb nicht gangbar, 
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weil es weder dem Kreditnehmer noch dem Kredit⸗ 
geber erwünſcht ſein kann, gegen ein, wenn auch nur 
obligatoriſches, Abtretungsverbot zu verſtoßen. 

b) Anders als jetzt wird der gute Glaube des Zeſſionars 
daran, daß dem Abtretenden die Forderung ohne Ab⸗ 
tretungsverbot zuſteht, geſchützt. Auch dieſer Weg 
wäre aber — ganz abgeſehen von dem Bruch mit dem 
herrſchenden Rechtsſyſtem — nicht zweckmäßig; es iſt 
weder dem Abtretenden zuzumuten, eine Forderung 
abzutreten, obwohl er weiß, daß ſie ihm nicht zuſteht, 
noch dem Abtretungsempfänger, eine ſolche Abtretung 
entgegenzunehmen, obwohl er in vielen Fällen damit 
rechnen muß, daß die Forderung dem Abtretenden 
nicht zuſteht und ſein guter Glaube daher in Frage 
geſtellt wäre. 

c) Es bleibt alfo nur der Weg, die Möglichkeit des Aus⸗ 
ſchluſſes der Abtretung zu beſeitigen. Dabei könnten 
zweierlei Einſchränkungen vorgenommen, d. h. in 
zwiefacher Beziehung die Möglichkeit eines Abtre⸗ 
tungsverbots beibehalten werden: Zunächſt braucht 
das Abtretungsverbot nur bei Forderungen aus Lie⸗ 
ferungen und Leiſtungen beſeitigt zu werden, alſo bei 
Forderungen aus dem normalen Geſchäftsverkehr. 
Bei allen anderen Anſprüchen, insbeſondere bei Dar⸗ 
lehen, kann die Möglichkeit des Ausſchluſſes der Ab⸗ 
tretung beſtehen bleiben. Ferner braucht das Mbe- 
tretungsverbot nur inſoweit beſeitigt zu werden, als 
die Abtretung zugunſten von Kreditinſtituten nicht 
ausgeſchloſſen werden kann. 


Wenn dies geſchieht, ift meines Erachtens allen be- 
rechtigten Intereſſen Genüge geleiſtet. Das Abtretungs⸗ 
verbot wird nur inſoweit beſeitigt, als es für die Kredit⸗ 
intereſſen der Gläubiger dieſer Forderungen notwendig iſt. 
Wenn lediglich die Abtretung an Kreditinſtitute zugelaſſen 
wird, die ja unter der Aufficht des Reichsaufſichtsamts 
für das Kreditweſen ſtehen, iſt hinreichende Gewähr dafür 
geboten, daß die Abtretung nicht erfolgt, um den Gläubi⸗ 
gern des betreſſenden Unternehmens Vermögenswerte zu 
entziehen. Infolgedeſſen bedarf es nicht einer Hervor⸗ 
hebung, daß die Abtretung an die Kreditinſtitute nur zu 
Kredit⸗ oder Einzugszwecken erfolgen darf. Aber auch die 
Schuldner der betreffenden Forderungen wiſſen, daß ſie ſich 
auch in Zukunft nicht jeden beliebigen anderen Gläubiger 
aufdrängen laſſen müſſen, ſondern nur Kreditinſtituten 
gegenüber verpflichtet werden können, bei denen eine ord⸗ 
nungsmäßige Handhabung der Gläubigerſtellung zu er⸗ 
warten iſt. Bei der Abtretung an Kreditinſtitute beſtehen 
auch keine Bedenken wegen der etwa auf ſie mit übergehen⸗ 
den Sicherheiten, die fich, wie fon erwähnt, bei den in 
Frage kommenden Forderungen überdies regelmäßig auf 
den Eigentumsvorbehalt beſchränken. 


Wohnſitzgrundſatz im deutſchen interlokalen Privatrecht! 


Von Amtsgerichtsrat Dr. Middel, Hamburg 


Während das internationale Privatrecht (FEN.), das 
für das Altreich im weſentlichen in den Art. 7 ff. EG- 
BGB. geregelt ift, fih mit der Frage befaßt, welches 
von mehreren Rechten verſchiedener Staaten zur 
Anwendung kommen ſoll, hat das interlokale Privatrecht 
(SL R.) die Aufgabe, unter mehreren Rechten desſelben 
Staates dasjenige zu beſtimmen, welches anzuwenden iſt. 
Wie man das IPR. auch als „Grenzrecht“ bezeichnet 
(Raape, „Deutſches Internationales Privatrecht“, Bd. I 
S. 6), fo kann man das JQR. entſprechend als „inneres“ 
oder „innerſtaatliches Grenzrecht“ kennzeichnen. 

Einheitsrechtsſtaaten, d. h. Staaten mit einer ein⸗ 
heitlichen Rechtsordnung, bedürfen keines JR. Mit dem 


1. Jan. 1900, der Einführung des BGB., ift die inter- 
lokalprivatrechtliche Frage daher für das Deutſche Reich 
im großen und ganzen überholt geweſen. 

Sie ift feit dem Anſchluſſe Oſterreichs jedoch wieder 
von Bedeutung geworden, und ihre Bedeutung hat ſich 
mit der Einfügung des Sudetenlandes, der Schaffung 
des Protektorates Böhmen und Mähren, der Wiederver⸗ 
einigung des Memellandes, Danzigs, der Eingliederung 
der Oſtgebiete und neueſtens der Rückgliederung des Ge⸗ 
biets von Eupen, Malmedy und Moresnet ſehr erweitert. 

Im Gegenſatz zu der früheren Republik Polen (über 
die Rechtsgebiete in den eingegliederten Gebieten vgl. 
Peters: StAZ. 1940, 57), die fih mit einem der bei- 
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den Geſetze v. 2. Aug. 1926 eine entſprechende Regelung 
ſchuf, fehlt im Deutſchen Reich eine geſetzliche Regelung 
des JR. 

Das IPR. des Altreiches wird weitgehend und 
überwiegend vom Staatsangehörigkeitsgrundſatz, alſo von 
der Anknüpfung an das Recht des Staates beherrſcht, 
dem der Betreffende in dem maßgeblichen Zeitpunkt an⸗ 
gehörte. Auch das Recht der Oſtmark folgt weitgehend 
Son Grundſatz (vgl. z. B. 8300 ABGB. für das Erb⸗ 
recht). 

Im Gegenſatz hierzu ſteht der Wohnſitzgrundſatz, das 
gemeinrechtliche Domizilprinzip (Le wald, „Rechtsver⸗ 
gleichendes Handwörterbuch“, Bd. IV S. 451; Stau- 
dinger⸗Raape S. 629). 

Die Einführung des BGB. bedeutete eine Abkehr 
vom Wohnſitzgrundſatz, der mit Ausnahme von Baden 
und in gewiſſem Umfange auch von Sachſen (vgl. Raape 
a. a. O. S. 35) allgemein galt und der Durchbruch zum 
Staatsangehörigkeitsprinzip, das auch in den Rechten 
anderer Staaten zunehmend Anerkennung gefunden hat. 

Schon dieſer kurze geſchichtliche Rückblick macht es un⸗ 
wahrſcheinlich, daß die ſeit dem 13. März 1938 für das 
Deutſche Reich wieder bedeutſam gewordenen Fragen des 
IL R. mit Hilfe des alten gemeinrechtlichen Domizil- 
prinzips gelöſt werden müſſen. Man könnte die gegen⸗ 
teilige Auffaſſung als rechtsgeſchichtlichen Anachronismus 
bezeichnen. 

Jene gegenteilige Auffaſſung wird vom KG. in ſei⸗ 
nem Beſchluß v. 21. März 1940 (abgedr. DR. 1940, 802 f. 
und DJ., Ausgabe A, 1940, 553) vertreten. Der Beſchluß 
ſtützt ſich im Anſchluß an Schlegelberger⸗Vogels, 
„BGB.“, Einl. VI S. XXIV ff., auf die Einführung des 
§ 4 Abſ. 1 der VO. über die deutſche Staatsangehörigkeit 
v. 5. Febr. 1934 (RGBl. I, 85) in der Oſtmark. 

Die Beſtimmung lautet: 


„Soweit es nach geltenden Geſetzen rechtserheblich 
iſt, welche deutſche Landesangehörigkeit ein Reichsan⸗ 
gehöriger beſitzt, iſt fortan maßgeblich, in welchem Lande 
der Reichsangehörige ſeine Niederlaſſung hat.“ 


Die Bedeutung dieſer Vorſchrift liegt auf der Hand, 
wenn man ſich vor Augen hält, daß § 1 Abſ. 1 jener VO. 
beſtimmt: die Staatsangehörigkeit in den deutſchen Län⸗ 
dern fällt fort. Sicher konnte bei Erlaß der VO. nicht an 
Auswirkungen auf das JAR. gedacht werden, denn das 
Reich war ja damals noch Einheitsrechtsſtaat und hatte 
daher kein ISR. Jene WO. it darum auch eine rein 
ſtaatsrechtliche Regelung. 

84 Abſ. 1 der angeführten VO. ift in der Oſtmark 
durch VO. v. 30. Juni 1939 (RG Bl. I, 1072) mit Wir- 
kung v. 1. Juli 1939, für das Sudetenland ſchon vorher 
durch VO. v. 12. Febr. 1939 (RG Bl. I, 205) rückwirkend 
auf den 10. Okt. 1938 und für das Protektorat durch 
VO. v. 20. April 1939 (RGBL I, 815) — wohl rückwir⸗ 
kend auf den 16. März 1939 — eingeführt worden. 

Daher erhebt ſich die vom KG. bejahte Frage, ob 
die VO. v. 5. Febr. 1934 für das JR. von Bedeu- 
tung iſt. 

Da eine Regelung des JR. im Deutſchen Reich 
fehlt — von einer grundſätzlichen Beſtimmung für das 
Protektorat abgeſehen, von der noch die Rede ſein wird —, 
war zunächſt zu klären, welcher Weg zu beſchreiten ſei, 
um das neuaufgetauchte Problem grundſätzlich zu löſen. 

Dieſe grundfägliche Löſung wird einhellig — auch 
von KG. und Schlegelberger-Vogels — mit Recht 
darin gefunden, daß das mit der Sache befaßte Gericht 
fein IPR. (Gerichte des Altreichs alfo die Art. 7ff. 
E BGB., Gerichte der Oſtmark die entſprechenden ſpär⸗ 
licheren Beſtimmungen des ABGB. uſw.) entſprechend 
anwendet (Raape a. a. O. S. 95 und 98; Lauterbach 
bei Palandt, „BcB.“, Vorbemerkung 15 zu Art. 7 
EG BGB.; Bergmann: Stag. 1939, 136; Pfundt⸗ 
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ner⸗Neubert IK? Anm. 1 zu 81 VƏ. v. 20. Juli 
1939; Beitzke: Akad. 1938, 368 ff. und 1940, 46f.; 
Maßfeller: StAZ. 1939, 182 ff., 214 f., 235 ff., 331 f.; 
RGRKomm., 9. Aufl., Bd. 1 S. 20; ebenſo ohne Hervor- 
hebung des Problems RGA. 159, 167 und KG.: DR. 
1939, 173). 

Iſt alſo ein früherer Oſterreicher (Staatsangehörigkeit 
am 12. März 1938) nach dem Anſchluß mit letztem Wohn⸗ 
ſitz im Altreich geſtorben, ſo wendet das dort angerufene 
Gericht Art. 24 und 25 EGBGB. entſprechend an. Maß⸗ 
geblich ift danach das ABG B., das in § 300 für den 
beweglichen Nachlaß ebenfalls dem Heimatrecht folgt (KG.: 
JW. 1937, 1728). Dieſer Grundſatz gilt jedoch nach dem 
deutſch⸗öſterreichiſchen Nachlaßabkommen v. 5. Febr. 1927 
(RG Bl. II, 510) im Verhältnis zum Altreich auch für den 
unbeweglichen Nachlaß; das Abkommen gilt auch nach dem 
Anſchluſſe noch (RG.: DR. 1939, 1664). — Nach dem 
oben Ausgeführten wird alſo der Richter des Altreichs 
auf den Erbfall das ABGB. anwenden. 

Hier fegt nun das KG. im Anſchluß an Schlegel» 
berger⸗Vogels an und entnimmt dem § 4 Abſ. 1 der 
VO. v. 5. Febr. 1934, daß überall da, wo nach dem JR. 
das Heimatrecht an ſich entſcheidend ſein ſoll (und das 
iſt nach den obigen Hinweiſen weit überwiegend der Fall), 
nach Einführung jener Beſtimmung ausſchlaggebend das 
Recht am Niederlaſſungsort iſt. Dieſer Begriff iſt zwar 
weiter als der des Wohnſitzes (KG. a. a. O.; vgl. auch 
Palandt 8 1936 Anm. 2 und Pfundtner⸗Neubert 
Ib 10, Anm. 3 zu § 4 VO. v. 5. Febr. 1934), aber darum 
am Wohnſitze allemal gegeben. Praktiſch bedeutet daher die 
Entſcheidung des KG. die Rückkehr zu dem auch für das 
JL R. feit dem 1. Jan. 1900 überwundenen Domizil- 
prinzip des gemeinen Rechts. 

Den Gedankengängen der Entſcheidung kann nicht 
beigepflichtet werden. 

Zunächſt ift, wie dies ſchon Beitzke (Akad. 1940, 
46 f.) getan hat, auf §1 der VO. v. 20. Juli 1939 
(RG Bl. I, 1309) zu verweiſen. Hiernach gilt für die deut- 
ſchen Staatsangehörigen im Protektorat Böhmen und 
Mähren ihr Heimatrecht (das im alten Reichsgebiet, in 
der Oſtmark oder im Reichsgau Sudetenland geltende 
deutſche Recht), ſoweit dieſes Recht (das IPR. !) die Ge 
ſetze des Heimatſtaates für anwendbar erklärt. Dieſe 
nach der Einführung der VO. v. 5. Febr. 1934 in der 
Oſtmark, im Sudetenland und im Protektorat ſelbſt er⸗ 
laſſene VO. hält demnach für das JR. ausdrücklich am 
Heimatrecht ſelbſt feſt. Wenn der Geſetzgeber ſich wirklich 
(mit der Einführung der VO. v. 5. Febr. 1934) für den 
Wohnſitzgrundſatz entſchieden hätte, dann wäre es un⸗ 
verſtändlich, warum er mit der VO. v. 20. Juli 1939 
für ein Teilgebiet des Reiches wieder dem gegenteiligen 
Grundſatz folgt. 

Man kann aber darüber hinaus auch der VO. vom 
5. Febr. 1934 ſelbſt entnehmen, daß Folgerungen aus 
ihr für das JR. nicht zu ziehen find. 

§ 4 Abſ. 1 ift nur die notwendige Folgerung aus 8 1 
Abſ. 1, dem Fortfall der Landesangehörigkeit. Die Be- 
ſtimmung, auf die das KG. abſtellt, knüpft alſo an eine 
einmal vorhanden geweſene gliedſtaatliche Zugehörigkeit 
innerhalb des Reiches an. Wo es bisher darauf ankam 
(3. B. im 81936 BGB.), ob die betreffende Perſon Preuße 
oder Sachſe uſw. war, da ſoll jetzt der Niederlaſſungsort 
entſcheiden. Oſterreich wurde nun allerdings zunächſt „ein 
Land des Deutſchen Reiches“ (Geſ. v. 13. März 1938, 
RG Bl. I, 237). Die öſterreichiſche Bundes⸗ und Landes⸗ 
bürgerſchaft fiel jedoch ſchon mit dem 13. März 1938 
ſelbſt fort, wie die VO. v. 3. Juli 1938 (RG Bl. I, 790) 
feſtſtellt; ganz klar ſagt 8 1 Abſ. 2 dieſer VO.: „Es gibt 
nur die deutſche Staatsangehörigkeit (Reichsangehörigkeit).“ 
Folgerichtig hat die VO. v. 30. Juni 1939 ja auch nur 
den § 4 Abſ. 1, nicht aber § 1 Abſ. 1 der VO. v. 5. Febr. 
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1934 in der Oſtmark eingeführt. Es hat nie eine „öſter⸗ 
reichiſche Landesangehörigkeit“ im Sinne einer gliedſtaat⸗ 
lichen Zugehörigkeit innerhalb des Deutſchen Reiches ge⸗ 
geben. 

Gegen dieſe Erwägung mag man nun allerdings ein⸗ 
wenden, da doch § 4 Abſ. 1 der VO. v. 5. Febr. 1934 in 
der Oſtmark nun einmal gilt, müſſe man unter Landes⸗ 
angehörigkeit im Sinne dieſer Beſtimmung für die Oſt⸗ 
mark eben doch die frühere öſterreichiſche Bundesbürger⸗ 
ſchaft anſehen. Das iſt im allgemeinen ſicher richtig, da 
ſonſt die VO. v. 30. Juni 1939 unter Berückſichtigung der 
VO. v. 3. Juli 1938 kein Ergebnis haben könnte. Jedoch 
ift die angeſtellte Überlegung geeignet, für das JL R. die 
Unanwendbarkeit des § 4 Abſ. 1 nachzuweiſen. Denn hier 
kommt ja nicht nur die Löſung von Fällen in Betracht, in 
denen das Altreichsrecht auf das Recht der Oſtmark ver⸗ 
weiſt, ſondern gerade auch der umgekehrte Fall. Der oſt⸗ 


neue Formulare auf dem Gebiete des 
Vollſtreckungsrechts 


Formulare ſind nützlich, doch auch nicht ungefährlich. 
Ihre Gefährlichkeit liegt darin, daß ſie, ihrer Natur nach der 
Arbeitserleichterung, alſo letzten Endes der Bequemlichkeit 
dienend, aus Bequemlichkeitsgründen und gewohnheitsmäßig 
— ſozuſagen als Folge des ihnen innewohnenden retar⸗ 
dierenden Moments —, häufig unbekümmert auch dann noch 
weiter benutzt werden, wenn ihr Inhalt längſt nicht mehr 
mit der fortgeſchrittenen Rechtsentwicklung in Einklang zu 
bringen iſt. Es iſt deshalb ebenſo erforderlich wie verdienſt⸗ 
voll, die in Gebrauch befindlichen Formulare, Hilfsvor⸗ 
drucke u. dgl. von Zeit zu Zeit einer kritiſchen Durchſicht zu 
unterziehen, um ihren Inhalt der neuen Rechtsauffaſſung 
anzupaſſen bzw. ſie durch neue Formulare zu erſetzen. 

So iſt es ein Verdienſt des Amtsgerichts Düſſel⸗ 
dorf, auf dem ſo bedeutſam gewordenen Gebiete des Voll⸗ 
ſtreckungsrechts durch Indienſtſtellung zweier neuer bzw. 
neu gefaßter Formulare zur weiteren Verbreitung und prak⸗ 
tiſchen Durchſetzung einer als richtig erkannten Rechtsanſicht 
beigetragen zu haben. Daß es ſich gerade um das AG. 
Düſſeldorf handelt, ſcheint mir kein Zufall zu ſein. Wer die 
Veröffentlichungen der Fachpreſſe in den Jahren ſeit dem 
nationalſozialiſtiſchen Umbruch aufmerkſam verfolgt hat, wird 
bemerkt haben, daß ſich die rheiniſchen Rechtswahrer der 
neuen Rechtsentwicklung in beſonderem Maße aufgeſchloſſen 
gezeigt und erfreuliche Pionierarbeit auf dieſem Gebiete ge⸗ 
leiſtet haben. 

I. Das erſte Formular betrifft die Pfändung wegen 
N fällig werdender Unterhaltsanſprüche. Es hat folgende 
Faſſung: 


Amtsgericht 
13 M Düſſeldorf, den 
Armenſache! 
Berechnung gem. § 59 Abſ. 5 Satz 5 GVO. ijt nicht erforderlich. 


Pfändungs⸗ und uberweiſungsbeſchluß 
in der Zwangsvollſtreckungsſache de... 


Gläubiger, 
vertreten durch Rechtsanwalt 
gegen 
Schuldner, 
Nach de . vollſtr. — EinſtwVfg. — Anordnung — Urteil 
des Amts⸗, Land⸗, Oberl.⸗Gericht˖s om ER 
Geſch.⸗Rr. und de... Vollſtreckungsbefehl — Koſten⸗ 


feſtſetzungs⸗Beſchluß — des Urkundsbeamten — Vergleich⸗ 
Urkunde — vor dem Amts-, Qand- Oberlandesgericht in 
. vom. . . .. Geſch.⸗Nr. .... ſteht de... Gläu⸗ 
biger gegen d... Schuldner ein Anſpruch zu, auf: 
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[Deutſches Recht ver. mit JW. 


märkiſche Richter, der vom IPR. des ABGB. auf das 
Altreichsrecht (als Heimatrecht der betreffenden Perſon) 
verwieſen wird, kann doch ſchwerlich die Altreichsangehörig⸗ 
keit in Anwendung des 8 4 Abſ. 1 der VO. v. 5. Febr. 
1934 behandeln als oder wie eine frühere „Landesan⸗ 
gehörigkeit“ innerhalb des Reiches. Die Entſcheidung des 
KG. würde alfo entgegen der ſtaatsrechtlichen Lage und 
Entwicklung dazu nötigen, die frühere öſterreichiſche Bun⸗ 
desbürgerſchaft, die frühere tſchechoſlowakiſche Staatsan⸗ 
gehörigkeit und die Altreichsangehörigkeit (die Reichsan⸗ 
gehörigkeit ſchon vor dem 13. März 1938) als frühere 
Landesangehörigkeiten im jetzigen Großdeutſchen Reich zu 
behandeln. 

Es ergibt fih alfo, daß die VO. v. 5. Febr. 1934 
für das JL R. ohne Bedeutung ift, und daß dieſes nach 
wie vor vom Grundſatze des Heimatrechtes, nicht von dem 
gemeinrechtlichen Domizilprinzip beherrſcht wird. 


und Praxis 


1. Unterhaltsrückſtand für die Zeit vom Da 
in Höhe von.. AM, 

2. auf .... AM — wöchentlich — monatlich — vierteljähr⸗ 
lich — an Unterhaltsrente, zahlbar am jeder Woche, 
am .... jeden Monats, am 


jeden Jahres 


1. wegen des Unterhaltsanſpruchs von .... AM vom 
biss on a in Höhe von ... des monatlich .... AM oder 
wöchentlich .... AM überſteigenden Betrages, nach Abzug 
der Steuern und ſozialen Laſten, 

2. wegen der übrigen Beträge in Höhe von ... RM des 
monatlich .... < RM oder wöchentlich .... AM oh ne Abzug 
der Steuern und ſozialen Laſten überſteigenden Betrages. 

Dieſer Beſchluß wird wegen der nach ſeiner Zuſtellung an 

den VDE EL HU [DIET a a T 

fällig werdenden Unterhaltsrenten 

erſt jedesmal wirkſam an dem Tage, der auf den vorgenann⸗ 
ten Fälligkeitstag folgt, alfo am 

Der Drittſchuldner darf an den Schuldner inſoweit nicht 
mehr zahlen. 

Der Schuldner hat ſich inſoweit jeder Verfügung über 
die Forderung, insbeſondere der Einziehung derſelben, zu 
enthalten. 

Zugleich wird dem Gläubiger die bezeichnete Forderung 
in Höhe des erwähnten Betrages zur Einziehung überwieſen. 


9 
Juſtiz — ober — inſpektor 
als Rechtspfleger. 


Ausgefertigt: 
ee Juſtizangeſtellter, 
als Urkundsbeamter der Geſchäftsſtelle. 


Die Zuläſſigkeit der Pfändungen von Lohn und Gehalt 
vor Fälligkeit der einzelnen Unterhaltsraten, die von Klee⸗ 
berg (DR. 1940, 95) gegen alle dagegen erhobenen Be⸗ 
denken überzeugend dargelegt worden iſt, iſt inzwiſchen auch 
vom LG. Itzehoe (DF. 1940, 632) und vom AG. Schöneberg 
(DR. 1940, 992), neueſtens auch vom LG. Memmingen 
(DJ. 1940, 778) bejaht worden. Die Ausführungen von 
Merten und Sebode zu dieſen Entſcheidungen (a. a. O.) 
ſind ebenfalls poſitiv. Wenn Sebode darauf hinweiſt, daß 
eine geſetzliche Regelung dieſes Problems ſchon für die 
nächſte Zeit zu erwarten ſei, ſo iſt wohl kaum daran zu 
zweifeln, daß ſie ebenfalls in antiformaliſtiſchem Sinne aus⸗ 
fallen und die Zuläſſigkeit der Pfändung wegen künftig fällig 
werdender Unterhaltsanſprüche, unter gewiſſen Kautelen, 
ausſprechen wird. Eine andere Regelung wäre denn auch in 


10. Jahrgang 1940 Heft 29/30] 
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der Tat völlig undenkbar. Bedeutet doch das ſtarre Feſt⸗ 
halten an dem Prinzip des § 751 BPO. in der hier ſtrittigen 
Frage — was merkwürdigerweiſe in dem Streit der Mei⸗ 
nungen bisher überhaupt nicht beachtet worden iſt — nichts 
anderes, als eine völlige Rechtlosſtellung des Unterhalts⸗ 
gläubigers. Bekanntlich erhalten Lohn⸗ und Gehaltsemp⸗ 
fänger ihre Bezüge nicht am Fälligkeitstage, ſondern bereits 
einen Tag zuvor („ultimo“). Die am Erſten des Monats 
ausgebrachte Pfändung kommt alſo regelmäßig um einen 
Poſttag zu ſpät! Der häufig unternommene Verſuch, durch 
eine Vorpfändung nach 8 845 ZPO. die Beſchlagnahme vor 
der Auszahlung zu erreichen, iſt ungeeignet; denn was für 
eine Pfändung gelten ſoll, muß notgedrungen auch für eine 
Vorpfändung als einen Akt der Zwangsvollſtreckung Geltung 
haben. Ich habe es erlebt, wie die geſchiedene, unterhalts⸗ 
berechtigte Ehefrau eines Beamten auf dieſe Weiſe ſich 
Monat für Monat in nutzloſen Pfändungsverſuchen erſchöpfte. 
Ihre ausgebrachten Vorpfändungen wurden, nachdem das 
AG. hatte helfen wollen, auf die Beſchwerde des rechts⸗ 
kundigen Schuldners hin vom LG. Berlin in allen Fällen 
mit der kurzen Begründung, daß § 751 ZPO. verletzt jet, auf- 
gehoben. 

Die Einführung des vom AG. Düſſeldorf entworfenen 

Formulars bei allen AG. iſt daher dringend zu wünſchen; 
es iſt anzunehmen, daß das Formular nach der geſetzlichen 
Regelung kaum einer Anderung bedürfen wird. 
II. Das zweite Formular betrifft ein wiederholt er- 
örtertes Problem des Offenbarungseidverfahrens und zwar 
die Frage der Behandlung von Ratenzahlungsangeboten. 
Zur Vermeidung von Wiederholungen darf ich auf meine 
am Schluſſe des Formulars zitierten Ausführungen in DR. 
1939, 1710 verweiſen. 


Das Formular lautet folgendermaßen: 
Sitzung des Amtsgerichts Düſſeldorf, den ... . 19. 
66 M Mi 


Gegenwärtig: In der 
P — Zwangsvollſtreckungsſache 
i e geger 
als Urkundsbeamter der ö : 

1 erſcheint bei Aufruf ... Schuld⸗ 

Geſchäftsſtelle ner ... perſönlich und erklärt 

Vfg. ſich bereit, die Schuld in monat⸗ 


1. Abſchrift d. Gl. u. Sch. lichen — wöchentlichen — Teil⸗ 


2. Mi beträgen von ...... AM, be⸗ 
3, ee ginnend mit dem ....... zu 
4. Weglegen. tilgen. 


Düſſeldorf, den 


Der Schuldner iſt darüber belehrt worden, daß ſich 
feine Erklärung nach der herrſchenden Rechtſprechung 
als eine grundloſe Verweigerung der Eidesleiſtung dar⸗ 
ſtellt und daß die Vorausſetzungen für den Erlaß des 
Haftbefehls und für den Verluſt der Vergünſtigung des 
§ 19d der Verordnung vom 26. Mai 1933 gegeben find. 
Der Schuldner iſt auch darüber belehrt worden, daß 
der Gläubiger erfahrungsgemäß von ſeinem Recht, 
Haftbefehl zu erwirken, im allgemeinen keinen Gebrauch 
machen wird, wenn die angebotenen Raten pünktlich 
gezahlt werden. 


Beſchloſſen und verkündet: 


1. Der Erlaß des Haftbefehls bleibt vorbehalten. 

2. Abſchrift dieſes Protokolls an Gläubiger zur Kennt⸗ 
nisnahme mit dem Bemerken, daß der Erlaß des 
Haftbefehls ohne neuen Termin beantragt werden 
kann, falls der Schuldner mit der Entrichtung ſeiner 
Raten in Verzug gerät. 

Vgl. DR.: JW. 1939, Heft 32 S. 1710/11,1725.) 


} Auch die allgemeine Einführung diefes Formulars, das 
n ähnlicher Form übrigens beim AG. Schöneberg jeit 
Jahren in Gebrauch iſt, iſt zu wünſchen. Nur einige kurze 
Bemerkungen ſeien hinzugefügt: 

Hinter den Worten „erſcheint bei Aufruf der Schuldner 
perſönlich ...“ würde ich zweckmäßigerweiſe einen Punkt 
letzen und fortfahren: „Er erklärt: „Ich möchte mein Ver⸗ 
mögen nicht offenbaren, ſondern die Schuld in Raten von 
3 abtragen.“ 


Die Benutzung dieſes Formulars führt dazu, daß das 
Offenbarungseidverfahren regelmäßig mit dem erſten Ter⸗ 
min beendet iſt. Die Ausräumung etwaiger, ſich aus den be⸗ 
ſonderen Verhältniſſen des Einzelfalls ergebenden Härten 
ift ſelbſtverſtändlich auch hier auf Grund des VollſtrMißbrG. 
ſowie des Art. 6 Ziff. 3 VO. v. 1. Sept. 1939 möglich. Es 
liegt auf der Hand, daß die Erteilung immer der gleichen 
Rechtsbelehrung in einer Vielzahl von Fällen beſonders für 
den großſtädtiſchen Vollſtreckungsrichter eine nicht unerheb⸗ 
liche Mehrbelaſtung darſtellt und ungleich mühevoller iſt, als 
die leider immer noch übliche, weil ſo bequeme Praxis, dem 
Gläubiger das Ratenzahlungsangebot einfach zur Stellung⸗ 
nahme zu übermitteln und damit das „Vertagungsverfahren“ 
zu eröffnen. Dieſe Mehrbelaſtung ließe ſich auf ein erträg⸗ 
liches Maß dadurch herabmindern, daß bereits der dem Schuld- 
ner ohnehin mit der Ladung gemäß § 19 d Abſ. 5 VO. vom 
26. Mai 1933 zu erteilenden Rechtsbelehrung ein Zuſatz etwa 
des Inhalts beigefügt würde: 

„Ratenzahlungsangebote befreien den Schuldner nicht 
von der Verpflichtung, dem Gläubiger ſein Vermögen zu 
offenbaren. Derartige Erklärungen ſtellen ſich als grundloſe 
Eidesverweigerung dar und berechtigen den Gläubiger, den 
Erlaß des Haftbefehls zur Erzwingung des Offenbarungs⸗ 
eides zu beantragen. Erfahrungsgemäß pflegt der Gläu⸗ 
biger allerdings von dieſem Recht im allgemeinen dann 
keinen Gebrauch zu machen, wenn die angebotenen Raten 
angemeſſen ſind und pünktlich bezahlt werden.“ 

Eine ſolche Rechtsbelehrung ſchon vor dem Offen- 
barungseidtermin hätte den weiteren großen Vorteil, daß 
der Schuldner ſich bereits vor dem Termin auf die Rechts⸗ 
lage einſtellen und davon abſehen würde, leere Zahlungs⸗ 
verſprechungen abzugeben. 


AGR. Schoeneich, Berlin. 


Gehören DAS.:Beiträge 
zu den ſozialen Leiſtungen? 


Durch einen Pfändungs⸗ und Überweiſungsbeſchluß ift 
einem Gefolgſchaftsmitglied wegen einer Unterhaltsforderung 
die Forderung gegen den Betriebsführer aus Arbeits⸗ und 
Dienſtleiſtung, ſoweit diefe 90 e netto überſteigt, gepfändet. 
Das Gefolgſchaftsmitglied iſt der Anſicht, die Arbeitsfront⸗ 
beiträge ſeien auf den Nettobetrag nicht anzurechnen, die 
Arbeitsfrontbeiträge müßten vielmehr wie die übrigen ſozialen 
Leiſtungen bei Berechnung des Nettogehaltes abgerech⸗ 
net werden, fo daß ihm die 90 AM voll zur Ber- 
fügung ſtehen. 

Der Betriebsführer vertritt demgegenüber den Stand⸗ 
punkt, daß es ſich bei dem Arbeitsfrontbeitrag um eine frei⸗ 
willige Leiſtung des Schuldners handele und daß auch 
bei Betriebs kaſſierung bei Berechnung des Netto⸗ 
lohnes der DAF.⸗Beitrag nicht berückſichtigt werden könne, 
daß alſo der Schuldner von den ihm zur Verfügung 
ſtehenden 90 AM netto die D A F.⸗ Beiträge bezah⸗ 
len müſſe, da die DAF.⸗Beiträge eben nicht als ſoziale 
Leiſtungen anzuſehen ſeien. 

Die Rechtſprechung zu der hier intereſſierenden Frage 
war nicht einheitlich. Manche Gerichte lehnten eine Gleich⸗ 
ſtellung der DAF.-Beiträge mit den ſozialen Leiſtungen ab, 
weil der DAF.⸗Beitrag eine freiwillige Leiſtung des 
Gefolgſchaftsmitgliedes ſei. Die Mehrzahl der Gerichte ſprach 
ſich jedoch auf Grund der Zweckgebundenheit der 
DAF. Beiträge für deren Gleichſtellung mit den Steuern und 
ſozialen Laſten aus. 

So führte das LG. Bremen in einem Beſchluß vom 
19. Okt. 1938: JW. 1938, 3059 aus, zum notwendigen Un⸗ 
terhalt gehören auch die Mittel zur Erhaltung des wertvol⸗ 
len Gutes der Arbeitskraft. Der Zweck der Deutſchen Arbeits⸗ 
front ſei u. a. die Sorge für die Wohlfahrt und Erhaltung der 
Arbeitskraft der Werktätigen, denen ſie insbeſ. Erholung durch 
Ablenkung ermögliche. Deshalb müſſen auch die DUF.-Bei- 
träge bei der Zwangsvollſtreckung den Steuern und ſozialen 
Laſten gleichgeſtellt werden, da man nur ſo den Lebensnot⸗ 
wendigkeiten der arbeitenden Bevölkerung gerecht werde. 

Das RAWO. hat ſich in feinem Urteil v. 19. Aug. 1939: 
DR. 1940, 136 (RAG 277/38) nunmehr das erſtemal mit 
der hier intereſſierenden Frage befaßt. Es meint u. a.: Drin- 
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Aufſätze 


[Deutſches Recht ver. mit JW. 


gende ſachliche Gründe ſprechen gegen die Abzugsfähigkeit ſol⸗ 
cher Beiträge, deren unmittelbare Abführung nicht 
durch Geſetz angeordnet fei. Daß die Leiſtung des DAF .⸗ 
Beitrages für den Schuldner eine Notwendigkeit darſtelle, 
der er ſich nicht entziehen könne und dürfe, fet zuzugeben. 


Auch ihrem inneren Weſen nach weichen diefe Zah- 
lungen als Pflichtleiſtungen an den durch die NSDAP. 
in das Leben gerufenen Verband, die Deutſche Arbeitsfront, 
nicht derartig von den durch den Staat vorgeſchriebenen 
Abgaben ab, daß deswegen eine verſchiedene Behandlung 
beider Abgaben gerechtfertigt ſei. Es würden jedoch, 
fo führt das RArbG. weiter aus, keine Bedenken beſtehen, 
zur Ermittlung des Nettolohnes auch dieſe Leiſtungen in 
Abzug zu bringen, wenn eine Anordnung der Deut⸗ 
ſchen Arbeitsfront an ihre Angehörigen beſtände, durch 
die den Unternehmern allgemein und bindend vorgeſchrieben 
würde, die Beiträge ihrer Gefolgſchaftsleute unmittelbar an 
die Deutſche Arbeitsfront abzuführen, und durch die die Ge⸗ 
folgſchaftsmitglieder verpflichtet wären, fih diefe Abzüge ge- 
fallen zu laſſen. Da jedoch eine derartige Anordnung 
nicht beſtehe und der Abzug vielmehr auf freiwilliger 
Mitarbeit der Unternehmer beruhe, wodurch nicht die 
Gewähr ſeiner allgemeinen Durchführung gegeben ſei, könne 
deshalb die Zahlung des DAF.-Beitrages nicht in den Brutto- 
lohn mit eingeſchloſſen werden. 


Dieſe neueſte Entſcheidung des RArbG. kann nicht befrie- 
digen. Es ift zwar richtig, daß die Normierung des § 850 
Abſ. 1 Satz 3 ZPO. für die Anſicht des RATHO. ſpricht. Wenn 
aber das RArbG. berückſichtigt hätte, daß der Verordnung 
im Staate die freiwillige Durchführung in der 
NS D A P. gegenüberſteht, daß alfo in der Partei, als der 
Willensträgerin des Volkes die freiwillige Befol⸗ 
gung einer Anregung das Primäre und Weſentlichſte iſt 
und den Vorrang vor der Verordnung in der Partei hat, ſo 
hätte das RArbch. den letzten Schritt gehen können, den es 
ſich vorbehalten hat für den Fall, daß eine allgemeine 
Anordnung bezüglich der Betriebskaſſierung der DAF.- 
Beiträge ergehen werde. 


Aſſeſſor Carl-Heinz Altmann, Breslau. 


pilſner Bier als Warenzeichen 


Es ſoll hier nur die Frage Pilſner Bier inſoweit er⸗ 
örtert werden, als die Bezeichnung warenzeichenrechtlich ge⸗ 
ſchützt iſt. 

Im Altreich iſt die Rechtslage, wenn auch im Schrift⸗ 
tum hart umſtritten, geklärt durch die ſtändige Rſpr. des 
RG., insbeſondere RGB. 139, 363. Danach ift Pilſner für 
ſich allein eine Herkunftsbezeichnung (8 4 Abſ. II 
Ziff. 1 WG.) Pilſner mit entlokaliſierenden Bu- 
ſätzen wird dagegen als Beſchaffenheitsangabe 
anerkannt. Entſcheidend iſt für die Auffaſſung des RG. die 
Verkehrsauffaſſung. Dieſe Verkehrsauffaſſung kann 
nun örtlich verſchieden ſein. Wenn man die Frage 
unter dem Geſichtspunkt der Wiedervereinigung ver⸗ 
ſchiedener Gebiete mit dem Deutſchen Reich betrachtet, kommt 
man zu folgendem Ergebnis: 

1. In den Gebieten, in denen früher tſchechoſlowa⸗ 
kiſches Recht galt, war die Frage ausdrücklich geſetzlich ge⸗ 
regelt (vgl. MuW. XXIV, 101). Dort konnte fih alfo eine 
Verkehrsgeltung im Sinne der Entwicklung zur Gattungs⸗ 
bezeichnung wie im Altreich überhaupt nicht bilden, auch 
nicht ſeit 10. Okt. 1938. 


a) Reichsgau Sudetenland 


Eine Bezeichnung „Sudetenpilſner“ iſt alſo auch nach 
der Rſpr. des RG. unzuläſſig. Nach 86 VO. über gewerb⸗ 
lichen Rechtsſchutz im Reichsgau Sudentenland v. 31. Jan. 
1940 (RG Bl. I, 253) haben Warenzeichen, die nach dem 
10. Okt. 1938 beim RPA. angemeldet worden find, oder die 
nach dem 10. Okt. 1938 international regiſtrierten Marken 
im Reichsgau Sudetenland die gleiche Wirkung wie im Alt⸗ 
reich. Dieſe Wirkung kann aber nur formell ſein, da materiell 
das inſoweit noch fortgeltende alte tſchechoſlowakiſche Recht 
entgegenſteht, ferner die Tatſache, daß ſich eine Verkehrs⸗ 
auffaſſung im Sinne der Rſpr. der RG. dort gar nicht 
bilden konnte. 


b) Protektorat Böhmen und Mähren 


Hier gilt nach dem Erlaß des Führers v. 16. März 
1939 (RG Bl. I, 485) Art. 12 noch das alte Recht. Daß die 
Fortgeltung dieſes alten Rechtes dem Sinne der übernahme 
des Schutzes durch das Deutſche Reich widerſpricht, kann für 
dieſe Frage keineswegs geſagt werden. 


c) Die in die Länder Preußen und Bayern und 
die Reichsgaue Niederdonau und Oberdonau 
eingegliederten Teile 
(BO. v. 25. März 1939 [RG Bl. I, 745], VO. v. 4. Aug. 1939 
[RGS Bl. I 134800 
Hier gilt das zu a Geſagte 


2. In den Gebieten, in denen früher öſterreichi⸗ 
ſches Recht galt, iſt zu verweiſen auf die VO. des Bundes- 
miniſteriums für Handel und Verkehr v. 15. Dez. 1925 
(BGBl. 1925, 1950) über tſchechoſlowakiſche Herkunftsbezeich⸗ 
nungen für Bier. Dieſe Beſtimmung iſt formell nicht aufge⸗ 
hoben. Es handelt ſich um eine DurchfVO. zum Handelsüber⸗ 
einkommen zwiſchen Oſterreich und der Tſchechoſlowakei v. 
4. Mai 1921 (BGBl. Nr. 853 vom Jahre 1922). Wenn man 
auch jagen kann, daß der der VO. zugrunde liegende 
Handelsvertrag infolge der politiſchen Entwicklung überholt 
ift, fo gilt dies nicht für eine HO., die auf Grund eines 
ſolchen Handelsvertrages erlaſſen wurde. Außerdem konnte 
ſich auch hier nie eine Verkehrsauffaſſung im Sinne der 
Rſpr. des RG. bilden. Die Erſtreckung der deutſchen Waren- 
zeichen gemäß VO. v. 18. Jan. 1940 (RG Bl. I, 203) kann 
alſo auch hier nur formelle Wirkung wie in 1a haben. 

3. In den ehemals polniſchen Gebieten erfolgte 
bisher noch keine Erſtreckung der Warenzeichen. Soweit die 
eingegliederten Gebiete in Frage kommen, gilt nach 
dem Erlaß des Führers v. 18. Okt. 1939 (RGB. I, 2042) 
das bisher geltende Recht weiterhin, ſoweit es nicht der Ein⸗ 
gliederung in das Deutſche Reich widerſpricht. Dasſelbe gilt 
bezüglich der beſetzten polniſchen Gebiete (Erlaß 
des Führers v. 12. Okt. 1939 [RG Bl. I, 2077). Das Wort 
Pilſner iſt nun in Polen durch eine beſondere VO. v. 
21. Dez. 1927 (GBl. 1928 Nr. 7 Poſ. 44) als Herkunfts⸗ 
bezeichnung geſchützt. Die Fortgeltung dieſer Bezeichnung 
widerſpricht nicht der Eingliederung bzw. der Übernahme 
der Verwaltung durch das Deutſche Reich. 

Dieſer kurze Überblick zeigt, daß die gegenwärtige 
Rechtslage durchaus unerwünſcht iſt. Es iſt unerwünſcht, 
wenn ein formelles Recht dem materiellen Recht wider⸗ 
ſpricht, weiterhin iſt es auf die Dauer nicht erträglich, wenn 
in einer ſo wichtigen Frage innerhalb Großdeutſchlands ver⸗ 
ſchiedene Verkehrsauffaſſungen beſtehen. Eine baldige An⸗ 
derung der Rechtslage im Wege der Geſetzgebung wäre er⸗ 
wünſcht, und zwar nach der Richtung, daß Pilſner Bier auch 
mit Zuſätzen oder Abkürzungen oder auklingende Phantaſie⸗ 
bezeichnungen als Beſchaffenheitsangabe nicht mehr an⸗ 
erkannt werden. Dem im Altreich erworbenen Beſitzſtand 
konnte man durch eine geeignete Übergangsfriſt Rechnung 
tragen. (Vgl. den inzwiſchen veröffentlichten Entwurf des 
Wettbewerbs⸗ und Warenzeichenausſchuſſes der Akademie für 
Deutſches Recht.) 

RA. Dr. jur. Otto Stritzke, München. 


Einberufung eines Beſchuldigten zum Wehrdienſt 


Im Einvernehmen mit dem Oberkommando der Wehr- 
macht weiſe ich auf folgende Geſichtspunkte hin, die in den 
Reichsgauen der Oſtmark ſinugemäß gelten: 

I. Die Einberufung eines Beſchuldigten zum Wehrdienſt 
kann für den Gang des Strafverfahrens, die Strafvoll⸗ 
ſtreckung und die Anwendung des Gnadenerlaſſes für die 
Wehrmacht v. 1. Sept. 1939 (RGBl. I, 1549) von ent⸗ 
ſcheidender Bedeutung ſein. Zur Erleichterung des Ge- 
ſchäftsganges und zur Vermeidung von Leerlauf ſind daher 
Beſchuldigte, die mit einer Einberufung rechnen müſſen, 
frühzeitig in geeigneter Weiſe zu veranlaſſen, der StA. von 
einer Einberufung unter Angabe des Truppenteils unver⸗ 
züglich Kenntnis zu geben. 

II. Als Soldaten ſind auch die Angehörigen der Feld⸗ 
gendarmerie und als Wehrmachtbeamte auch die Beamten 
der Geheimen Feldpolizei anzuſehen. Angehörige anderer 
Polizeiverbände ſind nicht Soldaten oder Wehrmachtbeamte 
im Sinne der KStVoO. Für die Angehörigen des Reichs⸗ 


10. Jahrgang 1940 Heft 29/30] 


Schrifttum 


1183 


arbeitsdienſtes, die bei ihrem Einſatz im Rahmen der Wehr⸗ 
macht teilweiſe bis April 1940 eine gelbe Armbinde mit der 
Aufſchrift „Deutſche Wehrmacht“ getragen haben, hat die 
BD. zur Durchführung der VO. über die Fortführung des 
Reichsarbeitsdienſtes für die männliche Jugend während des 
Krieges v. 10. April 1940 (RGBl. I, 626) die Rechtslage 
klargeſtellt. 

III. Nach der Einberufung des Beſchuldigten fragt die 
StA. in denjenigen Verfahren, die bereits am 26. Aug. 
1939, dem Tag des Inkrafttretens der KStVO., bei den 
Behörden der allgemeinen Gerichtsbarkeit anhängig waren, 
bei dem zuſtändigen Gerichtsherrn an, ob er das Verfahren 
übernimmt, ob er der Fortſetzung des Verfahrens durch die 
Behörden der allgemeinen Gerichtsbarkeit zuſtimmt oder ob 
das Verfahren während der Wehrmachtzugehörigkeit des Be⸗ 
ſchuldigten ausgeſetzt bleiben ſoll (§ 120 Abſ. 1 KStVO. i. d. 
Faſſ. des § 3 der Inkraftſetzungs BD. v. 26. Aug. 1939 [RG⸗ 
Bl. I, 1482). Den zuſtändigen Gerichtsherrn und feine An- 
ſchrift erfährt die StA. durch eine Anfrage bei dem für den 
Einberufenen zuſtändigen Wehrbezirkskommando. 

Diejenigen Verfahren, die erſt nach dem 26. Aug. 1939 bei 
den Behörden der allgemeinen Gerichtsbarkeit anhängig ge⸗ 
worden ſind, ſind — wenn der Beſchuldigte zum Wehrdienſt 
einberufen ift — gemäß 82 Nr. 1 KStV. (i. d. Faſſ. des 
Art. I der VO. v. 1. Nov. 1939 [RGBl. I, 2132}) ohne 
weiteres in das Kriegsverfahren übergegangen. Die StA. 
überſendet deshalb die Akten dem zuſtändigen Gerichtsherrn. 

IV. In den Strafſachen, in denen Reviſion eingelegt 
worden iſt, werden häufig die Akten dem Oberreichsanwalt 
beim RG. vorgelegt, ohne daß in dem Reviſionsbericht mit⸗ 
geteilt wird, ob die Angeklagten inzwiſchen zum Wehrdienſt 
einberufen find und bejahendenfalls, welche Entſch. der 
Gerichtsherr über die Fortführung des Verfahrens getroffen 
hat. Bei Verfahren, die ſchon am 26. Aug. 1939 anhängig 
waren, bedarf es der Angabe, ob der Gerichtsherr der Fort⸗ 
ſetzung des Verfahrens durch die allgemeinen Gerichte zu⸗ 
geſtimmt hat (5 120 Abſ. 1 StVO. i. d. Faſſ. des $3 der 
Inkraftſetzungs BO. v. 26. Aug. 1939). Bei Verfahren, die 
ſpäter anhängig geworden ſind, iſt die Angabe notwendig, 
ob der Gerichtsherr das Verfahren gemäß 8120 Abſ. 5 
KSto. an die allgemeinen Gerichte abgegeben hat. Ich 
bitte, dieſe Mitteilungen künftig in die Reviſionsberichte auf⸗ 
zunehmen. 

V. Strafverfahren, die beim Inkrafttreten der KStV. 
bei den Behörden der allgemeinen Gerichtsbarkeit anhängi 
waren, find gemäß § 120 Abſ. 1 Satz 2 KStV. (i. d. Sat 
des §3 der BO. v. 26. Aug. 1939) kraft Geſetzes ausgeſetzt, 
ſobald der Angekl. Wehrmachtangehöriger geworden iſt. Für 
ihre Fortführung beſtehen folgende Möglichkeiten: 

1. Das Verfahren wird vom Gerichtsherrn übernommen 
(5 120 Abſ. 1 Satz 3 Halbſatz 1 KStV. i. d. Faſſ. des 83 
der VO. v. 26. Aug. 1939). Maßgebend ſind dann allein die 


Beſtimmungen über das Kriegsverfahren. Ein gegen das Ur⸗ 
teil des allgemeinen Gerichtes eingelegtes Rechtsmittel gilt, 
da das Kriegsverfahren keine Rechtsmittel, ſondern nur das 
Nachprüfungsverfahren der 88 76 ff. StVO. kennt, gemäß 
§ 120 Abſ. 2 StVO. als zurückgenommen. 

2. Der Gerichtsherr übernimmt das Verfahren nicht, 
ſtimmt aber der Fortſetzung durch die Behörden der all- 
gemeinen Gerichtsbarkeit zu (8120 Abſ. 1 Satz 3 Halbſatz 2 
K StVO.). Da die Strafſache dann nicht in das Kriegsver⸗ 
fahren übergegaugen iſt, finden die weiteren Beſtimmungen 
der GVO., beſonders § 120 Abſ. 2 über die Zurücknahme 
der Rechtsmittel, keine Anwendung. An dem weiteren Ver⸗ 
fahren iſt der Gerichtsherr nicht mehr beteiligt. 

3. Der Gerichtsherr übernimmt das Verfahren nicht, 
gibt aber auch nicht ſeine Zuſtimmung zur Fortſetzung des 
Verſahrens. Eine ſolche Stellungnahme des Gerichtsherrn 
kann z. B. darin begründet ſein, daß der an militäriſch wich⸗ 
tiger Stelle eingeſetzte Angekl. feiner militärischen Aufgabe 
nicht entzogen werden ſoll. Das Verfahren iſt dann nicht 
in das Kriegsverfahren übergegangen, ſondern bleibt aus⸗ 
geſetzt, bis der Gerichtsherr von ſich aus ſeine Stellung⸗ 
nahme ändert oder die Zuſtändigkeit der militäriſchen Ge- 
richtsbarkeit für den Angekl. entfällt. Während der Aus⸗ 
ſetzung ruht die Verjährung (§ 120 Abſ. 1 Satz 4 KSt VO.) 

4. Der Gerichtsherr übernimmt das Verfahren zunächſt 
(5 120 Abſ. 1 Satz 3 Halbſatz 1 KStVo.), gibt es ſpäter aber 
nach 8120 Abſ. 5 SIVO. wieder an das allgemeine Ges 
richt ab. Sinn und Zweck einer ſolchen Wiederabgabe können 
nur ſein, den erfolgten übergang in das Kriegsverfahren 
rückgängig zu machen und die Strafſache in dem Zuſtand in 
das allgemeine Verfahren zurückzuleiten, in dem ſie vor dem 
Übergang in das Kriegsverfahren geweſen iſt. Die Beſtim⸗ 
mung des § 120 Abſ. 2 KStVoO., daß Rechtsmittel als zurück⸗ 
genommen gelten, findet in ſolchem Fall keine Anwendung; 
vielmehr hat das allgemeine Gericht über ein etwa einges 
legtes Rechtsmittel zu entſcheiden. 

VI. Bei Strafſachen, die erſt nach dem Inkrafttreten 
der StVO. bei den Behörden der allgemeinen Gerichts⸗ 
barkeit anhängig geworden ſind, kommt nicht § 120 Abſ. 1 
KStV. (i. d. Fall. des $3 der VO. v. 26. Aug. 1939), fon- 
dern 82 Nr. 1 StVO. (i. d. Faſſ. des Art. 1 der VO. v. 
1. Nov. 1939 [RG Bl. I, 2132)) zur Anwendung. Bei ihnen 
findet danach keine Ausſetzung des Verfahrens ſtatt, ſondern 
ſie gehen ohne weiteres in dem Zuſtand, in dem ſie ſich in 
dem die Wehrmachtgerichtsbarkeit begründenden Zeitpunkt 
befinden, in das Kriegsverfahren über. Es bedarf alſo keiner 
beſonderen übernahme durch den Gerichtsherrn. Im übrigen 
iſt die Rechtslage, wenn der Gerichtsherr das Verfahren nach 
§ 120 Abſ. 5 StVO. an das allgemeine Gericht abgibt, 
ebenſo wie in den zu V4 erwähnten Fällen zu beurteilen. 

(AV. d. RIM. v. 22. Juni 1940 [9020 — II as 612). 
— Deutſche Juſtiz S. 731.) 
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Das Recht des Generalgouvernements. Die 
VD.en des Generalgouverneurs für die beſetzten polniſchen 
Gebiete und die Durchführungsbeſtimmungen hierzu, nach 
Sachgebieten geordnet. Textausgabe mit Anmerkungen, 
Verweiſungen und einem ausführlichen Sachverzeichnis. 
Herausgegeben von OLGR. Dr. Albert Weh, Leiter der 
Abt. Geſetzgebung im Amt des Generalgouverneurs. 
Krakau 1940. Burgverlag, Verlag des Inſtituts für deut⸗ 
ihe Oſtarbeit. 567 S. Preis kart. 10 BI. (5 RM). 


Der Leiter der Abteilung Geſetzgebung im Amt des 
Generalgouverneurs, OG R. Dr. Weh, hat im Auftrag des 
Generalgouverneurs Dr. Frank die vorliegende Geſetzes⸗ 
ſammlung herausgegeben. In 3 Bänden der Verordnungs⸗ 
ſammlung ſind bisher die im erſten Halbjahr des Beſtehens 
des Generalgouvernemets erlaſſenen etwa 300 Verordnungen 
und Durchführungsbeſtimmungen verteilt. Ihre überſicht⸗ 
liche nach Sachgebieten ſyſtematiſch geordnete Zuſammen⸗ 
ſtellung in dem vorliegenden Buche entſprach einem dringen⸗ 
den praktiſchen Bedürfnis. 


Der umfangreiche, in dem Geſetzgebungswerk verarbeitete 


Rechtsſtoff 1) wird eingeleitet mit dem grundlegenden Führer- 
erlaß v. 12. Okt. 1939 und der Proklamation des General- 
gouverneurs Dr. Frank und iſt in folgende Sachgebiete über⸗ 
ſichtlich aufgeteilt: Verwaltung (Allgemeine Verwaltung, 
Ordnung und Sicherheit, kulturelle Angelegenheiten, Ge⸗ 
ſundheits⸗ und Veterinärweſen), Rechtspflege (Gerichts⸗ 
organiſation und Gerichtsbarkeit, Handels- und Wechſel⸗ 
recht), Geldweſen (Währung, Bank- und Kreditweſen, De- 
viſenbewirtſchaftung), Ernährungs- und Landwirtſchaft, 
Forſt⸗ und Jagdweſen, Wirtſchaft (Wirtſchaftsordnung, 
Preisrecht, Bewirtſchaftung von Rohſtoffen und induſtriellen 
und gewerblichen Erzeugniſſen, Privatverſicherung, Sicher⸗ 
ſtellung von Werten), Arbeit (Geſtaltung der Arbeitsbe⸗ 
dingungen, Arbeitspflicht), Verſorgungsweſen (Sozialver⸗ 
ſicherung, Fürſorge), Finanzweſen (Haushaltsweſen, Steuern, 
Zölle und Verbrauchsſteuern, Monopole, Steuer⸗, Bolt- und 


1) Vgl. auch die umfaſſende überſicht über die Geſetz⸗ 
gebungsarbeit im Generalgouvernement bei Adami: DR. 
1940, 604. D. S. 
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Monopolſtrafrecht), Verkehr (Eiſenbahnen, Poft, Straßen⸗ 
verkehr), Vorſchriften für Juden. 

Zahlreiche Anmerkungen mit wichtigen Hinweiſen, Ver⸗ 
weiſungen und kurzen Erläuterungen erhöhen die praktiſche 
Verwendbarkeit der Verordnungsſammlung. Das Vorwort 
des Herausgebers gibt einen knappen überblick über die Ent⸗ 
wicklung der Verwaltung der beſetzten ehemals polniſchen 
Gebiete zum Generalgouvernement. 

Das von Reg Aſſ. Braun ſehr ſorgfältig bearbeitete 
Sachverzeichnis ermöglicht ein ſofortiges Auffinden aller 
einzelnen Geſetzesvorſchriften. 

Das vorliegende Sammelwerk iſt, wie der Chef des 
Amtes des Generalgouverneurs, Staatsſekretär Dr. Bühler, 
in ſeinem Geleitwort ausführt, „ein authentiſcher Führer 
durch das neue Recht im Generalgouvernement“. e 


Helmuth Schwabe: Gerichtstag. Aufzeichnungen 
eines Richters. Berlin 1940. S. Fiſcher Verlag. 165 S. 
Preis geb. 3,80 RM, kart. 2,80 RM, broſch. 2 RM. 


Ein beſchauliches Büchlein, das der Rechtswahrer in 
den Ferien oder an einem Sonntag einmal zur Hand neh⸗ 
men ſollte, wenn er die Zeit zum Ausruhen und innerer 
Entſpannung hat. Keine Wiſſenſchaft, keine Rechtspolitik, 
ein einfaches Aneinanderreihen von Eindrücken, Betrachtun⸗ 
gen und Beobachtungen aus der Praxis des Richters, Staats⸗ 
anwalts oder Anwalts, wobei überall die menſchliche Seite 
der richterlichen Betätigung hervortritt. Alle Figuren dieſer 
Schrift ſind menſchlich gezeichnet. Der Richter und Kammer⸗ 
vorſitzende, die Schöffen und der Wachtmeiſter, der Ver⸗ 
teidiger, die Zeugen, die Angeklagten, das Publikum. Die 
Sprache ift gepflegt. Die Schrift ift geeignet, manches auszu⸗ 
gleichen, was an Kritik und Vorurteilen in der öffentlichen 
Meinung gegen Richter und Rechtswahrer beſtehen mag. 

Prof. Dr. Grimm, Berlin. 


Das neue Deviſenrecht. Sammlung der deviſenrecht⸗ 
lichen Beſtimmungen. Herausgegeben und erläutert von 
Dr. jur. Wolfgang Flad, Reg. a. D., Gerhard 
Berghold, DREgR. im RWiM., Dr. jur. Helmut 
Fabricius. 2., völlig neubearb. Aufl. (Loſeblattausgabe). 
Berlin 1939. Verlag Franz Vahlen. Preis Grundwerk 
einſchl. 6. Lieferung 24,90 RM. 

Das Dev. v. 4. Febr. 1935 ift mit feinen zwei Ande⸗ 
rungsgeſetzen und elf Durchführungsverordnungen zu dem 
am 12. Dez. 1938 erſchienenen DevG. zuſammengefaßt worden. 
Gleichzeitig find die Richtlinien für die Deviſenbewirtſchaf⸗ 
tung neu herausgegeben worden. Seit dem 1. Jan. 1939 gilt 
im Großdeutſchen Reich einheitliches Deviſenrecht; es iſt 
durch vier Durchführungsverordnungen und viele Rund⸗ 
erlaſſe des RWiM. weiter ergänzt worden. Wenn auch durch 
die Zuſammenfaſſung eine überſichtliche Rechtsgrundlage für 
die Deviſenbewirtſchaftung geſchaffen worden iſt, die einem 
vielgerügten Übelſtand abgeholfen hat, ſo iſt doch einleuch⸗ 
tend, daß die Praxis von Sachkennern dargebotene Erläute⸗ 
rungen zu den ſchwierigen Vorſchriften noch immer benötigt. 
Die 2. Aufl. des bereits bekannten Kommentars wird daher 
als willkommene Hilfe begrüßt werden. 

Die Einteilung des Werkes in die Erläuterungen zum 
DevG. und den übrigen weſentlichen Geſetzen (Teil A) und 
in ſelbſtändige Bemerkungen zu den Richtlinien (Teil B), in 
den Abdruck der Nebengeſetze und Verordnungen (Teil C) 
und den der wichtigſten Runderlaſſe und einiger Zuſammen⸗ 
ſtellungen (Teil D) ift beibehalten worden. Vorangeſetzt find 
Gegenüberſtellungen der früheren und jetzigen Beſtimmun⸗ 
gen ſowie eine Einleitung über die Entwicklung der Deviſen⸗ 
bewirtſchaftung von 1931 bis 1938. Ein Sachregiſter iſt an⸗ 
gekündigt. Vom Kommentar zu den Richtlinien liegt bisher 
der 1. Abſchnitt vor. 

Die 2. Aufl. des Werkes hat gegenüber der vorher⸗ 
gegangenen erhebliche Vorzüge. Allenthalben ſind die Er⸗ 
läuterungen eingehender gehalten und beſonders durch die 
Aufnahme der für die Auslegung des Deviſenrechts bedeut⸗ 
ſamen Entſcheidungen und vieler Schrifttumsnachweiſe er⸗ 
gänzt worden. Damit iſt die Möglichkeit gegeben, über die 
ſchnelle Beantwortung von Einzelfragen hinaus deviſenrecht⸗ 
lichen Problemen weiter nachzugehen. Die Bearbeitungsweiſe 
verſchafft ſtets, auch wo ſachlich andere Auffaſſungen näher 
liegen möchten, den Eindruck, daß die Verfaſſer ihre Anſicht 
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mit Sorgfalt begründet haben. Das gilt nicht nur von 
Hauptbegriffen des Deviſenrechts, wie etwa dem der Ver⸗ 
fügung oder dem der Zahlung zugunſten eines Ausländers 
— Begriffen, deren Bedeutungsentwicklung klar heraus⸗ 
gearbeitet iſt —, ſondern auch ſonſtigen, minder wichtigen 
Gegenſtänden deviſenrechtlicher Regelung. Eingehend be⸗ 
handelt ſind auch die verſchiedenen Neuerungen des Geſetzes 
von 1938 auf rein deviſenrechtlichem wie auch deviſenſtraf⸗ 
rechtlichem Gebiet. Soweit dieſe Neuerungen ihren Nieder⸗ 
ſchlag in den Richtlinien gefunden haben, z. B. das Recht 
der Sperrguthaben, iſt ihre Erörterung noch den künftigen 
Erläuterungen vorbehalten geblieben. Im ganzen bietet das 
Werk jedoch bereits jetzt eine inhaltreiche, durchweg brauch⸗ 
bare Darſtellung des deutſchen Deviſenrechts. 
RegR. Dr. H. F. Schulz, Berlin. 


Dr. Walter Becker⸗ Bender: Das Urheberperſön⸗ 
lichkeitsrecht im muſikaliſchen Urheberrecht 
(Heidelberger Rechtswiſſenſchaftliche Abhandlungen Bd. 25). 
Heidelberg 1940. Carl Winters Univerſitätsbuchhandlung. 
XX, 180 S. Preis broſch. 10 RM. 

Eine tüchtige Arbeit eines Rechtswahrers, deſſen Muſi⸗ 
kalität überall ſtark hervortritt. 

Die Arbeit gliedert ſich in drei gegeneinander gut ab⸗ 
gewogene Hauptteile, einen hiſtoriſchen Teil mit ſehr inter⸗ 
eſſantem Material, insbeſ. durch Heranziehung der Arbeiten 
von Johann Mattheſon (1681—1764), in denen tat- 
ſächlich manche urheberperſönlichkeitsrechtliche Idee unſerer 
Zeit vorweggenommen iſt, dem ein theoretiſcher und ein 
praktiſcher Teil folgen, in welch letzterem namentlich die 
Notenbeiſpiele einer freien Benutzung (Chopin, „Dete 
ceufe“, und Max Reger, op. 43 Nr. 12 [S. 111 f.]) und das 
Moderniſieren klaſſiſcher Muſik (Joh. Seb. Bach, D-dur- 
Fuge aus dem 1. Teil des „Wohltemperierten Klaviers“ 
[S. 129]) beſonders gut gewählt find. 

Der Hauptwert der Arbeit liegt in den Ausführungen, 
in denen der Verf. zum Problem des Urheberperſönlichkeits⸗ 
rechts Stellung nimmt (S. 90—104). Ob man als Gegen- 
ſtand des Urheberperſönlichkeitsrechts die perſönlichen Be⸗ 
iehungen des Urhebers zu ſeinem Werk anſieht oder die 
Perſonſichkeit des Urhebers, inſofern ſie ſich im Werke 
objektiviert (ſo der Verf. S. 90), bedeutet meines Erachtens 
nur einen Unterſchied in der Formulierung. Denn in beiden 
Fällen iſt das Entſcheidende, daß zwiſchen dem Werk als 
der Entperſönlichung des ſchaffenden Subjektes und ſeinem 
Schöpfer Beziehungen beſtehen, ein vinculum spirituale, das 
um der Schöpferperſönlichkeit als auch um der Volksgemein⸗ 
ſchaft willen (was der Verf. übrigens niemals verkennt) ge⸗ 
ſchützt wird. Das, was gemeint iſt, legt der Verf. in gründ⸗ 
lichen Unterſuchungen über das Plagiat und die Verſchan⸗ 
delung des Werkes der Tonkunſt dar, denen er mit Recht 
die Wiedergabe des Tonkunſtwerkes am ungeeigneten Orte 
beigeſellt. 

Das alles wird bei ſorgſamſter, aber auch reſpekt⸗ 
voller 9 85 gerade bei Diſſertationen beſonders anzuerken⸗ 
nen iſt!) Verarbeitung des umfangreichen Schrifttums gründ⸗ 
lich dargeſtellt, ſo daß der Leſer einen umfaſſenden Einblick 
über die Verſchiedenartigkeit der Probleme erhält. 

RA. Dr. Willy Hoffmann, Leipzig. 


Grundbuchführung. Sammlung der für die Grund⸗ 
buchführung wichtigſten Geſetze, VOen. und amtlichen Ver- 
fügungen. Herausgegeben von Dr. J. Siefert, Sen Präſ. 
t. R., Karlsruhe i. B. 2. Ergänzung (Stand vom April 
1940). 100 Blatt. Preis 4 RM. Karlsruhe i. B. 1940. 
Macklotſche Druckerei und Verlag. 


Die Beſprechung des Hauptwerkes iſt DR. 1940, 102 
veröffentlicht. D. S. 


Reichsverteidigungsrecht. Sonderausgabe des Neuen 
Deutſchen Reichsrechts. Herausgeg. von Hans Pfundt⸗ 
ner, StSekr. im RMd J., Dr. Reinhard Neubert, 
IR, Präſ. d. RRAK., unter Mitwirkung von Dr. F. A. 
Medicus, MinDirigent im RMdJ. fg. 9 (76 Blatt), 
Lfg. 10 (75 Bl.), Qg. 11 (143 Bl.). Preis je Blatt 3 K 
und Porto. Berlin⸗Wien 1940. Induſtrieverlag Spaeth 
und Linde. 
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Nachdruck der Entſcheidungen nur auszugsweiſe und mit genauer Quellenangabe geſtattet 
Abdruck in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichsgerichts. — + Anmerkung] 


Rechtspolitisch besonders bedeutsame Entscheidungen: 
Bürgerliches Recht: S.1186 Nr.4, 1190 Nr. 6, 1194 Nr. 9. 


Bürgerliches Geſetzbuch 


1. OLG. — 88202, 208, 366 BGB. Verjährung von 
Unterhaltsrückſtänden: 

1. Durch Teilzahlungen wird nicht die Verjährung hin⸗ 
ſichtlich des ganzen Rückſtands unterbrochen. 

2. Wann iſt Hemmung der Verjährung durch Stundung 
anzunehmen? ) 


Der Kl. hat dem Bekl., ſeinem unehelichen Sohn, eine 
jährliche Rente von 420 AM zu bezahlen, jedoch während der 
ganzen Zeit ſeiner Unterhaltspflicht geringere Beträge ge⸗ 
zahlt, und zwar verſtändigte er ſich mit dem Vormund nach 
gewiſſen Zeiträumen über die ihm jeweils möglichen Zah⸗ 
lungen. Über die verbleibenden Rückſtände wurde in keinem 
Fall geſprochen. Der Bekl. hat die Rückſtände geltend ge⸗ 
macht; das AG. hat die vom Kl. eingewandte Verjährung 
bezüglich der Rückſtände auf die bis 1935 fällig gewordenen 
Raten für nicht begründet erachtet. Das OLG. hat im ent⸗ 
gegengeſetzten Sinn entſchieden. 

1. Der Auffaſſung des AG., der Kl. habe durch ſeine 
Zahlungen jedesmal den ganzen Urteilsanſpruch 
anerkannt, iſt nicht zuzuſtimmen. Bei wiederkehrenden 
Leiſtungen läuft die Verjährung für jede einzelne Teil⸗ 
forderung ſelbſtändig, fo daß die in den Zahlungen des Kl. 
liegende Anerkennung immer nur diejenige Teilforderung 
unterbrochen hat, die er jeweils bezahlte. Zu unterſuchen iſt 
demnach, welche Teilforderungen der Kl. in den Jahren 1935 
bis 1938 bezahlt hat. Durch dieſe Zahlungen iſt die Ver⸗ 
jährung der vor 1935 rückſtändig gewordenen Teilforderun⸗ 
gen nur dann gem. § 208 BGB. unterbrochen, wenn der 
Kl. in dieſen Jahren Abzahlungen auf früher fällig ge⸗ 
wordene Rückſtände und nicht laufende Zahlungen auf die 
ſeit 1935 jeweils fällig gewordenen Teilforderungen geleiſtet 
hat. Das AG. begründet feine Auffaſſung, daß alle Zah⸗ 
lungen auf alte Rückſtäude zu verrechnen feien, damit, daß 
der Kl. es unterlaſſen habe, bei Leiſtung der Zahlungen aus⸗ 
drücklich zu beſtimmen, für welche Zeit er die Leiſtung be⸗ 
wirken wolle (8 366 BGB.). Eine „ausdrückliche“ Beſtim⸗ 
mung, wie fie das AG. verlangt, erfordert § 366 BGB. je- 
doch nicht. Es genügt, daß für den Gläubiger irgendwie 
erkennbar wird, daß der Schuldner die laufende Schuld 
und nicht den Rückſtand bezahlt. (Wird ausgeführt.) 

2. Einverſtändnis beſtand bei den die Urteilsſumme 
nicht erreichenden Zahlungen darüber, daß der Reſt zur Zeit 
nicht bezahlt zu werden brauche. Die Frage iſt, ob weiter auch 
darüber Einverſtändnis beſtand, daß der Reſt nur vorläufig 
nicht gezahlt, irgendwann ſpäter aber nachgezahlt werden 
ſolle. In dieſem Fall wäre eine Stundung anzunehmen, 
und dann wäre gem. 8 202 BGB. die Verjährung gehemmt, 
der Verjährungseinwand des Kl. ſomit unbegründet. Dafür, 
daß der Kl. die Beſprechungen mit dem Vormund in dieſem 
Sinne hat verſtehen müſſen, iſt der Bekl. beweispflichtig. 
Dieſen Beweis hat der Bekl. nicht erbracht. (Wird aus⸗ 
geführt.) 

Ein Erlaß der Forderung wird nicht, wie das AG. 
annimmt, ſchon dadurch ausgeſchloſſen, daß über die Reſt⸗ 
beträge überhaupt nicht geſprochen worden ift. ... Wenn 
das AG. zur Begründung ſeiner Anſicht (dem Kl. ſei ſeine 
Nachzahlungspflicht immer klar geweſen) anführt, der Kl. 
hätte ſonſt jedenfalls auf eine ausdrückliche Vereinbarung 
über den Erlaß des Reſtes gedrungen, ſo iſt das nicht über⸗ 


zeugend. Viel näher hätte es bei der langjährigen regel⸗ 
mäßigen Zahlung der niedrigeren Beträge vielmehr gelegen, 
wenn der Vormund gelegentlich die Reſtbeträge zur Sprache 
och und ſich ihre Nachforderung ausdrücklich vorbehal⸗ 
ten hätte. 


(HanfOLG., Urt. v. 25. Jan. 1940, 2 U 310/39.) 


Anmerkung: Wieder ein Urteil, das es mit Über- 
bleibſeln der Kriſenzeit zu tun hat. Sein Ergebnis 
befriedigt nicht. 

Der Kl. konnte angeblich damals ſeinem unehelichen 
Kinde (Bekl.) nicht den vollen Unterhalt zahlen. Er beſprach 
ſich hierüber mehrfach mit deſſen Vormund und veranlaßte 
ihn, ſtillzuhalten. Nunmehr erhebt er, geſtützt auf Verjäh⸗ 
rung, Vollſtreckungsabwehrklage. 

1. Die Verjährung wäre zufolge Hemmung ausge⸗ 
ſchloſſen, wenn der Vormund die Rückſtände geſtundet 
hätte (8202 Abſ. 1 BGB.). Hierin ift dem Urteil zuzu- 
ſtimmen, ferner darin, daß der Bekl. für die Stundung be⸗ 
weispflichtig ift. Das OLG. ſagt nun in dem nicht abge- 
druckten Teil der Begründung, die Stundung ſei nicht er⸗ 
weislich, weil der Kl. „möglicherweiſe den Unterhaltungen 
mit dem Vormund einen Erlaß der Reſtforderungen ent⸗ 
nehmen durfte“. Den Erlaß hätte m. E. der Kl. beweiſen 
müſſen, und das iſt nicht geſchehen. An ſeinen Beweis 
wären ſogar beſonders ſtrenge Anforderungen zu ſtellen 
geweſen, erſtens weil allgemein Rechtsverzichte nicht ver⸗ 
mutet werden dürfen und zweitens weil ſchlechterdings kein 
Grund erſichtlich iſt, der dem Vormund den pflichtwidrigen 
Verzicht auch nur nahegelegt hätte. Zudem hätten dem Ver⸗ 
zicht ſtarke Bedenken aus §8 1714, 1822 Ziff. 12 BGB. ent- 
gegengeſtanden. Scheidet man den Erlaß aus, ſo liegt es 
nahe, in dem Stillhalteabkommen eine Stundung zu erblicken. 
Sicherlich hätte auch der Kl. dieſen Standpunkt vertreten, 
wenn der Vormund damals plötzlich wegen des ganzen fäl⸗ 
ligen Betrages hätte vollſtrecken laſſen. Und heute hätte die 
Annahme der Stundung die Folge, daß der Bekl. oder das 
Wohlfahrtsamt nicht dafür beſtraft werden, daß der Vor⸗ 
mund den Kl. ſeinerzeit verſtändigerweiſe mit Vollſtreckungs⸗ 
maßnahmen verſchont hat. 

2. Verneint man mit dem OLG. die Stundung, jo ſteht 
man der Frage der Verjährungs unterbrechung durch 
Anerkenntnis gegenüber. Hierbei iſt folgendes zu unter⸗ 
ſcheiden: 

a) In RG. 136, 427 = JW. 1933, 689? ift dargelegt, 
daß Dauerſchuldverhältniſſe einer Verjährung des Ge⸗ 
ſamtanſpruchs, des ſog. Stammrechts, zugänglich ſind. 
Damit hat das RG. die Verjährung, die das BGB. nur bei 
Anſprüchen kennt, auf den Organismus der Dauerſchuld⸗ 
verhältniſſe ausgedehnt. Es hat daraus weiter abgeleitet, 
daß mit der Fälligkeit der Einzelleiſtung auch die Ver⸗ 
jährung des Dauerſchuldverhältniſſes zu laufen beginnt und 
daß Verjährungsunterbrechung einer Einzelleiſtung auch die 
Verjährung des zugrundeliegenden Dauerſchuldverhältniſſes 
unterbricht. Mag auch die Verjährungsunterbrechung einer 
Einzelleiſtung die — übrigens meiſt dreißigjährige — Ver⸗ 
jährung des Organismus des Dauerſchuldverhältniſſes un⸗ 
terbrechen, ſo darf daraus nicht gefolgert werden, daß die 
Verjährungsunterbrechung einer einzigen Einzelleiſtung 
ebenfalls die ſchon laufende Verjährung aller übrigen 
Einzelanſprüche unterbreche. Die einzelnen Forderun⸗ 
gen, die ſich aus dem Dauerſchuldverhältnis ergeben, ſind 
im Verhältnis zueinander ſelbſtändig, und es wäre mit der 
Aufgabe der Verjährung, Rechtsſicherheit zu ſchaffen, un⸗ 
vereinbar, würde man alle jene Anſprüche in dieſer Hin⸗ 
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licht ohne weiteres einheitlich behandeln. Denn wer z. B. 
Klage auf nur auf eine Rate erhebt, gibt ſeinen Willen 
kund, den Bekl. am Dauerſchuldverhältnis als ſolchem feſt⸗ 
zuhalten; er offenbart damit aber noch nicht ſeinen Willen, 
auch auf Zahlung aller übrigen bereits fälligen Raten zu 
beſtehen — genau wie die Klageerhebung auch ſonſt nur in⸗ 
ſoweit den Anſpruch unterbricht, als ſie ihn richterlicher 
Entſch. zuführt. In dieſem Punkte iſt alſo dem Urteil zu⸗ 
zuſtimmen. 

b) Eine andere Frage iſt es, ob nicht ein Anerkennt⸗ 
nis darin zu erblicken iſt, daß der Kl. in gewiſſen Zeit⸗ 
abſtänden mit dem Vormund über deſſen Stillhalten ge⸗ 
ſprochen hat, und zwar unter folgenden beſonderen Um⸗ 
ſtänden: Daß die Anſprüche rechtskräftig feſtgeſtellt 
ſind, bringt den Bekl. nicht in den Genuß der längeren Ver⸗ 
jährungsfriſt, weil es ſich um regelmäßig wiederkehrende, 
erft künftig fällig werdende Leiſtungen handelt (8 218 Abſ. 2 
BGB.). Jedoch verdient die Rechtskraft bei Würdigung des 
Sachverhalts Beachtung. Wenn jemand ein Recht gegen mich 
geltend macht und ich mit ihm hierüber Verhandlungen an⸗ 
knüpfe, ſo liegt darin nicht ohne weiteres ein Anerkenntnis. 
Bitte ich aber um Verhandlungen nach rechtskräftiger Feſt⸗ 
ſtellung, ſo ſpricht die Vermutung dafür, daß ich mich da⸗ 
mit auf den Boden des Urteils ſtelle und die Forderung 
anerkenne. Wer ſolche Verhandlungen unter derartigen Um⸗ 
ſtänden des öfteren führt, erweckt regelmäßig den Schein, 
daß er ſtillſchweigend vom Beſtehen der Forderung aus⸗ 
geht und ſie damit anerkennt, zumal da das Anerkenntnis 
des 8 208 BGB. nicht rechtsgeſchäftlicher Art zu fein braucht. 
Hätte fih das OLG. von dieſem Geſichtspunkte leiten 
laſſen, ſo hätte es mindeſtens z. T. verhindern können, daß 
der undankbare Kl. die Forderung des Bekl. durch die Ver⸗ 
jährungseinrede lahmlegt. 

3. Folgt man auch dieſer Anſicht nicht, ſo hängt der Aus⸗ 
fall des Rechtsſtreits davon ab, wie die einzelnen Lei⸗ 
ſtungen des Kl. auf die Raten anzurechnen ſind. Zu⸗ 
treffend verwirft das Urteil es, die Zahlungen auf alte 
Rückſtände gutzuſchreiben. Auch im Arbeitsrecht iſt man ſich 
darüber klar, daß die regelmäßige Gehaltszahlung auf die 
laufende Gehaltsforderung und nicht etwa auf rückſtändige 
Beträge zu verrechnen ift (vgl. RArbG.: ArbRSamml. 18, 


135). 
Prof. Dr. Wilhelm Herſchel, Frankfurt a. M. 
* 


2. RG. — § 203 BGB. Das Vorliegen höherer Gewalt 
i. S. von § 203 Abſ. 2 BGB., das fi aus der Tatſache der 
Verweigerung des Armenrechts durch Beſchluß des LG. ergibt, 
kann nicht immer mit der Begründung abgelehnt werden, 
egen den das Armenrecht verweigernden Beſchluß des LG. 
hätte Beſchwerde an das OLG. eingelegt werden können. 


Ob der Kl, um alle Möglichkeiten zu erſchöpfen, ſich 
noch mit einer Beſchwerde gegen die Verweigerung des 
Armenrechts an das OLG. hätte wenden follen, ift im 
weſentlichen Tatfrage. Daß dies zur Darlegung höherer Ge⸗ 
walt nicht ſtets zu geſchehen braucht, hat der Senat bereits 
in feiner Entſch. v. 26. Jan. 1933, VI 341/32 (RG. 139, 276 
JW. 1933, 106214), anerkannt. Dort lag der Fall fo, daß 
der Kl. von der Zweckloſigkeit ſeiner Beſchwerde überzeugt 
ſein durfte. 

Hier war der Erfolg, wie der BerR. ausführt, zum 
mindeſten zweifelhaft, um ſo mehr, wenn man die Tatſache 
mit berückſichtigt, daß der lange Zeit arbeitslos geweſene 
Kl. ſich ſagen mußte, ſeine Schadensberechnung — es han⸗ 
delt fih um Unterhaltsforderung infolge eines vom Bekl. 
verſchuldeten Unfalls — werde Mißtrauen begegnen. Außer⸗ 
dem hätte der Kl., nachdem das LG. in unmittelbarem An⸗ 
ſchluß an die Armenrechtsbeſchränkung über den Grund des 
Anſpruchs vorab erkannt hatte und nun zunächſt hierüber 
weiter in den höheren Inſtanzen geſtritten werden mußte, 
nach einer erfolgreichen Beſchwerde lediglich zur Unter⸗ 
brechung der Verjährung im Betragsverfahren laden müſ⸗ 
ſen, ohne dieſes doch zunächſt weiter fördern zu können. 
Wenn er ſich unter ſolchen Umſtänden beſchied und den er⸗ 
weiterten Armenrechtsantrag erſt ſtellte, nachdem er den 
ihm obliegenden Beweis — daß ihm nach langer Arbeits⸗ 
loſigkeit eine Stelle mit höherem Gehalt tatſächlich zugeſagt 
war — durch den Zeugen W. im weſentlichen geführt hatte 
(am 18. Nov. 1938), ſo darf er für ſich in Anſpruch nehmen, 
daß er „durch äußerſte, nach der Sachlage von ihm ver⸗ 
nünftigerweiſe zu erwartende Sorgfalt“ (RGB. 87, 55) das 


für die Rechtsverfolgung beſtehende Hindernis nicht be⸗ 
ſeitigen konnte, daß er alſo unter dem Zwange höherer Ge⸗ 
walt ſtand. 
(RG., VI. ZivSen., U. v. 3. April 1940, VI 207/39.) [N. 
*. 


3. RG. — 88 242, 1085 f., 1089, 1649, 1681 BGB. 

1. Die Pflicht des elterlichen Gewalthabers zur Rechen⸗ 
ſchaftsablegung bezieht ſich auf die Verwaltung des Kindes⸗ 
vermögens. Steht dem Inhaber der elterlichen Gewalt, wie 
es die Regel ijt (§ 1649 BGB.), auch die Nutznießung zu, ſo 
iſt die Rechenſchaftsablegung auf das Stammvermögen be⸗ 
ſchränkt, braucht ſich alſo auf die Nutzungen nicht zu erſtrecken. 

Die Frage, ob — wenn das Kindesvermögen in dem 
Anteil an einem ungeteilten Nachlaſſe beſteht, die Rechen⸗ 
ſchaftspflicht ſich auf den ganzen Nachlaß, d. h. alle ſeine Be⸗ 
ſtandteile erſtreckt, iſt jedenfalls dann zu bejahen, wenn nicht 
nur der Erbanteil des betreffenden Kindes, ſondern der ganze 
Nachlaß der Verwaltung des Inhabers der elterlichen Gewalt 
unterſtand. 

An der danach beſtehenden Rechenſchaftspflicht eines 
Elternteils wird durch die ihm eingeräumte Rechtsſtellung als 
Nießbraucher des Nachlaſſes nichts Weſentliches geändert. 

2. Die Zuwendung eines Nießbrauchs an Gegenſtänden 
des Nachlaſſes durch Verfügung von Todes wegen kann nie⸗ 
mals mit dinglicher Wirkung, ſondern nur durch Anordnung 
eines dahin gehenden Vermächtniſſes erfolgen, das lediglich 
einen perſönlichen Anſpruch des Begünſtigten gegen den Erben 
auf Beſtellung des Nießbrauchs begründet. - 

3. Die Rechenſchaftspflicht nach § 1681 BGB. ſteht zwar 
in engem Zuſammenhange mit der Herausgabeverpflichtung 
inſofern, als ſich der elterliche Gewalthaber durch die Rechen⸗ 
ſchaftsablegung hinſichtlich der bisherigen Verwaltung gerade 
über die vollſtändige Herausgabe des Vermögens ausweiſt 
(RGRKomm., Anm. 1 zu 8 1681). Ihre Bedeutung bleibt 
aber auch dann beſtehen, wenn der Gewalthaber den Beſitz 
und die Verwaltung des Kindesvermögens auf Grund eines 
anderen Rechtsverhältniſſes weiter behält. 

4. Der Einwand der Verwirkung, der aus § 242 BGB. 
hergeleitet iſt und einen Sonderfall der unzuläſſigen Rechts⸗ 
ausübung darſtellt, iſt zwar nach der neueren Rſpr. nicht auf 
beſtimmte Sondergebiete beſchränkt, ſondern gegenüber Anſprü⸗ 
chen aller Art möglich. Er bedarf aber, da es ſich gegenüber 
der gewöhnlichen Entwicklung eines Schuldverhältniſſes um 
eine Ausnahme handelt, einer ſorgfältigen Prüfung und kann 
nur als begründet angeſehen werden, wenn beſondere Um⸗ 
ſtände die verſpätete Geltendmachung als einen Verſtoß gegen 
Treu und Glauben und für den Schuldner die Leiſtung als 
nicht mehr zumutbar erſcheinen laſſen (vgl. u. a. RGR. 158, 
235 JW. 1938, 3295 u m. Anm.; RGZ. 159, 99, insbeſ. 
105 f. = JW. 1939, 692 4; RGZ. 155, 148, insbeſ. 151.f. = 
JW. 1937, 2266 2). 

(RG., IV. Ziv Sen., U. v. 29. März 1940, IV 347/39.) 


x 


* 4. RG. — 88 611 ff., 675, 664 Abſ. 1 S. 2, 278 BER. 
Ein Rechtsanwalt haftet ſeiner Partei für ein Verſchulden 
eines ihm bei zeitweiſer Verhinderung amtlich beſtellten Ver⸗ 
treters (Generalſubſtituten) auf Grund des § 278 BGB. wie 
für eigenes Verſchulden. f) 

Die Kl., Zwillinge, ſind am 28. Okt. 1934 von der da⸗ 
mals 15jährigen Haustochter Hedwig B. außerehelich ge⸗ 
boren. über die Empfängnis hat letztere angegeben, ſie ſei 
in der Nähe ihrer elterlichen Wohnung in einem Waldſtück 
von dem damals 19jährigen Ma. vergewaltigt worden, und 
zwar ſollte das geſchehen ſein in Gegenwart und unter 
Mitwirkung des damals 14jährigen S., der ſie feſtgehalten 
haben ſoll, während Ma, ſie geſchlechtlich gebraucht habe. 
Ein deswegen ſeinerzeit eingeleitetes Strafverfahren iſt auf 
Grund des Straffreihb. v. 7. Aug. 1934 eingeſtellt worden. 
Gegen den Ma. wurde dann i. J. 1935 eine Unterhaltsklage 
(8C105/35 AG. J.) erhoben, mit der die Kl. je eine Unter⸗ 
haltsrente von vierteljährlich 75 AM forderten. In jenem 
Verfahren gab der damalige Bekl. zu, mit der Kindes⸗ 
mutter innerhalb der geſetzlichen Empfängniszeit (30. Dez. 
1933 — 30. April 1934) einmal geſchlechtlich verkehrt zu 
haben, und zwar ſollte das nach ſeiner Behauptung am 
9. März 1934 in der Küche der elterlichen Wohnung der 
Kindesmutter geweſen ſein. Seine Sachdarſtellung ging da⸗ 
hin, er fei ebenſo wie der S. fein Vetter, an jenem Tage 
von der Hedwig B. aufgefordert worden, ſie in ihrer elter⸗ 
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lichen Wohnung zu beſuchen, da ſie allein zu Haus ſei; das 
hätten ſie beide getan, und bei der Gelegenheit ſei es zum 
Geſchlechtsverkehr gekommen, wobei ſich die Hedwig B. aus 
freien Stücken zuerſt dem S. und dann ihm (Ma.) ſelbſt 
hingegeben habe. Nachdem S. dieſe Behauptung als Zeuge 
beſtätigt hatte, wurde die Unterhaltsklage im erſten Rechts⸗ 
zuge durch Urteil v. 9. April 1935 abgewieſen. Das Gericht 
hielt die Behauptung des Bekl. Ma. für erwieſen, dagegen 
den von der Gegenſeite erhobenen Einwand, daß aus einer 
Beiwohnung des damals erft 14jährigen S. eine Empfäng⸗ 
nis offenbar unmöglich geweſen fei (§ 1717 Abſ. 1 Satz 2 
BGB.), nicht für begründet. Gegen dieſes Urteil beabſich⸗ 
tigten die Kl. Berufung einzulegen. Mit der Einlegung 
wurde der jetzige Bekl. beauftragt. Durch ein Verſehen ſei⸗ 
nes amtlich beſtellten Vertreters, des Ger Aſſ. N., wurde die 
Berufungsfriſt verſäumt. Ein Antrag auf Widereinſetzung 
in den vorigen Stand wurde vom BG. abgelehnt und das 
klageabweiſende Urteil erſter Inſtanz deshalb rechtskräftig. 

Mit der vorl. Klage machen die Kl. den Bekl. aus dem 
Anwaltsvertrag für die Folgen der Friſtverſäumung ver⸗ 
antwortlich. Sie haben geltend gemacht, bei rechtzeitiger 
Einlegung der Berufung würden ſie gegen Ma. ein obſiegen⸗ 
des Urteil erſtritten und daraus auch ſchon Unterhaltsbe⸗ 
träge in Höhe von mindſtens 200 AM erlangt haben. Ihr 
Klageantrag ging dahin, 1. feſtzuſtellen, daß der Bekl. ver⸗ 
pflichtet ſei, ihnen allen aus der Säumnis entſtehenden 
Schaden zu erſetzen, 2. den Bekl. zur Zahlung von 200 Rit 
nebſt 4% Zinſen feit dem 1. Jan. 1936 zu verurteilen. 

Der Bekl. hat geltend gemacht, die Berufung hätte 
ſchon wegen der doppelten Beiwohnung am 9. März 1934 zu 
keinem Erfolg führen können. Von einer offenbaren Unmög⸗ 
lichkeit der Empfängnis aus der Beiwohnung des S. könne 
trotz deſſen damaliger Jugend keine Rede ſein. Im übrigen 
müſſe die Kindesmutter früher ſchon noch anderweitigen 
Geſchlechtsverkehr gehabt haben, da nach der feſtgeſtellten 
Reife der Kl. bei ihrer Geburt die Empfängnis ſchon erheb⸗ 
liche Zeit vor dem 9. März 1934 ſtattgefunden haben müſſe. 
Der Bekl. hat dazu Beweis angetreten, hat aber auch be⸗ 
ſtritten, daß die Vollſtreckung eines obſiegenden Urteils 
gegen Ma. irgendwelchen Erfolg gehabt hätte. Er hat in 
erſter Reihe um Abweiſung der Klage gebeten, vorſorglich 
aber auch um Verurteilung nur Zug um Zug gegen Ab⸗ 
tretung der den Kl. gegen Ma. und S. aus einer ſtraf⸗ 
baren Beiwohnung erwachſenen Anſprüche, und hat „even⸗ 
tuell widerklagend“ eine Feſtſtellung dahin begehrt, daß den 
Kl. gegen ihn bis zum Teilbetrag von 1050 AM kein An- 
ſpruch zuſtehe. 

Das LG. hat die Klage nach Beweiserhebung abge⸗ 
wieſen. Das OLG. hat nach der Erhebung weiterer Beweiſe 
ohne Einſchränkung nach dem Klageantrag erkannt. 

Die Rev. blieb erfolglos. 

Das BG. iſt davon ausgegangen, daß das die Unter⸗ 
haltsklage 8 0105/35 abweiſende Urteil v. 9. April 1935 
durch ein vom Bekl. zu vertretendes Verſehen, nämlich die 
don ſeinem amtlich beſtellten Vertreter verſchuldete Ver⸗ 
ſäumung der Berufungsfriſt, Rechtskraft erlangt hat. Es hat 
dann geprüft, ob die Berufung im Vorprozeß, wenn ſie 
rechtzeitig eingelegt worden wäre, zu einem für die Kl. 
günſtigen, d. h. der Unterhaltsklage ſtattgebenden Urteil ge- 
führt haben würde. Hierzu iſt es zunächſt der Frage der 
mehreren Beiwohner (8 1717 Abſ. 1 BGB.) nachgegangen. 
Als ſolche waren von dem Bekl. außer dem S. noch zwei 
andere Bekannte der Kindesmutter benannt worden. Das 
BG. hat aber auf Grund der Ausſagen der beiden letzteren 
als erwieſen erachtet, daß ſie mit der Mutter der Kl. keinen 
Geſchlechtsverkehr gehabt haben. Es hat dann auf Grund der 
Ausfagen der Zeugen S. und Ma. feſtgeſtellt, daß dieſe bei⸗ 
den an ein und demſelben Tage der Kindesmutter bei- 
gewohnt haben, und zwar nicht bei einem überfall im 
Walde, ſondern, wie dieſe Zeugen von vornherein bekundet 
hatten, in der elterlichen Wohnung der Kindesmutter. Es 
hat aber weiter auf Grund einer vorgenommenen Blut- 
gruppenunterſuchung als ausgeſchloſſen erachtet, daß die Kl. 
dem S. entſtammen konnten. 

Das BG. hat ſodann feſtgeſtellt, daß eine Vaterſchaft 
des Ma. nach einer bezüglich feiner Perſon vorgenommenen 
Blutgruppenunterſuchung nicht ausgeſchloſſen ſei, hat aber 
auf Grund eines von der Univerſitätsfrauenklinik in Mün- 
ſter i. W. eingeholten Gutachtens als ausgeſchloſſen ange⸗ 
nommen, daß die Kl. in einer nach dem 26. Febr. 1934 ſtatt⸗ 
gefundenen Beiwohnung erzeugt feien, jo daß es entſcheidend 


darauf ankomme, ob Ma. der Kindesmutter vorher oder 
nachher beigewohnt habe. Dieſe Frage hat es auf Grund der 
darüber erhobenen Beweiſe dahin beantwortet, daß der Ge⸗ 
ſchlechtsverkehr der Kindesmutter mit S. und Ma. tatſächlich 
nicht am 9. März, ſondern am 9. Febr. 1934 ſtattgefunden 
habe. Damit hat das BG. die Behauptung des Bekl., es fei 
offenbar unmöglich, daß Ma. der Vater der Kl. ſei, als 
widerlegt angeſehen. Die hierzu noch beantragte Einholung 
eines erbbiologiſchen Gutachtens hat es abgelehnt, weil da⸗ 
für, daß die Kindesmutter in der Empfängniszeit noch mit 
einem anderen Mann geſchlechtlich zu tun gehabt habe, nicht 
der geringſte Anhaltspunkt vorliege, weil weiter aber auch 
keine körperlichen Merkmale bei den Kl. und dem Ma. dar⸗ 
gelegt worden ſeien, die Ausſicht auf ein dem Bekl. günſtiges 
Ergebnis eines ſolchen Gutachtens hatten eröffnen können. 

Hiernach hat das BG. angenommen, die Unterhalts⸗ 
klage gegen Ma. würde im zweiten Rechtszuge zu deſſen 
Verurteilung geführt haben. Es hat ferner angenommen, 
die Kl. würden auf Grund des obſiegenden Urteils von Ma. 
nach deſſen Einkommensverhältniſſen mindeſtens 200 AM er- 
langt haben, und hat deshalb nach dem Klageantrag er⸗ 
kannt. Die vom Bekl. begehrte Zug⸗um⸗Zug⸗Verurteilung 
hat es abgelehnt, weil ein ſtrafbares Handeln der Zeugen 
Ma. und S. nicht erwieſen ſei, die nur „eventuell“ erhobene 
Widerklage hat es für unzuläffig, im übrigen aber auch für 
unbeachtlich erklärt, weil dieſer Rechtsbehelf ſeinerzeit nur 
geltend gemacht worden ſei, um gegenüber dem zunächſt an⸗ 
gegangenen AG. die Zuſtändigkeit des LG. zu begründen. 
Später ſei der Bekl. darauf auch nicht mehr zurückgekommen. 

Bezüglich der letzterwähnten Rechtsbehelfe des Bekl. 
hat die Rev. nichts vorgebracht; ſie konnten deshalb ohne 
weiteres als erledigt angeſehen werden. 

Die Rev. hat in erſter Reihe um Nachprüfung der 
Frage gebeten, in welchem Umfange der Bekl. überhaupt für 
ein Verſchulden des ihn ſeinerzeit vertretenden GerAſſ. zu 
haften habe, ob nur im Rahmen des 8 664 Abf. 1 Satz 2 
BGB. oder darüber hinaus im Rahmen des § 278 BGB. 
Die Vertretung geſchah i. J. 1935, alſo noch unter Geltung 
der alten RAO. v. 1. Juli 1878, und zwar handelte es ſich 
bei dem Vertreter um einen gem. § 25 NAD. von der Juſtiz⸗ 
verwaltung dem Bekl. beſtellten Geſamtvertreter (General⸗ 
ſubſtituten). Die Frage der anwaltlichen Haftung für das 
Verſchulden eines ſolchen Vertreters iſt in der Rſpr. wie im 
Schrifttum bisher nicht einheitlich beantwortet worden. 
Während das OLG. Hamm in einer Entſch. v. 14. April 
1920 (abgedr. Seuff Arch. 75 Nr. 211) nur ein Verſchulden 
bei der Auswahl des Vertreters gem. 8 664 Abſ. 1 Satz 2 
BGB. gelten ließ, hat fich das OLG. Marienwerder in einer 
Entſch. v. 19. Juni 1936 (Höchſtatgſpr. 1936 Nr. 1354) auf 
den Standpunkt geſtellt, daß der Anwalt für ein Verſchulden 
des Geſamtvertreters gem. § 278 BGB. in gleichem Umfang 
wie für eigenes Verſchulden zu haften habe. Die erſtere An⸗ 
ſicht fußte auf der Entſch. des RG. NGR. 78, 310 ff., worin 
ausgeſprochen worden war, daß der Rechtsſatz des 8 664 
Abſ. 1 Satz 2 BGB. auch bei Geſchäftsbeſorgungsverträgen 
i. S. des 8675 BGB. zur Geltung gebracht werden müſſe. 

Hierzu iſt zunachſt zu ſagen, daß dieſe letztere Auf⸗ 
faſſung neuerdings vom VII. ZivSen. des RG. aufgegeben 
worden ift (vgl. RGB. 161, 68 ff. = DR. 1939, 2042 5 mit 
Anm.). Eines weiteren Eingehens hierauf bedarf es aber 
nicht, da es fih, wie das OLG. Marienwerder in feiner 
Entſch. v. 19. Juni 1936 bereits richtig erkannt hat, bei der 
Beſtellung eines anwaltlichen Geſamtvertreters regelmäßig 
um eine weſentlich andere Art der Geſchaftsübertragung 
handelt, als fie der Entſch. RG. 78, 310 ff. zugrunde lag. 
In der Regel wählt ſich eine Partei ihren Anwalt als den 
Mann ihres Vertrauens, bei dem ſie ihre Sache in guten 
Händen weiß. Selbſtverſtändlich muß ſie es hinnehmen und 
wird auch regelmäßig damit rechnen, daß ſich der Anwalt 
bei zeitweiliger Verhinderung in der Berufsausübung nach 
Maßgabe der RAD. vertreten läßt. Die Partei baut dann 
aber regelmäßig doch darauf, daß ihr gegenüber der von 
ihr gewählte Anwalt ſelbſt die Verantwortung für eine 
ordnungsmäßige Behandlung ihrer Rechtsſache weiterträgt. 
Ob vorliegend die Kl. überhaupt Kenntnis von der Ver⸗ 
tretung des Bekl. hatten, iſt nicht feſtgeſtellt, doch kommt 
es darauf auch nicht an. Allgemein betrachtet ſich ein An⸗ 
walt, dem bei zeitweiſer Verhinderung ein Vertreter beſtellt 
worden iſt, hinſichtlich der ihm anvertrauten Rechtsſachen 
ſelbſt weiter als den wirklichen Geſchäftsführer. Der Geſamt⸗ 
vertreter wird regelmäßig auch nicht in eigenem Namen 
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tätig, ſondern übt nur im Namen des Anwalts deſſen Be⸗ 
rufstätigkeit aus. Die auf den Anwalt ausgeſtellten Voll⸗ 
machten bleiben rechtswirkſam, während für den beſtellten 
Vertreter in aller Regel keine beſonderen Vollmachten er⸗ 
teilt werden. Der Anwalt bleibt auch an ſich befugt, trotz 
der Beſtellung eines Geſamtvertreters Rechtshandlungen für 
die Partei vorzunehmen, mag die Standespflicht ihm darin 
auch Beſchränkungen auferlegen. Es findet alſo in ſolchen 
Fällen keine übertragung „der Geſchäftsführung in ihrer 
Geſamtheit“ ſtatt, wie fie die Entſch. NGB. 78, 313 im Auge 
hatte. Der Geſchäftsauftrag als ſolcher — und das iſt das 
Entſcheidende — verbleibt im Falle einer anwaltlichen Ge⸗ 
ſamtvertretung in aller Regel bei dem vertretenen Anwalt. 
Der Vertreter hat im Verhältnis zu ihm gleichſam die Stel⸗ 
lung eines geſetzlichen Vertreters, worauf ſchon in der an⸗ 
geführten Entſch. des OLG. Marienwerder mit Recht Hin- 
gewieſen worden iſt. Wenn aber 8278 BGB. ausdrücklich 
vorſchreibt, daß der Schuldner ein Verſchulden ſeines geſetz⸗ 
lichen Vertreters in gleichem Umfange wie eigenes Verſchul⸗ 
den zu vertreten hat, ſo kann dann auch die Haftung des 
vertretenen Anwalts bei Verſchulden ſeines Geſamtver⸗ 
treters nicht anders geſtaltet ſein. Der Ausgangspunkt des 
fert e des Haftungsumfangs iſt deshalb gerecht⸗ 
ertigt. 

Die Rev. kommt ſodann zurück auf den Beſchluß des 
LG. im Vorprozeß 8C105/35, durch den der dort geſtellte 
Wiedereinſetzungsantrag wegen Verſchuldens des Prozeß⸗ 
bevollmächtigten abgelehnt worden iſt. Damit kann ſie je⸗ 
doch keinen Erfolg haben. Die Frage, ob die Ablehnung 
des Wiedereinſetzungsantrages gerechtfertigt war, kann für 
den vorl. Rechtsſtreit keine Rolle ſpielen. Nach dem Tat⸗ 
beſtand des jetzt angef. Urteils war ein von dem Bekl. zu 
vertretendes Verſehen als Urſache für die verſpätete Be⸗ 
rufungseinlegung unſtreitig. 

Zur Frage des Urſachenzuſammenhangs meint die Rev., 
es könne im vorl. Rechtsſtreit nur darauf ankommen, feſt⸗ 
zuſtellen, wie das LG. als B., alfo letztinſtanzlich im Vor- 
prozeß 8 0 105/35, entſchieden haben würde; wie die Entſch. 
da ausgefallen wäre, das ergebe ſich eindeutig aus dem 
klageabweiſenden Urteil des LG. im vorl. Rechtsſtreit, ſo 
daß deſſen Feſtſtellungen und nicht die des BG. maßgebend 
ſein müßten. Daß dieſe Anſicht abwegig iſt, ergibt ſich 
ſchon ohne weiteres daraus, daß dann, wenn ſie richtig 
wäre, im vorl. Rechtsſtreit in Wirklichkeit nur eine einzige 
Inſtanz, nämlich das LG., zu entſcheiden gehabt hätte. Das 
kann nicht richtig ſein, auch wenn jetzt, wie die Rev. vor⸗ 
trägt, dieſelbe Zivilkammer zur Entſch. berufen war, die 
im Unterhaltsprozeß als BG. hätte entſcheiden müſſen. Es 
entſpricht durchaus der Rſpr., wenn das OLG. im vorl. 
Rechtsſtreit über den Unterhaltsanſpruch ſo entſchied, als 
wenn es ſelbſt das BG. im Vorprozeß geweſen wäre (RG. 
91, 164; 117, 293; 138, 15 = JW. 1933, 6013). Verfehlt ift 
es, wenn die Rev. in dieſem Zuſammenhang meint, das 
BG. hätte die neuerliche Ausſage des Zeugen S. vom 
22. März 1939, die zum Teil auf einer von ihm erſt im 
Sommer 1938 gewonnenen Erkenntnis beruhe, nicht ver⸗ 
werten dürfen, weil um dieſe Zeit die Unterhaltsklage gegen 
Ma. ſchon längſt abgewieſen geweſen wäre. Nicht auf die 
mutmaßliche Dauer des Unterhaltsprozeſſes im Falle dort 
rechtzeitig eingelegter Berufung kann es ankommen, ſondern 
lediglich darauf, wie jener Prozeß richtig hätte entſchieden 
werden müſſen, wobei davon auszugehen iſt, daß das im 
gegenwärtigen Rechtsſtreit Vorgebrachte auch im weiteren 
Verlauf des Vorprozeſſes vorgebracht worden wäre. Aus 
RGH. 161, 189 DR. 1939, 2020 10 kann die Rev. für ihre 
gegenteilige Anſicht nichts herleiten. 

Schließlich hat die Rev. noch als rechtsirrig bemängelt, 
daß das BG. den Antrag auf Einholung eines erbbiologi⸗ 
ſchen Gutachtens abgelehnt hat. Sie hat dazu geltend ge⸗ 
macht, mit einem ſolchen Gutachten hätte im Gegenſatz zur 
Blutgruppenunterſuchung poſitiv feſtgeſtellt werden können, 
ob der frühere Bekl. Ma. wirklich der Vater der Kl. ſei 
oder nicht. 

Auf die große Bedeutung derartiger Gutachten für die 
Frage der Abſtammung eines Menſchen hatte bereits eine 
AV. des RIM. v. 27. März 1936 (DJ. 1936, 533) Hinge- 
wieſen. Dem entſpricht auch der Standpunkt des RG. In 
RG. 160, 63 ift ausgeführt, daß die Erfahrungen auf die⸗ 
ſem Gebiet inzwiſchen ſo fortgeſchritten ſeien, daß die erb⸗ 
biologiſchen Gutachten der dazu berufenen Stellen bereits 
ein ganz unentbehrliches Mittel zur Klärung der Abſtam⸗ 


mungsfrage geworden ſeien und daß unter Umſtänden damit 
allein ſchon der Beweis geführt werden könne, daß eine be⸗ 
hauptete Vaterſchaft „offenbar unmöglich“ ſei. Daß das BG. 
das verkannt haben ſollte, dafür liegt aber kein Anhalt vor. 
Es hat, nachdem es zunächſt feſtgeſtellt hatte, daß der 
frühere Bekl. Ma. in der Empfängniszeit, und zwar vor 
dem 26. Febr. 1934 mit der Kindesmutter Geſchlechtsver⸗ 
kehr gehabt habe, daß ſeine Vaterſchaft nach der Blut⸗ 
gruppenunterſuchung möglich und daß nach der weiteren 
Blutgruppenunterſuchung eine Vaterſchaft des S. ausge⸗ 
ſchloſſen fei, die noch beantragte erbbiologiſche Begutachtung 
um deswillen abgelehnt, weil dafür, daß die Kindesmutter 
noch mit einem weiteren Mann verkehrt habe, nicht der ge⸗ 
ringſte Anhaltspunkt vorliege und auch keinerlei körperliche 
Merkmale hätten dargelegt werden können, die Ausſicht auf 
ein poſitives Ergebnis der Begutachtung ergeben hätten. 
Nach den getroffenen Feſtſtellungen iſt es rechtlich nicht zu 
beanſtanden, wenn das BG. die Einholung des Gutachtens 
mangels Angabe irgendwelcher körperlicher Merkmale (3.8. 
Farbe der Augen, der Haare, der Haut, beſonderer Körper⸗ 
bildungen oder dgl.), wie ſie bei einer erbbiologiſchen Be⸗ 
gutachtung von Bedeutung ſein können, abgelehnt hat. Es 
wäre Sache des Bekl. geweſen, in dieſer Hinſicht gewiſſe 
Unterlagen für die beantragte Begutachtung vorzubringen. 
Konnte er das nicht, ſo lief der Antrag lediglich auf einen 
ſogenannten Ausforſchungsbeweis hinaus, dem nicht nach⸗ 
gegangen zu werden brauchte. Ob anders zu verfahren ge⸗ 
weſen wäre, wenn es ſich um eine Kindſchaftsſache i. S. des 
6. Buches der BPO. gehandelt hätte, bedarf hier keiner Er- 
örterung. 


(RG., III. Ziv Sen., U. v. 19. April 1940, III 127/39.) [He.] 


Anmerkung: Das RG. hat in dieſem Urteile zum erſten 
Male die Frage der Haftung des Anwalts für ein Ver⸗ 
ſchulden ſeines Geſamtvertreters (Generalſubſtituten) ent⸗ 
ſchieden und dabei grundſätzliche Ausführungen über deren 
beider Stellung zueinander und zu der vertretenen Prozeß⸗ 
partei gemacht. Die Entſcheidung verdient m. E. in allen 
Teilen volle Zuſtimmung. 

Mit Recht ſchaltet das RG. das Urteil aus dem 
78. Bande — abgeſehen von der Aufgabe der darin ver⸗ 
tretenen Auffaſſung durch NGB. 161, 68 ff. = DR. 1939, 
20425 (m. Anm.) — ſchon deshalb aus, weil das Verhältnis 
des Anwalts zu ſeinem Vertreter ein ganz anderes iſt als 
das eines Kommiſſionärs zu einem Verkaufsvertreter für 
einen Bezirk. Der anwaltliche Geſamtvertreter hat gleichſam 
die Stellung eines geſetzlichen Vertreters. Der Geſchäftsauf⸗ 
trag als ſolcher verbleibt bei dem Anwalt. Dem kann nur 
beigepflichtet werden: was das RG. an einzelnen charakte⸗ 
riſtiſchen Merkmalen der anwaltlichen Berufsausübung in 
einem ſolchen Falle anführt, iſt zweifellos zutreffend. Vom 
anwaltlichen Standpunkt aus kann m. E. auch nicht einmal 
gefühlsmäßig bedauert werden, daß die die Anwaltshaftung 
abſchwächende Meinung, wie fie mit einem Teil von Recht- 
ſprechung und Schrifttum das OLG. Hamm vertreten hatte, 
vom RG. abgelehnt wird. Der Rechtſuchende hatte es ſicher⸗ 
lich bisher nicht verſtanden und als eine Beeinträchtigung 
ſeiner Belange empfunden, wenn der Anwalt ſeines Ver⸗ 
trauens — ganz ohne Zutun, ja vielfach ohne vorherige 
Kenntnis der Partei — einen Vertreter für ſich beſtellen 
ließ und dann — wenn ein Unglück geſchah — nur für 
deſſen Auswahl haften ſollte. Es verſtärkt das hohe Maß 
der Verantwortlichkeit, die der Anwalt trägt, wenn er für 
feinen Vertreter voll nach 8278 BGB. eintreten muß, 
damit aber auch das Maß von Bedeutung und Anſehen, das 
ſeiner Perſönlichkeit beizumeſſen iſt und hier vom RG. bei⸗ 
gemeſſen wird. 

RA. und Notar E. G. Wegener, Berlin. 
x 

5. OLG. — 88 683, 904 BGB. 

1. Keine beſondere Sorgfaltspflicht des Bauern, der ſich 
Hd einer Stute auf dem Heimweg von einer Deckſtation be⸗ 
indet. 

2. Zur Btage des Überholens bei gleichzeitiger Begegnung 
mit einer Kleinbahn. 

3. Wenn für einen Unfall beide Teile nicht verantivort- 
lich ſind, kann der Geſchädigte Anſprüche aus 88 683, 904 
BGB. herleiten, wenn er ſelbſt den Schaden auf ſich genommen 
hat, um den anderen vor größerem Unheil zu bewahren. 

Am 2. Mai 1938 iſt ein Laſtzug des Kl. auf der von 
W. nach H. führenden Reichsſtraße 63 dadurch beſchädigt 
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worden, daß er gegen Straßenbäume geriet, als der Fahrer 
vor dem plötzlich ſcheuenden Pferd des Bekl. auswich. Der 
Bekl. befuhr die Reichsſtraße mit einem landesüblichen, 
bäuerlichen Kutſchwagen, auf deſſen Rückſitz er ſaß, in nörd⸗ 
licher Richtung. Er war mit ſeinem Pferd, einer Stute, auf 
der Deckſtation in K. geweſen und war auf dem Heimweg 
durch den Ort O., wo fih auf der Oſtſeite der Straße auf 
einem beſonderen Bahndamm eine Kleinbahn befindet. Hier 
begegnete ihm ein Zug der Kleinbahn. Vor dem Dampf, 
den die Lokomotive abließ, ſcheute die Stute und ſtellte ſich 
quer zur Straße. Im gleichen Augenblick näherte ſich der 
Laſtzug des Kl., der den Bekl. überholen wollte. Um einen 
Zuſammenſtoß zu vermeiden, riß der Fahrer des Laſtzuges, 
der Zeuge U., den Laſtzug nach links und lenkte ihn zwiſchen 
den Straßenbäumen hindurch auf den an der Weſtſeite der 
Straße verlaufenden Radweg. Der Laſtzug berührte dabei 
noch Pferd und Wagen, wobei er einige Beulen und Schram⸗ 
men erhielt. Vor allem ſtreifte er aber einen oder zwei 
Straßenbäume und wurde dadurch erheblich beſchädigt. 

Der Unfall kann weder dem Kl. noch dem Bekl. zur 
Laſt gelegt werden. Der Bekl. hat aber den Schaden zu 
erſetzen, weil er durch die Abwendung einer ihm drohenden 
erheblichen Gefahr entſtanden iſt. 

In der Führung des Pferdes und in ſeinem Verhalten 
im Verkehr trifft den Bekl. kein Verſchulden. Das LG. hat 
angenommen, das Pferd ſei beſonders erregt geweſen, weil 
es beim Hengſt geweſen ſei; deshalb habe der Bekl. den 
Heimweg nicht über die Reichsſtraße, ſondern über Neben⸗ 
wege nehmen müſſen. Nach der Beweisaufnahme im zweiten 
Rechtszug iſt dieſe Anſicht jedoch nicht haltbar. Nach dem 
Gutachten des Landesſtallmeiſters Br. iſt es auf eine Nei⸗ 
gung der Stute zum Scheuen ohne Einfluß, ob die Stute 
beim Hengſt war oder nicht und ob dabei ein Deckakt ſtatt⸗ 
gefunden hat oder nicht. Eine ſonſt ruhige Stute neigt 
auch dann nicht zum Scheuen, wenn ſie kurz zuvor beim 
Hengſt geweſen iſt. Für den Bekl. beſtand alſo kein Anlaß, 
die Hauptverkehrsſtraße allein deshalb zu meiden, weil er 
mit der Stute gerade von der Deckſtation kam. 

Das Pferd iſt im übrigen immer ruhig geweſen; es hat 
noch niemals einen Hang zum Scheuen oder zur Erregung 
gezeigt, wie die Beweisaufnahme ergeben hat. Der Bekl. 
konnte unbedenklich die Reichsſtraße benutzen, ohne ein 
Scheuen des Pferdes befürchten zu müſſen. 

Daß der Bekl. einen der landesüblichen Kutſchwagen 
benutzte, kann ihm gleichfalls nicht als Verſchulden an⸗ 
gerechnet werden. Dieſe Wagen ſind allerdings für den Ver⸗ 
kehr an Stellen mit belebten Kreuzungen inſofern wenig ge⸗ 
eignet, als die Sicht ſtark beſchränkt iſt, wenn ſie vom Rück⸗ 
ſitz aus gefahren werden. Das Fahren vom Rückſitz aus hat 
nach dem Gutachten des Landesſtallmeiſters Br. auch den 
weiteren Nachteil, daß das Pferd nicht in dem gleichen 
Maße zu beherrſchen iſt wie vom Bock aus. Dieſe Nachteile 
haben aber bei dem vorl. Unfall nicht mitgewirkt. Auch 
wenn der Bekl. eine beſſere Sicht gehabt hätte, hätte er nicht 
anders fahren können, als er tatſächlich gefahren iſt. Er hat 
die rechte Straßenſeite eingehalten, ſo daß der Laſtzug ge⸗ 
nügend Platz zum überholen hatte. Eine beſſere Sichtmög⸗ 
lichkeit für den Bekl. hätte nichts geändert. 

Ebenſowenig iſt es für den Unfallverlauf von Bedeu⸗ 
tung geweſen, daß der Bekl. vom Rückſitz aus das Pferd 
ſchlechter beherrſchte als vom Bock aus. Auch vom Bock aus 
hätte der Bekl. das Pferd nicht halten können, denn es 
ſcheute ganz plötzlich, ſo daß er Gegenmaßnahmen mit Er⸗ 
folg nicht hätte treffen können. Der Dampf, der das 
Scheuen verurſachte, entwich nicht etwa gleichmäßig, ſondern 
im einem plötzlichen Strahl mit ſtarkem Ziſchen. Darauf 
konnte der Bekl. ſich nicht vorbereiten. Auch wenn er auf 
dem Bock geſeſſen hätte, wäre das Pferd geſcheut, denn die 
etwas beſſere Zügelführung hätte dem Erſchrecken des Pfer⸗ 
des und ſeinem Zurſeiteſpringen nicht entgegenwirken können. 

Der Bekl. hätte das Scheuen nur verhindern können, 
wenn er das Pferd am Kopf geführt hätte. Dazu hatte er 
aber bei dem ruhigen und an den Verkehr gewöhnten Tier 
keinen Anlaß. Er hatte auch keine Gelegenheit mehr, aus 
dem Wagen zu ſpringen und das Pferd am Kopf zu faſſen, 
als die Lokomotive den Dampf abließ; denn dazu ſpielte 
lich alles zu unerwartet und ſchnell ab. 

Der Bekl. ift danach weder nach 88 833, 834 BGB. 
noch nach 8 823 BGB. für den Schaden verantwortlich. 
Hes Andererſeits ift aber auch der Kl. nicht verantwortlich. 
Auf ſeiner Seite liegt vielmehr ein unabwendbares Ereignis 
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i. S. des §7 Rraftf®. vor. Der Laſtzug befand fich auf 
einer Hauptverkehrsſtraße, die an der Unfallſtelle auf weite 
Entfernung gerade und überſichtlich verläuft. Es können 
deshalb keine Bedenken gegen ſeine Geſchwindigkeit geltend 
gemacht werden, die U. auf 45 km, F. auf 30—35 km ge- 
ſchätzt haben. Auf der Reichsſtraße waren ſolche Geſchwindig⸗ 
keiten ohne weiteres zuläſſig. 

Unerheblich iſt, ob U. Signal gegeben hat oder nicht. 
Der Bekl. wäre dadurch gewarnt worden; ader er hätte 
auch dann an dem Verlauf des Unfalls nichts ändern kön⸗ 
nen. Das Pferd wäre vor dem Dampf geſcheut, ohne daß 
der Bekl. es hätte verhindern können. 

Bedenken gegen das Verhalten des Laſtzugfahrers 
haben nur inſofern beſtanden, als dieſer das Fahrzeug des 
Bekl. im gleichen Augenblick überholte, in dem auf der 
rechten Seite ein Kleinbahnzug entgegenkam. Vor dem Rauch 
und Lärm einer an der Straßenſeite fahrenden Lokomotive 
werden auch ſonſt ruhige Pferde erfahrungsgemäß leicht un⸗ 
ruhig, ſo daß ein vorſichtiger Fahrer bei der Begegnung 
mit einem Zuge nicht überholen würde. Die Einnahme des 
Augenſcheins an der Unfallſtelle hat aber auch dieſe Be⸗ 
denken ausgeräumt. Das Geleiſe der Kleinbahn liegt nicht 
unmittelbar an oder auf der Straße, ſondern auf einem 
beſonderen, erhöhten Damm mehrere Meter von der Straße 
entfernt. U. konnte nicht damit rechnen, daß das Pferd ſich 
durch einen vorbeifahrenden Zug noch beeinfluſſen laſſen 
werde. Tatſächlich wäre das Pferd auch nicht unruhig ge⸗ 
worden, wenn die Lokomotive nicht plötzlich Dampf abge⸗ 
laſſen hätte. 

Als die Gefahr für U. erkennbar wurde, hat er alles 
getan, um einen Unfall zu verhüten. Er hat ſcharf gebremſt, 
und dadurch, daß er den Laſtzug zwiſchen den Bäumen hin⸗ 
durchlenkte, eine beſondere Leiſtung vollbracht. Er hat den 
Unfall nicht verhindern können. 

Beide Teile ſind danach für den Unfall nicht verant⸗ 
wortlich. Gleichwohl muß aber der Bekl. den Schaden er⸗ 
ſetzen, weil er durch die Abwendung einer ſein Leben be⸗ 
drohenden Gefahr entſtanden iſt. Als das Pferd ſcheute und 
ſich und den Wagen quer zur Straße ſtellte, befand ſich der 
Bekl. in erheblicher Lebensgefahr. Man hätte es U. nicht 
verdenken können, wenn er ſich darauf beſchränkt hätte zu 
bremſen und es nicht gewagt hätte, den ſchweren Laſtzug 
außerhalb der Straße auf den Radweg zu lenken. Dem Laſt⸗ 
zug und den mitfahrenden Perſonen drohte durch einen 
Zuſammenſtoß mit dem verhältnismäßig leicht zerbrech⸗ 
lichen Fahrzeug des Bekl. kaum eine Gefahr. Schwerere 
Schäden waren jedenfalls nicht zu befürchten. Der Wagen 
des Bekl. wäre dagegen vollkommen zertrümmert worden, 
und der Bekl. und ſein Pferd wären mit Sicherheit ſchwer 
verletzt, wenn nicht gar getötet worden. Dieſe Gefahr hat U. 
von ihm abgewendet, wobei er ſelbſt die Gefahr einer Ver⸗ 
letzung auf ſich nahm und den Laſtzug beſchädigte. 

Es würde jedem Gefühl von Gerechtigkeit und Billigkeit 
widerſprechen, wenn bei dieſem Sachverhalt der Erſatzan⸗ 
ſpruch des Kl. abgewieſen würde. Eine den Anſpruch un⸗ 
mittelbar deckende geſetzliche Beſtimmung iſt allerdings nicht 
vorhanden. Es könnten nur die Beſtimmungen über Ge⸗ 
ſchäftsführung ohne Auftrag und die des § 904 BGB. in 
Frage kommen. Eine Geſchäftsführung ohne Auftrag liegt 
aber nicht vor, weil U. kein fremdes Geſchäft wahrgenommen 
hat; das Fahren des Laſtzuges war ſeine eigene Aufgabe 
und nicht die des Bekl. U. hat nur im Intereſſe des Bekl. 
gehandelt, aber nicht an ſeiner Stelle ein Geſchäft geführt. 

Was ſodann den 8904 BGB. anlangt, hat U. aller- 
dings auf eine ihm nicht gehörende Sache, den Laſtzug, 
eingewirkt, um eine dem Bekl. drohende Gefahr abzuwenden, 
ſo daß der Wortlaut dieſer geſetzlichen Beſtimmung dem 
Sachverhalt zu entſprechen ſcheint. Eine unmittelbare An⸗ 
wendung iſt aber doch ausgeſchloſſen. Denn wenn auch der 
Laſtzug U. nicht gehörte, läßt ſich nicht ein Gegenſatz zwi⸗ 
ſchen dem Kl. als Eigentümer des Laſtzuges und U. als 
Einwirkendem i. S. des § 904 BGB. feſtſtellen mit der 
Folge, daß U. nach Satz 2 des 8 904 dem Kl. den ange⸗ 
richteten Schaden erſetzen müßte. U. war mit der Führung 
des Laſtzuges betraut und hatte damit zugleich den Auf⸗ 
trag, den Laſtzug überall den Verkehrsvorſchriften und 
ſonſtigen geſetzlichen Beſtimmungen entſprechend zu fahren. 
Er war nicht nur berechtigt, ſondern auch verpflichtet, mit 
allen Mitteln eine Schädigung anderer Perſonen durch den 
Laſtzug zu verhüten. Dabei mußte er unter Umſtänden auch 
Schäden am Laſtzug in Kauf nehmen, wenn etwa — wie es 
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gerade hier der Fall war — das Leben von Menſchen auf 
dem Spiel ſtand. Die Schäden, die U. durch die Ausweichbe⸗ 
wegung an dem Laſtzug angerichtet hat, ſind alſo geradezu 
in Ausführung des ihm vom Kl. erteilten Auftrags ent⸗ 
ſtanden. Dann wäre es aber verfehlt, U. als „anderen“ i. S. 
des 8 904 zu behandeln, deſſen Einwirkung der Kl. nur dul- 
den mußte, der aber dem Kl. den aus dieſer Einwirkung 
eutſtehenden Schaden erſetzen müßte. U. ſtand vielmehr an 
Stelle des Eigentümers. Der Sachverhalt iſt nicht anders 
zu beurteilen, als weun der Eigentümer ſelbſt den Laſtzug 
gelenkt hätte. Der § 904 trifft deshalb nicht unmittelbar zu. 

Wenn ſomit auch weder die 88 677 ff. noch 8 904 BGB. 
unmittelbar anwendbar ſind, ergibt doch der dieſen geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen zugrunde liegende allgemeine Rechts⸗ 
gedanke eine Erſatzpflicht des Bekl. Das zeigt deutlich ein Ver⸗ 
gleich mit einigen Fällen, die dem vorliegenden rechtlich und 
tatſächlich verwandt ſind. 

Wenn nicht der Fahrer des Kl. ſelbſt, ſondern ein un⸗ 
beteiligter Dritter den Laſtzug zur Seite geſteuert hätte, 
indem er etwa auf den Wagen ſprang und das Steuer her⸗ 
umriß, würde der Kl. gegen ihn einen Anſpruch unmittelbar 
aus 8 904 BGB. haben. Der Dritte würde fih dann feiner- 
ſeits als Geſchäftsführer ohne Auftrag nach § 683 BGB. an 
dem Bekl. ſchadlos halten können (RGR Komm. 8 904 Anm. 8; 
Staudinger, 8 940 Anm. 3 a). Letzten Endes würde alfo 
der Bekl. den Schaden des Kl. — nur auf dem Umweg über 
den handelnden Dritten — erſetzen müſſen. 

Der Bekl. würde auch unmittelbar nach § 904 BGB. 
haften, wenn er ſelbſt den Laſtzug angehalten hätte und ihn 
beſchädigt hätte, indem er ihm etwa ein Hindernis vor die 
Räder warf. 

Der Bekl. würde weiter unmittelbar für den Schaden 
einſtehen müſſen, wenn er den Fahrer des Laſtzuges durch 
ein Zeichen oder in anderer Weiſe aufgefordert hätte, zur Seite 
zu ſteuern. Dann ließen ſich die Beſtimmungen über den 
Auftrag (§§ 662 BGB.) anwenden. 

Der Kl. würde immer einen Erſatzanſpruch haben, wenn 
nicht ſein eigener Fahrer, ſondern der Bekl. oder ein Dritter 
die Gefahr vom Bekl. abgewendet hätte und dabei den Laſt⸗ 
zug beſchädigt hätte. Der Kl. darf aber nicht deshalb 
ſchlechter geſtellt werden, weil ſein Fahrer nicht das Ein⸗ 
greifen eines anderen abgewartet hat, ſondern ſelbſt mit 
großer Geiſtesgegenwart den Laſtzug zur Seite geſteuert hat 
und dabei die Verantwortung für dieſes, allein im Inter⸗ 
eſſe des Bekl. liegende Verhalten übernommen hat. Der 
Fahrer des Kl. hat die Rolle, die in den 88 677ff., 904 
BOB. einem von den Parteien unabhängigen Dritten zu- 
gedacht iſt, übernommen. Der Kl. muß deshalb in der 
gleichen Weiſe einen Anſpruch auf Erſatz ſeines Schadens 
haben, wie er ihn bei Einſpringen eines Dritten nach 8 683 
oder § 904 BGB. haben würde. 

Um den vorſtehenden Ausführungen entgegenzutreten, 
hat der Bekl. auf folgendes Beiſpiel verwieſen: Der wütende 
Bulle eines Bauern greift einen Menſchen an; um die Ge⸗ 
fahr abzuwenden, erſchießt der Bauer den Bullen. Der 
Bekl. meint, wenn im vorl, Falle dem Kl. ein Anſpruch gu- 
gebilligt werde, müſſe auch der Bauer einen Anſpruch gegen 
den von dem Bullen Bedrohten haben. Das ſei aber augen⸗ 
ſcheinlich ungerecht. 

Dieſes Beiſpiel iſt indeſſen nicht verwertbar. Es weicht 
vom vorl. Falle inſofern ab, als dort die Gefahr durch die 
Sache des Bauern, den Bullen, hervorgerufen iſt, während 
fie hier auf die Sache des Bekl. das Pferd, zurückzuführen 
iſt. Auch der Bauer würde unter Umſtänden einen Anſpruch 
haben, aber nur unter den Vorausſetzungen des § 228 BGB., 
alſo bei Verſchulden des Bedrohten. Der Kl. hat aber nach 
§ 904 BGB. einen Anſpruch, auch wenn den Bekl. keine 
Schuld trifft. 

Der Bekl. hat weiter ein Urteil des hieſigen 9. ZivSen. 
v. 3. Nov. 1939 vorgelegt, in dem in einem ahnlich liegen⸗ 
den Fall ein Anſpruch abgelehnt ift (9 U 201/39 DLG. 
Hamm). Dort hatte ein Kraftfahrer ſcharf gebremſt, um 
einem plötzlich über die Straße laufenden Kinde auszu⸗ 
weichen. Dabei war er gegen einen Baum geraten, wobel 
ſein Fahrzeug beſchädigt wurde. Der Anſpruch des Kraft⸗ 
fahrers auf Erſatz ſeines Schadens war u. a. auf 8 904 
BGB. und 8677 BGB. geſtützt. Der Fall wich aber von 
dem vorliegenden inſofern ab, als der Kraftfahrer an dem 
Unfall nicht ſchuldlos war. Der 9. Senat ſtellt die Unvor⸗ 
ſichtigkeit des Fahrers ausdrücklich feſt, woraus ſich dann 
die Pflicht des Fahrers ergab, die Folgen ſeiner Unvor⸗ 


ſichtigkeit auf eigene Gefahr abzuwenden, ohne einen An⸗ 
ſpruch auf Schadenserſatz zu haben. 

Der 9. Senat hat in ſeinem Urteil die Klage allerdings 
auch mit der Begründung abgewieſen, nach 8 904 BGB. 
beſtehe ein Erſatzanſpruch nur gegen den aktiv Auftretenden, 
aber nicht gegen den, zu deſſen Gunſten die Sache beſchädigt 
wurde. Außerdem müſſe der Schaden vorſätzlich herbeige⸗ 
führt fein, wenn nach 8683 BGB. oder § 904 BGB. ein 
Anſpruch gegeben ſein ſollte. 

Dieſer Anſicht kann ſich der jetzt erk. Senat nicht an⸗ 
ſchließen. Wie oben näher ausgeführt ift, find die 88 677 ff., 
904 BGB. zwar nicht unmittelbar anwendbar; der ihnen. 
zugrunde liegende allgemeine Rechtsgedanke verlangt aber 
die Gewährung eines Anſpruchs auf Schadenserſatz. Dabei 
ift eine vorſätzliche Herbeiführung des Schadens nicht er- 
forderlich. Es genügt vielmehr, daß der Schaden mit der 
die Gefahr abwendenden Handlung ſo eng verbunden iſt, 
daß er von vornherein in Rechnung zu ziehen war. Das iſt 
für den Auftrag in der Rſpr. anerkannt (NERKomm. 8 670 
Anm. 2; Sörgel, 8 670 Anm. 6; and. Anſicht allerdings 
Staudinger, 8 670 Anm. 6). Das gleiche muß auch für 
die Geſchäftsführung ohne Auftrag gelten, zumal in 8 683 
BGB. auf die Beſtimmungen über den Auftrag verwieſen iſt. 

Der Kl. kann daher vom Bekl. Erſatz ſeines Schadens 
verlangen. 


(OLG. Hamm, Urt. v. 30. Mai 1940, 5 U 90/39.) 
* 


6. RG. — 88 826, 161, 1717 BGB. Gef. zur Verhütung 
mißbräuchlicher 6 8 von Vollſtreckungs möglichkeiten 
v. 13. Dez. 1934 (RGBl. I, 1234). 

1. Das Geſ. zur Verhütung mißbräuchlicher Ausnutzung 
von Vollſtreckungsmöglichkeiten v. 13. Dez. 1934 (RG Bl. I, 
1234) gibt nur dem Vollſtreckungsgericht und dem Gerichts⸗ 
vollzieher gewiſſe Befugniſſe zum Schutze des Schuldners, ge⸗ 
ſtattet aber nicht dem Prozeßgericht, die Zwangsvollſtreckung 
aus einem rechtskräftigen Urteil für unzuläſſig zu erklären, 
geſchweige den Gläubiger zu Rückzahlungen zu verurteilen. 

2. Die Unrichtigkeit eines Urteils kann für ſich allein 
keine Klage aus 8826 BGB. begründen. Es müſſen Um⸗ 
ſtände hinzutreten, die das Gebrauchmachen von dem Urteil 
als ſittenwidrig erſcheinen laſſen. Beruht daher ein rechtskräf⸗ 
tiges Urteil auf der Säumnis des Bekl., ſo wird man dem 
ſäumigen Kl. mit § 826 BGB. auch bei einer Verurteilung 
aus § 1717 BGB. nicht helfen können; denn für 81717 gelten 
kraft P Regeln des ordentlichen Prozeſſes und der Rechts⸗ 
raft. 

Die Bekl. find uneheliche Kinder der K. Der Amts⸗ 
vormund der Bekl. nahm den Kl. als ihren Erzeuger in 
Anſpruch. Der Kl. erſchien im erſten Verhandlungstermin 
vor dem AG. K., in dem die K. als Zeugin vernommen 
wurde, blieb aber im zweiten Verhandlungstermin aus. In 
einem am ſelben Tage eingegangenen Schreiben hatte er 
angegeben, es ſei ihm unmöglich, zu erſcheinen, da er zum 
Reichsautobahnbau komme, im übrigen ſei im Jahre 1929 
im Stadtkrankenhaus zu Dresden feſtgeſtellt worden, daß er 
zeugungsunfähig ſei. In dem Termin wurde eine andere 
Zeugin vernommen und die K. beeidigt; ſodann erging gegen 
den Kl., damaligen Bekl., antragsgemäß ein Verſäumnis⸗ 
urteil, in dem feſtgeſtellt wurde, daß er der Erzeuger der 
Kinder ſei, und in dem er verurteilt wurde, an jedes von 
ihnen vierteljährlich 99 AM bis zur Vollendung ihres 
16. Lebensjahres zu zahlen. Auf ſeinen mehrere Monate 
nach Eintritt der Rechtskraft eingegangenen Einſpruch be⸗ 
raumte das AG. einen Termin an, zu dem er geladen wurde. 
Er beantragte ſchriftlich Vertagung, weil er geſchäftlich nach 
auswärts fahre, erſchien in dem Termin nicht, und ſein Ein⸗ 
ſpruch wurde antragsgemäß durch Verſäumnisurteil ver⸗ 
worfen. Auf eine nochmalige Eingabe wurde er belehrt, daß 
kein Einſpruch mehr möglich ſei, ſondern nur noch Berufung 
mit der Begründung, daß der Fall der Verſäumung nicht 
vorgelegen habe, und er nahm dann in einem neuen Termin 
ſeinen Einſpruch zurück. 

Auf Grund des rechtskräftig gewordenen Verſäumnis⸗ 
urteils wurden Lohnpfändungen gegen den Kl. vorgenommen. 
Jedoch wurden die beigetriebenen Beträge nicht ſämtlich ver⸗ 
ausgabt, ſondern ſie wurden beim Jugendamt N. hinterlegt, 
nachdem der Kl. in einem gegen ihn wegen Verletzung der 
Unterhaltspflicht eingeleiteten Strafverfahren in der Ber Inſt. 
freigeſprochen worden war. Die Str. hielt nämlich das 
Zeugnis der K. nicht für beweiskräftig und kam auf Grund 
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eines ärztlichen Gutachtens zu der Überzeugung, daß der Kl. 
nicht nur zur Zeit zeugungsunfähig ſei, ſondern es auch ſehr 
wahrſcheinlich ſchon in der Empfängniszeit der K. geweſen 
ſei. Der Kl. ging nun gegen ſeine Verurteilung vor. Jedoch 
wurde ihm für eine Klage auf Feſtſtellung, daß keine bluts⸗ 
mäßige Verwandtſchaft zwiſchen ihm und den Bekl. beſtehe, 
das Armenrecht verſagt. Auch blieb ſeine gegen die K. wegen 
Verletzung der Eidespflicht erſtattete Strafanzeige erfolglos; 
das Ermittelungsverfahren wurde eingeitellt. 

Darauf erhob er die gegenwärtige Klage mit der Be⸗ 
gründung, daß die Vollſtreckung des Verſäumnisurteils gegen 
die guten Sitten verſtoße, nachdem erkannt worden ſei, daß 
er nicht der Erzeuger der Bekl. ſein könne. Er verlangte 
Zurückzahlung von 675,40 % und beantragte, feſtzuſtellen, 
daß den Bekl. keine Rechte aus dem Verſäumnisurteil zu⸗ 
ſtänden, ſowie die Vollſtreckung für unzuläſſig zu erklären. 

Das LG. ließ durch einen Sachverſtändigen eine Blut⸗ 
gruppenunterſuchung vornehmen und gelangte danach zu der 
Überzeugung, daß der Kl. offenbar nicht der Erzeuger der 
Bekl. ſein könne. Es hielt auch Vollſtreckungshandlungen 
gegen den Kl. von dem Zeitpunkt ab, wo dem Amtsvormund 
der Bekl. das Gutachten des Sachverſtändigen zugegangen 
war, für ſittenwidrig, nicht aber für die frühere Zeit, und 
verurteilte demgemäß die Bekl. nur zur Rückzahlung von 
je 16,90 K, indem es das weitergehende Zahlungsbegehren 
abwies, der Klage im übrigen aber ſtattgab. Die Berufung 
des Kl. hatte keinen Erfolg, dagegen wies auf die Berufung 
der Bekl. das KG. die Klage vollſtändig ab. Bei dieſer Ent⸗ 
ſcheidung iſt es auch auf die Rev. des Kl. hin verblieben mit 
folgender Begründung: 

Als Grundlage der Klage kann nur § 826 BGB. in Be- 
tracht kommen. Der daneben unternommene, von der Rev. 
zur Nachprüfung geſtellte Verſuch, das Geſetz zur Verhütung 
mißbräuchlicher Ausnutzung von Vollſtreckungsmöglichkeiten 
v. 13. Dez. 1934 (RG Bl. J, 1234) als Klagegrundlage zu ber- 
wenden, muß von vornherein ausſcheiden. Denn dieſes Geſetz 
gibt, wie das BG. zutreffend angenommen hat, nur dem 
Vollſtreckungsgericht und dem Gerichtsvollzieher gewiſſe Be- 
fugniſſe zum Schutze des Schuldners, geſtattet aber nicht dem 
Prozeßgericht, die Zwangsvollſtreckung aus einem rechtskräf⸗ 
tigen Urteil für unzuläſſig zu erklären, geſchweige den Gläu⸗ 
biger zu Rückzahlungen zu verurteilen. 

Das BG. will § 826 BGB. gegen die Ausnützung eines 
rechtskräftigen Urteils nur dann anwenden, wenn der Gläu- 
biger die Verurteilung durch unlauteres Verhalten herbei⸗ 
geführt hat. Das iſt im weſentlichen die Auffaſſung, wie ſie 
in der älteren Rſpr. des RG. zu finden war. Der erk. Sen. 
hat jedoch in der Entſch. RG. 155, 55 = JW. 1937, 2223 44 
(m. Anm.) dieſe Auffaſſung als zu eng bezeichnet und an⸗ 
genommen, daß es auch andere Fälle geben könne, in denen 
die Ausnützung eines rechtskräftigen Urteils gegen die guten 
Sitten verſtoße. Dieſer Anſicht hat fih der VII. ZivSen. 
des RG. angeſchloſſen (RG. 156, 265 = JW. 1938, 513 24 
Im. Anm. ]). Es beſteht auch bei nochmaliger Prüfung kein 
Anlaß, von ihr abzuweichen. Dennoch iſt im vorl. Falle dem 
BO. im Ergebnis beizutreten, weil die Ausnützung des rechts⸗ 
kräftigen Verſäumnisurteils nicht gegen die guten Sitten 
verſtößt. 

Schon in RG. 155, 59 hat der erk. Sen. darauf hin- 
gewieſen, daß ein Verſtoß gegen die guten Sitten nicht 
immer ſchon dann vorzuliegen braucht, wenn jemand von 
einem rechtskräftigen Urteil Gebrauch macht, das er ſelbſt 
für unrichtig Halt. Und der VII. Ziv Sen. ift dem in RGB. 
156, 269 mit dem Bemerken beigetreten, daß dies im all⸗ 
gemeinen nicht der Fall ſein, ein ſolcher Tatbeſtand alſo im 
allgemeinen die Annahme eines Verſtoßes gegen die guten 
Sitten noch nicht begründen werde. Im vork. Fall ſteht aber 
nicht einmal feſt, daß der Amtsvormund der Bekl. das rechts⸗ 
kräftige Urteil für unrichtig hält. Denn die Bekl. haben nach 
Ausweis ihres Schriftſatzes v. 26. Okt. 1938 Zweifel an dem 
Ergebnis geäußert, zu dem der Sachverſtändige gelangt iſt, 
und haben die Einholung eines Obergutachtens für geboten 
erklärt. Dazu iſt es nicht gekommen, weil das LG. das 
Gutachten für genügend erachtet und das BG. von ſeinem 
Rechtsſtandpunkt aus dieſen Beweis überhaupt für unerheb⸗ 
lich gehalten hat. 

Allein auch wenn für den Amtsvormund der Bekl. jeder 
Zweifel daran ausgeſchloſſen wäre, daß ihr Erzeuger ein 
anderer ſein muß als der Kl., ſo könnte dieſer ſich dennoch 
nicht auf 8826 BOB. berufen. Die Unrichtigkeit eines Urteils 
kann für ſich allein keine Klage aus 8 826 BGB. begründen; 


es müſſen Umſtände hinzukommen, die das Gebrauchmachen 
von dem Urteils als ſittenwidrig erſcheinen laſſen, oder 
wenigſtens ein ſolcher Umſtand. In den Fällen der Entſch. 
RGH. 155, 55 und 156, 265 lagen doch, wenn die Behaup⸗ 
tungen der Ehemänner richtig waren, Verſtöße der Ehe⸗ 
frauen gegen die guten Sitten vor, und dieſe Verſtöße ließen 
die Ausnützung der Rechtskraft ſelbſt als ſittenwidrig er⸗ 
ſcheinen, auch wenn ſie das Ergebnis der Scheidungsprozeſſe 
nicht beeinflußt haben ſollten. An etwas Derartigem fehlt 
es aber hier vollſtändig. Die beiden Kinder kommen für ein 
ſittenwidriges Verhalten überhaupt nicht in Betracht, und 
ihr Amtsvormund hat, indem er den Kl. verklagte, das Ver⸗ 
fahren gegen ihn durchführte und das Verſäumnisurteil voll⸗ 
ſtrecken ließ, lediglich ſeine Pflicht getan. Er wird auch künf⸗ 
tig nicht gegen die guten Sitten verſtoßen, wenn er weiter⸗ 
hin, was ihm überlaſſen bleiben muß, das Verſäumnisurteil 
vollſtrecken läßt. Denn er hat nicht die Intereſſen des Kl. 
wahrzunehmen, und dieſer hat ſich in die Lage, in die er 
geraten iſt, ſelbſt gebracht. In dem erſten Termin, in dem 
er im Unterhaltsrechtsſtreit erſchienen war, hat er nach Nus- 
weis des Sitzungsprotokolls, das ſeine Erklärungen wieder⸗ 
gibt, und nach Ausweis ſeiner ſpäteren Schreiben noch keine 
Angaben über Zeugungsunfähigkeit gemacht. Infolgedeſſen 
hat darüber auch keine Beweiserhebung beſchloſſen werden 
können. Es iſt unverſtändlich, warum er mit dieſem offenbar 
wichtigen Umſtand erſt nachträglich in ſchriftlichen Eingaben 
hervorgetreten iſt. In den beiden folgenden Terminen iſt er 
aber trotz gehöriger Bekanntmachung des zweiten und trotz 
gehöriger Ladung zum dritten ausgeblieben und hat beide⸗ 
mal Hinderniſſe geltend gemacht, die keinen Grund zur Ver⸗ 
tagung geben konnten. Am 23. Juni 1934 iſt ihm das erſte 
Verſäumnisurteil zugeſtellt worden, erſt am 25. Nov. 1934 
hat er die nächſte Eingabe an das Gericht gelangen laſſen. 
Auch das zweite Verſäumnisurteil hat er verſpätet und erſt 
dann bekämpft, als ein Haftbeſchluß gegen ihn ergangen war. 
Dabei hätte ihm gerichtliche und außergerichtliche Rechts⸗ 
beratung in ausreichendem Maße zur Verfügung geſtanden, 
wenn er ſich ſolcher nur hätte bedienen wollen. Auch ein 
Rechtsunerfahrener, der ſich derartig nachläſſig verhält, kann 
ſich nicht beklagen, wenn ihm ſchließlich mit Mitteln des 
Rechts nicht mehr zu helfen iſt. Keinesfalls kann der Kl. 
dem Amtsvormund der Bekl. einen Vorwurf daraus machen, 
wenn dieſer den vollſtreckbaren Titel, den ſie auf rechtlichem 
Wege gegen den Kl. erlangt haben, nun auch gegen ihn 
gebraucht. 

An alledem kann es, entgegen der Meinung der Rev., 
nichts ändern, wenn die Mutter der Bekl. im Unterhalts⸗ 
rechtsſtreit als Zeugin ihre Eidespflicht verletzt hat. Dieſe 
Zeugenausſage kann ſchon darum nicht in Betracht kommen, 
weil auf ihr die Verurteilung des Kl., damaligen Bekl., gar 
nicht beruht. Die Grundlage ſeiner Verurteilung iſt lediglich 
ſeine eigene Säumnis geweſen, was die Rev. in ihren Aus⸗ 
führungen nicht beachtet. Wäre die Mutter der Bekl. ſelbſt 
rechtskräftig wegen Verletzung der Eidespflicht verurteilt 
worden, jo hätte ſich darauf keine Reſtitutionsklage nach 
§ 580 Nr. 3 BPO. ſtützen laſſen, weil das Urteil nicht auf 
die Zeugenausſage gegründet iſt. Wollte man im vorl. Fall, 
wo weder die Bekl. noch ihren Amtsvormund irgendein Vor⸗ 
wurf trifft, dem ſäumigen Kl. mit § 826 BGB. zu Hilfe 
kommen, ſo hieße das, nicht nur den Sinn dieſer Vorſchrift 
verkennen, ſondern auch die Rechtskraft entwerten. Sie ver⸗ 
dient ernſteſte Beachtung auch gegenüber 8826 BGB., wenn- 
gleich fie eine Klage aus § 826 BGB. nicht grundſätzlich aus- 
ſchließt (RGB. 155, 58). Für eine Verurteilung nach 8 1717 
BGB. läßt ſich keine Ausnahme machen, ſolange dafür die 
Regeln des ordentlichen Prozeſſes und der Rechtskraft gelten. 

(RG., VI. ZivSen., U. v. 10. April 1940, VI 161/39.) [N.] 


Anmerkung: Ein außerordentlich intereſſanter Rechts⸗ 
fall, der zu bedeutſamen Erwägungen über den Mißbrauch 
eines zu Unrecht ergangenen rechtskräftigen Urteils Ver⸗ 
anlaſſung gibt. r 

Gegen den an die Spitze geſtellten erſten Rechtsſatz, der 
die Auslegung des Geſetzes zur Verhütung mißbräuchlicher 
Ausnutzung von Vollſtreckungsmöglichkeiten v. 13. Dez. 1934 
betrifft, können allerdings keinerlei Bedenken obwalten. 
Dagegen vermögen mich die in dem zweiten Rechtsſatz zu⸗ 
ſammengefaßten Ausführungen des Urteils, wonach keine 
Möglichkeit gegeben ſei, die Vollſtreckung des rechtskräftig 
gewordenen Verſäumnisurteils als gegen die guten Sitten 
verſtoßend anzuſehen, nicht voll zu überzeugen. Daß das 
RG., wie ſchon in den angeführten früheren Urteilen, an der 
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älteren, auch noch vom KG. vertretenen Rſpr., wonach 8 826 
BGB. gegen die Ausnutzung eines rechtskräftigen Urteils 
nur dann anzuwenden ſei, wenn der Gläubiger die Ver⸗ 
urteilung durch unlauteres Verhalten herbeigeführt hat, nicht 
feſthält, iſt ſicher zu begrüßen; die Fälle des unſittlichen 
Mißbrauchs rechtskräftiger Urteile laſſen ſich nicht auf eine 
ſtarre Formel bringen; es müſſen jeweils alle Umſtände des 
Falles geprüft und berückſichtigt werden; der Fall der durch 
unlautere Mittel herbeigeführten Verurteilung iſt nur einer, 
wenn auch vielleicht der Hauptfall, der Anwendung des 
§ 826 BGB. Meine Bedenken gegen die weiteren Entſchei⸗ 
dungsgründe des RG. bewegen ſich in zwei Richtungen. 

1. Das Urteil legt entſcheidendes Gewicht auf die ſub⸗ 
jektive Meinung der Perſon, hier des Amtsvormunds, die 
von dem rechtskräftigen Urteil Gebrauch macht. Es wird 
erwogen, ob der Amtsvormund das ergangene Urteil für 
unrichtig hielt, ob er Zweifel an der Richtigkeit des die 
Zeugungsunfähigkeit des angeblichen Erzeugers feſtſtellenden 
Gutachtens hatte oder ob für ihn jeder Zweifel an der 
Richtigkeit ausgeſchloſſen war. Das erſcheint mir bedenklich. 
Wenn für einen objektiven Beurteiler in einer jeden Zweifel 
ausſchließenden Weiſe die Unrichtigkeit des Urteils feſtgeſtellt 
iſt, kann wohl kaum die Sittenwidrigkeit der Vollſtreckung 
eines ſolchen Urteils dadurch ausgeſchloſſen werden, daß der 
Obſiegende ſich hartnäckig jeder beſſeren Einſicht verſchließt 
und fih ohne jeden Grund auf feine Meinung verjteift, das 
Urteil ſei richtig, weil es ihm recht gibt. Nicht die ſubjektive 
Meinung des Siegers darf maßgebend ſein, ſondern die 
objektive, einem geſunden Volksempfinden entſprechende Be⸗ 
urteilung muß die Norm dafür geben, ob die Ausnutzung 
des Urteils ſittlich gerechtfertigt oder unſittlich iſt. 

2. Das RG. legt in dem vorliegenden Urteil anſcheinend 
gar kein Gewicht auf den Umſtand, daß das nach Behaup⸗ 
tung des Kl. gegen die guten Sitten ausgenutzte Urteil ein 
rechtskräftig gewordenes Verſäumnisurteil ift. Dieſer 
Umſtand wird lediglich in der Richtung gewürdigt, daß der 
Kl. ſich durch ſeine Säumnis in die Lage, in die er geraten 
iſt, ſelbſt gebracht hat. Dabei will ich ganz dahingeſtellt ſein 
laſſen, ob es wirklich, wie das RG. fagi, unverſtändlich ift, 
warum der jetzige Kl. mit dem offenbar wichtigen Umſtand 
ſeiner Zeugungsunfähigkeit erſt nachträglich hervorgetreten 
iſt; ich könnte mir doch manche Umſtände denken, die den 
damaligen Bekl. veranlaßten, mit der für einen anſcheinend 
noch im rüſtigen Mannesalter ſtehenden Menſchen nicht ge- 
rade beſonders rühmlichen Eigenſchaft der Zeugungsunfähig⸗ 
keit nicht gleich im erſten Termin hervorzutreten. Hierauf 
dürfte es aber auch nicht entſcheidend ankommen. Auch wenn 
der damalige Bekl. in ganz leichtfertiger Weiſe früher ſeine 
Verteidigung vernachläſſigt und dadurch ſeine Verurteilung 
herbeigeführt hat, ſo kann dies Verſchulden doch nicht dazu 
führen, daß nun ein unſittlicher Mißbrauch des auf Grund 
dieſes leichtfertigen Verhaltens zuſtande gekommenen, nach 
objektiver Betrachtung unzweifelhaft falſchen Urteils aus⸗ 
geſchloſſen ſei. Der Umſtand, daß es ſich um ein Ver⸗ 
ſäumnis urteil handelt, hätte aber doch wohl gerade in 
der Richtung gewürdigt werden müſſen, ob nicht dies ein 
Umſtand iſt, der zu der Unrichtigkeit des Urteils hinzukommt 
und das Gebrauchmachen gerade dieſes Urteils, das nicht 
auf eingehender Sachprüfung, ſondern lediglich auf formalen 
Prozeßvorſchriften beruht, als ſittenwidrig erſcheinen läßt. 
Das Schweigen des Urteils hierüber erſcheint um ſo auf⸗ 
fälliger, als, ſoweit ich die ältere Literatur zu dieſer Frage 
überſehen kann, gerade der Gebrauch eines zu Unrecht er⸗ 
gangenen, nur wegen Verſäumung des Rechtsmittels rechts⸗ 
kräftig gewordenen Urteils zuerſt als ein Fall des Verſtoßes 
gegen $ 826 BGB. erörtert worden ift. 

Min Dir. Lindemann, Berlin. 
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7. RG. — 8 839 BOB. Die fürſorgeriſche Pflicht, die die 
ſchulpflichtigen Kinder im Schulbetrieb auch vor geſundheit⸗ 
lichen Schädigungen bewahren ſoll, iſt eine Amtspflicht, die 
dem Schulleiter ſowohl den Schulkindern ſelbſt als auch ihren 
unterhaltspflichtigen Eltern gegenüber obliegt. Duldet die 
Schulleitung ein regelmäßiges Früherkommen der Schüler, fo 
ergibt ſich für ſie daraus ohne weiteres die Amtspflicht, für 
eine entſprechend frühzeitige Aufſicht in den Klaſſenzimmern 
zu ſorgen. Bei Verleßung dieſer Amtspflicht entſtehen Scha⸗ 
denserſatzanſprüche aus § 839 BGB. 


(RG., III. ZivSen., U. v. 5. April 1940, III 89/39.) 
* 


R.] 
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[Deutſches Recht ver. mit ZW. 


8. OLG. — 8845 BGB. Vorteilsausgleichung bei der 
Verpflichtung zum Schadenserſatz. Der Ehemann muß den 
Unterhalt, den er ſeiner Frau hätte leiſten müſſen, ſich an⸗ 
rechnen laſſen, wenn er Schadenserſatz für den Wert der in⸗ 
folge ihres Todes ihm entgehenden Dienſte beanſprucht. +) 

Die Ehefrau des Kl. iſt am 27. Juli 1936 von einem 
Kraftwagen der Bekl. zu 1, der von dem Bekl. zu 2 ge⸗ 
ſteuert wurde, angefahren und tödlich verletzt worden. Der 
Kl. verlangt mit dieſer Klage auf Grund des 8845 BGB. 
Erſatz für die ihm entgehenden Dienſte ſeiner Ehefrau durch 
Entrichtung einer Geldrente. Die entgehenden Dienſte feiner 
Ehefrau hat er mit 60 RM monatlich bewertet. 

Das LG. hat die dem Kl. entgehenden Dienſte ſeiner 
Ehefrau mit 35 AM monatlich bewertet und dahin erkannt: 
Die Bekl. werden als Geſamtſchuldner verurteilt, an den Kl. 

a) 1155 AM nebſt 4% Zinſen feit dem 18. Juli 1939, 
b) v. 1. Sept. 1939 ab bis zum 27. März 1974 eine monat⸗ 
lich im voraus zu zahlende Rente von monatlich 35 RM 


zu zahlen. 
OLG. wies die Klage ab. 
Ob die Bekl. zu 1 auch nach den Vorſchriften der 


88 823 ff. BGB. haftet, kann dahingeſtellt bleiben, da dem 
Kl. ein Schaden dadurch, daß ihm infolge der Tötung ſeiner 
Ehefrau deren Dienſte entgehen, nicht entſtanden iſt. 

Das LG. hat angenommen, daß bei der Anwendung 
des § 845 BOB. eine Anrechnung erſparten Unterhalts nicht 
ſtattfindet. Es ift der Auffaſſung des RG. in den Entſch. 
RGB. 152, 208 = JW. 1937, 153 und 1938, 1724 beigetreten, 
wonach der Unterhalt, den der Ehemann ſeiner Ehefrau 
hätte gewähren müſſen, von dem Werte der Dienſte, die 
ſeine Ehefrau ihm zu leiſten hätte, nicht abzuziehen iſt. 
Dieſe Anſicht des RG. iſt ſehr bekämpft worden. Es wird 
verwieſen u. a. auf die Ausführungen des RA. Carl: JW. 
1938, 1696 ff. und des RA. Wuſſow in: JW. 1939, 979 ff. 
aus der Senat vermag der Anſicht des RG. nicht beizu⸗ 
reten. 

Der Grundſatz der Vorteilsausgleichung bei der Ber- 
pflichtung zum Schadenserſatz wird allgemein, auch vom 
RG., anerkannt. 

Nach den Ausführungen des NG.: RZ. 152, 208 
könnte es den Anſchein haben, als ob das RG. den An⸗ 
ſprüchen des Ehemannes nach § 845 BGB. den Charakter 
eines Schadenserſatzanſpruches abſprechen wollte. Es iſt aber 
nach dem Zuſammenhang der Urteilsgründe nicht angu- 
nehmen, daß das RG. dies hat ſagen wollen. Einer ſolchen 
Anſicht wäre auch nicht beizutreten. Es wird in dieſer Be⸗ 
ziehung auf die Ausführungen des RA. Carl a. a. O. ver- 
wieſen. Wenn das RG. den Anſprüchen des Ehemanns den 
Charakter des Schadenserſatzanſpruches aberkannt hätte, ſo 
hätte es der Ausführungen, die es gemacht hat, nicht be⸗ 
durft, weil alsdann der Grundſatz der Vorteilsausgleichung 
überhaupt nicht zur Anwendung kommen konnte. 

Das RG. beginnt feine Ausführungen in der Entſch. 
RG. 152, 208 mit der Erwägung, es würde eine Verten- 
nung des Weſens der Ehe bedeuten, wolle man im Falle 
der Tötung einer Ehefrau die Beendigung der Ehe des⸗ 
halb, weil mit der Ehe Aufwendungen für den Unterhalt der 
Ehefrau verbunden geweſen ſind, als einen Vorteil für den 
Ehemann anſehen, das, was in der Ehe der eine Teil von 
dem anderen dauernd empfange, liege zum großen Teil auf 
ſeeliſchem Gebiet und könne mit den ſich aus der Unter⸗ 
haltspflicht ergebenden Aufwendungen überhaupt nicht ver⸗ 
glichen oder etwa in ein Verhältnis von Leiſtung und 
Gegenleiſtung gebracht werden, der Unterhalt ſei auch nicht 
Entgelt für die Dienſte. Hiernach will das RG. anſcheinend 
den adäquaten Zuſammenhang der Tötung der Ehefrau mit 
dem Vegfalle der Unterhaltspflicht des Ehemanns ver- 
neinen. In Verbindung damit verneint es die Möglichkeit 
der Vorteilsausgleichung aus der Sonderregelung des 8845 
BGB. 

Gewiß ift der Unterhalt, den der Ehemann der Ehe- 
frau zu gewähren hat, kein Entgelt für die von der Ehe⸗ 
frau zu leiſtenden Dienſte, auch ſtehen Unterhalt und 
Dienſte nicht im Verhältnis von Leiſtung und Gegenleiſtung. 
Überhaupt ſtehen die einzelnen beiderſeitigen Leiſtungen in 
der Ehe nicht im Verhältnis von Leiſtung und Gegenleiſtung. 
Die Vorteilsausgleichung beſchränkt ſich aber nicht auf ſolche 
Leiſtungen, die in dieſem engen Verhältnis zueinander 
ſtehen. Vorausſetzung der Vorteilsausgleichung iſt nach an⸗ 
erkannter Rſpr., auch des RG., daß die Vorteile aus dem- 
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ſelben Ereignis entſtehen, das den Schaden herbeiführt, 
daß alſo ein adäquater Zuſammenhang zwiſchen Nachteil 
und Vorteil beſteht. Das iſt aber der Fall, wenn zwangs⸗ 
läufig dasſelbe Ereignis Schaden und Vorteil mit ſich 
bringt. Dies iſt bei der Tötung der Ehefrau der Fall. Mit 
der Tötung iſt zwangsläufig der Wegfall der Aufwendungen 
für den Unterhalt verbunden. Mit einer Vorteilsausglei⸗ 
chung iſt nicht feſtgeſtellt, daß die Beendigung der Ehe durch 
den Tod der Ehefrau deshalb ein Vorteil für den Ehemann 
iſt, weil er damit von der Unterhaltspflicht befreit wird. 

Die Beendigung der Ehe kann vermögensrechtliche und 
nichtvermögensrechtliche Vorteile und Nachteile bringen. Daß 
ſie einen vermögensrechtlichen Vorteil erzeugen kann — 
wie auch im vorl. Falle —, iſt eine nicht zu leugnende Tat⸗ 
ſache. Es iſt nicht einzuſehen, weshalb, wenn es ſich nur 
um vermögensrechtliche Anſprüche handelt, eine Vorteils⸗ 
ausgleichung dem Weſen der Ehe widerſprechen ſoll. Die 
Unterhaltspflicht iſt nicht etwa nur eine Gegenleiſtung gegen 
ſeeliſche Leiſtungen. Eher könnte man fagen, daß die ſeeliſchen 
Leiſtungen auf beiden Seiten ſich gegenſeitig bedingen. Die 
Ablehnung der Vorteilsausgleichung würde in vielen Fäl⸗ 
len, jo auch hier, zu einem vermögensrechtlichen Vorteile 
des Ehemanns führen, der nicht gerechtfertigt iſt. Der Ehe⸗ 
mann würde auf Koſten des Schädigers einen Vorteil er⸗ 
langen, der ihm nach geſundem Rechtsempfinden nicht zu⸗ 
ſteht, es ſei denn, der Geſetzgeber habe dem Ehemann einen 
nichtvermögensrechtlichen Schaden vergüten wollen. Das iſt 
aber nicht anzunehmen. Wuſſow a. a. O. weiſt außerdem 
mit Recht darauf hin, daß man dem mittelbar Geſchädigten 
bei Verweigerung der Vorteilsausgleichung mehr gewähren 
würde, als man dem unmittelbar Geſchädigten zubilligt. 

Für die Annahme des RG., daß der Geſetzgeber bei der 
Faſſung des § 845 BGB. von ähnlichen Erwägungen aus⸗ 
gegangen ſei, wie ſie das RG. aufgeſtellt hat, fehlen die 
tatſächlichen Unterlagen. Das RG. ſagt ſelbſt nur: „Es 
dürfe angenommen werden, daß für den Geſetzgeber ähn⸗ 
liche Erwägungen bei der Faſſung des 8 845 beſtimmend 
geweſen ſeien.“ 

Mit Recht ſagt Wuſſow a. a. O., das NG. unterſtelle 
hier als Tatſache das, was es beweiſen wolle. Allerdings 
it im 8845 BGB. die Verpflichtung des Schädigers auf⸗ 
geſtellt, „Erſatz“ zu leiſten. Das Wort „Schadenserſatz“ iſt 
nicht angewendet. Daß dies die vom RG. angenommene 
grundſätzliche Bedeutung haben ſollte, iſt nicht anzunehmen. 
Auch in anderen Beſtimmungen des BGB. befindet ſich das 
Wort „Erſatz“ oder „Erſatzpflichtiger“ ftatt „Schadenserſatz“ 
und „Schadenserſatzpflichtiger“. Näher als die Annahme des 
RO. liegt die Annahme, daß die Anderung des Entwurfes 
für die Reichstagsvorlage lediglich die Einſchränkung des 
Umfanges der Erſatzpflicht bezweckt hat, indem ſich die Er⸗ 
ſatzpflicht dem Höchſtmaße nach auf den Wert der Dienſte 
beſchränken foll. Wie ſchon Wuſſow a. a. O. bemerkt, ift 
im Entwurf nicht etwa ſtatt des Wortes „Schadenserſatz“ 
nur das Wort „Erſatz“ geſetzt. Wenn dies der Fall wäre, 
ſo könnte man der Auslegung des RG. vielleicht folgen. 
Tatſächlich iſt ſtatt eines allgemeinen Schadenserſatzanſpruchs 
der Umfang des Erſatzanſpruchs beſchränkt worden. Die hier 
vertretene Anſicht entſpricht der Stellung des § 845 BGB. 
innerhalb der Beſtimmungen über unerlaubte Handlungen. 
Die 88 844, 845 und 846 betreffen Erſatzanſprüche dritter 
Perſonen. § 844 betrifft nach allgemeiner Annahme einen 
Schadenserſatzanſpruch. 8 846 betrifft den 8 844 und den 
8 845. Er ſpricht für beide Fälle von der Entſtehung des 
„Schadens“, ſieht alſo auch den Fall des 8845 als Scha⸗ 
denserſatzanſpruch an. Im 8 845 iſt das Wort „Erſatz“ als 
gleichbedeutend mit „Schadenserſatz“ angewendet. Das Wort 
„Erſatz“ entſpricht im Zuſammenhang des Wortlautes mehr 
dem Sprachgebrauch. Nur dies iſt wahrſcheinlich der Grund 
geweſen, weshalb ſtatt „Schadenserſatz“ „Erſatz“ geſagt iſt. 
Daß die Erſaßzpflicht unabhängig davon fein foll, ob der 
Ehemann die Arbeiten, die ihm ſeine Ehefrau leiſten würde, 
durch eine bezahlte Erſatzkraft ausführen läßt oder ſie ohne 
Aufwendung von Geld ſelbſt ausführt oder ſie durch ein 
anderes ihm geſetzlich zu Dienſten verpflichtetes Familien⸗ 
mitglied ausführen läßt, ſpricht nicht für die Annahme des 
RG. In allen dieſen Fällen ift ein Schaden als entſtanden 
anzunehmen. Wenn der Ehemann die Arbeiten ſelbſt aus⸗ 
führt oder durch ein anderes ihm verpflichtetes Familien⸗ 
mitglied ausführen läßt, ſo iſt ein Schaden anzunehmen, da 
in dieſen Fällen die Arbeitskraft, die die Arbeiten der Frau 
erſetzt, für andere Arbeiten ausfällt. 
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Demnach hält der Senat im Falle des 8 845 BGB. 
eine Vorteilsausgleichung ebenſo wie bei anderen Schadens⸗ 
erſatzanſprüchen für zuläſſig und erforderlich. Ein anderes 
Ergebnis würde in den meiſten Fällen, insbeſ. auch im vorl. 
Fall, mit dem Rechtsempfinden nicht in Einklang ſtehen. Der 
Kl. hat ſich alſo die Erſparnis, die er durch den Wegfall 
ſeiner Unterhaltspflicht hat, anrechnen zu laſſen. Zu ſeinen 
Gunſten ift der Wert der Dienſte feiner Ehefrau mit 35 RM 
monatlich unterſtellt, wenn er im gegebenen Fall auch zu 
hoch ſein mag. Der Kl. hat gegen das erſte Urteil keine 
Berufung eingelegt. Seine Erſparnis an Unterhalt für ſeine 
Ehefrau beträgt mindeſtens 35 RM monatlich, ſo daß er 
einen Schaden durch den Wegfall der Dienſte ſeiner Ehefrau 
nicht hat. 

(DIG. Hamm, 11. ZivSen., Urt. v. 8. Jan. 1940, 11 U 
208/39.) 


Anmerkung: Die Entich. verdient volle Zuſtimmung. 

Bei unerlaubten Handlungen gewährt das BGB. 
(8 823) grundſätzlich nur dem unmittelbar Verletzten einen 
Schadenserſatzanſpruch, der grundſätzlich nach § 249 auf 
Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes gerichtet iſt, jedoch 
mit der Befugnis des Verletzten, den zur Wiederherſtellung 
des früheren Zuſtandes erforderlichen Geldbetrag zu ver⸗ 
langen. Hiervon machen die Vorſchriften der 88 844 und 845 
BGB. eine doppelte Ausnahme. Sie gewähren einen Renten- 
anſpruch, und zwar zugunſten Dritter, die durch die un⸗ 
erlaubte Handlung nur mittelbar verletzt ſind, während die 
Beſtimmungen andererſeits die Durchbrechung des Grund⸗ 
ſatzes der Erſatzpflicht nur gegenüber dem unmittelbar Ver⸗ 
letzten auf die in den 88 844, 845 BGB. aufgeführten An⸗ 
ſprüche beſchränken. 

Mit Recht geht das OLG. Hamm in feiner Entſch. in 
Ubereinſtimmung mit Carl (JW. 1938, 1696) und Wuſ⸗ 
fow (DR. 1939, 979) entgegen RGB. 152, 208 = JW. 1937, 
1574 Akadg. 1937, 215 davon aus, daß auch § 845 BGB. 
einen vermögensrechtlichen Schadenserſatzan⸗ 
ſpruch normiert. Die Wortfaſſung „Erſatz“ — nicht: „Scha⸗ 
denserſatz“ — ift, wie ſchon Geigek: Akad. 1937, 216 
Anm. ausgeführt hat, belanglos, zumal da 8 846 BGB. 
ausdrücklich von dem anſpruchsbegründenden „Schaden“ des 
Dritten in den Fällen der 88 844, 845 ſpricht. In überein- 
ſtimmung mit RG. 69, 428 JW. 1909, 19 12 iſt ferner 
anzunehmen, daß auch der Anſpruch aus 8845 BGB. der 
grundſätzlich dreijährigen Verjährung des § 852 BGB. un- 
terliegt, obwohl dieſe Vorſchrift von dem „Anſpruch auf Er⸗ 
ſatz des aus einer unerlaubten Handlung entſtandenen 
Schadens“ ſpricht. Andererſeits z. B. regelt der im § 254 
BGB. normierte allgemein anerkannte Grundſatz des Scha⸗ 
denserſatzrechts nur die „Verpflichtung zum Erſatze“ und den 
„Umfang des zu leiſtenden Erſatzes“ (vgl. näher bei Wuſ⸗ 
ſow a.a. O. S. 980). Die eingangs erwähnte Beſchränkung 
des Schadenserſatzanſpruchs, der ohne die Anordnung des 
3 845 dem Dritten überhaupt nicht zuftände, widerſpricht 
aber der dargelegten Rechtsnatur des Anſpruchs als ver⸗ 
mögensrechtlicher Schadenserſatzanſpruch ebenſowenig wie 
andere Umfangsbegrenzungen von Schadenserſatzanſprüchen, 
3. B. in 8 12 Krafti. 

Bei der Beurteilung des vermögensrechtlichen Schadens⸗ 
erſatzanſpruchs der 88 844, 845 BGB. müſſen aber die rein 
familienrechtlichen Wirkungen der Ehe im Falle des § 845 
ebenſo wie des Kindſchaftsverhältniſſes bei § 844 außer Be- 
tracht bleiben. Wie das RG. a. a. O. ſelbſt zutreffend aus- 
führt, ſtehen die in dieſen Fällen vorhandenen ſeeliſchen Be⸗ 
ziehungen zu den geldlichen Auswirkungen nicht in einem 
abwägbaren Verhältnis etwa von Leiſtung und Gegenleiſtung. 

Die Verfolgung der Erſatzforderung eines 
Geſchädigten darf aber, wie das RG. ſelbſt in der grund- 
legenden Entſch. v. 14. Juni 1918 über die Vorteilsaus⸗ 
gleichung (RG. 93, 145 = JW. 1918, 55812) wörtlich aus- 
geführt hat, „nie zu deſſen Bereicherung führen“. 
Danach iſt ein Schaden im Rechtsſinn inſoweit nicht vor⸗ 
handen, als die eingetretene Vermögensminderung durch 
einen Nutzen wieder aufgehoben wird, den das zugleich 
ſchädigende Ereignis für den Geſchädigten mit ſich gebracht 
hat, Dabei ift das wirtſchaftliche Ergebnis zu berück⸗ 
ſichtigen, das das betreffende Ereignis in den verſchiedenen 
Einzelwirkungen für das Vermögen des Schadenserſatz For⸗ 
dernden gehabt hat. In allen Fällen der ſog. Vorteilsaus⸗ 
gleichung handelt es ſich hiernach um eine Abſtimmung 
mehrerer Faktoren der Schadensberechnung, ſo daß ich den 
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abſchließenden Ausführungen von Wuſſow (a. a. O. S. 982 
unter III vorletzter Abſatz) über die Beſonderheit der Scha⸗ 
densermittlung im Falle des § 845 BGB. nicht zu folgen 
vermag. Im übrigen ſtimme ich ihm ebenſo wie dem obigen 
Urteil des OLG. Hamm in der Notwendigkeit einer An⸗ 
wendung der Grundſätze der Vorteilsausgleichung zu. 

Zu dieſer Anſicht haben ſich bekannt: Plancks Anm. 3 
zu 8845; Dertmannd Anm. 8 zu § 845; Geigel a. a. O.; 
Carl a. a. O.; Wagner: IW. 1939, 634 Anm.; Wuſ⸗ 
ſow a. a. O.; OLG. Frankfurt: Recht 1909 Nr. 3560; OLG. 
Köln: JW. 1937, 39 22; 1939, 6345. Das RG. ift aber trop- 
dem bei ſeiner Auffaſſung auch in der Entſch. in JW. 1938, 
172414 — DAutoR. 1938, 299 und neueſtens in DR. 1940, 
413% verblieben. Ihm folgen die Kommentare der REN 
Anm. 3 zu 8845; Balandt? Anm. 3 zu 8845; Soergel e 
Anm. 4 zu § 845; Warneyer zu 8 845. 

LGR. Dr. Fiſcher, Düſſeldorf⸗Oberkaſſel. 
xX 


** 9. RG. — §1595a BOB; §643 ZPO; 828 Geſetz 
über die Anderung und Ergänzung familienrechtlicher Bor- 
ſchriften v. 12. April 1938. 


1. Hat der Ehemann die Ehelichkeit eines Kindes inner⸗ 
halb eines Jahres ſeit der Geburt angefochten, ſo kann der 
StA. ſein Anfechtungsrecht zwar nicht während der Rechts⸗ 
hängigkeit dieſer Klage, wohl aber nach ihrer rechtskräftigen, 
wenn auch aus ſachlichen Gründen erfolgten Abweiſung aus⸗ 
üben. 

2. Wenn der StA. die Anfechtung für geboten erachtete, 
unterliegt ſein Ermeſſen nicht der gerichtlichen Nachprüfung. 

Der Bekl. iſt am 20. Juli 1930 von der damaligen Ehe⸗ 
frau des Kl. geboren worden. Die Ehe war am 30. März 
1930 geſchloſſen, iſt aber i. J. 1931 für nichtig erklärt wor⸗ 
den, weil die Mutter des Bekl. dem Kl. argliſtig verſchwiegen 
hatte, daß ſie während der Empfängniszeit des Bekl. auch 
mit dem Heinrich T. geſchlechtlich verkehrt hatte. 

In einem weiteren Vorprozeß hat der Kl. die Ehelich⸗ 
keit des Bekl. jchon einmal angefochten. Dieſe Klage wurde 
durch ein i. J. 1932 rechtskräftig gewordenes Urteil des LG. 
in Altona v. 25. Nov. 1931 abgewieſen, weil nach einem ärzt⸗ 
lichen Gutachten v. 30. Juni 1931 das Kind und deſſen 
Mutter zur Blutgruppe 4 gehören und demnach die Mög⸗ 
lichkeit, den Kl. auf Grund einer Blutunterſuchung von der 
Vaterſchaft auszuſchließen, verneint wurde. 

Im Jahre 1939 wurde eine neue Blutunterſuchung 
vorgenommen, und zwar nunmehr nach dem M/N-Shitent. 
Das Gutachten v. 5. April 1939 beſagt, daß die Parteien in 
bezug auf die Merkmale M und N entgegengeſetzt reinerbig 
ſeien und daß deshalb der Kl. offenbar unmöglich der Er⸗ 
zeuger des Bekl. ſein könne. 

Der Kl. hat daraufhin gem. § 580 Nr. 7b ZPO. im 
Juni 1939 die vorl. Reſtitutionsklage erhoben mit dem An⸗ 
trage, unter Aufhebung des Urteils des LG. Altona vom 
25. Nov. 1931 feſtzuſtellen, daß der Bekl. nicht ſein eheliches 
Kind ſei. Das LG. hat die Reſtitutionsklage wegen Ver⸗ 
ſäumung der Friſt des § 586 Abſ. 2 Satz 2 ZPO. für un⸗ 
zuläſſig erachtet, dagegen die Klage als neue Anfechtungs⸗ 
klage zugelaſſen und feſtgeſtellt, daß der Bekl. kein eheliches 
Kind des Kl. ſei. 

Die Berufung war erfolglos. 

Der Bekl. hat Rev. eingelegt. Der Kl. bittet um Zu⸗ 
rückweiſung der Rev. Ihm iſt der Oberreichsanwalt beim 
RG. als Streitgenoſſe beigetreten. Auch er ficht, und zwar 
gem. § 1595 a BGB., die Ehelichkeit des Bekl. an und macht 
ſich den Antrag des Kl. zu eigen, feſtzuſtellen, daß der Bekl. 
kein eheliches Kind des Kl. ſei, mithin die Rev. zurückzu⸗ 
weiſen. Der Bekl. bittet, auch die neue Anfechtungsklage des 
Oberreichsanwalts abzuweiſen. 

Dem BG. iſt darin beizutreten, daß es unertraglich 
wäre, wenn der Kl., der, wie jetzt einwandfrei feſtſteht, 
nicht der Erzeuger des Bekl. ſein kann, fernerhin als deſſen 
ehelicher Vater lediglich deshalb zu gelten hätte, weil nach 
dem Stande der Wiſſenſchaft zur Zeit des Anfechtungspro⸗ 
zeſſes i. J. 1931 ſeine Vaterſchaft noch nicht ausgeſchloſſen 
werden konnte. Nicht beizupflichten ijt dem OLG. jedoch 
darin, daß es zur Ermöglichung der Anfechtung geboten ſei, 
die Beſtimmung des $ 586 Abſ. 2 Satz 2 BPO., wonach die 
Reſtitutionsklage ſpäter als fünf Jahre nach der Rechts⸗ 
kraft des Urteils unſtatthaft iſt, außer acht zu laſſen. Wäre 
dem Kl. ſchon vor Erhebung der Anfechtungsklage i. J. 1931 
bekannt geweſen, daß die Unmöglichkeit ſeiner Vaterſchaft 
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im Hinblick auf die Blutgruppenzugehörigkeit des Kindes 
und der Mutter damals nicht feſtgeſtellt werden konnte, ſo 
hätte er von der derzeit ausſichtsloſen Klage von vornherein 
abſehen müſſen, würde auch das Armenrecht gar nicht erſt 
erlangt haben. In dieſem Falle hätte der Kl. die Friſt des 
$ 1594 BGB. verſäumt, und eine neue Friſt für die An- 
fechtung der Ehelichkeit wäre ihm auch durch § 26 Abſ. 2 
des Geſ. über die Anderung und Ergänzung familienrecht⸗ 
licher Vorſchriften v. 12. April 1938 (FamRandch.) nicht er- 
öffnet worden, da er von den für die Unehelichkeit des Bekl. 
ſprechenden Umſtänden ſchon innerhalb der erſten neun 
Monate, nachdem er die Geburt des Kindes erfahren hatte, 
Kenntnis erlangt hatte. Als Kenntnis ſolcher Umſtände 
reicht nämlich nach der zum Abdruck in der amtlichen Samm⸗ 
lung beſtimmten Entſch. des erk. Senats v. 24. Febr. 1940, 
IV 375/39, ſchon die Kenntnis davon aus, daß die indes- 
mutter während der Empfängniszeit außer mit ihrem Ehe⸗ 
mann noch anderweit geſchlechtlich verkehrt hat, vorausge⸗ 
ſetzt, daß zur Zeit der Erlangung dieſer Kenntnis die Blut⸗ 
gruppenunterſuchung als Beweismittel im Prozeß aner⸗ 
kannt war. 

Hiernach beſteht kein Anlaß, den Kl. hinſichtlich ſeines 
eigenen Anfechtungsrechtes deshalb günſtiger zu ſtellen, weil 
die Blutgruppenunterſuchung erſt im Laufe des Anfech⸗ 
tungsprozeſſes ſtatt etwa ſchon im Armenrechtsverfahren 
vorgenommen wurde, und der Kl. daher Gelegenheit hatte, 
jene damals von vornherein ausſichtsloſe Klage durchzu⸗ 
führen. Vor allem aber erſcheint es zur Erreichung des 
Zieles — der unabweisbar gebotenen Klarſtellung der Ab⸗ 
ſtammung und Sippenzugehörigkeit des Bekl. — auch keines⸗ 
wegs unerläßlich, dem Kl. die Wiederaufnahme des Ver⸗ 
fahrens durch Ausſchaltung der Beſtimmung des 8 586 
Abſ. 2 Satz 2 BPO. zu ermöglichen, und zwar deshalb nicht, 
weil das durch §5 Fam Rand. eingeführte Anfechtungs⸗ 
recht des Staatsanwalts noch beſteht, und zwar, wie noch 
darzulegen ſein wird, ungeachtet der Rechtskraft des die 
Anfechtungsklage des damaligen Ehemannes der Kindes⸗ 
mutter abweiſenden Vorurteils. Es braucht ſomit nicht mehr 
erörtert zu werden, ob der Statthaftigkeit der Reſtitutions⸗ 
klage nicht auch der Umſtand entgegenſteht, daß das Gut⸗ 
achten v. 5. April 1939 erſt nach Beendigung des Anfech⸗ 
tungsprozeſſes errichtet worden ift (vgl. RG. 123, 305 
JW. 1929, 1659; RG. 151, 206 = JW. 1936, 2316 11 
m. Anm.), oder ob hier, weil das Gutachten nach dem 
Stande der Wiſſenſchaft i. J. 1931 noch nicht erſtattet wer⸗ 
den konnte, die gleichen rechtlichen Geſichtspunkte wie bei 
einer Geburtsurkunde (vgl. HöchſtRRſpr. 1933 Nr. 1621; 
RG. 151, 207) Platz greifen; ferner auch nicht, ob über- 
haupt das Gutachten i. S. des § 580 Nr. 7b ZPO. als nach⸗ 
trägliches Urkundenbeweismittel oder nicht vielmehr als 
Mittel zur Einführung eines neuen Beweiſes durch Augen⸗ 
ſchein (und / oder Sachverſtändigen) zu werten ift (vgl. JW. 
1912, 802 22; RGB. 80, 240; Warngſpr. 1914 Nr. 34, Süß: 
JW. 1936, 2318). 

Hiernach iſt es dem Kl. verwehrt, die Rechtskraft des 
Vorurteils durch Reſtitutionsklage zu beſeitigen. Das LG. 
hat geglaubt, dem Kl. dadurch helfen zu können, daß es die 
Klage als neue Anfechtungsklage zugelaſſen hat. Dieſer Weg 
iſt aber, abgeſehen von der Rechtskraft des Vorurteils und 
der noch zu berührenden Frage, ob mit einer Reſtitutions⸗ 
klage eine gewöhnliche Klage, ſei es auch gleichen Inhalts 
wie die frühere, verbunden werden kann, jedenfalls deshalb 
nicht gangbar, weil die Anfechtungsfriſt, wie oben dar- 
gelegt, bei Erhebung der Reſtitutionsklage bereits ver⸗ 
ſtrichen war. 

Es ift nunmehr zu prüfen, ob das Anfechtungsrecht des 
St A. aus § 1595 a BGB., das fich gem. § 26 Abſ. 1 Famgi⸗ 
And. auf Geburtsfälle aus der Zeit vor dem Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes erſtreckt, dadurch ausgeſchloſſen wird, daß 
der Kl. die Ehelichkeit des Bekl. innerhalb eines Jahres ſeit 
der Geburt des Kindes angefochten hatte und mit jener 
Klage rechtskräftig abgewieſen worden iſt. Aus dem Wort⸗ 
laut des 5 15953 BGB. könnte gefolgert werden, daß, wenn 
der Ehemann innerhalb des bezeichneten Jahres angefochten 
hat, der StA. überhaupt nicht mehr anfechten könne. Eine 
ſolche Auslegung würde jedoch dem Sinne des Geſetzes nicht 
gerecht werden. Insbeſ. iſt nicht einzuſehen, weshalb das 
Anfechtungsrecht des StA. für die Dauer ausgeſchloſſen fein 
ſoll, wenn der Ehemann innerhalb des erſten Jahres nach 
der Geburt des Kindes angefochten hat, nicht aber, wenn 
der Mann die Anfechtung ſpäter vorgenommen hat, etwa 
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weil er von den für die Unehelichkeit ſprechenden Umſtänden 
erſt nach Ablauf des Jahres Kenntnis erlangt hatte. Der 
Sinn der in Rede ſtehenden Beſtimmung geht vielmehr, 
wenigſtens in erſter Reihe, dahin, daß der StA. mit ſeiner 
Anfechtung bis zum Ablauf des erſten Jahres ſeit der Ge⸗ 
burt des Kindes warten und während dieſer Zeit dem Ehe⸗ 
mann den Vorrang laſſen ſoll. Da aber ſtatt der Worte 
„Hat ... angefochten“ nicht eine Faſſung wie etwa: „3ft feit 
der Geburt des Kindes ein Jahr verfloſſen“ gewählt wor⸗ 
den ift, wird man aus dem Wortlaut des § 15954 BGB. 
weiter entnehmen müſſen, daß, wenn der Mann innerhalb 
dieſes Jahres angefochten hat, der StA. fein Anfechtungs⸗ 
recht zurückſtellen muß, ſolange die Klage des Mannes noch 
anhängig iſt. 

Da aber im vorl. Falle der erte Anfechtungsprozeß be- 
endet iſt, fragt ſich weiter, ob die Rechtskraft jenes die 
Klage abweiſenden Urteils der Anfechtung durch den StA. 
entgegenſteht. Dafür ſcheint der Wortlaut des § 643 BPO. 
zu ſprechen, wonach das Urteil in einem Rechtsſtreit, der die 
Anfechtung der Ehelichkeit eines Kindes zum Gegenſtande 
hat, ſofern es bei Lebzeiten der Parteien rechtskräftig wird, 
für und gegen alle wirkt. In der Tat wird im Schrifttum 
ganz überwiegend die Anſicht vertreten, daß, wenn der Ehe⸗ 
mann fachlich unterlegen ift, die neuerliche Klage des StA. 
an der Rechtskraft des Urteils ſcheitere (Jonas, 16. Aufl., 
1b zu 8640 BPD; Ficker⸗Rexroth bei Pfundtner⸗ 
Neubert, „Das neue Deutſche Reichsrecht“, Bd. IIb 58 
Anm. 2 zu § 5 FamRelndG.; Seibert bei Balandt, 
Anm. 1a zu § 1595 BGB.; Rexroth: DJ. 1938, 710, 711, 
713, 714, 715; Seibert: JW. 1938, 2118). Dieſe Meinung 
läßt ſich aber bei näherer Prüfung des ſachlichen Gehalts 
des die Anfechtungsklage abweiſenden Urteils nicht aufrecht⸗ 
erhalteu. Es iſt Günther (DRechtspfl. 1938, 166) darin 
beizupflichten, daß das Anfechtungsrecht des Ehemannes 
und das des StA. grundſätzlich verſchiedene Geſtaltungs⸗ 
rechte jind. Die Abweiſung der Klage beſagt aljo nur, daß 
das Anfechtungsrecht gerade dieſes Kl. verbraucht iſt, läßt 
dagegen das Recht des anderen Anfechtungsberechtigten un⸗ 
berührt. Dieſer macht, wenn er ſeinerſeits eine neue Klage 
erhebt, nicht das rechtskräftig — wenn auch mit Wirkung 
für und gegen alle — erledigte, ſondern ein neues Recht 
geltend. Die Folgerung, daß hiernach umgekehrt auch der 
Mann durch ein den StA. abweiſendes Urteil nicht gehin- 
dert iſt, ſein eigenes Anfechtungsrecht auszuüben, wird 
wegen der gegen ihn laufenden Ausſchlußfriſt nur in ſel⸗ 
tenen Ausnahmefällen, insbeſondere bei längerer Abweſen⸗ 
heit des Mannes, praktiſche Bedeutung gewinnen. 

Eine Bindung des StA. an das Ergebnis des Vor⸗ 
prozeſſes muß aber weiter auch noch aus folgenden Er⸗ 
wägungen verneint werden: 

Für Fälle wie den hier vorliegenden, in denen die Klage 
des Ehemannes ſchon vor dem Inkrafttreten des Geſ. vom 
12. April 1938 abgewieſen worden war, iſt davon auszu⸗ 
gehen, daß damals zwar der § 643 Abſ. 1 ZPO. in dem- 
ſelben Wortlaut galt wie heute, aber der Ehemann allein 
zur Anfechtung berechtigt war. Die Beſtimmung, daß das 
Urteil für und gegen alle wirkt, konnte ſich alſo nicht auf 
einen weiteren Anfechtungsberechtigten beziehen. In RG. 
102, 367 ift auf die Motive zum BGB. hingewieſen worden, 
wo die Bedenken gegen die Rechtskraftwirkung der Mutter 
gegenüber deshalb nicht für durchſchlagend erachtet worden 
jind, weil es ihr freiſtehe, ihre Belange durch Beitritt zum 
Rechtsſtreit wahrzunehmen. Dieſe Möglichkeit hatte der StA. 
damals noch nicht. Allerdings war er auch jhon nach 8 641 
i. Verb. m. § 607 BPO., beide alter Faſſung, zur Mitwir⸗ 
kung in Sachen betreffend Anfechtung der Ehelichkeit befugt, 
jedoch konnte er damals neue Tatſachen und Beweismitkel 
nur inſofern vorbringen, als ſie der Aufrechterhaltung der 
Ehelichkeit dienten. Schon die Rechtslage, daß hiernach der 
StA. zur Wahrung der Ehelichkeit berufen war und einer 
läſſigen und mit unzulänglichen Mitteln unternommenen 
Prozeßführung des Ehemannes nicht entgegentreten durfte, 
laßt es grundſätzlich bedenklich erſcheinen, die Rechtskraft 
eines unter dem alten Prozeßrecht ergangenen ſachlich un⸗ 
richtigen abweiſenden Urteils dem neuerlichen eigenen An⸗ 
fechtungsrecht des StA. entgegenzuſetzen. Dieſes Bedenken 
trifft allerdings gerade den vorl. Fall nicht, da hier auch 
eine Mitwirkung des StA. nichts hätte daran ändern fön- 
nen, daß i. J. 1931 die Vaterſchaft des Kl. nicht ausſchließ⸗ 
bar war, weil damals die erbbiologiſche Unterſuchung der 
Blutfaktoren M und N noch nicht eingeführt war. 


Aber auch in den Fällen, in denen die Klage des Ehe⸗ 
mannes erft während der Geltung des ymRändG. abge- 
wieſen worden iſt oder noch abgewieſen werden wird, iſt 
eine Bindung des StA. an das Ergebnis des Prozeſſes un⸗ 
erwünſcht. Allerdings kann der StA. nach dem neuen Recht 
die ihm zuſtehende Mitwirkung (88 640 Abſ. 1, 607 Abſ. 1 
SPD.) auch dazu ausüben, um die für die Unehelichkeit 
ſprechenden Umſtände geltend zu machen und ſomit die Pro⸗ 
zeßführung des Ehemannes zu unterſtützen. Wenn deſſen 
Klage trotzdem erfolglos bleibt, ſo kann dies darauf zurück⸗ 
zuführen ſein, daß die Erbringung des erforderlichen Be⸗ 
weiſes noch nicht möglich iſt, etwa weil des Kind zu klein, 
ein Zeuge nicht zu ermitteln oder die erbbiologiſchen Unter⸗ 
ſuchungsmethoden noch nicht genügend vervollkommnet ſind. 
Es kann alſo der Fall ſo liegen, daß der StA. es für rat⸗ 
ſam erachtet, ſein eigenes Anfechtungsrecht noch zurückzu⸗ 
ſtellen, während der Mann ſeine Klage nicht aufſchieben 
kann, da er ſonſt die Anfechtungsfriſt verſäumen würde. 
Wollte man die rechtskräftige Abweiſung einer dergeſtalt 
verfrühten Klage dem Anfechtungsrecht des StA. entgegen- 
ſetzen, ſo würde die Erwägung außer acht gelaſſen, die den 
Geſetzgeber veranlaßt hat, dieſes Recht als ein un befriſtetes 
auszugeſtalten. 

Insbeſ. die feit der Einführung der Blutgruppenunter⸗ 
ſuchung fortgeſchrittene Entwickelung der erbbiologiſchen Wiſ⸗ 
ſenſchaft und der in der Gerichtspraxis anerkannten Be⸗ 
weismittel nötigt, wie der vorl. Fall zeigt, dazu, die 
Rechtskraft des Vorurteils gegenüber dem neuen Anfech⸗ 
tungsrecht des StA. auszuſchalten. Allerdings hat ſie nach 
der jüngſt entwickelten Rſpr. des erk. Senats dem Kl. ſelbſt 
weder eine neue Anfechtungsfriſt noch die Möglichkeit einer 
Beſeitigung des rechtskräftigen Vorurteils eröffnet. Dieſe 
Ripr. kann aber zu befriedigenden Ergebniſſen nur dann 
führen, wenn zu ihrer Ergänzung die Bindung des StA. 
an das die Klage des Ehemannes abweiſende Urteil ver- 
neint wird. Einer der Grundgedanken des Geſ. v. 12. April 
1938 beſteht nach der amtlichen Begründung (DJ. 619) dar- 
in, daß die Bedeutung, die nach unſerer heutigen Anſchau⸗ 
ung der Abſtammung eines Menſchen zukommt, dazu zwingt, 
die Anfechtung der Ehelichkeit eines von dem Ehemann nicht 
erzeugten Kindes ſtets zu ermöglichen und damit den Weg 
für die Klarſtellung ſeiner wirklichen Abſtammung freizu⸗ 
machen. Bei der Bedeutung, die der Sippenzugehörigkeit 
eines Meuſchen nach nationalſozialiſtiſcher Auffaſſung zu⸗ 
kommt, muß das Intereſſe an einer möglichſt frühzeitigen 
und endgültigen Feſtſtellung des Familienſtandes hinter das 
öffentliche Intereſſe an einer Klarſtellung der wirklichen Ab⸗ 
ſtammung zurücktreten (ebenda S. 620). Wenn bis zur end⸗ 
gültigen Neugeſtaltung der Vorſchriften über die eheliche und 
uneheliche Abſtammung an dem bisherigen Verfahren der 
ſtreitigen Gerichtsbarkeit in Familienſtandsſachen grundſätz⸗ 
lich feſtgehalten worden iſt — während der freiwilligen Ge⸗ 
richtsbarkeit der Begriff der materiellen Rechtskraft für 
die Regel fremd ift (RG. 124, 324) —, fo läßt ſich dies 
nach der amtlichen Begründung (a. a. O. S. 621) für eine 
kurz bemeſſene übergangszeit nur damit rechtfertigen, daß 
die bisher für die Anfechtungsklage des Ehemannes gelten⸗ 
den Verfahrensvorſchriften in einer Weiſe ausgeſtaltet wor⸗ 
den ſind, die alle die Klarſtellung der Abſtammung er⸗ 
ſchwerenden Bindungen des Gerichts und der Prozeßbe⸗ 
teiligten beſeitigen ſoll. Deshalb ſollten alle Hinderniſſe 
prozeſſualer Art, die bisher der Berückſichtigung ehelichkeits⸗ 
feindlicher Tatſachen und Beweismittel entgegenſtanden, aus 
dem Wege geräumt werden. 

Der hiernach unabweisbar gebotenen Befreiung des 
StA. von der Bindung an ein fachlich unrichtiges rechts⸗ 
kräftiges Urteil, durch das eine Anfechtungsklage des Man⸗ 
nes abgewieſen war, kann auch die Beſtimmung des 8 28 
Fam Rand. nicht entgegenſtehen, wonach die Vorſchriften 
über die Rechtskraft die Anfechtung nach den Vorſchriften 
des Art. 2 nicht hindern, wenn die Abweiſung deshalb er⸗ 
folgt war, weil der Mann die Anfechtungsfriſt verſäumt 
oder das Kind als das ſeinige anerkannt hatte. Dafür, 
daß etwa hier die Rechtskraftwirkung des Vorurteils er⸗ 
ſchopfend, insbeſ. gerade im Verhältnis zum St., und 
zwar unter bewußter Hintauſetzung der Weiterentwicklung 
der erbbiologiſchen Wiſſeuſchaft und der gerichtlichen Be⸗ 
weispraxis in den letzten Jahren vor dem Inkrafttreten des 
FamRändch., geregelt werden ſollte, bietet auch die amt- 
liche Begründung zu Art. 8 (a. a. O. S. 624) keine Anhalts⸗ 
punkte. Die öffentlich⸗rechtliche Stellung und die familien⸗ 
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rechtliche Erfahrung des Stel. bürgen dafür, daß er die 
Frage der Ehelichkeit, falls ſie bereits Gegenſtand eines 
gegen den Ehemann ergangenen rechtskräftigen Urteils war, 
zur erneuten gerichtlichen Nachprüfung nur dann verſtellt, 
wenn dies ſachlich geboten erſcheint und hinreichende Aus⸗ 
ſicht auf Erfolg bietet. 

Kann hiernach die Rechtskraft eines den Ehemann ab⸗ 
weiſenden Urteils der Anfechtung durch den StA. nicht ent⸗ 
gegenſtehen, insbeſ. wenn es nach altem Recht und vor der 
Durchſetzung der heute anerkannten erbbiologiſchen Unter⸗ 
ſuchungsmethoden ergangen war, fo iſt weiter zu prüfen, ob 
dieſes neue Anfechtungsrecht in dem gegenwärtigen Re⸗ 
ſtitutionsverfahren geltend gemacht werden kann. Daß es 
mit unerwünſchten Verzögerungen und Mehrkoſten verbun⸗ 
den wäre, wenn der StA. erſt auf eine neue Klage in erſter 
Inſtanz verwieſen werden müßte, liegt auf der Hand. Eine 
ſolche Erſchwerung der Rechtsverfolgung würde in einem 
Sonderfalle wie dem vorliegenden aber namentlich nicht der 
gemeinnützigen Aufgabe gerecht werden, die der StA. bei 
der Ausübung des ihm anvertrauten Anfechtungsrechtes er⸗ 
füllt. Dahinter nrüſſen grundſätzliche Bedenken, wie ſie aus 
RGB. 91, 197 entnommen werden können, zurücktreten. 

Iſt demnach die Anfechtung durch den Oberreichsanwalt 
als Streitgenoſſen in dem Wiederaufnahmeverfahren pro⸗ 
zeſſual nicht zu beanſtanden, ſo kann ihr auch ſachlich der 
Erfolg nicht verſagt werden. Ob der StA. die Anfechtung für 
geboten erachtet, entſcheidet er nach pflichtmäßigem Ermeſſen, 
das der gerichtlichen Nachprüfung nicht unterliegt. Die ein⸗ 
wanbfreie Feſtſtellung des DLG., daß der Kl. nicht der Er⸗ 
zeuger des Bekl. ſein kann, ermöglicht dem Rev. die 
Entſch. in der Sache ſelbſt. 

(RG, IV. Ziv Sen., U. v. 18. März 1940, IV 734/39.) [He.] 


Handels: und Wirtſchaftsrecht 
Fios 10. RG. — 8 37 Abſ. 2 HGB.; §12 BGB.; 8 16 Unl⸗ 


1. Soweit nach § 37 Abſ. 2 HGB. Unterlaſſung unbefug⸗ 
ten Firmengebrauchs verlangt wird, richtet ſie ſich nur gegen 
den firmen rechtlich unbefugten Gebrauch. Aber auch 
die § 12 BGB., § 16 Unl WG. greifen gerade dann ein, wenn 
die pr als ſolche durch fremde Benutzung beeinträchtigt 
wird. 

2. Zwar iſt niemand befugt, ein in der Umgangsſprache 
übliches und für ſie unentbehrliches Wort dem Gemeingebrauch 
dadurch zu entziehen, daß er ſich ſeiner als eines gewerblichen 
Kennzeichnungsmittels bemächtigt, es kann jedoch der In⸗ 
haber einer an ſich nicht unterſcheidungskräftigen Firma gegen 
deren unbefugte Benutzung einſchreiten, wenn es ihm gelungen 
iſt, ihr durch die beſondere Art ihrer Verwendung oder aus 
ſonſtigen Gründen Verkehrsanerkennung als Bezeichnung ſei⸗ 
5 i und damit Unterſcheidungsrecht zu ver⸗ 
chaffen. 

3. Zur Begründung der allgemeinen Verkehrsgeltung 
einer Firma genügt, daß auch nur ein beträchtlicher Teil der 
beteiligten Kreiſe in dem Kennzeichnungswort aus der Firma 
einen Hinweis auf ſie erblickt. 

4. Eine Verwechſelungsgefahr durch Mitgebrauch eines 
fremden Kennzeichnungswortes in einer Annonce iſt ſchon 
dann gegeben, wenn dadurch der Gedanke an das Beſtehen be⸗ 
ſonderer wirtſchaftlicher oder organiſatoriſcher Beziehungen mit 
der fremden Firma ermöglicht wird. +) 


Die Kl. vertreibt hydrauliſche Maſchinen und Anlagen. 
Sie iſt unter dem Namen „Hydraulik“ weiten Kreiſen des 
Handels und der Induſtrie bekannt. 

Die Bell. ſtellt ebenfalls hydrauliſche Erzeugniſſe her. 
ür dieſe wirbt fie in Anzeigen, in denen unter ihrer eigent⸗ 
ichen Firmenbezeichnung B. das Wort „Hydraulik“ als Ober⸗ 

bezeichnung ihrer dann aufgeführten Einzelprodukte verwandt 
wird. 

Die Kl. verlangt, der Bekl. den Gebrauch der Worte „B. 
Hydraulick“ im geſchaftlichen Verkehr, insbeſ. in Druckſchriften 
zu unterſagen. 

Alle Inſtanzen gaben der Klage ſtatt. 

Das BG. hält das Unterlaſſungsbegehren der Kl. nach 
$16 Unl WG. und 812 BGB. für begründet. Es ſtellt fejt, 
daß ſich das Wort Hydraulik als Hauptbeſtandteil der Firma 
der Kl. mindeſtens ſeit dem Jahre 1924 im Verkehr als 
beſondere Bezeichnung ihres Unternehmens durchgeſetzt habe 


Rechtſprechung 


[Deutſches Recht ver. mit JW. 


und zum Schlagwort für dieſes geworden ſei und daß die 
Verwendung des Wortes in Verbindung mit dem in der 
Firma der Bekl. vorkommenden Familiennamen B., wie ſie 
in den beanſtandeten Anzeigen in die Erſcheinung trete, die 
Gefahr einer Verwechſlung hervorrufe, weil der Leſer dar⸗ 
aus auf das Beſtehen eines Abhängigkeitsverhältniſſes zwi⸗ 
ſchen den Parteien ſchließe oder zum mindeſten an das Vor⸗ 
handenſein ſonſtiger organiſatoriſcher oder wirtſchaftlicher 
Beziehungen denke. Dabei verkennt das BG. nicht, daß das 
Wort Hydraulik feit langer Zeit dem allgemeinen Sprach⸗ 
ſchatz als Bezeichnung für den Zweig der techniſchen Wiſſen⸗ 
ſchaft angehört, der ſich mit der Nutzbarmachung des Waſ⸗ 
ſers für die Zwecke des Menſchen, insbeſ. beim Maſchinen⸗ 
bau, befaßt. Das ſtehe aber einer Entwicklung des Wortes 
zur ſchlagkräftigen Bezeichnung für das Unternehmen der 
Kl. nicht entgegen. Denn auch ein allgemeiner Begriff könne 
Kennzeichnungskraft für ein beſtimmtes Unternehmen er⸗ 
langen, wenn ihm ſolche vom Verkehr beigelegt werde. Die 
Kl. könne zwar das Wort Hydraulik nicht für ſich allein in 
Anſpruch nehmen. Seine ſprachliche Verwendung im Sinne 
eines allgemeinen Gattungsbegriffs bleibe vielmehr zu⸗ 
läſſig. Das Wort genieße aber namens- und wettbewerbs⸗ 
rechtlichen Schutz, ſoweit es ſich als Kennzeichen für das 
Unternehmen der Kl. eingebürgert habe, und könne des halb 
nicht zur Bezeichnung eines fremden Geſchäfts benutzt wer⸗ 
den, ſofern der Kl., wie es hier der Fall ſei, der zeitliche 
Vorrang zukomme. 

1. Die Rev. macht demgegenüber geltend: Das BG. 
erblicke in dem Worte Hydraulik zu Unrecht einen Beſtand⸗ 
teil der Firma der Kl, der als Firmenſchlagwort zu werten 
fei. Da es ſich um die Firma ſelbſt, ſoweit ihr Unterſchei⸗ 
dungskraft innewohne, aljo um den fog. Firmenkern han⸗ 
dele, habe das BG. zunächſt von 837 Abſ. 2 HGB. anz- 
gehen müſſen. Seinen Ausführungen könne nicht entnommen 
werden, ob es dann zu dem gleichen Ergebnis gelangt wäre. 
Denn es nehme einerfeits an, daß der Begriff Hydraulik 
ein ſchlagwortartig kennzeichnender Beſtandteil der Firma 
der Kl. geworden ſei. Andererſeits halte es die ſprachliche 
Anwendung des allgemeinen Begriffs Hydraulik nach wie 
vor für zuläſſig. Hierzu komme, daß der Name „B.“ wie⸗ 
derum zum geſetzlich geſchützten Firmenkern der Bell. ge⸗ 
höre. Dann könne ihr ſein Gebrauch nicht unterſagt werden. 
Könne aber der Gebrauch des Wortes Hydraulik als eines 
allgemeinen Begriffs nicht verboten werden, ſo könne erſt 
recht nicht die Bezeichnung von Erzeugniſſen oder Arbeits⸗ 
ergebniſſen der Bell. als „B. Hydraulik“ einem Verbote 
verfallen. 

Dieſer Angriff der Rev. iſt nicht begründet. Es mag 
fein, daß das Wort Hydraulit, das neben der durch 8 4 
GmbHS. vorgeſchriebenen, nicht unterſcheidungsfähigen An⸗ 
gabe der Geſellſchaftsart den einzigen Beſtandteil der Firma 
der Kl. bildet, nicht als Firmenſchlagwort angeſehen werden 
kann, ſondern die Firma ſelbſt darſtellt, ſoweit ihr fenn- 
zeichnungskraft zukommt (dal. JW. 1930, 7309; GRUR. 1933, 
776). Daraus kann aber nicht gefolgert werden, daß die Kl. 
in der Wahrnehmung ihrer Rechte irgendwie beſchränkt ſei 
und deren Verwirklichung in erſter Reihe auf Grund des 
537 Abſ. 2 GEB. fuen müſſe. Soweit nach dieſer Vor⸗ 
ſchrift Unterlaſſung unbefugten Firmengebrauchs verlangt 
werden kann, richtet ſie ſich nur gegen den firmenrecht⸗ 
lich unbefugten Gebrauch (vgl. NGB. 114, 90, 93; GRUR. 
1928, 776). Die Kl. könnte aljo der Bekl. die Verwendung 
des Wortes Hydraulik als Firmenzuſatz verwehren, wenn 
dies firmenrechtlichen Grundſätzen zuwiderliefe. Darüber 
hinaus ſtehen ihr jedoch auch die ſonſtigen geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen zur Seite, welche die Firma gegen unbefugte 
Verletzung durch fremden Gebrauch ſchützen. Das BE. zieht 
mit Recht § 12 BGB., 816 Unl WG. heran, die auch dann 
und gerade dann eingreifen, wenn die Firma als ſolche 
durch fremde Benutzung beeinträchtigt wird. Im übrigen 
laſſen die Ausführungen der Rev. nicht klar erkennen, inwie⸗ 
fern das BÖ, bei einer von § 37 Abſ. 2 HGB. ausgehenden 
Betrachtungsweiſe zu einer anderen Auffaſſung hätte ge⸗ 
langen müſſen. Wenn fie hierfür anführt, der Bekl. könne 
der Gebrauch des Wortes B., das zum geſetzlich geſchützten 
Kern der Firma gehöre, nicht unterſagt werden, demzufolge 
aber auch nicht die Verbindung dieſes Namens mit dent 
Ausdruck Hydraulik, deſſen ſprachliche Anwendung im Sinne 
des durch ihn umſchriebenen allgemeinen Begriffs das BG. 
für zuläffig halte, fo ſteht dem entgegen, daß das BG. in 
der Verbindung des Wortes Hydraulik mit dem Firmen⸗ 
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namen der Bekl. gerade nicht nur eine ſprachliche Verwen⸗ 
dung jenes Wortes in ſeiner allgemeinen begrifflichen Be⸗ 
deutung, ſondern einen Hinweis auf das Unternehmen der 
Kl. erblickt, das dem Verkehr unter dem Namen Hydraulik 
bekannt ſei. Wenn es aus dieſem Grunde der Bekl. den 
Gebrauch der Worte „B. Hydraulik“ im geſchäftlichen Ver⸗ 
kehr verbietet, ſo geſchieht dies nach namens⸗ und wett⸗ 
bewerbsrechtlichen Grundſätzen, hat aber mit der firmen- 
rechtlichen Zuläſſigkeit der Bezeichnung nichts zu tun. Der 
Vorwurf eines ſachlichen Rechtsirrtums kann daraus nicht 
hergeleitet werden. 

2. Die Rev. hält dem BG. weiter entgegen, es ſehe zu 
Unrecht in dem Worte Hydraulik nur die Bezeichnung für 
den Zweig der techniſchen Wiſſenſchaft, der ſich mit der 
Nutzbarmachung des Waſſers für die Zwecke des Menſchen 
beſchäftige. Der Begriff ſei, wie die Bekl. vorgetragen habe, 
kein rein wiſſenſchaftlicher geblieben, ſondern habe ſich im 
Laufe der Zeit zu einer Bezeichnung auch für das Arbeits⸗ 
gebiet der Firmen erweitert, die ſich mit der Herſtellung 
entſprechender Maſchinen befaſſen. Das ergebe ſich daraus, 
daß der Ausdruck früher von Fachverbänden — dem Hy⸗ 
draulik⸗Verband und dem Hydraulik⸗Ausfuhrverband — zur 
Bezeichnung ihres Arbeitsgebiets benutzt worden ſei, von 
Fachfirmen als Drahtanſchrift verwendet und in weitem 
Umfang auch in unmittelbarer Verbindung mit den Maſchi⸗ 
nen und Geräten ſelbſt gebraucht werde, die unter den Be⸗ 
griff Hydraulik fallen. Die Rev. will hieraus folgern, das 
Wort Hydraulik ſei Allgemeingut des deutſchen Sprach⸗ 
ſchatzes oder doch der Fachſprache in dem Sinne geworden, 
daß darunter nicht nur ein Wiſſenszweig, ſondern eine Gat⸗ 
tungsbezeichnung für beſtimmte Erzeugniſſe der Technik ver⸗ 
ſtanden werde, und iſt der Meinung, daß der Gebrauch einer 
ſolchen allgemeinen Sachbezeichnung, die jeder Unterſchei⸗ 
dungskraft ermangele, nicht verboten werden könne. Der All⸗ 
gemeinheit ſei nicht zuzumuten, daß ſie lediglich deshalb, 
weil die Kl. das Wort Hydraulik zur Kennzeichnung ihres 
Unternehmens aufgegriffen habe und als Firmenbezeichnung 
Ae von der Benutzung allgemeinen Sprachgutes 
abſehe. 

Auch dieſem Vorbringen der Rev. kann kein Erfolg 
zuteil werden. Es iſt zwar richtig und vom Senat wiederholt 
ausgeſprochen worden, daß Name und Firma nur ſo weit 
ſchutzfähig find, als ihnen Unterſcheidungskraft zukommt. 
Der gewählte Name einer Sachfirma entbehrt deshalb in 
der Regel des Schutzes, wenn er aus Worten beſteht, die 
dem allgemeinen Sprachſchatz entnommen und daher Mil- 
gemeingut ſind. Niemand iſt befugt, ein in der Umgangs⸗ 
ſprache übliches und für ſie unentbehrliches Wort dem Ge⸗ 
meingebrauch dadurch zu entziehen, daß er ſich ſeiner als 
eines gewerblichen Kennzeichnungsmittels bemächtigt. Dieſe 
Regel gilt aber nicht ausnahmslos. Die Bedürfniſſe des ge- 
ſchäftlichen Verkehrs erfordern, daß auch der Inhaber einer 
an ſich nicht unterſcheidungskräftigen Firma gegen deren un⸗ 
befugte Benutzung einſchreiten kann, wenn es ihm gelungen 
iſt, ihr durch die beſondere Art ihrer Verwendung oder aus 
ſonſtigen Gründen Verkehrsanerkennung als Bezeichnung 
ſeines Unternehmens und damit Unterſcheidungskraft zu 
verſchaffen (bgi. Mu W. 1929, 344; GRUR. 1933, 776; JW. 
1936, 207615; 1937, 28211). Die Kl. könnte alſo trotz der 
allgemeinen begrifflichen Bedeutung des Wortes Hydraulik 
Schutz für ihre gleichlautende Firma beanſpruchen, wenn ſie 
bei einem beträchtlichen Teile der von ihrer geſchäftlichen 
Betätigung betroffenen Verkehrskreiſe unter dieſem Namen 
bekannt geworden wäre. Sie könnte ſolchenfalls Unterlaſſung 
des Gebrauchs des Wortes Hydraulik verlangen, wenn nach 
der Art der Verwendung durch einen anderen in den be- 
teiligten Verkehrstreiſen der Eindruck erweckt würde, es 
handele ſich um das ihnen unter jenem Namen bekannte 
Unternehmen der Kl. oder um ein ſolches, das zu dieſem in 
geſchäftlichen Beziehungen ſtehe und ſich deshalb der gleichen 
Bezeichnung bedienen dürfe. Damit bliebe jede Verwendung 
des Wortes Hydraulik zuläſſig und unangetaſtet, die außer⸗ 
halb des Kennzeichnungszwecks läge. Der Schutzanſpruch der 
Kl. fände dort ſeine Grenze, wo der Verkehr in dem Worte 
nur den Ausdruck des damit ſprachüblich bezeichneten All⸗ 
gemeinbegriffs ſähe. Der Rev. kann nicht zugegeben wer⸗ 
den, daß das BG. dieſen Grundſätzen nicht gerecht ge- 
worden wäre. Es billigt der Kl. den Schutz des § 12 BGB., 
§ 16 UnlWG. inſoweit zu, als fie jih gegen einen Gebrauch 
des Wortes Hydraulik durch die Bekl. wendet, durch welchen 
die Gefahr einer Verwechſlung mit der von ihr benutzten 
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gleichlautenden Firma begründet wird. Es hebt aber aus⸗ 
drücklich hervor, daß eine ſprachliche Verwendung des Wor⸗ 
tes als allgemeiner Gattungsbegriff zuläſſig bleibe. Gegen⸗ 
über dieſen Erwägungen kann es nicht entſcheidend darauf 
ankommen, worin das BG. die begriffliche Bedeutung des 
Wortes erblickt. Liegt darin, wie es annimmt, die Bezeich⸗ 
nung eines beſtimmten wiſſenſchaftlichen Fachzweigs, oder 
dient das Wort Hydraulik, wie die Rev. geltend macht, dar⸗ 
über hinaus auch zur Kennzeichnung eines beſtimmten prat- 
tiſchen Arbeitsgebiet und der in feinen Bereich fallenden 
Einrichtungen, Maſchinen und Geräte, ſo vermag dies nichts 
daran zu ändern, daß ſich das Unterlaſſungsgebot des BG. 
jedenfalls nicht gegen eine Verwendung des Wortes richtet, 
ſofern es auch nur in einer dieſer Beziehungen als allge⸗ 
meiner Gattungsbegriff gebraucht wird. Für den Stand⸗ 
punkt der Rev. wäre deshalb nichts gewonnen, wenn das 
BG. wirklich unter der allgemeinen Bedeutung des Wortes 
Hydraulik nur einen wiſſenſchaftlichen Einteilungsbegriff 
und nicht auch, wie die Rev. für richtig hält, eine Bezeich⸗ 
nung für das dieſem entſprechende praktiſche Arbeitsgebiet 
verſtanden hätte. Im einen wie im anderen Falle wäre die 
Bekl. auch nach den Ausführungen des angef. Urteils nicht 
behindert, ſich des Wortes in dieſem Sinne zu bedienen, und 
die begriffliche Bedeutung des Wortes als Bezeichnung für 
ein beſtimmtes praktiſches Arbeitsfeld und die in ſeinen 
Rahmen fallenden Einrichtungen und Erzeugniſſe käme der 
Bekl. andererſeits nicht zuſtatten, wenn ſie das Wort im 
Sinne eines kennzeichnenden Hinweiſes auf ihr Unternehmen 
verwendete. 

3. Die Rev. äußert ſachliche Bedenken darüber, ob das 
BG. die Vorausſetzungen beachtet habe, an welche die An⸗ 
erkennung eines im Gemeingebrauch ſtehenden Wortes als 
Kennzeichen für ein beſtimmtes Unternehmen geknüpft ſei. 
Sie iſt der Meinung, von einer allgemeinen Verkehrsgeltung 
der klägeriſchen Firma, wie fie das BG. annehme, könne nur 
geſprochen werden, wenn der Gebrauch des Wortes Hy⸗ 
draulik im geſchäftlichen Verkehr zur Folge habe, daß von 
den beteiligten Kreiſen, und zwar mit Geltung für ganz 
Deutſchland, darin ohne weiteres auch die Kl. erblickt werde. 
Die Rev. hält dies angeſichts der vom BG. erörterten Ge⸗ 
ſamtumſtände für unwahrſcheinlich, ja für ausgeſchloſſen, 
wenn berückſichtigt werde, daß das Wort Hydraulik in der 
maßgeblichen Zeit gerade von Fachverbänden als Name zur 
Unterſcheidung von ſolchen Vereinigungen aus anderen Be⸗ 
triebszweigen verwendet worden ſei. Demgegenüber iſt zu 
bemerken, daß das BG. keinen Anlaß hatte, der von ihm 
feſtgeſtellten Verkehrsanerkennung des Wortes Hydraulik als 
Bezeichnung für das Unternehmen der Kl. nur eine räumlich 
begrenzte Bedeutung beizulegen. Es hat dies auch nicht ge⸗ 
tan. Die Kl. hatte, wie bereits erwähnt, von ihrer Firma 
als einem „weltbekannten“ Begriff geſprochen, und die Bekl. 
hatte nicht in Abrede geſtellt, daß das Wort „Hydraulik“ als 
Bezeichnung für die Kl. in den Kreiſen der Abnehmer „etwas 
vollkommen Feſtſtehendes“ ſei. Zur Begründung der Ver⸗ 
kehrsgeltung genügte aber, daß auch nur ein beträchtlicher 
Teil der beteiligten Kreiſe in dem Worte Hydraulik einen 
Hinweis auf die Kl. erblickte. Daß dies bereits i. J. 1924 der 
Fall geweſen ſei, hat das BG. feſtgeſtellt. Schon damals 
war es alſo der Kl. gelungen, in weiten Kreiſen der Ab⸗ 
nehmerſchaft das Wort Hydraulik als Bezeichnung für ihr 
Unternehmen bekanntzumachen. Wenn die Rev. die Richtig⸗ 
keit dieſer Feſtſtellungen des BG. mit dem Hinweiſe darauf 
bezweifelt, das Wort Hydraulik ſei, wie die Bekl. geltend 
gemacht habe, auch in zahlreichen anderen Fällen als ge⸗ 
werbliches Kennzeichnungsmittel benutzt worden, ſo daß es 
Verkehrsgeltung für die Kl. in dem von ihr behaupteten Um⸗ 
fange ſchon deswegen nicht habe erlangen können, jo Tann 
lie damit nicht gehört werden. Das BG. hat im einzelnen 
dargelegt, weshalb die Unterſcheidungskraft der Firma der 
Kl. durch die von der Bekl. angeführten Umſtände nicht habe 
beeinträchtigt werden können. Ein ſachlicher Rechtsirrtum 
tritt hierbei nicht zutage. Es ift insbeſ— nicht zu beanſtan⸗ 
den, wenn es hierzu den Gebrauch des Wortes Hydraulik 
durch Fachverbände (in den Zuſammenſtellungen „Hydraulik⸗ 
Verband“ und „Hydraulik⸗Ausfuhrverband“) um deswillen 
nicht für geeignet hält, weil die Hinzufügung des Wortes 
„Verband“ ohne weiteres habe erkennen laſſen, daß es ſich 
um Vereinigungen zur Wahrung der Belange der angeſchloſ⸗ 
ſenen Fachfirmen handele, die mit der KL. als einer Her⸗ 
ſtellerfirma nichts gemein hatten. Ebenſowenig brauchte es, 
wie das BG. annimmt, der Kennzeichnungskraft des Wortes 
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Hydraulik in der Firma der Kl. Abbruch zu tun, wenn von 
anderen Firmen Hydraulik⸗Manometer und Hydraulik⸗Federn 
angeboten wurden. Das BG. erblickt hierin um deswillen 
keine Beeinträchtigung der Kl., weil es ſich um Erzeugniſſe 
von Unternehmungen gehandelt habe, zu denen die Kl. nicht 
in Wettbewerb getreten ſei. Auch die von einer Firma ge⸗ 
brauchte Bezeichnung „Hydraulik⸗Preſſen“ hält es für un⸗ 
bedenklich, da daraus ein Allgemeingebrauch des Wortes 
für derartige Maſchinen noch nicht gefolgert werden könne, 
die Kl. auch dieſer Verwendung des Wortes alsbald ent⸗ 
gegengetreten ſei und ſie unterbunden habe. Dieſen Er⸗ 
wägungen des BG. ließe ſich hinzufügen, daß es überdies 
beſonderer Umſtände — ſei es in Geſtalt einer beſonderen 
Druckanordnung oder einer ſonſtigen Hervorhebung des 
Wortes Hydraulik — bedurft hätte, wenn in der bloßen Ver⸗ 
wendung desſelben zur Kennzeichnung eines dem techniſchen 
Gebiete der Hydraulik zugehörigen Erzeugniſſes ein Hin⸗ 
weis auf den Betrieb des Herſtellers und nicht bloß eine 
durch die Anführung des Allgemeinbegriffs beabſichtigte 
Erläuterung des Verwendungszwecks des Erzeugniſſes hätte 
erblickt werden ſollen. Die Bekl. hat nicht behauptet, daß 
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hätten. Auch die von ihr beigebrachten Unterlagen ergeben 
hierfür nichts. Nach Anſicht des BG. iſt endlich die Kenn⸗ 
zeichnungskraft der von der Kl. benutzten Firmenbezeichnung 
auch nicht dadurch gemindert worden, daß das Wort Hy⸗ 
draulik von einigen Firmen als Drahtanſchrift verwendet 
wird oder verwendet worden iſt. Die Drahtanſchrift habe, ſo 
führt es aus, nur den Zweck, den Verkehr zwiſchen der Poſt 
und dem Anſchriftsinhaber zu vereinfachen und zu ver⸗ 
billigen, werde aber im ſonſtigen geſchäftlichen Verkehr in 
der Regel nicht als Bezeichnung für das Unternehmen ſelbſt 
angeſehen. Dem kann hier jedenfalls inſofern beigetreten 
werden, als ſich in den in Betracht kommenden Fällen das 
als Drahtanſchrift verwendete Wort Hydraulik mit den Fir⸗ 
men der Anſchriftsinhaber in keiner Weiſe berührte. Das 
BG. konnte deshalb unbedeuklich davon ausgehen, daß den 
Drahtanſchriften vom Verkehr keine Kennzeichnungswirkung 
beigelegt worden ſei, daß ſie demzufolge auch nicht geeignet 
geweſen ſeien, die Durchſetzung des Wortes Hydraulik als 
Kennzeichen der Kl. zu hindern. 

4. Iſt hiernach die Annahme des BG., das Wort Hy⸗ 
draulik habe im Verkehr Geltung als Bezeichnung für das 
Unternehmen der Kl. erlangt und genieße deshalb Kenn⸗ 
zeichnungsſchutz, rechtlich nicht zu beanſtanden, ſo unterliegt 
es ebenſowenig Bedenken, wenn es in der in den Anzeigen 
der Bekl. zutage getretenen Verwendung des Wortes in Ver⸗ 
bindung mit dem Namen B. einen unbefugten, verwechſ⸗ 
lungsfähigen Gebrauch i. S. des § 12 BGB., 8 16 UnlWG. 
erblickt. Das BG. führt hierzu aus, bei dem Leſer der An⸗ 
zeige müſſe, wenn er im Anſchluß an das Wort B. das 
zwar in kleineren Buchſtaben gedruckte, aber ſich durch die 
Größe des Druckes von dem weiteren Inhalt der Auzeige 
deutlich abhebende Wort Hydraulik ſehe, der Eindruck ent⸗ 
ſtehen, durch die Worte „B.⸗Hydraulik“ werde die Bekl. 
zum mindeſten in dem Sinne bezeichnet, als ſtehe ſie zur Kl. 
in Beziehungen. Dieſer Eindruck werde durch die am unteren 
Rande der Anzeige befindliche Angabe der Firma der Bekl. 
nicht beſeitigt. Ebenſowenig werde die Verwechſlungsgefahr 
dadurch ausgeräumt, daß beide Parteien ihrem Kundenkreis 
als angeſehene und lange beſtehende Firmen des Fachgebiets 
genau bekannt ſeien. Denn der Kundenkreis könne ſich 
ändern, und auch der Kunde, der beide Firmen geſchäftlich 
genau kenne, könne, wenn er die Worte „B.⸗Hydraulik“ 
leſe, auf den Gedanken kommen, die Bekl. ſei zu der Kl. 
in Beziehungen getreten. Dieſe im weſentlichen auf tatſäch⸗ 
lichem Gebiete liegenden Erwägungen des BG. laffen keinen 
Rechtsirrtum erkennen. Dem BG. tft insbeſ. inſoweit beizu⸗ 
treten, als es eine Verwechſlungsgefahr nicht ſchon deshalb 
für ausgeſchloſſen erachtet, weil in der Anzeige neben dem 
Worte Hydraulik auch die volle Firmenbezeichuung der Bekl. 
enthalten iſt. Das BG. hat zutreffend dargelegt, daß hier⸗ 
durch die Gefahr einer Verwechſlung im weiteren Sinne, 
nämlich der Gedanke an das Beſtehen beſonderer wirtſchaft⸗ 
licher oder organiſatoriſcher Beziehungen zwiſchen den Par⸗ 
teien nicht beſeitigt werde. Der Rev. kann deshalb nicht 
gefolgt werden, wenn ſie meint, gerade der Gebrauch des 
Wortes B. mache jedem unbefangenen Leſer auf den erſten 
Blick klar, daß es ſich nicht um Erzeugniſſe oder Arbeits⸗ 
leiſtungen der Kl., ſondern um ſolche der Bekl. handele. Es 
bedeutet auch entgegen der Annahme der Rev. keinen Wider- 
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ſpruch des BU., wenn es den Gebrauch des Wortes y- 
draulik in ſeiner begrifflichen Bedeutung zuläßt, ſeine Ver⸗ 
wendung in Verbindung mit dem Namen B. aber bean⸗ 
ſtandet. Selbſt wenn der Begriff Hydraulik nach dem all⸗ 
gemeinen Sprachgebrauch nicht nur ein Teilgebiet der Wiſ⸗ 
ſenſchaft, ſondern auch das ihm zugehörige praktiſche Ar⸗ 
beitsfeld ſowie die auf dieſem erzielten Leiſtungen umfaßt, 
läßt das BU. keinen Zweifel darüber, daß es das Wort 
Hydraulik gerade dann als ſeiner allgemeinen Bedeutung 
entkleidet anſieht und ihm Kennzeichnungswirkung beilegt, 
wenn es ſo gebraucht wird wie in den Anzeigen der Bekl. 
Die Rev. wendet ſich gegen die Annahme einer erweiterten 
Verwechſlungsgefahr mit dem Bemerken, es ließe fith aus 
den vom BG. angeführten Gründen z. B. auch rechtfertigen, 
daß die Firma Krupp die Verwendung des Wortes Stahl 
in Verbindung mit einem beliebigen Namen verbiete, weil 
Krupp⸗Stahl ein Schlagwort ſei. Dieſer Vergleich iſt ſchon 
deshalb nicht ſtichhaltig, weil das Wort Hydraulik — im 
Gegenſatze zu dem Worte „Stahl“ in der Zuſammenſetzung 
Krupp⸗Stahl — für ſich allein das Unternehmen der Kl. 
kennzeichnet und inſoweit vom Verkehr eben nicht als Gat⸗ 
tungsbegriff angeſehen wird. Es kann daher dem Worte 
Stahl in der Verbindung Krupp ⸗Stahl nicht gleichgeſetzt 
werden. Soweit die Rev. noch geltend macht, die Kl. müſſe, 
wenn fie einen techniſchen Allgemeinbegriff zum Firmenkern 
wähle, die Möglichkeit derartiger Verbindungen hinnehmen, 
weil es ſich um eine unvermeidbare Schwäche des Schutz⸗ 
umfanges ihrer Firmenbezeichnung handele, ſo kann, wie 
ſchon oben unter 2 ausgeführt, dieſer an ſich richtige Grund⸗ 
ſatz jedenfalls dann nicht gelten, wenn ein fo verwendeter 
Allgemeinbegriff, wie hier, Verkehrsgeltung erlangt hat 
und damit ſchutzwürdig geworden iſt. 
(RG., II. ZivSen., U. v. 16. März 1940, II 157/39.) [N.] 
Anmerkung: Wenn — wie es den Auſchein hat — die 
Bekl., obwohl ihre Firma das Wort „Hydraulik“ nicht enthalt, 
durch beſondere Druckanordnung vorzugs⸗ 
weiſe gerade auf den auch von ihr neben anderen Gegen⸗ 
ſtänden betriebenen Unternehmensgegenſtand „Hydraulik“ 
hinweiſt, wird man in tatſächlicher Hinſicht die Voraus⸗ 
ſetzungen unlauteren Wettbewerbs feſtſtellen können. Den 
allgemeinen Rechtsgrundſätzen, denen die tatſächliche Feſt⸗ 


ſtellung untergeordnet wird und die in obigen Leitlinien zu⸗ 


ſammengefaßt ſind, iſt jedenfalls zuzuſtimmen. Das gilt ins⸗ 
beſondere auch vom Leitſatz zu 1. 

Der Fall ſtimmt aber nachdenklich, weil er auf dem Ge⸗ 
biete des Firmenrechts wieder einmal einen Übelſtand 
enthüllt, der die tiefere Urſache zahlloſer Wettbewerbs- 
prozeſſe bildet. In der Wirtſchaft glaubt man nämlich viel⸗ 
fach ein Wort der Mutterſprache für den eigenen Gebrauch 
dadurch ſchützen und Konkurrenten vom Mitgebrauch aus⸗ 
ſchließen zu können, daß man dieſes einzelne Wort als 
alleinigen Firmenkern, dem nur noch die Rechtsform des 
Unternehmens beigefügt wird, verwendet und dieſe Firma 
(„Hydraulik GmbH.“) zur Eintragung ins Handelsregiſter 
anmeldet. Eine derartige primitive Firmenbildung entſpricht 
zwar durchaus den geltenden Vorſchriften und hat den Vor⸗ 
zug ſchlagwortartiger Kürze für ſich (84 GmbHG; 8 4 
Abſ. 1 AS.) Es ſollte aber von den Regiſtergerichten da, 
wo es ſich um ein dem Gemeingebrauch der Mutterſprache 
angehöriges Wort — wie es nach obigem Urteil auch „Hy⸗ 
draulik“ iſt — ſtrenger geprüft werden, ob ein gemeinge⸗ 
bräuchliches Wort für ſich allein geeignet iſt, der Firma die 
im Wirtſchaftsleben erforderliche Unterſcheidungskraft 
zu verleihen, und demgemäß die Firma zuläſſig iſt. Dieſe 
Frage muß grundſätzlich verneint werden. Nach 822 HGB. 
nämlich würde im Falle der Veräußerung des Geſchäfts 
einer Kapitalgeſellſchaft an einen Einzelkaufmann oder eine 
Perſonengeſellſchaft die bisherige Firma (unter Fortlaſſung 
der überholten Rechtsform) unverändert fortgeführt werden 
können; ſie würde alſo im vorliegenden Falle einfach „Hy⸗ 
draulik“ lauten dürfen. Fälle dieſer Art find dem Unter⸗ 
zeichneten in der Praxis namentlich in jüngſter Zeit mehr⸗ 
jah begegnet. Niemand wird in einer derartigen Schlag⸗ 
wortbezeichnung — Beiſpiele ließen fih beliebig vermehren 
(3. B.: Goldfüllfeder) — eine „Firma“, d. h. einen Namen 
i. S. des § 17 HGB. vermuten. Die Berliner Induß K. pflegt 
neuerdings hier auf Bildung einer neuen Urſprungsfirma 
nach 88 18, 19 HGB. zu dringen, der dann die Gambe- 
zeichnung gemäß § 18 Abſ. 2 HGB. beigefügt werden könnte. 
Allein, erzwingen laßt fih die Anmeldung einer urſprüng⸗ 
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lichen Firma kaum, weil — wenn die Firma der Kapital⸗ 
geſellſchaft zuläſſig war — dem Zwang das Recht aus 8 22 
HGB. entgegenſteht. Verſagt man aber andererſeits der 
bloßen Sachbezeichnung die Unterſcheidungskraft für Einzel⸗ 
firma und Firma einer Perſonengeſellſchaft, ſo muß man 
den gleichen Schritt bei der Firma der Kapitalgeſellſchaft 
tun, zumal nach feſtſtehender Rſpr. die Beifügung der 
Rechtsform auch i. S. des § 30 HGB. keine Unterſcheidbar⸗ 
keit bewirkt und erfahrungsgemäß im Wirtſchaftsleben die 
Sachbezeichnung allein unter Fortlaſſung der Rechtsform 
ſchlagwortartig verwendet zu werden pflegt. Es ift noch ſehr 
die Frage, ob es der Kl. gelungen wäre, dem Wort „Hy⸗ 
draulik“ Verkehrsanerkennung und damit Unterſcheidungs⸗ 
recht zu verſchaffen, wenn ſie genötigt geweſen wäre, ſich 
einer zuſammengeſetzten, weniger ſchlagwortartigen Firma 


zu bedienen. 
DAR. Groſchuff, Berlin. 
* 


11. RG. — 81 UnlWG. Zur Frage, ob ein Wett- 
bewerber berechtigt iſt, im Wettbewerbskampf auf die Aus⸗ 
ländereigenſchaft eines Mitbewerbers hinzuweiſen. 


Die Kl. iſt die deutſche Zweigniederlaſſung einer be⸗ 
kannten ausländiſchen Klavierfabrik und im Handelsregiſter 
in H. eingetragen. 

Die Bekl. iſt die Vertreterin einer bekannten deutſchen 
Klavierfabrik. 


Bei der Kaufvermittlung eines Flügels hat die Bekl. 
die Reflektanten — die Vertreter einer Schule — von dem 
Kauf eines Flügels der Kl. insbeſ. dadurch abgebracht, daß 
ſie ihnen erklärte: Das Fabrikat einer ausländiſchen Firma 
könne doch für eine deutſche Schule überhaupt nicht in Be⸗ 
tracht kommen. 

Kl. begehrt u. a., die Bekl. zu verurteilen, zu unter⸗ 
laſſen, im geſchäftlichen Verkehr, insbeſ. bei den Verkaufs⸗ 
berhandlungen in Muſikinſtrumenten oder bei der Werbung 
für den Verkauf darauf hinzuweiſen, daß ſie ein auslän⸗ 
diſches Unternehmen ſei. 

Die Bekl. hält ſich zur Aufklärung über die Ausländer- 
eigenſchaft der Kl. für berechtigt. Sie führt aus: 

Der Hinweis auf die Ausländereigenſchaft der Kl. ſei 
nicht ſittenwidrig geweſen. Es ſei ihr gutes Recht und ihre 
Pflicht geweſen, gegen den Ankauf eines von einer auslän⸗ 
diſchen Firma ſtammenden Inſtruments für eine deutſche 
Schule vorſtellig zu werden, da es mit deutſchem Volks⸗ 
empfinden nicht vereinbar ſei, wenn der deutſchen Jugend 
amerikaniſches Kulturgut als Unterrichtsmittel zugänglich 
gemacht und dadurch bei ihr der Eindruck erweckt werde, die 
deutſche Klavierinduſtrie ſei nicht imſtande, ein gleichwertiges 
Inſtrument zu liefern. Die mit dem Ankauf eines ſolchen 
Inſtrumeuts durch eine deutſche Schule verbundene Werbe- 
wirkung müſſe auch zu einer ſchweren Schädigung der deut- 
ſchen Klavierinduſtrie führen. Die Kl. pflege außerdem im 
Auslande mit weit verwerflicheren Werbemaßnahmen zu 
arbeiten und müſſe es ſich gefallen laſſen, wenn ihr im 
Inlande ebenſo entgegengetreten werde. Die Gefahr einer 
Wiederholung beſtehe ebenfalls nicht, da ſie ſich vor dem 
Einigungsamte bereit erklärt habe, ſich in Zukunft eines 
Hinweiſes auf die Ausländereigenſchaft der Kl. zu enthalten. 
Sie lehne es nur ab, eine ſolche Verpflichtung bedingungslos 
zu übernehmen, weil es Ausnahmefälle geben könne, in 
denen ein ſolcher Hinweis geboten und erlaubt ſei. 

Das Nevll. beſtätigt das Unterlaſſungserkenntnis mit 
folgender Begründung: 

Es handelt ſich um die Frage, ob ein Wettbewerber 
berechtigt ift, im Wettbewerbskampfe auf die Ausländer- 
eigenſchaft eines Mitbewerbers hinzuweiſen. Der Senat hat 
hierzu wiederholt Stellung genommen. Er hat in den Ur⸗ 
teilen v. 10. März 1933 (JW. 1933, 15782 — Dunlop —ı 
und 1. März 1935 (RG. 147, 1 = ZW. 1935, 16811 — 
Multigraph —) ausgeſprochen, daß angeſichts der wirt⸗ 
ſchaftlichen Notlage, in der ſich das deutſche Volk befinde, 
ein ſolcher Hinweis und die Bezeichnung einer fremden Ware 
als ausländiſches Erzeugnis nach der derzeitigen Verkehrs⸗ 
auffaſſung als zuläſſig anzuſehen ſei, weil das Publikum 
darin infolge des Vorgehens zahlreicher Auslandsſtaaten, 
inabef. ihrer Abſchließungsbeſtrebungen gegenüber deutſcher 
Einfuhr und deutſchen Waren, einen Verſtoß gegen die 
Grundſätze des lauteren Wettbewerbs nicht mehr erblicke. 


Ohne dieſe Auffaſſung grundſätzlich preiszugeben, hat der 
Senat in weiteren Entſch. einen ſolchen Wandel der Ber- 
kehrsauffaſſung allerdings nur dann für vorliegend erachtet, 
wenn ſich das ausländiſche Unternehmen oder die aus⸗ 
ländiſche Ware zum Nachteil für die deutſche Wirtſchaft aus⸗ 
wirken. Er hat demgemäß in RG. 150, 55 den Hinweis auf 
die ausländiſche Kapitalgrundlage eines Unternehmens als 
wettbewerbsfremd angeſehen, weil es fih dabei um eine Er- 
ſcheinung im Wirtſchaftsleben handele, der eine nachteilige 
Folge für den inneren Markt und die deutſche Volkswirt⸗ 
ſchaft nicht ohne weiteres innewohne. Von den gleichen Er⸗ 
wägungen wird das in RGzZ. 150, 298 = JW. 1936, 1366 11 
m. Anm. abgedruckte Urteil getragen, in dem die Hervor- 
hebung des internationalen Charakters eines im Inlaude 
zugelaſſenen ausländiſchen Verſicherungsunternehmens als 
unſtatthaft bezeichnet wird, weil nach der Art des dort ge- 
übten Geſchäftsbetriebs eine Schädigung der deutſchen Wirt⸗ 
ſchaft nicht zu befürchten fei. Auch die Entſch. in JW. 1937, 
18783 fällt in den Rahmen dieſer Gedankengänge. Soweit 
hiernach der erk. Senat grundſätzlich daran feſtgehalten hat, 
daß das der deutſchen Wirtſchaft abträgliche Verhalten des 
Auslands dem deutſchen Kaufmanne das Recht verleihe, ſich 
bei ſeiner Werbung eines Hinweiſes auf die Ausländer⸗ 
eigenſchaft eines Mitbewerbers oder die Herkunft einer frem⸗ 
den Ware aus dem Auslande zu bedienen, hat er jedoch in 
Abweichung hiervon in einer neueren Entſch. I 127/39 vom 
25. Nov. 1939 die Zuläſſigkeit einer ſolchen Werbemaßnahme 
für den Regelfall verneint. Die Geſichtspunkte, die hierfür 
beſtimmend waren, ſind im weſentlichen folgende: 


Die in den früheren Entf. vertretene Annahme, es 
habe ſich unter dem Einfluſſe der vom Ausland ausgehen⸗ 
den Behinderungen und Erſchwerungen der deutſchen Wirt⸗ 
ſchaft eine inländiſche Verkehrsauffaſſung dahin gebildet, 
daß es im allgemeinen nicht anſtößig ſei, wenn der deutſche 
Unternehmer ſeine ausländiſchen Wettbewerber und ihre 
Erzeugniſſe mit dem Hinweis auf ihren ausländiſchen Cha⸗ 
rakter bekämpfe, hat in Schrifttum und Rſpr. überwiegend 
Ablehnung gefunden. Es ſind ihr, vor allem auch aus Krei⸗ 
ſen der Wirtſchaft, Bedenken entgegengehalten worden, denen 
bei nochmaliger Prüfung der Frage Beachtung nicht verſagt 
werden kann. Die Entſch. darüber, ob eine Auffaſſung der 
oben gekennzeichneten Art Allgemeingut des deutſchen Volkes 
geworden iſt oder doch wenigſtens in ſo weiten Kreiſen Platz 
gegriffen hat, daß von einer für die ſittliche Wertung des 
fraglichen Werbevorgehens beachtlichen Verkehrsaunſchauung 
geſprochen werden könnte, begegnet ſchon inſofern erheb⸗ 
lichen Schwierigkeiten, als es an einem zuverläſſigen und 
für jedermann erkennbaren Maßſtabe dafür fehlt, wann die 
Bezeichnung einer fremden Ware oder eines fremden Unter⸗ 
nehmens als ausländiſch in Wahrheit begründet iſt. Eine 
im Inland angebotene Ware braucht, um möglicherweiſe 
ſchon als ausländiſch angeſprochen werden zu können, nicht 
ſelbſt aus dem Auslande zu ſtammen, kann aber, obwohl 
im Inlande hergeſtellt, ganz oder zum Teil aus auslän⸗ 
diſchen Rohſtoffen oder Halbfabrikaten beſtehen. Ein Unter⸗ 
nehmen kann, auch wenn es nicht im Auslande betrieben 
wird, in ſeiner Leitung und Einrichtung, ſeinem Perſonal⸗ 
beſtande, ſeiner Kapitalgrundlage oder in ſonſtiger Hinſicht 
ausländiſchem Einfluß unterliegen, ohne daß ſich deswegen 
immer mit Beſtimmtheit ſagen ließe, daß es als ein aus⸗ 
ländiſches zu gelten habe. Es muß hiernach bezweifelt wer⸗ 
den, ob dieſe Vielgeſtaltigkeit denkbarer Abwandlungen über⸗ 
haupt Raum für die Entſtehung einer einheitlichen Verkehrs⸗ 
anſchauung darüber läßt, wann ein Hinweis auf den aus⸗ 
ländiſchen Charakter eines fremden Erzeugniſſes oder Unter- 
nehmens begründet und als Abwehr- oder Vergeltungsmaß⸗ 
nahme wegen der deutſchen Wirtſchaft nachteiliger Beſtre⸗ 
bungen des Auslandes ſittlich gerechtfertigt iſt. Hierzu 
kommt, daß eine ſolche Verkehrsanſchauung nur aus der 
Erkenntuis erwachſen ſein köunte, die deutſche Wirtſchaft 
leide unter der Konkurrenz des Auslandes, und deren We- 
kämpfung ſei aus dieſem Grunde durch den Zwang der Ver⸗ 
hältuiſſe geboten. Das hätte zur Vorausſetzung, daß das 
Publikum in der Lage wäre, von ſich aus zu beurteilen, 
inwieweit der deutſche Markt durch das Vorgehen des Aus⸗ 
landes eine der deutſchen Wirtſchaft ſchädliche Verengung 
erfährt, die eine Gegenwehr gegen ausländiſche Abſchlie⸗ 
ßungsmaßnahmen erfordere, und welcher Mittel es bedürfe, 
um dieſen wirkſam entgegenzutreten. Die Eutſch. hierüber 
kann aber nur in den Händen derer liegen, die imſtande 
ſind, die wirtſchaftlichen und politiſchen Zuſammenhänge in 
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ihrer Geſamtheit zu überblicken und ihre Entſchließungen 
danach einzurichten. Es muß der Staats⸗ und Wirtſchafts⸗ 
führung vorbehalten bleiben, darüber zu befinden, inwieweit 
und auf welche Weiſe vom Ausland ausgehende, der deut⸗ 
ſchen Wirtſchaft ſchädliche Einflüſſe zu bekämpfen ſind. Das 
Publikum weiß, daß den hierzu berufenen Stellen Mittel 
zur Verfügung ſtehen und von ihnen angewandt werden, die 
Gewähr dafür bieten, daß die deutſche Wirtſchaft den Ein⸗ 
wirkungen des Auslandes nicht ſchutzlos preisgegeben iſt. 
Der Abſchluß von Handelsverträgen, die Deviſenbewirt⸗ 
ſchaftung und ſonſtige Maßnahmen ſtaatlicher Wirtſchafts⸗ 
lenkung bieten die Möglichkeit, die Einfuhr ausländiſcher 
Erzeugniſſe und die Betätigung ausländiſcher Unternehmun⸗ 
gen im Inlande in Bahnen zu leiten, die den Bedürfniſſen 
der deutſchen Wirtſchaft entſprechen und fie insbeſ. in den 
Stand ſetzen, einen ihr erwünſchten Warenaustauſch mit dem 
Auslande aufrechtzuerhalten. Unter dieſen Umſtänden kann 
nicht angenommen werden, daß es vom geſunden Volks⸗ 
empfinden gebilligt werde, wenn ein Gewerbetreibender das 
Beſtehen einer ausländiſchen Konkurrenz benutzt, um durch 
einen wettbewerblichen Hinweis hierauf ſeine eigenen Ge⸗ 
ſchäfte zu fördern. Eine hiervon abweichende Auffaſſung 
liefe darauf hinaus, daß dem einzelnen Wettbewerber das 
Recht eingeräumt würde, ſich um ſeines perſönlichen Vor⸗ 
teils willen einer Beachtung der übergeordneten Belange der 
Geſamtwirtſchaft für überhoben zu halten, zu ihrer Wah⸗ 
rung getroffene Maßnahmen der Staats- und Wirtſchafts⸗ 
führung unbeachtet zu laſſen, ja ſich unter Umſtänden in 
Widerſpruch zu den Grundlagen zu ſetzen, nach denen dieſe 
ihre Wirtſchaftspolitik gegenüber dem Auslande betreibt. 
Ein ſolches Verhalten kann um ſo weniger Anſpruch auf 
Billigung erheben, als der Wettbewerber von den der in⸗ 
ländiſchen Wirtſchaft ſchädlichen Maßnahmen des Auslandes 
gar nicht betroffen zu ſein braucht, andererſeits mit ſeinem 
Vorgehen auch nicht notwendig den ausländiſchen Mitbe⸗ 
werber trifft, dem derartige Maßnahmen zugute kommen. 
Ebenſowenig kann eine Befugnis, mit der Hervorhebung 
der Zugehörigkeit eines Mitbewerbers oder ſeiner Ware zum 
Auslande Werbung zu treiben, daraus hergeleitet werden, 
daß es vaterländiſchem Empfinden entſpricht, zur Stärkung 
der deutſchen Wirtſchaft tunlichſt deutſche Waren zu ver⸗ 
brauchen und ſie vor ausländiſchen zu bevorzugen. Die 
Werbung für deutſche Waren und die wahrheitsgemäße Be⸗ 
tonung ihres inländiſchen Urſprungs iſt ohne Zweifel er⸗ 
laubt. Der Verkehr weiß jedoch zwiſchen der Empfehlung 
einer Ware durch Hervorhebung ihres deutſchen Urſprungs 
und einem den Boden der Sachlichkeit verlaſſenden Hinweis 
auf den ausländiſchen Charakter eines Mitbewerbers oder 
ſeiner Erzeugniſſe wohl zu unterſcheiden und räumt einem 
Wettbewerber bei aller Anerkennung der Notwendigkeit, die 
inländiſche Erzeugung zu fördern, nicht das Recht ein, ſich 
ſeines Vorteils wegen der durch die Belange der Allgemein⸗ 
heit gebotenen Rückſichtnahme auf die Abſichten der Staats⸗ 
und Wirtſchaftsführung zu entſchlagen. 

Dieſe Erwägungen, die in der zuletzt erwähnten Entſch. 
dazu geführt haben, dem Hinweis auf die ausländiſche Her⸗ 
kunft eines Konkurrenzfabrikats die Billigung zu verſagen, 
müſſen auch im vorl. Falle Platz greifen. Es bedarf nicht 
der vom BG. gemachten Ausführungen, um darzutun, daß 
die Werbung der Bekl. mit der Hervorhebung deſſen, daß 
es ſich bei der Kl. um ein ausländiſches Unternehmen han⸗ 
dele, nicht zu den Ausnahmen gehöre, in denen die Rſpr. 
eine perſönliche Werbung zugelaſſen habe. Die Ausführungen 
des BG. decken ſich vielmehr im weſentlichen mit den Ge⸗ 
ſichtspunkten, aus denen der Senat nach ſeiner jetzigen 
Rechtsauffaſſung den Hinweis auf die Ausländereigenſchaft 
eines Mitbewerbers grundſätzlich als wettbewerbsfremd und 
ſittenwidrig i. S. des § 1 Unl WG. anſieht. Dabei kann da⸗ 
hingeſtellt bleiben, ob auch dieſe Anſicht wiederum einer Ein⸗ 
ſchränkung bedürfte, wenn es ſich um die wettbewerbliche 
Bekämpfung von Angehörigen der Staaten handelte, die ſich 
mit dem Deutſchen Reich im Kriegszuſtand befinden und 
darauf ausgehen, die deutſche Wirtſchaft zu vernichten. Da 
die Kl. nur inſofern als ausländiſches Unternehmen betrach⸗ 
tet werden kann, als ſie eine Zweigniederlaſſung der gleich⸗ 
namigen Firma in Neuhork bildet, ſpielt jener Umſtand im 
gegebenen Falle keine Rolle. Damit erledigen ſich zugleich 
die Angriffe, welche die Rev. unter Berufung auf die frühere 
Rſpr. des Senats gegen die jedenfalls im Ergebnis zu⸗ 
treffende Auffaſſung des BG. insbeſ. auch in der Richtung 
erhebt, daß fie das Vorbringen der Bekl. darüber unbe- 
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rückſichtigt laſſe, in welchem Maße ſich auch in den Ver⸗ 
einigten Staaten von Nordamerika in den letzten beiden 
Jahren die Bohkottbewegung gegen deutſche Waren ver- 
ſchärft habe. Was die Bekl. hierzu behauptet hat, vermag 
an den oben dargelegten Geſichtspunkten, nach denen es 
der Bekl. verſagt ſein muß, ſich bei ihrer Werbung eines 
Hinweiſes auf die Ausländereigenſchaft der Kl. zu bedienen, 
nichts zu ändern. Ebenſowenig iſt der Vorwurf der Rev. 
begründet, das BG. habe unbeachtet gelaſſen, daß es für 
die Zuläſſigkeit der beanſtandeten Werbung auf die Auf⸗ 
faſſung des Verkehrs ankomme. Abgeſehen davon, daß auch 
das BG., wie ſeine Stellungnahme zu der reichsgerichtlichen 
Rſpr. ergibt und ſeine Ausführungen im übrigen in ihrem 
Zuſammenhange erkennen laſſen, ſeine Erörterungen dem 
Gedanken einer daraus herzuleitenden allgemeinen Volks⸗ 
anſchauung unterſtellt, ſcheitert die Rüge daran, daß ſich 
nach dem oben Ausgeführten eine für die Rechtfertigung des 
Verhaltens der Bekl. beachtliche Abweichung der Verkehrs⸗ 
auffaſſung von dem Grundſatze, daß nur die eigene Leiſtung 
beim Wettbewerb entſcheiden dürfe, nicht feſtſtellen läßt, 
und zwar ſelbſt dann nicht, wenn, wie die Bekl. behauptet 
hat und die Rev. beachtet wiſſen will, einzelne öffentliche 
Stellen einer hiervon abweichenden Meinung Ausdruck ge⸗ 
geben haben ſollten. Daß ihre Auffaſſung nicht der der 
Staatsführung entſpricht, ergibt das auch vom BG. er- 
wähnte Schreiben v. 23. März 1939. Soweit ſich die Rev. 
weiter gegen die Erwägungen wendet, die das BG. an die 
der Kl. vom Werberat der deutſchen Wirtſchaft i. J. 1934 
erteilte Erlaubnis knüpft, ihre Erzeugniſſe als deutſche zu 
bezeichnen, bedarf es eines weiteren Eingehens hierauf nicht, 
nachdem ſchon oben auf die Bedeutung hingewieſen worden 
iſt, die einer ſo betriebenen Werbung gegenüber der hier 
beanſtandeten zukommt. 

Den Einwand der Bekl., ihr Vorgehen ſei gerechtfertigt 
geweſen, weil ſie ſich gegen wettbewerbswidrige Angriffe 
der Kl. habe wehren müſſen, hat das BG. in rechtlich nicht 
zu beanſtandender Weiſe beſchieden. Es iſt ſchon oben her⸗ 
vorgehoben worden, daß ſich die Bekl. nicht ſchon deshalb 
als zu einer Abwehrmaßnahme der hier in Betracht kom⸗ 
menden Art befugt anſehen kann, weil jie durch das Auf- 
treten der Kl. im inländiſchen Wettbewerb möglicherweiſe 
geſchäftlich Einbuße erleidet. Darf ſich die Kl. trotz ihrer 
Beziehungen zum Ausland auf dem deutſchen Markte be⸗ 
tätigen, ſo liegt hierin kein gegen die Bekl. gerichtetes Vor⸗ 
gehen, gegen das ſich dieſe durch eine an ſich wettbewerbs⸗ 
fremde Maßnahme, wie fie der Hinweis auf die Ausländer- 
eigenſchaft ihrer Mitbewerberin darſtellt, zur Wehr ſetzen 
könnte. Soweit ihr ein Recht hierzu daraus erwachſen ſein 
konnte, daß die Kl., wie die Rev. unter Bezugnahme auf das 
Vorbringen der Bekl. geltend macht, in Schreiben au ihre 
ausländiſchen Vertreter auf die Verhältniſſe beſtimmter 
deutſcher Konkurrenzfirmen, ſo auch der Firma B., Bezug 
genommen und ihnen dieſe betreffenden Werbeſtoff zur För⸗ 
derung ihres eigenen Geſchäfts an die Hand gegeben hat, 
kaun die Bekl. auch hieraus für die Zuläſſigkeit ihres Vor- 
geheng nichts herleiten, da es fih um zeitlich weit zurück⸗ 
liegende Vorgange handelt, von denen einmal völlig dahin⸗ 
ſteht, inwieweit ſie tatſächlich bei der Werbung verwendet 
und zur Kenntnis des Publikums gebracht worden ſind und 
bei dieſem noch fortwirken, die aber im übrigen auch nicht 
dadurch entkräftet und widerlegt werden konnten, daß die 
Bekl. auf die Ausländereigenſchaft der Kl. hinwies. Die 
Bekl. könnte ſich inſoweit auf eine berechtigte Abwehr nur 
berufen, wenn ihr Vorgehen beſtimmt und geeignet geweſen 
wäre, einen gegen ſie gerichteten Angriff in für das Publi⸗ 
kum erkennbarer Weiſe unſchädlich zu machen. Hiervon kann 
— auch bei Zugrundelegung ihrer eigenen Darſtellung — 
ſelbſt dann keine Rede ſein, wenn in dem Vorgehen der Kl. 
eine Wettbewerbsmaßnahme zu erblicken wäre, die ſie als 
59 Inlande begangen der Bekl. gegenüber zu vertreten 
hätte. 

Die Rev. wendet ſich weiter auch ohne Grund gegen 
die Annahme des BG, die Wiederholungsgefahr fei ge- 
geben. Sie findet ihre Rechtfertigung ſchon darin, daß die 
Bekl. bis zuletzt daran feſtgehalten hat, ihr Verhalten ſei 
rechtmäßig, und daß ſie es abgelehnt hat, ſich der Kl. dahin 
verbindlich zu machen, ſie werde ſich in Zukunft eines Hin⸗ 
weiſes auf die Ausländereigenſchaft der Kl. enthalten. Wie 
der Senat in ſtändiger Rſpr. zum Ausdruck gebracht hat, 
kann die Gefahr einer Wiederholung regelmäßig nicht als! 
beſeitigt gelten, ſolange der Verletzer den Standpunkt ver⸗ 
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tritt, er fei zu feinem Vorgehen berechtigt geweſen (vgl. 
RZ. 148, 119 = JW. 1935, 27233 m. Anm.; Mu W. 1936, 
254; 1939, 350; Urteil des Senats II 93/39 v. 20. Dez. 1939). 
Denn eine Gewähr dafür, daß es zu einer Wiederholung 
des beanſtandeten Vorgehens nicht kommen werde, beſteht 
im allgemeinen nicht, ſolange der Verletzer nicht auch ein 
Verhalten an den Tag legt, aus dem hervorgeht, daß er ſich 
von der Unrichtigkeit ſeiner Auffaſſung überzeugt hat und 
von ſeiner bisherigen Handlungsweiſe abrückt. Die im Ver⸗ 
gleiche v. 15. Mai 1939 abgegebene Erklärung der Bekl., fie 
habe die beanſtandete Außerung nicht in der Abſicht getan, 
die Kaufliebhaber der Kl. abſpenſtig zu machen und ſich ſelbſt 
als Kunden zuzuführen, hat mit der Bekundung einer hier⸗ 
nach erforderlichen inneren Abkehr nichts zu tun. Es iſt 
deshalb auch ohne Bedeutung, daß die Kl. und nicht die 
Bekl. den Vergleich widerrufen hat. Die von der Rev. an⸗ 
geführte Entſch, des VI. Ziv Sen., VI 187/38, v. 5. Juli 1939 
(DR. 1939, 20092) ſteht der hier vertretenen Auffaſſung 
ſchon deshalb nicht entgegen, weil ſie die Anwendbarkeit der 
von ihr ausgeſprochenen Grundſätze für das Gebiet des 
Wettbewerbsrechts ausdrücklich dahingeſtellt läßt. 

Wenn die Rev. endlich noch geltend macht, der vom 
BG. feſtgeſtellte Sachverhalt, der nur die auf die Aufſtel⸗ 
lung eines Flügels der Kl. in einer deutſchen Schule bezüg⸗ 
liche Außerung der Bekl. umfaſſe, rechtfertige nicht deren 
Verurteilung in dem im angef. Urteil ausgeſprochenen wei⸗ 
ten Umfange, ſo kann ſie auch hiermit nicht gehört werden. 
Die Bekl. nimmt ganz allgemein in Anſpruch, im Wett⸗ 
bewerbskampfe auf die Ausländereigenſchaft der Kl. hin⸗ 
weiſen zu dürfen. Sie hat ſich, wie aus ihrem Verteidigungs⸗ 
vorbringen hervorgeht, nicht darauf beſchränkt, die Zu⸗ 
läſſigkeit eines ſolchen Hinweiſes allein und gerade nur aus 
ſeinem Zuſammenhange mit dem geplanten Erwerb des In⸗ 
ſtruments für eine deutſche Schule herzuleiten. Dem BG. 
iſt deshalb beizutreten, wenn es der Außerung der Bekl. ent⸗ 
nimmt, für ſie ſei die Hervorhebung der Ausländereigen⸗ 
ſchaft der Kl. kennzeichnend, die Verbindung mit dem Hin⸗ 
weis auf die Anſchaffung eines Inſtruments für eine deut⸗ 
ſche Schule hingegen nur der äußere Rahmen, in dem ſie 
gefallen ſei. Das BG. war hiernach nicht behindert, ſein 
Unterlaſſungsgebot auf denjenigen Teil des Verhaltens der 
Bekl. zu richten, der dem Weſen des von ihr begangenen 
Wettbewerbsverſtoßes Ausdruck verlieh. Das iſt der zu 
Werbezwecken gemachte Hinweis darauf, daß die Kl. ein aus⸗ 
ländiſches Unternehmen ſei. 


(RG, II. Ziv Sen., U. v. 20. Dez. 1939, II 135/39.) [N.] 


Anfechtungsgeſetz 


12. RG. — 83 Ziff. 1 AnfG. Begriff der mittelbaren 
Benachteiligung. Die Frage, ob die Benachteiligungsabſicht im 
Zeitpunkt der Vollendung des angefochtenen Rechtserwerbs 
vorgelegen hat, bedarf beſonders ſorgfältiger Prüfung. Sie 
wird in der Regel zu verneinen ſein, wenn der Schuldner 
durch den ſchuldrechtlichen Vertrag bereits in ſolcher Weiſe 
gebunden war, daß er den Rechtsübergang nicht mehr zu ver⸗ 
hindern vermochte, zur Mitwirkung an der Herbeiführung die⸗ 
ſes Erfolges vielmehr rechtlich einwandfrei verpflichtet war. 


Zugunſten der Bekl. wurde am 29. Okt. 1937 im Wege 
der Vollſtreckung eines von ihr gegen den Kaufmann N. er- 
wirkten rechtskräftigen Urteils des LG. Berlin v. 13. Okt. 
1937 auf dem damals im Grundbuch als Eigentum des 
Schuldners verzeichneten Grundſtück M.ſtraße 71 in Ab- 
teilung III unter Nr. 21 eine Sicherungshypothek von 
24 130 RA eingetragen. In Abteilung II unter Nr. 11 des 
gleichen Grundbuchblattes war am 24. März 1937 eine Vor⸗ 
merkung für Kl. zur Sicherung ihres Anſpruchs auf Eigen⸗ 
tumsübertragung auf Grund der Bewilligung N.s vom 
3. März 1937 eingetragen worden. Hiermit hatte es folgende 
Bewandtnis: Die klagende, i. J. 1936 mit einem Stamm- 
kapital von 30 000 AM gegründete Geſellſchaft betrieb in 
dem Grundſtück Miſtraße 71 ein Hotel. Der Kaufmann N. 
war Mitgründer und als Geſchäftsführer der Geſellſchaft, 
die bei Beſtellung mehrerer Geſchäftsführer durch mindeſtens 
zwei derſelben oder einen Geſchäftsführer und einen Pro⸗ 
kuriſten vertreten wurde, von den Beſchränkungen des § 181 
BGB. befreit. Durch notariellen Vertrag v. 3. März 1937 
verkaufte er das Grundſtück Miſtraße 71 an die Kl., die 


hierbei durch ihn und den erſt mit Geſellſchafterbeſchluß 
v. 3. Mai 1937 an Stelle des abberufenen Kaufmanns B. 
zum Geſchäftsführer beſtellten Hotelier S. vertreten wurde. 
Der Kaufpreis wurde auf 180 000 RAM vereinbart. In Ans 
rechnung darauf übernahm die Kl. die in Abteilung II des 
Grundbuchs unter Nr. 16 und 17 eingetragenen Hypotheken 
von 100 000 SM. und 80 000 AM. Der Kaufmann N. ließ 
das Grundſtück an die Kl. auf, bewilligte die Eintragung 
der genannten Vormerkung und übernahm es ferner, da⸗ 
für einzuſtehen, daß die Hypothek von 80000 AM früheſtens 
am 1. April 1940 zurückzuzahlen ſei ſowie dafür zu ſorgen, 
daß die unter Nr. 18 eingetragene Hypothek von 50 000 RM 
zugunſten der Käuferin in eine Eigentümergrundſchuld um⸗ 
gewandelt werde. Gläubigerin dieſer Hypothek war die Ehe⸗ 
frau %.3, die im Zeitpunkt des Verkaufs des Grundſtücks 
als Geſellſchafterin der Kl. Geſchäftsanteile im Betrage von 
15000 Rt beſaß. Die Kl. wurde am 10. Dez. 1937 als Eigen⸗ 
tümerin in das Grundbuch eingetragen. 

Mit der Begründung, daß die nach der Eintragung der 
Vormerkung für die Bekl. eingetragene Sicherungshypothek 
ihr gegenüber unwirkſam ſei, hat die Kl. im erſten Rechts⸗ 
zuge die Verurteilung der Bekl. zur Löſchung der Hypothek 
begehrt. Die Bekl. hat geltend gemacht, der Kaufvertrag 
v. 3. März 1937 ſei wegen nicht ordnungsmäßiger Vertre⸗ 
kung der Kl. unwirkſam und trotz ſeiner erſt am 14. Dez. 
1937 erfolgten Genehmigung unwirkſam geblieben. Die Kl. 
habe daher aus der Vormerkung Rechte nicht erworben. 
Des weiteren hat die Bekl. die Grundſtücksübertragung ge⸗ 
mäß 83 Ziff. 1, 2 und 3 AnfG. angefochten. Die Kl. ijt 
dieſen Einwendungen entgegengetreten. 

Das LG. hat die Klage abgewieſen. Im zweiten Rechts⸗ 
zuge ift das Grundſtück M.ſtraße 71 auf Antrag mehrerer 
Hypothekengläubiger zur Zwangsverſteigerung gelangt und 
durch Beſchluß v. 21. Febr. 1939 der S.ſtelle, Körperſchaft 
des öffentlichen Rechts in Berlin, für den durch Zahlung 
zu berichtigenden Betrag von 325 000 AM zugeſchlagen wor⸗ 
den. Die Sicherungshypothek der Bekl. ift mit 30 037,28 RM 
zur Hebung gekommen. Da gegen dieſe Zuteilung die Kl. 
in voller Höhe und ein anderer Gläubiger in Höhe von 
12 639,11 AM Widerſpruch erhoben haben, hat das Rolls 
ſtreckungsgericht den Betrag zugunſten der Widerſprechenden 
mit der Beſtimmung hinterlegt, daß er dieſen zuſtehe, wenn 
und ſoweit ſie mit ihren Widerſprüchen durchdringen würden. 

Mit ihrer Berufung gegen das landgerichtliche Urteil 
hat die Kl. nunmehr beantragt, die Bekl. zur Anerkennung 
der Berechtigung ihres Widerſpruchs zu verurteilen und an⸗ 
zuordnen, daß der hinterlegte Betrag an ſie — Kl. — aus⸗ 
gezahlt werde. Das KG. hat die Berufung zurückgewieſen. 

RG. hob auf. 

Das BG. ift zunächſt der rechtlich nicht zu beanſtan⸗ 
denden Auffaſſung, daß der infolge nicht ordnungsmäßiger 
Vertretung der Kl. ſchwebend unwirkſame Vertrag vom 
3. März 1937 durch nachträgliche Genehmigung Wirkſamkeit 
erlangt habe, daß demgemäß der vorgemerkte Auflaſſungs⸗ 
anſpruch mit der fih aus §8 883, 888 BGB. ergebenden 
Sicherung ausgeſtattet ſei und an ſich zur Beſeitigung der 
nacheingetragenen Sicherungshypothek der Bekl., ſomit auch 
zur Geltendmachung des Anſpruchs auf den dieſer Hypothek 
zugeteilten Teil des Verſteigerungserlöſes berechtige. Der 
Vorderrichter weiſt indeſſen die Klage ab, weil gegenüber 
der Veräußerung des mit der Vormerkung und der Siche⸗ 
rungshypothek belaſteten Grundſtücks die Anfechtung aus 
§ 3 Ziff. 1 Anfch. durchgreife. Er erwägt hierzu im weſent⸗ 
lichen folgendes: 

Fur die Anfechtung aus 83 Ziff. 1 genüge eine mittel» 
bare, im Zeitpunkt der letzten mündlichen Verhandlung vor 
dem Tatrichter feſtſtellbare Benachteiligung des anfechtenden 
Glaubigers durch die angefochtene Rechtshandlung. Eine 
ſolche Benachteiligung der Bekl. könne nur dann verneint 
werden, wenn die ihrem Rechte vorgehenden Hypotheken 
den Wert des Grundſtücks bereits derart überſchritten hätten, 
daß ihre Befriedigung nicht mehr in Betracht gekommen 
wäre. Auch wenn man zunächſt von dem Ergebnis der 
durchgeführten Zwangsverſteigerung abſehe, könne von einer 
Erſchöpfung des Grundſtückswerts vor der Eintragung der 
Sicherungshypothek der Bekl. nicht die Rede ſein. An vor⸗ 
eingetragenen Belaſtungen kämen nur die Hypothek Nr. 16 
von 100 000 GM. und Nr. 17 von 80 000 AM, nicht auch die 
unter Nr. 18 für die Ehefrau des Schuldners eingetragene, 
von der Bekl. in einem beſonderen Rechtsſtreit angefochtene 
und im Verlauf dieſes Rechtsſtreits — am 7. Mai 1938 — 
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gelöſchte Hypothek von 50000 RM in Betracht. Dieſe Bor- 
belaſtung von 180000 ,, die die Kl. im Kaufvertrage als 
Kaufpreisleiſtung übernommen habe, erſchöpfe den Wert des 
Grundſtücks nicht. Bei dem Steuereinheitswert (111900 AM) 
und dem vom Kataſteramt mitgeteilten Schätzungswert 
(160 000—170 000 AM) bleibe vermutlich außer acht, daß das 
Grundſtück i. J. 1936 zum Betriebe eines Hotels völlig um⸗ 
gebaut und modernifiert worden ſei. Auch dem von der Kl. 
vorgelegten Gutachten v. 20. Febr. 1936, das den Verkaufs⸗ 
wert auf 180 000 RA annehme, könne nicht gefolgt werden. 
Bei Annahme eines dauernden Mietsertrags von 30000 RM 
lege er der Wertermittelung einen für Zinſendienſt und 
Nutzungen verfügbaren überſchuß von 13 500 RM (kapitali⸗ 
ſiert zu 7½ %) zugrunde, während richtigerweiſe die Brutto- 
miete, alſo der Betrag von 30000 AM, hätte zugrunde ge- 
legt werden müſſen, wobei ſich ein Wert von etwa 360 000 AM 
ergeben haben würde. Im übrigen ſchätze der Sachverſtän⸗ 
dige den Wert „bei Vermietung in Appartements“ nach 
Abzug der dazu nötigen Umbaukoſten auf 215000 RM. Das 
Ergebnis der Zwangsverſteigerung beſtätige die Benachteili⸗ 
gung der Bekl. durch den angef. Verkauf. Wenn die Kl. 
vorbringe, daß das Gebot der Erwerberin, der Stiſtelle, 
einem Ausbietungsabkommen entſprochen und gemäß einem 
vorher beredeten und entworfenen Kaufvertrage Leiſtungen 
enthalte, die kein Entgelt für das Grundſtück darſtellten 
(60 000 AM für Gehälter der Geſchäftsführer und Angeſtell⸗ 
ten ſowie Eutſchädigung für die Aufgabe des Gewerbebetrie⸗ 
bes, 30000 % für ſonſtige Schulden der Kl., 30000 AM für 
Fußbodenbelege, Treppenläufer, Fenſterbehänge, Beleuch⸗ 
tungskörper, Fernſprechanlagen), ſo könne ſie damit gegen⸗ 
über dem allein maßgeblichen Zuſchlagsbeſchluß nicht ge⸗ 
hört werden. Danach entfielen aber 295000 AM auf das 
Grundſtück und 30000 RM auf Zubehör. Folge man der Kl., 
jo habe die Erwerberin immer noch 235000 AM (825000 
— 60 000 — 30000 AA) gezahlt, die nur als Entgelt für das 
Grundſtück angeſehen werden könnten. Ergebe ſich daraus, 
daß die Bekl. durch die Veräußerung des Grundſtücks be⸗ 
nachteiligt ſei, ſo habe der Schuldner N. dabei auch in der 
Abſicht, ſeine Gläubiger zu benachteiligen, gehandelt. Daß 
er damit die von dem Geſchäftsführer S. für ſeinen Eintritt 
in die Geſellſchaft geſtellte Bedingung erfüllt habe, ſchließe 
die Benachteiligungsabſicht nicht aus. Das Grundſtück ſei 
der einzige weſentliche Vermögenswert des damals ſchon 
von zahlreichen Gläubigern verfolgten und mehrfach zum 
Offenbarungseid gedrängten Schuldners geweſen. Er habe 
es verkauft an eine Geſellſchaft, deren Geſchäftsführer er 
geweſen ſei und deren Geſchäftsanteile zur Hälfte ſeiner 
Ehefrau gehört hätten. Die Unzulänglichkeit des verein⸗ 
barten Preiſes ſei ihm ſchon auf Grund des Gutachtens 
bekannt geweſen. Zum mindeſten ſei er ſich darüber im Zeit⸗ 
punkt der Eintragung der Kl. völlig klar geweſen. Damals 
ſei die ſprunghaft ſteigende Nachfrage nach Bürohäuſern in⸗ 
folge der Neugeſtaltung der Stadt Berlin und das dadurch 
bewirkte Anziehen der Preiſe bereits allgemein zur Kennt⸗ 
nis gelangt und N. nicht verborgen geblieben. Aus allen 
Umſtänden ergebe ſich eindeutig die Benachteiligungsabſicht 
des Schuldners. Für die Feſtſtellung der Kenntnis von dieſer 
Abſicht genüge die Tatſache, daß der Schuldner N. die Kl. 
bei Abſchluß des Vertrages v. 3. März 1937 vertreten habe. 

Die Rev. wendet ſich zunächſt erfolglos gegen die Feſt⸗ 
ſtellung der objektiven Benachteiligung. Entgegen ihrer Mei⸗ 
nung iſt die Tatſache der Löſchung der der Sicherungshypo⸗ 
thek der Bekl. vorgehenden Hypothek der Ehefrau des 
Schuldners weder prozeßordnungswidrig verwertet, noch 
ſachlich⸗rechtlich fehlſam gewürdigt. Für die Beurteilung des 
BerR. weſentlich iſt nur die Tatſache, daß die Hypothek 
der Ehefrau des Schuldners im Zeitpunkt der letzten münd⸗ 
lichen Verhandlung gelöſcht war. Er zieht daraus rechtlich 
zutreffend die Folgerung, daß bei der Prüfung der Frage 
der objektiven Benachteiligung dieſes der Sicherungshypo⸗ 
thek der Bekl. bisher vorgehende Recht unberückſichtigt 
bleiben müſſe. Zu einem anderen Ergebnis hätte er ent⸗ 
gegen der Meinung der Rev. auch dann nicht gelangen 
können, wenn er feſtgeſtellt oder unterſtellt hätte, daß der 
Schuldner N. mit der Löſchung der Hypothek einer Ver⸗ 
pflichtung aus dem Kaufvertrage entſprochen habe. Die 
Meinung der Rev., daß in dieſem Falle von der Benach⸗ 
teiligung der Gläubiger N.s keine Rede fein könne, da durch 
den angef. Vertrag nur ein weiterer Vermögenswert des 
Schuldners geſchaffen ſei, iſt nicht verſtändlich. Durch die 
Löſchung der Hypothek wäre ein für die Gläubiger des N. 


greifbarer neuer Vermögenswert doch nur dann geſchaffen, 
wenn das Grundſtück in ſeinem Eigentum verblieben wäre. 
Der Verkauf entzog es dem Zugriff der Gläubiger, und für 
deren Lage war es, von dem Erfolg einer Anfechtung ab⸗ 
geſehen, nicht von Belang, ob die Hypothek beſtehen blieb 
oder zugunſten der Käuferin gelöſcht werden mußte. 

Die Rev. räumt ein, daß für die Anfechtung nach 83 
Ziff. 1 AnfG. eine in der letzten mündlichen Verhandlung 
der tatrichterlichen Inſtanz vorliegende mittelbare Benach⸗ 
teiligung ausreiche. Der Ber R. habe aber, jo meint fie, im 
vorl. Falle überſehen, daß zwiſchen der Rechtshandlung des 
Schuldners und dem die Hypothek der Bekl. deckenden Er⸗ 
gebnis der Zwangsverſteigerung der urſächliche Zuſammen⸗ 
hang fehle. Dieſer ſei unterbrochen durch die Abmachungen 
mit der Erwerberin, die das hohe Gebot nur deshalb ab⸗ 
gegeben habe, weil das Grundſtück durch die Räumung der 
Kl. und einem von der Erwerberin vorzunehmenden Umbau 
ein Bürohaus geworden ſei, alſo eine andere Zweckbeſtim⸗ 
mung erhalten habe. Mit dieſem Vorbringen verkennt die 
Rev. den Begriff der mittelbaren Benachteiligung. Im 
Gegenſatz zu der in 83 Ziff. 2 AnfG. vorausgeſetzten un- 
mittelbaren Benachteiligung erfordert die für die Anfech⸗ 
tung der Ziff. 1 genügende unmittelbare Benachteiligung 
nicht, daß die für die Gläubiger nachteiligen Wirkungen 
ausſchließlich und allein durch die angef. Rechtshandlung 
ſelbſt ausgelöſt ſind. Eine mittelbare Benachteiligung liegt 
vielmehr immer dann vor, wenn die Zugriffsverkürzung 
erſt durch den Hinzutritt anderer, außerhalb liegender und 
von dem Zuſtandekommen des angef. Geſchäfts unabhän⸗ 
giger Umſtände herbeigeführt ijt (RGZ. 116, 134, (136, 
137]; Jäger, „Anf®.“, Anm. 64 zu § 1). Derartige Um- 
ſtände find hier die Bewerbung der S.ttelle um das Grund- 
ſtück und die von der Kl. behaupteten, damit zuſammen⸗ 
hängenden, die Höhe der Ausbietung beſtimmenden Verein⸗ 
barungen. Wenn auch das Raumbedürfnis der Erwerberin 
hierfür maßgebend war und eine Veränderung der Zweck⸗ 
beſtimmung des Grundſtücks zur Folge hatte, ſo wurde doch 
das von dem Schuldner an die Kl. verkaufte Grundſtück 
als Wertträger unverändert von der Verſteigerung erfaßt. 
Die Identität des Objekts, wie es die Rev. nennt, wurde 
durch jene die Bewertung des Grundſtücks beeinfluſſenden 
Umſtände nicht berührt. Der auch ſär die mittelbare Be⸗ 
nachteiligung geforderte urſächliche Zuſammenhang zwiſchen 
Schuldnerhandlung und Zugriffsverkürzung würde nur dann 
zu verneinen ſein, wenn es ausgeſchloſſen erſcheinen müßte, 
daß der Schuldner, wäre er Eigentümer des Grundſtücks 
geweſen, die gleichen Abmachungen mit der S.jtelle getroffen 
hätte. Das iſt nicht behauptet worden. Der Vorderrichter 
konnte daher mit Recht das Ergebnis der Zwangsverſteige⸗ 
rung der Beurteilung der Frage der objektiven Benach⸗ 
teiligung zugrunde legen. Er greift jedenfalls nicht fehl, 
wenn er bei Unterſtellung der Erheblichkeit der von der Kl. 
behaupteten Vereinbarungen mit der S.ſtelle über die Unter- 
teilung des Steigpreiſes einen Betrag von mindeſtens 
220 000 RM als für das reine Grundſtück beſtimmt anſieht 
und daraus den Schluß zieht, daß die Bekl. ohne den Ver⸗ 
kauf des Grundſtücks für ihre Sicherungshypothek volle 
Deckung gefunden hätte. Die mittelbare Benachteiligung der 
Bekl. iſt damit rechtsbedenkenfrei feſtgeſtellt. Ob die Er⸗ 
wägungen, die den Ber. ſchon auf Grund der Prüfung 
des Grundſtückswertes im Zeitpunkt des Verkaufs zur An⸗ 
nahme einer Benachteiligung führen, den von der Rev. auf 
geworfenen rechtlichen Bedenken unterliegen, kann dahin⸗ 
ſtehen. 

Mit Recht wendet ſich die Rev. indeſſen gegen die Feſt⸗ 
ſtellung des inneren Tatbeſtandes der Anfechtung. Die 
Ausführungen des Ber R. hierzu laffen beſorgen, daß er ſich 
der an den Nachweis der Benachteiligungsabſicht des Schuld⸗ 
ners zu ſtellenden Anforderungen nicht bewußt geweſen iſt. 
Nach der feſtſtehenden Rſpr. des RG. deckt ſich die Abſicht, 
die Gläubiger zu benachteiligen, nicht ohne weiteres mit 
dem Bewußtſein, die Handlung werde notwendig oder nach 
dem gewöhnlichen Lauf der Dinge die Gläubiger benach⸗ 
teiligen; jene Abſicht erfordert vielmehr begrifflich ein Wol⸗ 
len, nicht bloß ein Wiſſen des Schuldners. Kann auch die 
Vorausſetzung notwendiger Verkürzung der Zugriffsmaſſe 
und damit notwendiger Gläubigerſchädigung einen Schluß 
vom Bewußtſein auf den Willen der Beteiligten je nach den 
Tatumſtänden des einzelnen Falles rechtfertigen, ſo bedarf 
dieſe Frage doch ſorgfältiger Prüfung (zuletzt die Urteile 
v. 12. Dez. 1939, VII 102/39: DR. 1940. 87221 und v. 5. Jan. 
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1940, VII 125/39: DR. 1940, 870 20). Der BerR. nimmt die 
Benachteiligungsabſicht des Schuldners N. im Zeitpunkt des 
Vertragsſchluſſes im weſentlichen um deswillen an, weil 
letzterer ſchon aus der Schätzung des Gutachtens die Un⸗ 
angemeſſenheit des von der Kl. gewährten Kaufpreiſes habe 
erkennen können. Abgeſehen davon, daß der Inhalt dieſes 
Gutachtens die Folgerung des Vorderrichters keineswegs 
ohne weiteres rechtfertigt, durfte der Schluß von einer 
danach gegebenen und dem Schuldner bewußten Zugriffs⸗ 
verkürzung auf deſſen Benachteiligungswillen nicht ohne Be⸗ 
rücksichtigung der geſamten, nach der Behauptung der Kl. 
für den Vertragsabſchluß maßgeblichen Umſtände gezogen 
werden. Hier waren die Behauptungen der Kl. weſentlich, 
daß der Schuldner erfolglos verſucht habe, das Grundſtück 
unter den gleichen Bedingungen an Geſellſchafter der Kl. 
zu verkaufen, daß ferner der ſpätere Geſchäftsführer S. 
ſeinen Eintritt in die Geſellſchaft von dem Verkauf des 
Grundſtücks an dieſe zu dem vereinbarten Preiſe abhängig 
gemacht habe. Der Ber. übergeht zwar die letztere Behaup⸗ 
tung nicht; er ſchöpft ſie aber inſoweit nicht aus, als er 
unerörtert läßt, ob nicht der durch den Verkauf bedingte 
Eintritt des S. in die Geſellſchaft durch deren Lage ge⸗ 
boten erſchien. Nicht ohne Bedeutung iſt auch die Tatſache, 
daß N. ſich verpflichtet hatte, die Hypothek ſeiner Ehefrau 
in eine Eigentümergrundſchuld der Erwerberin umzuwan⸗ 
deln. Dieſe Tatſache könnte auch unter Berückſichtigung der 
geſellſchaftlichen Beteiligung der Ehefrau des Schuldners 
deſſen Überzeugung davon glaubhaft erſcheinen laſſen, daß 
das Grundſtück einen 180000 RM überſteigenden Wert 
nicht habe. 

Es iſt zwar zutreffend, daß die Benachteiligungsabſicht 
erſt im Zeitpunkt der Vollendung des angef. Erwerbs vor⸗ 
gelegen zu haben braucht, und daß demgemäß beim Erwerb 
dinglicher Rechte, nach vorhergegangener Einigung, dieſer 
Zeitpunkt mit der Eintragung im Grundbuch gegeben iſt 
(Jaeger, Anm. 15 zu 8 3). Die Feſtſtellung der Benach⸗ 
teiligungsabſicht für dieſen ſpäteſten Zeitpunkt erfordert aber 
eine ganz beſonders ſorgfältige Prüfung. Sie wird in der 
Regel dann zur Verneinung der Benachteiligungsabſicht 
führen müſſen, wenn der Schuldner durch den ſchuldrecht⸗ 
lichen Vertrag bereits in ſolcher Weiſe gebunden war, daß 
er den Rechtsübergang nicht mehr zu verhindern vermochte, 
zur Mitwirkung an der Herbeiführung dieſes Erfolges viel⸗ 
mehr rechtlich einwandfrei verpflichtet war. Der BerR. hätte 
alſo in erſter Linie prüfen müſſen, ob eine ſolche Rechtslage 
für den Schuldner hier gegeben war, ob dieſer alſo im Zeit⸗ 
punkt der Eintragung der Kl. als Eigentümerin im Grund⸗ 
buch noch die Möglichkeit einer Löſung von der vertraglichen 
Bindung oder der endgültigen Erfüllungsverweigerung be⸗ 
ſaß. Einer ſolchen Prüfung hat er fih nicht unterzogen. Im 
übrigen folgert er die Benachteiligungsabſicht für den ſpä⸗ 
teren Zeitpunkt nur aus der Tatjache, daß damals bereits 
infolge der Umgeſtaltung der Stedt Berlin eine ſteigende 
Nachfrage nach Bürohäuſern und damit ein Anziehen der 
Preiſe eingetreten und daß dieſe Erſcheinung allgemein be⸗ 
kannt geweſen ſei. Dabei ſteht dahin, ob N., wenn ihm dieſe 
Tatſache bekannt war, damals annehmen konnte und mußte, 
daß ſein Grundſtück von dieſer Entwicklung betroffen werde. 
Auch wenn dies bejaht, alſo angenommen werden müßte, 
daß N. ſich der Möglichkeit eines günſtigeren Verkaufs des 
Grundſtücks als Bürohaus bewußt geweſen wäre, bliebe 
nach Lage der Sache zu erwägen, ob er nicht durch über⸗ 
wiegend ſachliche, das Bewußtſein einer etwaigen Gläubiger- 
verkürzung in den Hintergrund drängende Gründe dazu be⸗ 
ſtimmt worden iſt, das Grundſtück ſeiner bisherigen Zweck⸗ 
beſtimmung als Hotel durch Ausführung des Kaufvertrages 
zu erhalten, wie überhaupt der ganze, mit der Veräußerung 
des Grundſtücks von ihm verfolgte wirtſchaftliche Zweck noch 
der Aufklärung bedarf. 


(RG., VII. Ziv Sen., U. v. 5. April 1940, VII 176/39.) [He.] 


Schuldenbereinigungsgeſetz 
13. KG. — 8 1 Schuld Bereinc. Zum Begriff der ſelb⸗ 
ſtändigen Lebenshaltung des Schuldners. 


Das QG. verneint die Zuläſſigkeit der Schuldenbereini⸗ 
gung, weil der Schuldner nicht i. S. des 8 1 Abſ. 1 Satz 2 
des Geſ. durch die Zwangsverſteigerung ſeines Grundbeſitzes 


die wirtſchaftliche Grundlage ſeiner ſelbſtändigen Lebenshal⸗ 
tung hingegeben habe. Es führt aus, daß der Schuldner, da 
er den Grundbeſitz für ſeine Kinder wiedererworben habe, 
als geſetzlicher Vertreter ſeiner Kinder, an deren Vermögen 
ihm die Nutznießung zugeſtanden habe, den Grundbeſitz wirt⸗ 
ſchaftlich weiter habe nutzen können und damit ſeine ſelb⸗ 
ſtändige Lebensgrundlage behalten habe. Beachtlich ſei auch, 
daß die Kinder ihm den ſpäteren Erlös aus dem Verkauf 
des Grundbeſitzes in Höhe von 60000 . zum Ankauf eines 
neuen Beſitzes zur Verfügung ſtellen wollten. Daraus gehe 
hervor, daß die Familie des Schuldners ſelbſt keinen weſent⸗ 
lichen Unterſchied mache, ob dem Vater oder den Kindern 
das Eigentum an dem Hof zuſtehe. Es komme dem Schuld⸗ 
ner und ſeiner Familie nur darauf an, daß ihnen eine 
Arbeits⸗ und Erwerbsquelle zuſtehe, die ihren Unterhalt 
gewährleiſte. Noch heute ſtänden dem Schuldner die Zinſen 
des verbliebenen Barerlöſes zu. 

Das LG. ſtützt hiernach feine Entſch, weſentlich darauf, 
daß der Schuldner, weil ihm als geſetzlichem Vertreter ſeiner 
Kinder die Nutznießung an dem für die Kinder erworbenen 
Grundbeſitz verblieben ſei, ſeine ſelbſtändige wirtſchaftliche 
Lebensgrundlage nicht hingegeben, ſondern behalten habe. 
Wie ſich inzwiſchen herausgeſtellt hat, hat der Schuldner 
alsbald nach Wiedererwerb des Grundbeſitzes für die Kin⸗ 
der gem. § 1662 BGB. gegenüber dem VormGer. auf die 
Nutznießung verzichtet. Ein ſolcher Verzicht lag unter den ge⸗ 
gebenen Umſtänden nahe. Es wäre daher Pflicht des LG. ge⸗ 
weſen, bevor es ohne weitere Ermittlungen davon ausging, 
daß dem Schuldner die Nutznießung zugeſtanden habe, und 
fo zu einer dem Schuldner ungünſtigen Entſch. kam, durch 
eine Rückfrage beim VormGer. oder zum mindeſten zunächſt 
durch Befragung des Schuldners ſelbſt feſtzuſtellen, ob die 
Nutznießung tatſächlich beſtand. Schon in dem Unterlaſſen 
dieſer Ermittlung ijt ein Rechtsverſtoß zu erblicken (812 
FGG. i. Verb. m. § 8 Abſ. 1 Satz 1 Schuld BereinG.), der zur 
Aufhebung des landgerichtlichen Beſchluſſes führen mußte. 
Dadurch wurde dem Senat eine eigene Prüfung ermöglicht, 
bei der auch die erſt mit der weiteren Beſchwerde bekannt⸗ 
gewordenen Tatſachen, insbeſ. der Verzicht auf die Nutz⸗ 
nießung, berückſichtigt werden konnten. 

Mit der Zwangsverſteigerung des Grundbeſitzes hat der 
Schuldner, der vorher fon i. S. des 81 Abſ. 1 Satz 1 
Schuld BereinG. wirtſchaftlich zuſammengebrochen war, i. S. 
des § 1 Abf. 1 Satz 2 des Gef. die wirtſchaftliche Grundlage 
ſeiner ſelbſtändigen Lebenshaltung hingegeben. Zwar hat er 
unter Verzicht auf die väterliche Nutznießung das für ſeine 
Kinder erworbene Gut weiter bewirtſchaftet und daraus für 
ſich und ſeine Familie den Lebensunterhalt bezogen. Aber 
die Lebenshaltung, die ihm die weitere Bewirtſchaftung des 
Gutes gewährte, war nicht mehr eine ſelbſtändige 
Lebenshaltung i. S. des SI Abſ. 1 Satz 2 des Gef. Der 
Schuldner, der vorher unbeſchränkter Eigentümer und ſelb⸗ 
ſtändiger Landwirt geweſen war, war nach der Zwangsver⸗ 
ſteigerung des Grundſtücks lediglich noch Verwalter, mochte 
ihm dieſe Verwaltung auch geſetzlich zuſtehen (88 1638 ff. 
BGB.). Eine ſolche Stellung kann nicht mehr als Inne⸗ 
habung einer ſelbſtändigen Lebenshaltung ausgeſprochen 
werden, zumal ſie mit einer Nutznießung aus eigenem 
Recht, auf die der Schuldner aus verſtändlichen Gründen 
verzichtet hatte, nicht verbunden war. Zwar war die Stel⸗ 
lung des Schuldners, da ihm die geſetzliche Vermögensver⸗ 
waltung blieb, nicht die eines unſelbſtändigen Angeſtellten. 
Aber er konnte über den Grundbeſitz nicht mehr kraft 
eigenen Rechts und als geſetzlicher Vertreter auch nur noch 
mit Genehmigung des BormGer. verfügen ($ 1643 Abſ. 1 
mit 8 1821 Abſ. 1 Nr. 1—3 BGB.). Auch konnte das Borm- 
Ger. bei ſchlechter Vermögensverwaltung einſchreiten und 
unter Umſtänden die Vermögensverwaltung dem Schuldner 
ganz entziehen ($ 1667 ff. BGB.). Nach allem hatte der 
Schuldner nach der Zwangsverſteigerung ſeines Grundbeſitzes 
die bisherige wirtſchaftliche Grundlage ſeiner ſelbſtändigen 
Lebenshaltung verloren. Allerdings hat er, nachdem der 
Grundbeſitz von ſeinen Kindern wieder verkauft worden war, 
feine Abſicht, für ſich mit dem Reinerlös einen Erbhof zu 
erwerben, verwirklicht. Dadurch wird aber nichts an der 
Tatſache geändert, daß er zunächſt ſelbſt ſelbſtändige Lebens⸗ 
haltung hingegeben hatte. In dem Erwerb eines Erbhofes 
iſt die Neugründung einer Exiſtenz zu erblicken. 


(KG., 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 1. Febr. 1940, 1 Wx 748/39.) 
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14. KG. — 88 Abſ. 1 S. 1, § 11 SchuldBereind. Im 
Schuldenbereinigungsverfahren iſt eine Schlechterſtellung des 
Beſchw. unzuläſſig. 


Das AG. bewilligte dem Schuldner eine Schuldenbe⸗ 
reinigung in der Form eines Tilgungsplans. Der Schuld⸗ 
ner legte ſofortige Beſchwerde ein, um eine Streichung von 
Forderungen zu erreichen. Das LG. verwies die Sache an 
das AG. zurück. Es führte aus: Da das Schuldenbereini⸗ 
gungsverfahren dem Parteibetrieb entzogen ſei, könne im 
Beſchwerdeverfahren auch auf eine Beſchwerde des Schuld⸗ 
ners noch geprüft werden, ob die Schuldenbereinigung 
überhaupt zuläſſig fei. Dieſe Prüfung gebe zu Zweifeln An- 
laß, ob der Schuldner i. S. des § 1 Abſ. 4 Schuld BereinG. 
ſchutzwürdig fei. Das müſſe vom AG. noch näher erörtert 
werden. Gegebenenfalls ſei der Antrag des Schuldners 
ganz abzulehnen. 

Dieſe Stellungnahme iſt inſofern von Rechtsirrtum be⸗ 
einflußt, als das LG. den Schuldner, obwohl er allein die 
Beſchwerde eingelegt hatte, durch ſeinen die angef. Entſch. 
völlig aufhebenden Beſchluß ſchlechter geſtellt hat. Für das 
Antragsverfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit beſteht, 
was auch für die Schuldenbereinigung gilt (8 8 Abſ. 1 Satz 1 
Schuld BereinG.), der Grundſatz, daß das BeſchwGer. die 
Entſch. nicht zum Nachteil des BeſchwF. abändern darf 
(Schlegelberger, „FGG.“, § 25 A. 12; Günther, 
„FGG“, 8 19 A. 15; RIA. 14, 96: JFG. 15, 161). Würde 
dieſer Grundſatz nicht gelten, ſo könnte ein über die Zu⸗ 
läſſigkeit der Schlechterſtellung unterrichteter Beteiligter von 
der Einlegung der Beſchwerde Abſtand nehmen oder eine 
eingelegte Beſchwerde zurückziehen, während ein nicht unter⸗ 
richteter Beteiligter bei Durchführung der Beſchwerde die 
Gefahr einer Schlechterſtellung liefe. Das würde die Entſch. 
von Willkür und Zufall abhängig machen. Allerdings iſt 
die Schuldenbereinigung auf dem Gedanken der Schickſals⸗ 
gemeinſchaft der Gläubiger inſofern aufgebaut, als nur im 
Rahmen einer einheitlichen Regelung eine tragbare und 
zweckentſprechende Schuldenbereinigung möglich iſt. Deswegen 
genügt auch, wenn das AG. die Geſamtheit der alten Shul- 
den geregelt hat, ſchon die Beſchwerde eines oder einzelner 
Gläubiger, um beim Fehlen der geſetzlichen Vorausſet⸗ 
zungen den Beſchluß des AG. im ganzen aufzuheben (Sen. 
in JFG. 20, 330; f. auch Vogel: DJ. 1939, 1199). Das 
BeſchwGer. kann aljo über den Beſchwerdeantrag hinaus⸗ 
gehen. Darin liegt aber keine Schlechterſtellung des be⸗ 
ſchwerdeführenden Gläubigers. Gleiche Erwägungen kommen 
hier nicht in Frage. 

(Das KG. hat demgemäß die Sache an das LG. zu⸗ 
rückverwieſen. Dieſes hat die erſte Beſchwerde des Schuld⸗ 
ners zurückzuweiſen, wenn entweder deſſen Bereinigungs⸗ 
unwürdigkeit ſich ergibt oder die vom AG. vorgenommene 
Schuldenbereinigung ausreichend erſcheint.) 


(KG., 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 18. April 1940, 1 Wx 90/40.) 
* 


15. KG. — Schuld Bereincz. Ein rechtskräftig zurück⸗ 
gewieſener Antrag auf Schuldenbereinigung kann nur aus⸗ 
nahmsweiſe erneuert werden. 


Der Schuldner K. betreibt mit einem Antrage vom 
15. Juli 1939 zum zweiten Male die Bereinigung einer ihn 
aus früherer Zeit noch belaſtenden Schuld. Er hatte bereits 
im Okt. 1938 einen gleichen Antrag geſtellt und damals zu 
deſſen Begründung vorgetragen: Er ſei Mitgeſellſchafter der 
OHG. C. D. geweſen. Dieſe fei infolge großer Verluſte zu- 
ſammengebrochen. Er ſelbſt ſei ſchon vorher aus der Geſell⸗ 
ſchaft ausgeſchieden und ſei auch bis dahin im weſentlichen 
nicht für die Geſellſchaft, ſondern als Vorſtand einer Berg⸗ 
werksaktiengeſellſchaft tätig geweſen. Das AG. wies den 
Bereinigungsantrag zurück, indem es ausführte, daß der 
Schuldner ſelbſt nicht bei der Ausübung eines ſelbſtändigen 
Berufes zuſammengebrochen ſei und auch nicht die wirt⸗ 
ſchaftliche Grundlage ſeiner ſelbſtändigen Lebenshaltung den 
Gläubigern hingegeben habe. Zuſammengebrochen ſei nur 
die OHG., aus der der Schuldner nach feiner Angabe ſchon 
vorher ausgeſchieden ſei, in der er auch ſchon während 
ſeiner Mitgliedſchaft nicht als ſelbſtändiger Unternehmer 
tätig geweſen ſei. Der Schuldner ließ dieſen Beſchluß un⸗ 
angefochten. Er erneuerte ſtatt deſſen den Antrag und gab 
nunmehr eine abweichende Darſtellung. Das AG. wies auch 
den zweiten Antrag zurück, und zwar nunmehr deshalb, weil 
die rechtskräftige Abweiſung des früheren Antrages der er⸗ 
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neut beantragten Schuldenbereinigung entgegenſtehe. Eine 
ſofortige Beſchwerde des Schuldners wurde vom LG. zu⸗ 
rückgewieſen. Die zugelaſſene ſofortige weitere Beſchwerde 
hat keinen Erfolg gehabt. 

Die gegenwärtige Entſch. hängt lediglich davon ab, ob 
und inwieweit die unanfechtbar gewordene Ablehnung eines 
Schuldenbereinigungsantrages der Wiederholung eines glei⸗ 
chen Antrages in einem neuen Verfahren entgegenſteht. Der 
Senat beantwortet diefe Frage in Übereinſtimmung mit den 
zutreffenden Ausführungen des LG. dahin, daß eine ſolche 
Entſcheidungswirkung im Sinne der fog. materiellen Rechts⸗ 
kraft für den Regelfall anzuerkennen iſt. 

Im Einklang mit der bisherigen ſtändigen Rſpr. des 
KG. (GJ. 32, A 80; JFG. 14, 287; RG. 124, 324 JW. 
1929, 252722 u. 295116) iſt davon auszugehen, daß Die 
Frage der materiellen Rechtskraft ſich im Rahmen der Frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit, zu der nach 88 Abſ. 1 Satz 1 
Schuld BereinG. auch das Schuldenbereinigungsverfahren ge- 
hört, nicht einheitlich beantworten läßt, vielmehr für jede 
Art von Entſch. beſonders geprüft werden muß. Hierbei 
kann allein maßgebend ſein, ob vom Standpunkte des Ge⸗ 
ſetzes aus das öffentliche Intereſſe an einer unter allen 
Umſtänden richtigen Entſch. oder dasjenige an einer enb- 
gültigen Klarſtellung der Rechtslage, d. h. an der Schaffung 
eines dauerhaften Rechtsfriedens, überwiegt (vgl. Weſſel, 
„Bereinigung alter Schulden“, § 9 Anm. III S. 136, 137). 
Regelmäßig wird bei der beſonderen Natur der zur frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit gehörenden Gegenſtände das erſtere 
zutreffen. Ausnahmen ſind aber durchaus möglich, und 
zwar gerade auf ſolchen Gebieten, die — ähnlich wie im 
Zivilprozeß — lediglich die Regelung der Rechtsbeziehungen 
zwiſchen dem Gläubiger und dem Schuldner betreffen und 
die nur zur Vereinfachung und zur Beſchleunigung des 
Verfahrens nicht der ZPO., ſondern dem JGG. unterſtellt 
worden ſind. So hat das KG. im Aufwertungsverfahren 
die materielle Rechtskraft allgemein anerkannt und — in 
entſprechender Anwendung der Vorſchriften der ZPO. — 
lediglich eine Wiederaufnahme des Verfahrens unter den 
dafür vorgeſehenen Vorausſetzungen zugelaſſen (AufwRipr. 
1929, 578). Das Schuldenbereinigungsverfahren iſt zwar 
nicht in gleichem Maße ein reiner Parteienſtreit, bezweckt 
aber doch auch nur eine Regelung der privatrechtlichen Be- 
ziehungen zwiſchen dem Gläubiger und dem Schuldner. 
Demgemäß beſteht ein öffentliches Intereſſe in erſter Linie 
nur an der Ermöglichung dieſer Regelung im allgemeinen. 
Iſt aber ein Verfahren durchgeführt und hat es mit einer 
unanfechtbar gewordenen Entſch. geendet, jo ift damit vom 
Standpunkte der Gemeinſchaft aus genug geſchehen. Ebenſo 
wie auf dem Gebiete des Zivilprozeſſes muß nunmehr die 
Erwägung, daß durch eine Wiederaufrollung des Ver⸗ 
fahrens ein der Sachlage beſſer entſprechendes Ergebnis 
erreicht werden könnte, hinter der anderen Erwägung zu⸗ 
rücktreten, daß durch die ergangene Entſch. ein Rechtsfrieden 
geſchaffen worden iſt, der nicht ohne Not wieder geſtört 
werden ſollte. 

Daß dieſe Auffaſſung wirklich i. S. des SchuldBerein®. 
liegt, wird durch deſſen Vorſchriften in zwei Richtungen 
beſtätigt. $9 des Gef. läßt ausdrücklich eine Abänderung 
ergangener Entſch. nur unter ganz beſtimmten Voraus⸗ 
ſetzungen zu. Nun bezieht ſich dieſe Vorſchrift ihrem Inhalte 
nach zwar nur auf ſolche Eutſch, mit denen eine Schulden⸗ 
bereinigung gewährt worden iſt. Es darf auch nicht ver⸗ 
kannt werden, daß für dieje Entich., ſoweit fie rechtsge⸗ 
ſtaltender Natur ſind, die Frage der materiellen Rechts⸗ 
kraft im eigentlichen Sinne nicht auftauchen kann, weil die 
Geſtaltung ein neues ſachliches Recht ſchafft, das in einem 
neuen Verfahren ohnehin nur bei beſonderer geſetzlicher Zu⸗ 
laſſung wieder geändert werden kann (vgl. Weſſel a. a. O. 
S. 134). Der Schuldenbereinigungsplan iſt aber rechtsge⸗ 
ſtaltend nur inſoweit, als er die urſprüngliche Forderung — 
durch Erlaß, Herabſetzung oder Stundung — verändert, da⸗ 
gegen nicht inſoweit, als er ſie bei Beſtand läßt. Wird z. B. 
eine Forderung von bisher 1000 auf 600 AM feſtgeſetzt, fo 
ift rechtsgeſtaltend nur die Ermäßigung um 400 AM. In 
Höhe der reſtlichen 600 RM bleibt die Forderung kraft ihres 
urſprünglichen Schuldgrundes beſtehen, ohne daß der Plan 
hieran etwas ändert. Dem entſpricht es, daß der Schuldner, 
wie außer Zweifel ſteht, ſeine ſachlichen Einwendungen gegen 
die bereinigte Forderung behält. Die rechtsgeſtaltende Kraft 
der Neufeſtſetzung der Forderung würde daher einer wie⸗ 
derholten Bereinigung dieſer Forderung mittels einer noch 
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weitergehenden Ermäßigung ihres Betrages nicht entgegen= 
ſtehen. Gleichwohl geht 8 9 Schuld Berein®. davon aus, daß 
eine ſolche neue Ermäßigung der bereits bereinigten For⸗ 
derung grundſätzlich nicht zuläſſig iſt. Hierfür gibt es keine 
andere Erklärung als die, daß die Bereinigungsentſch., fo- 
weit ſie über die zur Entlaſtung des Schuldners getrof⸗ 
fenen Maßnahmen hinaus eine weitergehende Bereinigung 
ablehnt, als materiell rechtskräftig angeſehen wird. Iſt aber 
eine ſolche teilweiſe ablehnende Entſch. (im Rahmen des 
Schuldenbereinigungsplanes) der materiellen Rechtskraft 
fähig, ſo liegt es nahe, daß dasſelbe von der die Schulden⸗ 
bereinigung im ganzen ablehnenden Entſch. gelten ſoll. 
Dazu kommt als weitere Unterſtützung der hier vertretenen 
Rechtsanſicht die Befriſtung der gegen die Entſch. des AG. 
und des LG. zugelaſſenen Beſchwerden im § 11 des Gef. 
Dieſe Befriſtung gilt auch für die ablehnenden Entſch. Der 
Geſetzgeber legt alſo erſichtlich Wert darauf, daß in allen 
Fällen das Verfahren beſchleunigt durchgeführt und zum 
Abſchluß gebracht wird. Damit würde die Zulaſſung der un⸗ 
beſchränkten Erneuerung eines unanfechtbar zurückgewieſenen 
Bereinigungsantrages nicht vereinbar ſein (im Ergebnis 
ebenſo Weſſel a. a. O. S. 138). 

Bei dieſer Rechtslage bleibt nur noch die Frage offen, 
ob wenigſtens ausnahmsweiſe eine ſolche Antragserneuerung 
möglich iſt. Das iſt grundſätzlich zu bejahen, in der Ab⸗ 
grenzung der Ausnahmen allerdings zweifelhaft. Unbedenk⸗ 
lich iſt — wie im Aufwertungsverfahren — die Zulaſſung 
einer Wiederaufnahme des Verfahrens in entſprechender 
Anwendung der 88 578 ff. ZPO. Darüber hinaus beſteht 
ferner ein dringendes Bedürfnis und liegt es auch i. S. des 
Schuld Bereinch, daß bei einer nachträglichen weſentlichen 
Anderung des Sachverhalts der — zum erſten Male viel⸗ 
leicht ganz mit Recht — zurückgewieſene Antrag erneuert 
werden kann, ſo z. B. wenn im Zeitpunkte der zurückweiſen⸗ 
den Entſch. alle Vorausſetzungen des 8 1 Abſ. 1 des Gef. 
bis auf die erzwungene Hingabe der Wirtſchaftsgrundlage 
des Schuldners erfüllt waren und eine ſolche Hingabe 
(etwa durch Zwangsverſteigerung des Geſchäftsgrundſtückes) 
nachträglich ſtattfindet. Auch § 9 des Gef. läßt die Abände⸗ 
rung der auf eine Bereinigung lautenden Entſch. zu, wenn 
die Verhaltniſſe ſich in beſtimmten weſentlichen Beziehungen 
geändert haben. Dagegen iſt zweifelhaft, ob die Erneuerung 
des Antrages auch dann zugelaſſen werden darf, wenn der 
Schuldner, ohne daß der Sachverhalt ſich geändert hat, 
Umſtände neu geltend macht, die er ohne ſein Verſchulden 
in dem früheren Verfahren noch nicht geltend machen 
konnte, Einer Entſch. dieſer Frage bedarf es aber hier 
nicht. Denn der Beſchwg. gibt im gegenwärtigen Verfahren 
lediglich eine neue Darſtellung von Vorgängen, die ihm 
ſchon in dem fruheren Verfahren bekannt geweſen fein müj- 
ſen, nämlich von ſeinem Ausſcheiden aus der OHG. ſowie 
von dem Umfange und der Bedeutung ſeiner Tätigkeit in 
ihrem Gewerbebetriebe. Damit kann die Erneuerung des zu⸗ 
rückgewieſenen Bereinigungsantrages keinesfalls gerechtfer⸗ 
tigt werden. 


(KG., I. Ziv Sen., Beſchl. v. 18. April 1940, 1 WX 114/40.) 


Sivilprozeßverfahren, Gebühren: und Koſtenrecht 


16. KG. — $10 VereinfB O. v. 1. Sept. 1939; 8 539 
ZPO. Das Recht der Amtsgerichte, ihr Verfahren nach freiem 
Ermeſſen zu beſtimmen, gewährt grundſätzlich und regelmäßig 
nicht die Befugnis der Anordnung ſchriftlichen Verfahrens an 
Stelle mündlicher Verhandlung. 


Die am 30. Juni 1939 unehelich geborene Kl. nimmt 
den Bekl. als ihren Erzeuger in Auſpruch. 

Der Bell. wendet ein, die Kindesmutter habe innerhalb 
der geſetzlichen Empfängniszeit noch mit 9. geſchlechtlich ver⸗ 
kehrt. Bei der Kl. handele es fih, wie Hebamme und Arzt, 
die bei der Entbindung zugegen waren, bekunden könnten, 
um ein voll ausgetragenes Kind. Da die Kl. etwa neun 
Monate nach dem Verkehr mit H. geboren worden ſei, könne 
nur dieſer als Kindesvater in Betracht kommen, denn der 
Bekl. habe mit der Mutter der Bekl. erſtmalig viel ſpäter 
als H. Verkehr gehabt. Notfalls werde eine Blutgruppen⸗ 
unterſuchung ergeben, daß er als Vater nicht in Betracht 
komme. Das AG. hat den Zeugen H. eidlich vernommen, 
der beiundet hat, er habe mit der Kindesmutter, die er, 
glaube er, kaum kenne, niemals Geſchlechtsverkehr gehabt. 
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AG. hat daraufhin beſchloſſen, die Kindesmutter zu ver⸗ 
nehmen und hat ſpäter mit Rückſicht darauf, daß die An⸗ 
ſchrift der Zeugin unbekannt ſei und ihre Vernehmung bis⸗ 
her nicht durchgeführt werden konnte, den Parteien eine 
Ausſchlußfriſt von drei Wochen zur Mitteilung der Anſchrift 
der Zeugin geſetzt und erklärt, daß nach Friſtablauf ſchrift⸗ 
lich entſchieden werde. Es hat dann auch, da die Parteien 
innerhalb der Friſt die Anſchrift der Zeugin nicht feſtſtellen 
konnten, im ſchriftlichen Verfahren gem. 8 10 BD. v. 1. Sept. 
1939 den Bekl. antragsgemäß verurteilt, da der Bekl. für 
den Mehrverkehr beweisfällig geblieben ſei und eine Blut⸗ 
gruppenunterſuchung deshalb nicht vorzunehmen ſei, weil 
Anhaltspunkte, daß die Kindesmutter noch mit anderen Män⸗ 
nern verkehrt habe, weder beſtünden noch überhaupt von 
dem Bekl. geltend gemacht worden ſeien, und endlich, weil 
die Anſchrift der Kindesmutter unbekannt fei. 

Die Berufung des Bekl. hat zur Aufhebung des Urteils 
und Verfahrens erſter Inſtanz und zur Zurückverweiſung 
in die Vorinſtanz geführt aus folgenden Gründen: 

Das Urteil iſt nicht auf Grund mündlicher Verhand⸗ 
lung, ſondern im ſchriftlichen Verfahren ergangen, und zwar 
nicht gem. §7 Enti VO. im Einverſtändnis beider Parteien, 
ſondern auf Grund des 8 10 Vereinfachungs O. v. 1. Sept. 
1939. Nach dieſer Beſtimmung können die AG. ihr Verfahren 
nach freiem Ermeſſen beſtimmen. Doch iſt damit nicht etwa 
jeder Amtsrichter ermächtigt, ſich ein eigenes Verfahren zu 
ſchaffen und nach Gutdünken zu verfahren (Baumbach, 
„Kriegsvorſchriften“, 1 zu § 10 BO. v. 1. Sept. 1939). Es 
iſt dieſe Ermeſſensbefugnis nicht dahin zu verſtehen, daß ſich 
der Richter, ohne die ZPO. zu beachten, nach ſeinem Gut⸗ 
dünken ein eigenes Verfahren zurechtmachen darf (Volk⸗ 
mar: Akad. 1939, 596). Es follen damit vielmehr dort, 
wo eine vernünftige Berückſichtigung der Parteiintereſſen es 
erfordert, nur einzelne Bindungen formaler Art und Hem⸗ 
mungen entfallen, die einer raſchen und zweckmäßigen Er⸗ 
ledigung im Wege ſtehen. Es find damit alfo keineswegs die 
Grundſätze, auf denen das Zivilprozeßverfahren überhaupt 
ſich aufbaut, je nach Belieben des einzelnen Richters be⸗ 
ſeitigt. Die allgemeinen Verfahrensgrundſätze und Ver⸗ 
fahrensformen müſſen vielmehr als Rechtsgarantien zum 
Schutze der Parteien unbedingt eingehalten werden. 

Dazu gehören in erſter Reihe als Hauptfundament jedes 
Verfahrens das Recht auf Gehör, deſſen Sicherung vor allem 
das Prinzip der Mündlichkeit dient. Gerade aus dieſer 
Erwägung ſichert die EntlVO. das Recht der Parteien auf 
mündliche Auhörung und Verhandlung durch das Erforder⸗ 
nis beiderſeitigen Einverſtändniſſes mit ſchriftlicher Entſch., 
ohne welches von dem Grundſatze der Mündlichkeit nicht ab⸗ 
gewichen werden darf. Wenn jetzt die VO. v. 1. Sept. 1939 
als Ausnahmebeſtimmung in 8 10 die Geſtaltung des Ver⸗ 
fahrens vor den AG. nach freiem Ermeſſen geſtattet, ſo fehlt 
jeder Anhaltspunkt dafür, daß damit dem Amtsrichter die 
geſetzliche Handhabe dafür geboten werden ſollte, ohne wei⸗ 
teres ſelbſt dieſen der Sicherung der Parteien dienenden 
fundamentalen Grundſatz der Mündlichkeit des Verfahrens 
zu verlaſſen und das Verfahren zu einem ſchriftlichen um⸗ 
zugeſtalten. Dies kann um ſo weniger der Sinn des 810 
fein, als — im Gegenſatz zum Schiedsverfahren — die Be⸗ 
fugnis aus 8 10 ſich auch auf Rechtsſtreitigkeiten erſtreckt, 
in denen die Berufung zuläſſig iſt. In dieſem Falle muß 
aber das amtsgerichtliche Verfahren den geeigneten Unter⸗ 
bau für das Berufungsverfahren bilden, was wiederum nur 
möglich iſt, wenn die weſentlichen Verfahrensgrundlagen der 
BPO. gewährleiſtet find. So nennt z. B. auch Volkmar 
a. a. O. als zuläſſig nur die Berückſichtigung ſchriftlichen 
Vorbringens einer am Erſcheinen in der mündlichen Ver⸗ 
handlung verhinderten Partei, erwähnt dagegen ein allge⸗ 
meines ſchriftliches Verfahren auf Anordnung des Gerichts 
nicht. 

Ob danach ein ſchriftliches Verfahren ohne Einver⸗ 
ſtändnis der Parteien ſchlechthin, das heißt in jedem Falle 
als unzuläſſig zu erachten ift, oder ob nur „ein reines 
ſchriftliches Verfahren felten jemals empfohlen werden kann“ 
(jo Buhe: DX. 1940, 446), kann für die hier zu treffende 
Entſch. dahinſtehen. Denn jedenfalls ift die Anordnung 
schriftlichen Verfahrens durch das AG. dann unzuläſſig und 
bedeutet einen aus $ 10 VO. nicht zu rechtfertigenden weſent⸗ 
lichen Verfahrensmangel, wenn damit tatſächlich im Einzel⸗ 
falle den Parteien oder einer von ihnen das rechtliche Ge⸗ 
hör nicht oder nicht ausreichend gewährt wird und ſo das 
ſchriftliche Verfahren zu einer Verkümmerung der Rechte 
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einer Partei und damit zur Beſeitigung der grundlegenden 
Verfahrensgarantien führt. Das muß regelmäßig ſtets dann 
bejaht werden, wenn eine erſchöpfende Aufklärung des 
Sachverhalts noch nicht herbeigeführt iſt und auch das 
ſchriftliche Verfahren dazu weder benutzt wird noch benutzt 
werden ſoll und auch nach der ganzen Sachlage hierfür nicht 
ſich eignet. In derartigen Fällen kommt eine im Wege 
ſchriftlicher Entſch. ohne Einverſtändnis der Parteien ge- 
troffene Urteilsentſch. über den geltend gemachten Anſpruch 
der Verſagung ausreichenden rechtlichen Gehörs gleich und 
ſtellt ſomit einen Verſtoß gegen den wichtigſten Grundſatz 
des Zivilprozeßrechts dar. 

So iſt es vorliegend. Die bisher veranſtaltete Beweis⸗ 
aufnahme durch Vernehmung des von dem Bekl. für die 
Einrede des Mehrverkehrs benannten Zeugen H. hatte kei⸗ 
nerlei Klarheit gebracht und den Einwand des Bekl. nicht 
beſtätigt, aber auch nicht widerlegt. Denn der Zeuge hat 
erklärt, er habe mit der Kindesmutter, die, glaube er, er 
kaum kenne, niemals Geſchlechtsverkehr gehabt. Angeſichts 
dieſer zwar beſchworenen, aber in ſich unklaren und jeden⸗ 
falls einen klaren Beweis gegen einen Geſchlechtsverkehr 
des Zeugen mit der Kindesmutter nicht erbringenden Aus⸗ 
ſage war nicht nur die Vernehmung der Kindesmutter ſelbſt, 
ſondern vor allem ihre Gegenüberſtellung mit dem Zeugen 
zur erſchöpfenden Aufklärung unbedingt geboten. AG. hat 
denn auch zwar dieſe Vernehmung angeordnet, dann aber, 
als die Ladung der Kindesmutter nicht ausführbar war, den 
Parteien ſchriftlich eine Ausſchlußfriſt von drei Wochen zur 
Anzeige der Adreſſe der Zeugin geſetzt und zugleich mitge— 
teilt, daß nach Ablauf dieſer Friſt ſchriftlich entſchieden werde. 
Ganz abgeſehen davon, daß die Ausſchlußfriſt nach Lage der 
Sache unangemeſſen kurz bemeſſen war und ſchon deshalb 
eine Beeinträchtigung der Rechte der Parteien darſtellte, 
konnte hier auch ſchon mit Rückſicht auf das unzureichende 
Ergebnis der Vernehmung des Zeugen H. und die danach 
ſich ergebende Notwendigkeit weiterer Aufklärung eine ſolche 
von der Ausſchließung der Parteien mit den weſentlichſten 
Beweismitteln nicht erwartet werden. Dies um ſo weniger, 
als der Bekl. ſich außerdem noch auf das — zuläſſige — 
Beweismittel der Blutgruppenunterſuchung bezogen hatte, 
um feine Vaterſchaft auszuſchließen. Auch für die Erledi⸗ 
gung dieſes Beweisantrages bedurfte es der Heranziehung 
der Kindesmutter als hier unentbehrliche Erkenntnisquelle. 
Dieſe konnte nicht dadurch abgeſchnitten werden, daß kurz⸗ 
friſtig eine Ausſchlußfriſt geſetzt und nach deren Ablauf ſo⸗ 
fort im ſchriftlichen Verfahren ohne weiteres Anhörung der 
Parteien entſchieden wurde. 

Infolge dieſes, zwar formell durch 8356 ZPO. ge- 
deckten, gleichwohl aus den angeführten Erwägungen als 
mangelhaft ſich darſtellenden Verfahrens iſt denn tatſächlich 
auch die Vorinſtanz zu der rechtlich nicht zu billigenden Mb- 
lehnung des Beweisantrages auf Blutgruppenunterſuchung 
gelangt, da die Adreſſe der Kindesmutter nicht bekannt fei. 

Dieſe Ablehnung beruht des weiteren auf der Er⸗ 
wägung, es beſtänden keine Anhaltspunkte dafür, daß die 
Kindesmutter mit anderen Männern Verkehr gehabt habe, 
auch habe der Bekl. ſolche nicht geltend gemacht. Auch die 
ſo begründete Ablehnung enthält eine Verſagung rechtlichen 
Gehörs dem Bekl. gegenüber, die bei Erörterung im münd⸗ 
lichen Verfahren ohne Frage vermieden worden wäre. Denn 
der Bekl. hat ſubſtantiiert vorgetragen, das Kind ſei voll⸗ 
kommen ausgetragen geweſen, was bei Erzeugung des Kin⸗ 
des aus ſeinem Verkehr nicht der Fall ſein könne. Zum Be⸗ 
weiſe dafür hat er ſich noch auf das Zeugnis der Hebamme 
und des Arztes berufen. Darin ſind aber die vom AG. zu 
Unrecht vermißten Angaben des Bekl. über tatſächliche An⸗ 
haltspunkte für einen Mehrverkehr der Kindesmutter ent- 
halten, wobei offen bleiben kann, ob nicht auch ohne ſolche 
der Antrag auf Blutgruppenunterſuchung einen ſchlüſſigen 
und erheblichen Beweisantrag dargeſtellt hätte, dem das 
AG. hätte ſtattgeben müſſen. 

Bei dieſer Sachlage bildet das bisherige Verfahren 
weder eine geeignete Grundlage für die Entſch. der Vor- 
inſtanz noch für das Verfahren in der Ber Inſt., jo daß von 
der Befugnis zur Aufhebung und Zurückverweiſung an die 
Vorinſtanz gem. 8539 ZPO. Gebrauch zu machen mar. 

Die gerichtlichen Koſten der Ber Inſt. waren gemäß § 6 
Satz 1 GRG. niederzuſchlagen. 


(KG., 20. Ziv Sen., Urt. v. 10. Mai 1940, 20 U 1688,40.) 


* 


Rechtſprechung 


[Deutſches Recht ver. mit JW. 


17. OLG. — 5121 ZPO. Es ijt unangemeſſen, dem 
Armen unmittelbar vor dem Urteil das Armenrecht zu ent⸗ 
ziehen, weil das Beweisergebnis für ihn ungünſtig iſt. 

Das LG. hat nach Durchführung der Beweisaufnahme 
der Kl. das Armenrecht wegen Ausſichtsloſigkeit der weiteren 
Rechtsverfolgung entzogen und die Klage ſodann durch Ent⸗ 
ſcheidung nach Lage der Akten abgewieſen. Dieſes Vorgehen 
des LG. war nicht gerechtfertigt. Die Vorſchrift des § 121 
BPO., nach welcher das Armenrecht zu jeder Zeit entzogen 
werden kann, wenn eine Vorausſetzung der Bewilligung nicht 
vorhanden war oder nicht mehr vorhanden iſt, will lediglich 
einer mißbräuchlichen Ausnutzung des Armenrechts entgegen⸗ 
treten. Sie bezweckt jedoch nicht ein Hin⸗ und Herſchwanken 
nach dem jeweiligen Prozeßſtand und dem Ergebnis der Be⸗ 
weisaufnahme. Insbeſ. ift es unangemeſſen, dem Armen un- 
mittelbar vor dem Urteil das Armenrecht zu entziehen, weil 
das Beweisergebnis für ihn ungünſtig it (vgl. Baum- 
bach § 121 3PO., Anm. 1 und die dort angeführten Stellen). 
Der angefochtene Beſchluß war daher aufzuheben. Daran 
ändert auch der Umſtand nichts, daß die Abweiſung der Klage 
ſachlich gerechtfertigt erſcheint. 

(OLG. Königsberg, Beſchl. v. 21. Mai 1940, 2 W 51/40.) 
* 


18. KG. — 8 627 3P O.; § 13 RAGebO. 

1. Ein Verfahren aus 8 627 ZPO. wird nur durch den 
Antrag auf Erlaß einer einſtweiligen Anordnung der in 
§ 627 ZPO. genannten Art eingeleitet. Ein Antrag der 
Gegenpartei auf Aufhebung einer ſolchen Anordnung bildet 
einen Teil des Anordnungsverfahrens und hat keine verfah⸗ 
rensrechtlich ſelbſtändige Bedeutung. 

2. Der Antrag auf einſtweilige Anordnung aus 8 627 
SR, gehört begrifflich zur Einleitung des Verfahrens. Seine 

telung in mündlicher Verhandlung (richtiger: gelegentlich 
einer anderweiten mündlichen Verhandlung, ſo alſo im Ehe⸗ 
prozeß ſelbſt) bedeutet noch nicht den Beginn einer mündlichen 
Verhandlung im Verfahren aus 8627 ZPO. Dazu bedarf es 
an und regelmäßig entſprechender Anordnung des 
Gerichts. 


Aus der protokollariſchen Niederſchrift, wonach der Bekl. 
Aufhebung der einſtweiligen Anordnung in Höhe von 
100 H, beantragt hat, folgert der Arm Anw. des Bekl., daß 
über den Antrag auf Aufhebung der einſtweiligen Anord⸗ 
nung mündlich verhandelt worden ſei. Die vorangegangene 
Befragung der Kl. über ihr Einkommen und anſchließend die 
Stellung des Antrages auf Aufhebung der einſtweiligen An⸗ 
ordnung ſtellten eine mündliche Verhandlung dar. Dieſe Muf- 
faſſung wird von der Reichskaſſe mit Recht bekämpft. Sie 
weiſt zutreffend darauf hin, daß die Stellung eines Antrages 
aus § 627 BPO. begrifflich keineswegs bereits einer Verhand⸗ 
lung zuzurechnen ſei, ſondern eine Tätigkeit darſtelle, welche 
unter den allgemeinen Prozeßbetrieb des Verfahrens fällt. 
Denn ohne einen ſolchen Antrag kann ein Verfahren aus 
8627 überhaupt nicht in die Wege geleitet werden. Dieſer 
Antrag gehört alſo begrifflich zur Einleitung des Verfah⸗ 
rens ſelbſt, ſo wie die Einlegung eines Rechtsmittels über⸗ 
haupt erſt das Rechtsmittelverfahren in Lauf ſetzt, ungeachtet 
deſſen, daß es ſpäter zur mündlichen Verhandlung über das 
Rechtsmittel kommt. 

Dabei iſt der Reichskaſſe nur inſofern entgegenzutreten, 
als es verfahrensrechtlich nicht zutreffend iſt, daß ein Antrag 
auf Aufhebung einer einſtweiligen Anordnung aus 8627 
ZPO. ein neues Anordnungsverfahren einleitet. Ein ſolches 
kann vielmehr nur durch einen Antrag, der den Erlaß einer der 
in 8627 ZPO. genannten Anordnungen begehrt, in Lauf ge⸗ 
ſetzt werden. Gegenvorſtellungen des Antragsgegners gegen die 
getroffene Anordnung dagegen bilden genau ſo wie das gegen 
ſolche Anordnung eingelegte Rechtsmittel der Beſchw. be⸗ 
grifflich einen Teil des durch den Antrag des Antragſtellers 
eingeleiteten Verfahrens, haben daher nicht die Bedeutung 
eines ſelbſtändigen neuen Anordnungsverfahrens. 

Gehört aber zur Einleitung eines Verfahrens aus § 627 
BPO. ein entſprechender Antrag, dann ergibt ſich daraus 
ſchon, daß es rechtlich verfehlt iſt, die Stellung ſolchen 
Antrages gleichzuſetzen mit der Stellung von Anträgen, 
durch welche die mündliche Verhandlung eingeleitet wird. 
Vielmehr bedarf es grundſätzlich und regelmäßig der An⸗ 
ordnung des Gerichts, daß über den — regelmäßig ſchriftlich 
geſtellten — Antrag des Antragſtellers nicht ohne mündliche 
Verhandlung entſchieden werden fole, was nach 8627 Abſ. 3 
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Verhandlung 
nichts zu tun. Es tft daher rechtsirrig, aus einem im Sitzungs⸗ 
protokoll enthaltenen protokollariſchen Vermerk, daß eine Par⸗ 
tet eine einſtweilige Anordnung oder die Aufhebung einer 
ſolchen aus § 627 BVO. beantrage, bereits zwingend ſchließen 
zu wollen, daß folglich eine mündliche Verhandlung im Ver⸗ 
fahren aus 8627 ZPO. ſtattgefunden habe. Zwar kann die 
ausdrückliche Anordnung des Gerichts, es ſolle über ſolchen 
Antrag nach mündlicher Verhandlung entſchieden werden, an 
ſich auch dadurch erſetzt werden, daß im Einderftändnts der 
Beteiligten, insbeſ. des Gerichts, aus anderweitem Anlaß 
tatſächlich über den Antrag mündlich verhandelt wird. Kei⸗ 
neswegs dagegen hat es eine Partei in der Hand, dadurch, 
daß jte die Gelegenheit anderweiter mündlicher Verhandlung 
zur Stellung eines ſolchen Antrages benutzt, damit bereits 
eine mündliche Verhandlung im Verfahren aus § 627 3PO. 
herbeizuführen. Die Tatſache der Entgegennahme ſolcher Er⸗ 
klärung zu Protokoll durch das Gericht iſt verfahrensrechtlich 
für ſich allein ebenfalls bedeutungslos, wenn nicht ſonſtige 
Anhaltspunkte zwingend dafür ſprechen, daß eine mündliche 
Verhandlung im Verfahren aus 5627 BPO. vom Gericht 
abgehalten worden ſei. 

Solche Anhaltspunkte fehlen hier. 

Die rechtliche Beurteilung könnte eine andere ſein, wenn 
der Bekl. zunächſt den Aufhebungsantrag geſtellt hätte und 
nunmehr das Gericht die Kl. über ihre Einkommensverhält⸗ 
niſſe vernommen hätte. Dann würde eindeutig klargeſtellt 
ſein, daß das Gericht zur Vorbereitung ſeiner Entſcheidung 
auf den Aufhebungsantrag in mündlicher Verhandlung die 
Kl. hat vernehmen wollen und vernommen hat, ſomit eine 
mündliche Verhandlung im Verfahren aus 8627 BPO. per- 
anſtaltet hat. Hier dagegen läßt der tatſächliche Verlauf für 
dieſe Annahme keinen Raum. Eine Verhandlungsgebübr iſt 
daher für RA. N. im Verfahren aus 8 627 BPO. nicht 
erwachſen. 

(KG., 20. ZivSen., Beſchl. v. 10. Mai 1940, 20 W 1415/40.) 
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19. OLG. — 85 Rec.; Se 44, 59 der 1. Durchf VO. 
Verfahren i. S. des 859 der 1. DurchfBO. iſt jedes Ver⸗ 
fahren vor der Anerbenbehörde, das zu deren Geſchäftsbereich 
gehört. +) 

Der Kl. hat als Rechtsanwalt für den Bekl. einen dem 
AnerbG. eingereichten ausführlich begründeten Antrag auf 
Sulaffung des über 125 ha großen Grundbeſitzes des Bekl. 
als Erbhof gefertigt. Er verlangt dafür vom Bekl. auf Grund 
des § 59 der 1. Durchf BVO. zum REG Vergütung nach Maß⸗ 
gabe der deutſchen RAGebO. Der Bekl. meint dagegen, daß 
es ſich bei dem hier in Rede ſtehenden Zulaſſungsverfahren 
aus 95 REG i. Verb. m. § 44 der 1. DurchfBO. zum REG 
nicht um ein „Verfahren vor den Anerbenbehörden“ i. S. 
des 9 a. g. O. handle, weil die Tätigkeit des AEG dabei 
bloß die Entſcheidung des RMin. für Ernährung und Land⸗ 
wirtſchaft vorbereite und keine ſelbſtändige ſei, und daß des⸗ 
halb nicht die deutſche, ſondern die LandGgebd. für Rechts⸗ 
anwälte Anwendung zu finden habe. Dieſe Anficht trifft je⸗ 
doch nicht zu. 

Unter § 59 der 1. DurchfVO. zum REG, der keinerlei 
Einſchrankung macht, fällt ſchlechthin jedes Verfahren, das 
zum Geſchäftsbereich der Anerbenbehörden gehört, ganz gleich 
welcher Art es iſt. Da der Antrag auf Zulaſſung zum Erbbof 
bei einer Große von mehr als 125 ha an das AEG zu richten 
ift (5 44 der 1. DurchfVoO.), dieſes daher zunächſt damit zu 
befaſſen iſt und den Antrag zu prüfen hat, wird durch die 
Einreichung auch ein Verfahren vor ihm eröffnet. Für den 
Begriff des Verfahrens i. S. von § 59 macht es nichts aus, 


Rechtſprechung 


ob die Tatigkeit der Anerbenbehörde eine entſcheidende, alfo 
gerichtartige ijt oder bloß die Entſcheidung einer anderen 
Stelle (des R Min.) vorbereitende, alſo nur mehr Verwal⸗ 
tungstätigkeit bleibt. Im einen wie im anderen Falle muß 
die Anerbenbehorde nach den geſetzlichen Vorſchriften inner⸗ 
halb ihrer Zuſtändigkeit tätig werden. Ihre Tätigkeit iſt 
auch dann ein Verfahren vor ihr in dem weiten Sinne, wie 
das § 59 im Auge hat, wenn es ſich dabei nicht um eine mit 
ihm zu verbindende Entſcheidung der Anerbenbehörde, ſon⸗ 
dern um die Vorbereitung der Entſcheidung einer anderen 
Stelle handelt. Es iſt aber auch nicht einmal richtig, daß es 
ſich bei dem Zulaſfungsverfahren aus 85 RES bloß um eine 
vorbereitende Tätigkeit des AEG handelt. Nach § 44 (3) der 
1. DurchfVO. hat das NEG vielmehr den Zulaſſungsantrag 
zu prüfen und ſeine Weiterleitung, wenn ſich ergibt, daß die 
Vorausſetzungen für die Zulaſſung offenbar nicht gegeben 
find, durch begründeten, alsdann nach $48 REG mit der fo- 
fortigen Beſchw. anfechtbaren Beſchluß abzulehnen. Ihm liegt 
alſo u. U. auch im Zulaſſungsberfahren eine entſcheidende 
und nicht bloß vorbereftende Tätigkeit ob. Die hier vertretene 
weite Auslegung des 8 59 entſpricht augenſcheinlich auch der 
allgemeinen Auffaſſung. Weder die Ripr. noch die Rechtslehre 
hat ſich bisher, ſoweit erſichtlich, mit dieſer Frage beſchäftigt. 
Man geht alſo ſichtlich davon als ſelbſtverſtändlich aus, daß 
alle Tätigkeit der Anerbenbehörden, die ihnen vom Geſetz zu⸗ 
gewieſen iſt, gleichviel welcher Art ſie iſt, unter den Be⸗ 
griff des Verfahrens i. S. des § 59 der 1. Durchf VO. fällt. 
Dem Kl. ſteht daher auf Grund des 8 59 die Vergütung für 
ſeine Tätigteit nach Maßgabe der ſinngemäß anzuwendenden 
Vorſchriften der deutſchen RAGebO., nicht der LandGebO. zu. 


ha aa Naumburg, 7. ZivSen., Urt. v. 23. April 1940, TU 
40.) 


Anmerkung: Die Entſcheidung ift ohne Frage richtig. 
Der Verſuch, im Intereſſe der Niedrighaltung der Rechts⸗ 
auwaltsgebühr den Begriff „Verfahren vor den Anerben⸗ 
behörden“ willkürlich einzumengen, findet in den genannten 
einſchlägigen Beſtimmungen der Durf VO. (jetzt SS 44, 116 
EVO. v. 21. Dez. 1936 (RGB. J, 1082) nicht nur keine 
Stütze, ſondern wird eindeutig dadurch widerlegt. „Im Ver⸗ 
fahren vor den Anerbenbehörden“ bedeutet ſelbſtverſtändlich 
jedes Befaſſen diefer Inſtanz mit einem Geſuch im Rahmen 
der ihr vom Geſetz zugewieſenen Zuſtändigkeit. Dafür iſt § 44 
maßgebend. Er ſchreibt fur den Beginn des Zulaſſungsber⸗ 
fahrens einen „mit einer Begründung verſehenen Antrag beim 
ACG” vor. Da nun aber, außer bei von Amts wegen ein⸗ 
zuleitenden Verfahren, jedes Verfahren einen einleitenden An⸗ 
trag benotigt, ſtellt naturnotwendig die Einreichung ſolchen 
Antrags den Beginn des Verfahrens dar. Wie dieſes Verfahren 
dann weiterlauft, welche Funktionen in ihm der Behörde, bei 
der der Antrag eingereicht ift, die alſo zunächſt mit ihm befaßt 
wird, zugewieſen ſind, das iſt für die rein formelle Frage, ob 
nunmehr ein Verfahren vor dieſer Behörde ſchwebt, rechtlich 
vollkommen bedeutungslos. Das Verfahren ſchwebt. Das allein 
iſt entſcheidend, und es iſt ein höchſt überflüſſiges Unterfangen, 
ohne jede rechtliche und tatſächliche Grundlage für Verfahren 
1. S. des 859 (jetzt 8116 Ep Bfd) einen anderen rechtlichen 
Maßſtab kunſtlich zu konſtrutieren. Dabei kann ich dem OLG. 
Naumburg darin nicht einmal recht geben, daß es ſich dann 
um ein Verfahren im weiteren Sinne handelt. Hier gibt 
es keinen weiteren und keinen engeren Sinn. Hier gibt es nur 
ein Verfahren. Dies iſt da, wenn es begonnen hat. 

Will man aber ſchließlich auf den Gedankengang des 
Beſchw iy. eingehen, dann widerlegt ſich dieſer — und das er⸗ 
briert OLG. Naumburg allerdings zutreffend — ſchon aus 8 44 
Abſ. 3. Danach hat das AEG durchaus eine ſelbſtändig prü⸗ 
fende und ſogar entſcheidende Tätigkeit zu entwickeln. 
Es muß den Antrag ſachlich prüfen und gegebenenfalls durch 
einen begründeten und ſelbſtändig anfechtbaren Beſchluß die 
Weiterleitung ablehnen. : 

Es kann demnach nicht dem leiſeſten Zweifel unterliegen, 
daß die Verfahrensgebühr, welche 8 59, fetzt § 116 Verio, 
unter Hinweis auf die deutſche RAGebO. beſtimmt, bereits 
durch die Einreichung des Antrages bei dem AÇG und das 
damit in die Wege geleitete Verfahren entſtanden iſt. 

Ich möchte nur darauf hinweiſen, daß dieſe Gebühr der 
Höhe nach fih nicht nach 89 NAGEBD,, ſondern nach der 
NEID. berechnet. 8 116 EH VfO, 


RA. Kubiſch, Lübben i. Spreew. 
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20. KG. — § 4 Arm Anw. Der Wiederaufrollung koſten⸗ 
rechtlich endgültig erledigter Verfahren zum Zwecke an- 
derweiter Berechnung der Armenanwaltskoſten auf Grund in⸗ 
zwiſchen geänderter Rechtsauffaſſung und Ripr. ſteht der 
Grundſatz der Rechtssicherheit entgegen. +) 

RA. B. iſt der Kl. durch Beſchluß v. 16. Mai 1936 für 
ihre Scheidungsklage als Arm Anw. beigeordnet worden. 
Nach Ausſetzung des Verfahrens hat RA. B. im Okt. 1936 
ſeine Koſten — Prozeß⸗ und Verhandlungsgebühr — aus 
der Reichskaſſe feſtgeſetzt erhalten. Im März 1937 haben die 
Parteien die Gemeinſchaft wieder aufgenommen. RA. B. hat 
nunmehr Erſtattung auch einer Vergleichsgebühr aus der 
Reichskaſſe beantragt, da er die Verſöhnung herbeigeführt 
habe. UrkB., LG. und auf Beſchwerde hin auch das KG. — 
letzteres durch Entſch. v. 5. Mai 1937 — haben abgelehnt, 
einmal, weil kein Vergleich zur Beilegung des Rechtsſtreits 
geſchloſſen, auch keine entſprechende Tätigkeit des Arm Anw. 
erſichtlich fei, ſodann aber auch, weil nach feſtſtehender Rſpr. 
des KG. ein Vergleich im Eheprozeß nicht möglich ſei. 

Mit Antrag v. 6. Febr. 1940 hat RA. B. erneut die 
Feſtſetzung der Vergleichsgebühr nachgeſucht, da nunmehr 
das KG. ſeinen grundſätzlich ablehnenden Standpunkt auf- 
gegeben und eine Vergleichsgebühr auch in Eheſachen an- 
erkannt habe. 

Doch kann nunmehr keine von der früheren Entſch. 
rechtlich abweichende Entſch. ergehen. Vielmehr muß es aus 
rechtlichen Erwägungen bei der Verſagung der Vergleichs⸗ 
gebühr bewenden, auch wenn jetzt eine urſächliche Mit⸗ 
wirkung zur Ausſöhnung nachgewieſen wird. Denn die Ver⸗ 
ſagung der Vergleichsgebühr beruht außer auf Gründen tat⸗ 
ſächlicher Art vor allem auf der damaligen feſtſtehenden 
Rſpr. des Senats zur Frage der Vergleichsgebühr in Ehe⸗ 
ſachen allgemein. An dieſer Rſpr. hat der Senat bis zu 
feiner grundſätzlichen Entſch. 20 W 490/39 v. 8. Febr. 1939 
(DR. 1939, 187) feſtgehalten. Erft diefe neue Entf. erkennt 
die rechtliche Bedeutung einer Mitwirkung der prozeßbevoll⸗ 
mächtigten Anwälte der Parteien im Eheprozeß zur Mus- 
ſöhnung an und billigt für dieſe vergleichsartige Tätigkeit 
auf dem Wege über § 89 RAGebdO. in entſprechender An- 
wendung des § 13 Ziff. 3 RAGEbD. die Vergleichsgebühr zu. 
Dieſe Anderung des Rechtsſtandpunkts des Senats will nun⸗ 
mehr der Arm Anw. zu einer Anderung der früheren, ihm 
nachteiligen ablehnenden Entſch. auswerten. Gerade dieſe 
frühere Entſch, ſteht indes einer Nachprüfung unter ver- 
änderten rechtlichen Geſichtspunkten entgegen. Nicht aller⸗ 
dings etwa in dem Sinne, daß damit rechtskräftig über den 
Erſatzanſpruch des Arm Anw. befunden worden wäre. Denn 
in Rechtskraft erwachſen die in dem Feſtſetzungsverfahren 
aus § 4 Arm Anw. i. Verb. m. § 4 GKG. ergehenden Entſch. 
nicht, weder die des UrkB. noch die des Prozeßgerichts oder 
des auf Beſchwerde hin entſcheidenden BeſchwG. (Gaedeke, 
„Arm Anw.“, S. 230 Nr. 14). Damit ſteht au fih ver- 
fahrensrechtlich einer erneuten überprüfung einer früheren 
Feſtſetzung kein Hindernis entgegen. Ein ſolches erwächſt in⸗ 
des aus anderen zwingenden Geſichtspunkten. Es iſt dies 
der Grundſatz der Rechtsſicherheit. Dieſer muß letzten 
Endes ſtärker ſein als irgendein nach dem Geſetz an ſich zu⸗ 
läſſiges formales Recht und kann dazu führen, unter Um- 
ſtänden die Benutzung eines ſolchen als unzuläſſig zu ver⸗ 
ſagen. So iſt der Senat erſtmals bereits in ſeiner grund⸗ 
ſätzlichen Entſch. 20 Wa 233/31 v. 28. Sept. 1931 (J W. 1931, 
3574 bei Gaedeke, „KoſtRſpr.“ 1938 Nr. 734) den Ber- 
ſuchen der Reichskaſſe entgegengetreten, abgeſchloſſene, 
durch Koſtenerſtattung und Verrechnung erledigte Verfahren 
zu dem Zweck wieder aufzurollen, um nach dem früheren 
Stand der Rſpr. ergangene Entſch. der inzwiſchen geänder⸗ 
ten Rechtsanſicht und Rſpr. anzupaſſen und auf dieſem Wege 
eine Korrektur der früheren — zutreffenden — Feſtſetzung 
herbeizuführen. Ein ſolches Wiederaufrollen der Feſtſetzung 
der Armenanwaltskoſten hat der Senat für unzuläſſig er- 
klärt. Es darf demgemäß in ſolchem Falle der UrkB. — 
ſelbſt auf Erinnerung des Rechnungshofes des Deutſchen 
Reichs hin (jo insbeſ. OLG. Köln v. 15. Jan. 1937: JW. 
1937, 561) — den einmal erlaſſenen Feſtſetzungsbeſchluß 
nicht mehr ändern. Hier hat der Senat unter Voranſtel⸗ 
lung des Grundſatzes der Rechtsſicherheit einen Schutz 
des Armenanwalts gegen die nachträgliche Abänderung 
von an ſich ordnungsmäßiger Weiſe und nach früherer 
Rechtsauffaſſung auch materiell zutreffend ergangenen Feſt⸗ 
ſetzungen geſchaffen. Dieſer Auffaſſung des Senats ſind auch 
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— außer dem bereits genannten OLG. Köln — noch andere 
OLG. gefolgt (Breslau v. 12. März 1936: M. d. RR AK. 1936, 
60; Dresden v. 23. Febr. 1937: JBl. 1937, 309; Marien- 
werder v. 17. Aug. 1937: JV Bl. 1937, 310). 

Anſpruch auf gleichen Schutz hat die Reichs⸗ 
kaſſe entſprechenden Verſuchen des Arm Anw. gegenüber, 
wenn er nach Ablehnung einer beantragten Feſtſetzung auf 
Grund einer beſtimmten zur Zeit vertretenen Rechtsauffaſ⸗ 
jung feinen Feſtſetzungsantrag erneuert, ſobald die Rſpr. 
ſich gewandelt hat und einen ihm nunmehr günſtigeren 
Standpunkt einnimmt (OLG. Breslau v. 3. Jan. 1936: 
HöchſtRRſpr. 1936 Nr. 491: „Was dem Fiskus recht iſt, iſt 
den anderen Beteiligten billig“). An ſich ſteht weder einem 
erneuten Geſuch des Arm Anw. nach Gegenvorſtellungen mit 
dem Ziele einer Überprüfung der ergangenen Entſch., ſelbſt 
wenn eine Beſchwerde nicht gegeben ſein ſollte, ein rechtliches 
Hindernis entgegen, ebenſowenig wie der Anwalt nicht ge⸗ 
hindert ift, bisher überhaupt nicht in Auſatz gebrachte Koſten 
nachzuliquidieren. Dabei werden gegen eine Wiederholung 
eines Geſuchs, ſoweit dieſes ſich auf eine geänderte 
Sachlage bezieht, regelmäßig keine Bedenken beſtehen, ſo 
z. B. dann, wenn der UrkB. eine Beweisaufnahme verneint 
hat, im Koſtenanſatzverfahren betr. Gerichtskoſten aber auf 
Erinnerung des Bezirksreviſors hin oder in der Koſtenfeſt⸗ 
ſetzung unter den Parteien eine Beweisaufnahme anerkannt 
worden iſt. Hier iſt ein erneutes Geſuch um Feſtſetzung der 
Beweisgebühr zuläſſig und kann zu einer nachträglichen 
Feſtſetzung der vordem abgelehnten Gebühr führen (ſo auch 
Gaedeke, „ArmAnwG.“, S. 214 unter 4). 

Eine völlig andere Rechtslage beſteht jedoch, wenn nicht 
aus tatſächlichen Erwägungen, ſondern aus beſtimmter, in 
der maßgebenden Ripr. feſtſtehenden Rechtsauffaſſung Her- 
aus ein konkreter Anſatz abgelehnt iſt, danach aber die 
Ripr. jih ändert und daraufhin die abgeſetzte Gebühr er- 
neut gefordert wird. Ein derartiges Vorgehen iſt mit dem 
grundlegenden Erfordernis des Rechtslebens, der Rechts⸗ 
ſlcherheit, grundſätzlich nicht vereinbar. Dieſe verlangt 
vielmehr, daß dann, wenn einmal eine endgültige Er⸗ 
ledigung der koſtenrechtlichen Abwicklung eingetreten iſt, es 
dabei bewendet, und daß nicht jeweils entſprechend gewan⸗ 
delter Rechtsanſchauung und geänderter Rſpr. das erledigte 
Verfahren wieder aufgenommen und nun einer gegenteiligen 
Entſch. zugeführt wird (fo auch OLG. Naumburg v. 12. Juni 
1936: JW. 1936, 3068; Gaedeke, „Arm Anw.“, S. 214 
unter 4). Anderenfalls würde eine endgültige Erledigung 
der koſtenmäßigen Abwickelung hinſichtlich der Armenan⸗ 
waltskoſten überhaupt nicht eintreten können, ein Zuſtand, 
der den Belangen keines der Beteiligten, weder des An⸗ 
walts noch der Reichskaſſe dient und zu unerträglicher 
Rechtsunſicherheit führen würde. Einer ſolchen entgegenzu⸗ 
treten ift Aufgabe der Rſpr. 

Die gleiche Erwägung hat auch bereits dazu geführt, 
an ſich unbefriſteten Streitwertbeſchwerden unter Umſtänden 
eine zeitliche Grenze zu ſetzen (zu vgl. dazu Anm. von 
Gaedeke zu OLG. Marienwerder v. 13. Jan. 1939: JW. 
1939, 574 mit dem daſelbſt angeführten Schrifttum, vor 
allem Jonas⸗ Hornig, ge zu § 18 GKG.) 

Der Senat vermag daher der Auffaſſung des OSG. 
Kiel v. 21. Dez. 1933 (JV Bl. 1935, 146), daß bei einer Ande⸗ 
rung der Rſpr. keine neue Rechtslage geſchaffen, vielmehr 
lediglich die bis dahin beſtehende Rechtslage abweichend von 
der bisherigen Rſpr. beurteilt werde, und daß aus dieſem 
Grunde einer Nachforderung der bisher verſagten Gebühren 
kein grundſätzliches Bedenken entgegenſtehe, nicht zu folgen, 
erachtet vielmehr eine derartig begründete Nachforderung 
ſchlechthin für unzuläſſig. 

Auf die ſeit der früher etwa ergangenen ablehnenden 
Eutſch. verfloſſene Friſt kann es dabei regelmäßig ausſchlag⸗ 
gebend nicht ankommen. Anders nur dort, wo von einem 
Rechtsmittel gegen die ergangene Feſtſetzung noch kein Ge⸗ 
brauch gemacht worden iſt und dieſes nunmehr gerade erſt 
auf Grund geänderter Rſpr. eingelegt wird. Dem ſtehen an 
fi) keine rechtsgrundſätzlichen Bedenken aus dem Geſichts⸗ 
punkt der Rechtsſicherheit entgegen. Denn wenn und ſolange 
von einer endgültigen Erledigung noch nicht geſprochen 
werden kann, kann keinem Beteiligten verwehrt werden, 
das Verfahren mit den an ſich zuläſſigen Rechtsbehelfen bis 
zu einer endgültigen Erledigung durchzuführen und dabei 
ſich alle Umſtände, die zu einer ihm günſtigen Endentſch. zu 
führen vermögen, nutzbar zu machen. Dazu gehört auch eine 
inzwiſchen etwa eingetretene Anderung der Rſpr. 
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Iſt dagegen feit der Feſtſetzung z. B. durch den UrkB. 
ein längerer Zeitraum verſtrichen, ohne daß gegen die Entſch. 
erinnert worden iſt, ändert ſich nunmehr erſt die Rſpr., die 
bisher dem Arm Anw. ungünſtig war, und gründet er dar- 
auf ſeinen jetzt erſt eingelegten Rechtsbehelf, dann muß ſolch 
Vorgehen jedenfalls dann für unzuläſſig erachtet werden, 
wenn die verfloſſene Friſt den Schluß auf eine endgültige 
Erledigung des Verfahrens rechtfertigt. Das iſt im Einzel⸗ 
fall Tatfrage. Eine Friſt von einigen Monaten wird hier 
regelmäßig bereits zur Annahme endgültiger Erledigung 
ausreichen können. 

Iſt dagegen an ſich der Inſtanzenzug erſchöpft, dann 
werden Gegenvorſtellungen mit dem Ziel erneuter Nach⸗ 
prüfung auf Grund inzwiſchen geänderter Rſpr. nur dann 
als überhaupt zuläſſig anerkannt werden können, wenn auch 
hier nicht mehr Zeit verſtrichen iſt, als im allgemeinen für 
die Erhebung von ſolchen Gegenvorſtellungen benötigt wird. 
Stets hängt alſo letzten Endes alles entſcheidend davon ab, 
ob bereits von einer endgültigen Erledigung geſprochen 
werden muß. Sie ſetzt die zeitliche und damit rechtliche 
Schranke gegen eine Wiederaufrollung des Verfahrens. 

Daß dieſe zeitliche Schranke für die Reichskaſſe anders 
beurteilt werden muß und dieſer erheblich geräumigere 
Friſten zugeſtanden werden müſſen, als dies der Senat in 
ſeiner grundſätzlichen Entſch. 20 Wa 233/31 v. 28. Sept. 1931 
(JW. 1931, 3574), ergänzt durch 20 Wa 69/35 v. 23. März 
1935 (JW. 1935, 2564), anerkannt hat, bedeutet keine un⸗ 
gleiche Behandlung des Arm Anw. der Reichskaſſe gegenüber. 
Dieſe Unterſcheidung iſt vielmehr bedingt durch das Recht 
der Reichskaſſe, die Feſtſetzung der Armenanwaltskoſten durch 
ihre Organe — durch den Bezirksreviſor, durch den Rech⸗ 
nungshof des Deutſchen Reichs — nachzuprüfen. Für dieſe 
Nachprüfung muß ihr der notwendige Spielraum zur Ver⸗ 
fügung ſtehen, der ſich danach bemißt, wieviel Zeit ſolche 
Nachprüfung im ordnungsmäßigen Geſchäftsgang benötigt. 

Scheinbar günſtiger iſt die Rechtslage für den Arm⸗ 
Anw., wenn er — vielleicht gerade wegen der ihm bisher 
ungünſtigen Rſpr. — eine ſtreitige Gebühr nicht erſt zur 
Feſtſetzung ſtellt und fo eine ablehnende Entic. vermeidet. 
Diesfalls erachtet OLG. Naumburg in der oben angeführten 
Entſch. v. 12. Jan. 1936 eine Nachforderung auf Grund der 
nachträglich geänderten Rſpr. für zuläſſig (gebilligt von 
Bach in der Anm. zu OLG. Naumburg). Der Senat vermag 
ſich jedoch nach eingehender Abwägung aller Geſichtspunkte 
dieſer Auffaſſung nicht anzuschließen. Es braucht dazu an 
ſich nur auf die untragbaren praktiſchen Konſequenzen hin⸗ 
gewieſen zu werden, wenn — wie z. B. gerade im Falle der 
Vergleichsgebühr in Eheſachen — nunmehr in allen Fällen, 
in denen eine Liquidierung der Vergleichsgebühr nicht mög⸗ 
lich war, die Armenanwälte jetzt zur Nachliquidation ſchreiten 
würden. Selbſt die Verjährungseinrede würde dagegen nicht 
ſchützen, da ihr entgegengehalten werden könnte, daß die 
Verjährungsfriſt deshalb nicht habe laufen können, weil 
eine Feſtſetzung bisher nicht durchführbar war (zu vgl. dazu 
RG. 139, 273). 

„Rein rechtlich betrachtet ift formell zwar die verfahrens⸗ 
mäßige Rechtslage eine andere, dem Arm Auw. günſtiger er- 
ſcheinende. Denn es handelt ſich nunmehr nicht darum, eine 
bereits ergangene Entſch. zu beſeitigen. Materiell kann aber 
von einer anderen Rechtslage jedenfalls dann nicht ge⸗ 
ſprochen werden, wenn überhaupt eine Feſtſetzung der Ar⸗ 
menanwaltskoſten beantragt und durchgeführt worden iſt. 
Die Regel dabei ift, daß der Arm Anw. feine geſamten fäl⸗ 
ligen Koſten auch erſtattet verlangt. Es ſpricht alſo — in 
aller Regel — eine tatſächliche Vermutung dafür, daß alle 
Koſten, die nach geltender Rechtsauffaſſung überhaupt feſt⸗ 
ſetzbar ſind, auch verlangt werden, ſolche dagegen, die auf 
Grund beſtimmter feſtliegender Rſpr. ohnehin nicht als er- 
latzfähig anerkannt werden, nicht erft in Anſatz gebracht wer- 
den. Das entſpricht der tatſächlichen allgemeinen Übung. 
Folglich ift nach der dann ergangenen Entſch. nicht nur der 
geſtellte Feſtſetzungsantrag, ſondern zugleich der Erſatzan⸗ 
pruch des Arm Anw. erledigt, und damit auch hier wiederum 
eine endgültige Erledigung der koſtenrechtlichen Abwick⸗ 
zung eingetreten. Es kann deshalb für die rechtliche Bedeu⸗ 
zung eines ſpäter erneuten Feſtſetzungsantrags keinen Un⸗ 
terſchied machen, ob der Anwalt eine abgeſetzte Gebühr oder 
eine ſolche Gebühr nachfordert, deren Feſtſetzung er bisher 
nicht beantragt hat, weil fie nach der bisherigen Rſpr. 
ohnehin nicht feſtgeſetzt worden wäre. In einem wie im an⸗ 
beren Falle begehrt er die Wiederaufrollung eines nach 
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ſeinem eigenen Willen und nach den tatſächlichen Verhält⸗ 
niſſen koſtenrechtlich abgeſchloſſenen und damit endgültig er⸗ 
ledigten Verfahrens allein unter dem Geſichtspunkt, ſich die 
gegenüber dem früher ablehnenden Standpunkt geänderte 
Rſpr. dienſtbar zu machen. Dem ſteht in jedem Falle der 
Grundſatz der Rechtsſicherheit entgegen. Auch hier gilt für die 
zeitliche Schranke das oben Ausgeführte. 

Legt man dieſe rechtliche Beurteilung dem jetzigen er⸗ 
neuten Geſuch des RA. B. zugrunde, dann genügt bereits 
der Hinweis darauf, daß die frühere ablehnende Entſch. 
i. J. 1937 ſich auf die damalige Rechtsauffaſſung und ſtän⸗ 
dige Rſpr. des Senats gründete. Daß dieje Entſch. auch 
noch auf andere Gründe — tatſächlicher Art — ſich ftüßt, 
vermag die Beurteilung nicht zu ändern. Es genügt, wenn 
auch dieſer rein rechtliche Grund mitmaßgebend geweſen iſt, 
wie das vorliegend die frühere Entſch. ergibt. 


(KG., 20. Ziv Sen., Beſchl. v. 12. April 1940, 20 W 521/40.) 


Anmerkung: Die Enti. weiſt wieder einmal auf die 
Schwierigkeiten hin, die ſich aus der fehlenden formellen 
Rechtskraft der im Verfahren betr. die Feſtſetzung der Ar⸗ 
menanwaltskoſten ergebenden Entſch. ergeben können. Hier 
hat ſich bis heute ſchon eine beſtimmte Praxis herausgebil⸗ 
det. Man könnte fagen, die Rſpr. habe ſich Erſatz für das 
Fehlen der Rechtskraft geſchaffen, indem ſie den Verſuchen 
der Reichskaſſe entgegengetreten iſt, längſt erledigte Feſt⸗ 
ſetzungon dann wieder hervorzuziehen und zu einem ihr 
günſtigeren Reſultat mit Hilfe einer inzwiſchen eingetretenen 
Anderung der Rſpr. wieder aufzurollen. Dagegen iſt nichts 
zu ſagen. Die Tendenz ſolcher Rſpr. iſt zu begrüßen, der 
leitende rechtliche Geſichtspunkt — Rechtsſicherheit — durch⸗ 
ſchlagend und der verfahrensrechtliche Weg unbedenklich. 

Hat man aber dieſe überzeugung erſt gewonnen, dann 
läßt ſich gegen die praktiſche Nutzanwendung des Satzes: 
was dem Fiskus recht iſt, iſt den anderen Beteiligten (alſo 
den Armenanwälten) billig, ſchwerlich etwas einwenden. 
Sieht der Arm Anw. die zum Schutze feiner Intereſſen ent- 
wickelte Rſpr. für richtig an, dann muß er wohl oder übel 
die Auswirkungen dieſer Rſpr. auch dann als richtig an⸗ 
erkennen, wenn dieſe in ihrer konſequenten Durchführung 
ſich auch gegen ihn richten. So ſehe ich keinen berechtigten 
Anlaß, die vorſtehende Entſch. inſoweit abzulehnen, als fie 
eine endgültige Erledigung der koſtenmäßigen Abwick⸗ 
lung dort bejaht, wo ein konkreter Anſatz aus der geltenden 
Rechtsauffaſſung heraus abgelehnt worden iſt. Damit muß 
ſich der Anwalt abfinden und kann und ſoll ſich Verſuche 
erſparen, nach eingetretener Schwenkung der Rſpr. nun noch 
mal gegen die alte Entſch. Sturm zu laufen. 

Doch ſcheint mir das Hauptgewicht dieſer Anſicht eben 
auf der ergangenen Ablehnung zu liegen, die man ſo⸗ 
zuſagen auf Umwegen mit formeller Rechtskraft ausrüſtet, 
um eine auch materiell endgültige Entſch. zu konſtruieren. 
Jeder Schritt darüber hinaus dagegen führt ins Uferloſe. 
Der Verſuch, auch ohne eine ergangene Entſch. die Schranke 
der Rechtsſicherheit aufzurichten, birgt in Wahrheit gerade 
die Gefahr der Rechtsunſicherheit in ſich. Nicht geltend ge⸗ 
machte Anſprüche können verjähren. Sie können vielleicht 
auch verwirkt werden. Eins aber, glaube ich, können ſie 
nicht. Sie können rechtlich nicht wie rechtskräftig abgelehnte 
Anſprüche behandelt werden. 

Man hat auch durchaus den Eindruck, daß das KG. ſich 
der Schwierigkeiten dieſer Rechtslage ſehr wohl bewußt ge⸗ 
worden iſt und ſich nur durch die „untragbaren praktiſchen 
Konſequenzen“ bewogen gefühlt hat, einer Nachliquidation 
einzelner Gebühren entgegenzutreten. Das iſt aber gerade 
der Angriffspunkt, der diefe Ausdehnung der Rſpr. zu Fall 
bringen muß und ihr nicht nur ſcheinbar entgegenſteht. 
Denn es iſt anerkannten Rechts und gilt übrigens auch für 
die Koſtenfeſtſetzung unter den Parteien, daß bisher nicht 
geltend gemachte Koſtenpoſitionen nachträglich zur Feſt⸗ 
ſetzung angemeldet werden können (natürlich innerhalb der 
Verjährungsfriſt). Mir ſcheint es wenig folgerichtig zu fein, 
wenn man grundſätzlich das Recht zu ſolcher Nachliquidation 
anerkennt, daun aber doch wieder eine Nachliquidation nur 
für beſtimmte Fälle ausſchließen will, zumal man dieſe be⸗ 
ſtimmten Fälle ja gegen die zuläſſigen Nachforderungen gar 
nicht irgendwie einwandfrei abgrenzen kann. Gewiß, das 
KG. will nur Fälle treffen, in denen die fragliche Gebühr, 
wenn ſie früher beantragt worden wäre, doch abgeſetzt wor⸗ 
den wäre. Das iſt immerhin ein objektiver Maßſtab. Iſt es 
aber wirklich ſo, daß die Rechtslage die gleiche iſt, wie wenn 
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die Gebühr früher beantragt und abgeſetzt worden wäre? 
KG. juht hier mit einer tatſächlichen Vermutung zu helfen: 
Feſtſetzbare Koſten werden regelmäßig auch erſtattet ver⸗ 
langt, nicht mitverlangte Koſten ſind deshalb nicht mitan⸗ 
gemeldet worden, weil ſie nicht erſtattungsfähig ſind. Alſo 
iſt der Feſtſetzungsantrag dazu beſtimmt, den geſamten Er⸗ 
ſatzanſpruch zu erledigen. Folglich befindet die ergehende 
Entſch. über den geſamten Erſatzauſpruch. 

Darin liegt in Wahrheit die Gleichſtellung einer Entſch. 
mit einer nicht ergangenen Entſch. Ich kann dafür eigentlich 
keine rechtliche Parallele finden. Hier dittiert doch wohl nur 
der Wille, aus praktiſchen Gründen zu verſagen, obwohl 
zureichende rechtliche Gründe dafür fehlen. 

Das tritt, glaube ich, beſonders kraß in die Erſcheinung, 
wo der ArmAnſv., gleichgültig aus welchen Gründen, viet- 
leicht auch nur aus reinem Verſehen, überhaupt keinen Er⸗ 
ſtattungsanſpruch geſtellt hat. Soll auch da eine ablehnende 
Entſch. gleichſam fingiert werden und dieſe — nie ergangene — 
Entſch. mit dem ſchweren Geſchütz der Rechtsſicherheit gegen 
eine ſpätere Abänderung geſichert werden? Das geht m. E. 
zu weit. Ein Bedürfnis nach Rechtsſicherheit iſt, bei Lichte 
betrachtet, in ſolchen Fällen gar nicht vorhanden, weil eine 
Rechtsunſicherheit durch die erſtmalige Entſch. über einen 
Gebührenanſpruch ja nicht herbeigeführt werden kann, auch 
dann nicht, wenn die Entſch. nach geltenden, ſei es auch 
neuen rechtlichen Geſichtspunkten an Stelle von überholten 
alten Geſichtspunkten verlangt wird. Deshalb dürfte der 
vom OLG. Naumburg vertretene Standpunkt allein zutref⸗ 
fend ſein und allein dazu geeignet ſein, Ungerechtigkeiten zu 
vermeiden. 

RA. Kubiſch, Lübben im Spreewald. 


* 


21. KG. — 88 1, 4, 73 GKG. Eine Partei kann nicht 
als Koſtenſchuldner für Auslagen der Reichskaſſe unter dem 
Geſichtspunkt herangezogen werden, daß dieſe im Intereſſe der 
Partei gemacht und von dieſer als eigene Aufwendungen er⸗ 
ſpart feien, die Partei alfo bereichert jei. — Für die Anwen⸗ 
dung des § 73 GKG. ift es ohne Bedeutung, ob die Zuſtellung 
von Amts wegen zu Recht oder zu Unrecht erfolgt iſt. 

Im Verfahren gem. § 771 BPO. ift auf ſofortige Be- 
ſchwerde der Gläubigerin hin die zunächſt ausgeſprochene 
Einſtellung der Zwangsvollſtreckung aus einem Pfändungs⸗ 
und Überweiſungsbeſchluß, durch welchen die Mieten ge⸗ 
pfändet waren, aufgehoben worden. Durch Zuſtellung der 
Beſchlüſſe von Amts wegen ſind gerichtliche Auslagen in 
Höhe von 583,35 RM (für Zuſtellungs⸗, Poft- und Schreib⸗ 
gebühren) entſtanden, welche zur Hälfte der Gläubigerin in 
Rechnung geſtellt worden ſind. Auf Erinnerung der Gläu⸗ 
bigerin hin hat LG. den angef. Koſtenanſatz aufgehoben, da 
eine geſetzliche Grundlage dafür nicht gegeben ſei. 

Diefen Standpunkt bekämpft die Beſchwerde der Reichs⸗ 
kaſſe zu Unrecht. Die Reichskaſſe iſt der Anſicht, daß, da 
es jiġ um Entſch. im Zwangsvollſtreckungsverfahren ge- 
handelt habe, die Zuſtellungen nicht von Amts wegen, ſon⸗ 
dern im Parteibetriebe hätten erfolgen müſſen. Mithin habe 
die Gläubigerin die Schreibgebühren und Porti für Zuſtel⸗ 
lungen ſowie die Gebühren des Gerichtsvollziehers erſpart 
und ſei auf Koſten der Reichskaſſe bereichert, wenn dieſe 
nunmehr von der Reichskaſſe verauslagten Koſten von der 
Gläubigerin nicht eingezogen würden. Dieſen Standpunkt 
bekämpft wiederum die Gläubigerin mit dem Hinweis dar⸗ 
auf, daß die von Amts wegen bewirkten Zuſtellungen un⸗ 
wirkſam jeien und daß jie, die Gläubigerin, infolgedeſſen 
ohnehin die geſamten Zuſtellungen nochmals von ſich aus 
vornehmen laſſen müſſe, irgendwelche Erſparnis mithin für 
ſie nicht eingetreten ſei. 

Der Geſichtspunkt, unter welchem die Reichskaſſe den 
Anſatz der hier ſtreitigen gerichtlichen Auslagen, nämlich der 
Schreibgebühren, Zuſtellungs⸗ und Portokoſten für gerecht⸗ 
fertigt hält, entbehrt der geſetzlichen Grundlage. Mit Recht 
weiſt bereits der Beſchluß des LGG. auf den Grundſatz des 
81 Gch. hin, wonach Gebühren und Auslagen der Ge- 
richte lediglich nach Maßgabe des GRG. erhoben werden, 
gerichtliche Handlungen alſo nur gebühren⸗ und auslagen⸗ 
pflichtig ſind, ſoweit das GRG. einen beſonderen Koſtenanſatz 
vorſieht. Damit entfällt als dem Koſteurecht vollkommen 
fremd die Möglichkeit, einen Koſtenanſatz jedenfalls hinſicht⸗ 
lich barer Auslagen der Gerichtskaſſe damit zu begründen, 
daß dieſe Koſten im Intereſſe einer Partei aufgewendet ſeien, 
während an ſich der Partei ſelbſt die Vornahme der ent⸗ 


Rechtſprechung 


[Deutſches Recht ver. mit JW. 


ſprechenden Handlungen und damit der Aufwand dieſer 
Koſten obgelegen habe. Zu ſolchem Aufwand könnte es ohne⸗ 
hin nur kommen, wenn das Gericht zu Unrecht von Amts 
wegen Maßnahmen veranlaßt hat, die an ſich im Partei⸗ 
betriebe vorzunehmen find, wie dies gerade bei Zustellungen 
in Frage kommt. Denn in welchen Fällen das Gericht von 
Amts wegen tätig zu werden hat und wann im Partei⸗ 
betriebe vorzugehen ift, iſt im Geſetz ohne jede Möglichkeit 
einer Abweichung im Einzelfalle vorgeſehen. 

Der Grundſatz des § 1 GKG. zeigt jomit, daß ein Koſten⸗ 
auſatz allein unter einem Geſichtspunkt des bürgerlichen 
Rechts, jo aljo z. B. der ungerechtfertigten Bereicherung einer 
Partei im Verhältnis zur Reichskaſſe, unzuläſſig iſt. Solche 
Erwägungen mögen eine Klage des Fiskus gegen eine Partei 
begründen. Den Anſatz von Koſten, ſei es auch nur von 
Auslagen, welche die Reichskaſſe im Intereſſe einer Partei 
gemacht hat, im Koſtenanſatzverfahren nach 8 4 GKG. ver- 
mögen ſie niemals zu rechtfertigen. Damit entfällt aber die 
Begründung, unter welcher die Reichskaſſe den Anſatz der 
Schreibgebühren und Porti für Zuſtellungen ſowie die Ge⸗ 
bühren des Gerichtsvollziehers veranlaßt hat und auch jetzt 
in ihrer Beſchwerde zu rechtfertigen ſucht. 

Es kann deshalb ganz dahingeſtellt bleiben, ob hier in 
der Tat die Zuſtellungen von Amts wegen oder im Partei⸗ 
betriebe vorzunehmen geweſen wären, und kann ſomit weiter 
dahingeſtellt bleiben, ob etwa die von Amts wegen bewirkten 
Zuſtellungen unwirkſam ſind, die Gläubigerin ſie folglich von 
ſich aus nachholen muß, und ob ſo im Ergebnis von einer 
Erſparung von Aufwendungen und von einer Bereicherung 
auf Koſten der Reichskaſſe überhaupt geſprochen werden 
kann. Denn ſelbſt wenn es zutrifft, daß die Gläubigerin den 
Aufwand von Koſten dadurch erſpart hat, daß an ihrer 
Stelle das Gericht die Zuſtellung des in Frage kommenden 
Beſchluſſes veranlaßt hat, ſo bietet doch dieſe Erwägung 
keine Rechtsgrundlage, um wegen der entſtandenen Auslagen 
mittels Koſtenanſatzes durch eine Gerichtskoſtenrechnung die 
auf Koſten der Reichskaſſe bereicherte Partei in Anſpruch zu 
nehmen. 

Daß im übrigen keine der Vorausſetzungen der 88 71 
bis 73 GKG., nach deren Maßgabe allein Auslagen von 
einer Partei erhoben werden dürfen, vorliegt, hat das LG. 
mit zutreffender Begründung ausgeführt. Es kann darauf 
verwieſen und mag nur noch ergänzend bemerkt werden: 

Allein ſchon die Vorſchrift des 8 73 GAG. ſteht hier 
dem Anſatz der durch die Zuſtellungen entſtandenen Aus⸗ 
lagen entgegen. Denn nach dieſer Beſtimmung werden für 
die von Amts wegen bewirkten Zuſtellungen nur diejenigen 
baren Auslagen erhoben, welche durch die Zuſtellung im 
Auslande oder bei der öffentlichen Zuſtellung bei Bekannt⸗ 
machung in öffentlicher Blättern entſtehen. Dabei kommt es 
für die Anwendung des § 73 GRG. lediglich auf die Tat⸗ 
ſache an, daß Zuſtellungen von Amts wegen bewirkt worden 
ſind. Unerheblich jedoch iſt es dabei, ob das Gericht zu Recht 
oder zu Unrecht von Amts wegen die Zuſtellung bewirkt hat. 

Die Beſchwerde der Reichskaſſe erweiſt ſich ſomit als 
unbegründet. 

(KG., 20. Ziv Sen., Beſchl. v. 26. April 1940, 20 W 1241/40.) 
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22. KG. — § 4 GͤcG.; § 20 ZeugGebO. Die Feſtſetzung 
der Vergütung des gerichtlichen Sachvberſtändigen kann von 
den Parteien erſt beanſtandet werden, wenn dieſe ihnen als 
gerichtliche Auslage in Rechnung geſtellt wird. Bei richterlicher 
Feſtſetzung beim OLG. ijt auch diefe Beanſtandungsmöglich⸗ 
keit nicht gegeben. 

Die angegriffene Gerichtskoſtenrechnung enthält u. a. 
auch den Anſatz von 9719,45 RM für Sachverſtändigenge⸗ 
bühren, welche dem Sachverſtändigen aus der Reichskaſſe ge⸗ 
zahlt ſind und nunmehr der Bekl. in Rechnung geſtellt wer⸗ 
den. Die Erinnerung hiergegen iſt unbegründet. 

Eine ſolche Erinnerung ſteht der für die Koſten eines 
Sachverſtändigen in Anſpruch genommenen Partei an ſich 
zu. Denn 8 20 ZeugGebd. gewährt gegen die auf Grund 
dieſer Beſtimmung erfolgende Feſtſetzung von Zeugen⸗ und 
Sachverſtändigengebühren nur dem Zeugen oder Sachver⸗ 
ſtändigen ſelbſt oder der Reichskaſſe, nicht dagegen einer der 
Parteien, obwohl fie an feiner Feſtſetzung intereſſiert jind, 
ein Beſchwerderecht. Vielmehr kann die Partei erſt nach 
ihrer Inanſpruchnahme durch das Gericht im Wege der Er⸗ 
innerung und Beſchwerde gegen dieſen Koſtenanſatz die Höhe 
und Berechtigung der dem Sachverſtändigen gezahlten Ge⸗ 


10. Jahrgang 1940 Heft 29/30] 


bühren bekämpfen (jo Grundſatz 20 W 2047/32 v. 15. März 
1932 bei Gaedeke, „KoſtRſpr.“, 1938 Nr. 798). Dies gilt 
auch dann, wenn bereits eine gerichtliche Feſtſetzung der 
Sachverſtändigengebühren durch das Prozeßgericht ſtattge⸗ 
funden hat. Dieſe hindert eine Abänderung des Koſtenan⸗ 
ſatzes auf ſpätere Erinnerung und Beſchwerde der Partei 
nicht. Der — etwa notwendige — Ausgleich für die Reichs⸗ 
kaſſe iſt dann vielmehr dadurch zu ſchaffen, daß die erfolgte 
Feſtſetzung der Vergütung des Sachverſtändigen von Amts 
wegen entſprechend geändert wird (Grundſatz 20 Wa 226/37 
v. 17. Nov. 1937 bei Gaedeke Nr. 798). 

Die Nachprüfung der Vergütung des Sachverſtändigen 
durch Erinnerung und Beſchwerde im Koſtenanſatzverfahren 
aus § 4 GRG. erleidet aber in denjenigen Fällen eine Cin- 
ſchränkung, in denen die Feſtſetzung der Vergütung ſelbſt 
bereits irgendeiner Anfechtung nicht mehr unterliegt. Das 
iſt der Fall bei richterlicher Feſtſetzung ſolcher Ver⸗ 
gütung bei dem OLG., mag dieſe durch den Senat, den 
Einzelrichter oder den beauftragten Richter bei dem OLG. 
erfolgt fein. Das ergibt fih daraus, daß nach 8 20 Abſ. 2 
geug®ebd. gegen die richterliche Feſtſetzung nur Beſchwerde 
ſtattfindet, die aber gegen Entſch. der OLG. nicht zuläſſig 
iſt. In dieſen Fällen kann folglich auch nicht mittelbar auf 
dem Wege über die Bekämpfung des — ſpäteren — Ge- 
richtskoſtenanſatzes eine Nachprüfung und Anderung der er⸗ 
folgten Feſtſetzung herbeigeführt werden. Dies hat der Senat 
bereits in feiner grundſaͤtzlichen Entſch. 20 Wa 105/25 vom 
27. Sept. 1928 (bei Gaedeke Nr. 799) ausgeſprochen. Der 
Senat hat auch bei erneuter Nachprüfung der Rechtslage 
keine Veranlaſſung, von dieſer Auffaſſung abzugehen, hält 
vielmehr den damals von ihm aufgeſtellten Grundſatz auch 
jetzt ausdrücklich aufrecht. Damit iſt für eine ſachliche Nach⸗ 
prüfung der Höhe der gegen die Bekl. angeſetzten Sachver⸗ 
ſtändigengebühren auf die auf § 4 GRG. geſtützte Erinnerung 
kein Raum. Dieſe mußte vielmehr zurückgewieſen werden. 

(KG., 20. Ziv Sen., Beſchl. v. 15. Mai 1940, 20 Wa 53/40.) 
x 


23. KG. — § 30 GG.; § 521 ZPO. Selbſtändige oder 
unſelbſtändige Anſchlußberufung genießt die Ermäßigung der 
Prozeßgebühr, wenn ſie erſt nach Anberaumung des Ter⸗ 
mins für die Berufung eingelegt, aber vor dem Termin zu⸗ 
rückgenommen wird. 

Die Berechnung der gerichtlichen Prozeßgebühr mit 
15 e ift zutreffend, ſofern nicht eine Ermäßigung der 
8 aus § 30 GG. Platz zu greifen hat. Das aber ift 
er Fall. 

Nach 830 GKG. ermäßigt fih die Prozeßgebühr für 
die Rechtsmittelinſtanz auf die Hälfte der im §8 beſtimmten 
Gebühr, wenn das Rechtsmittel vor Beſtimmung des Ter⸗ 
minus zur mündlichen Verhandlung zurückgenommen wird. Der 
Kl. und BerBekl. wird hier nun nicht für die Prozeßgebühr 
der Berufung, ſondern der Anſchlußberufung in An⸗ 
ſpruch genommen. Dieſe Anſchlußberufung ift erſt nach Ab⸗ 
lauf der Berufungsfriſt und ſomit als unſelbſtändige An⸗ 
ſchlußberufung eingelegt worden, nachdem bereits Termin zur 
Verhandlung über die Berufung anberaumt worden war. Die 
Anſchlußberufung tjt jedoch, nachdem das Armenrecht dafür 
berfagt worden war, noch vor dem Verhandlungstermin vom 
6. Juli mit am 4. Juli 1939 bei Gericht eingegangenem 
Schriftſatz zurückgenommen worden. 

Damit iſt verfahrensrechtlich die Anſchlußberufung, ob⸗ 
wohl an ſich unſelbſtändig, doch völlig ſelbſtändig behandelt 
worden. Das aber muß auch für die gebührenrechtliche Be⸗ 
urteilung maßgebend fein. 

„Der Senat hat allerdings in ſeiner Entſch. 20 Wa 99/34 
y 5. Mai 1934 (bei Gaedeke, „Koſtenrechtſprechung“ 1938 
Nr. 120 A) ausgeſprochen, daß, wenn die Vorausſetzungen des 
330 GKG. für die Prozeßgebühr der Berufung vorliegen, 
NH auch für die unſelbſtändige Anſchlußberufung ohne wei- 
teres die Prozeßgebühr entſprechend ermäßigt, daß dagegen 
Sn undfap 20 Wa 65/30 v. 10. April 1930 bei Gaedeke 
ee 120 B) die Zurücknahme der Berufung erft im Verhand⸗ 
a weder den Wegfall noch die Ermäßigung der 
Anſzedgebühr für die vorher ordnungsmäßig unſelbſtändige 
der Ohrßberufung zur Folge hat. In beiden Fällen ift aber 
xr Ausgangspunkt die noch beſtehende verfahrensrechtliche 
Verknüpfung der nicht etwa vorher bereits zurückgenom⸗ 
Diese unſelbſtändigen Anſchlußberufung mit der Berufung. 
1 lortbeſtehende verfahrensmäßige Gemeinſamkeit hat mit 
Notwendigkeit auch die gebührenrechtliche Gemeinſamkeit zur 
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Folge, ſowohl was den Eintritt als auch was die Verſagung 
der Ermäßigung aus § 30 GKG. anlangt. 

Wird aber das verfahrensrechtliche Schickſal der — ſelb⸗ 
ſtändigen oder unſelbſtändigen — Anſchlußberufung von dem 
der Berufung getrennt, ſo iſt damit auch für eine geſonderte 
gebührenrechtliche Beurteilung Raum. Die ratio des 830 
GRG. ift die, daß es zu einer Terminsanberaumung über 
das Rechtsmittel erſt dann kommt, wenn das Gericht (nicht 
nur der Vorſitzende) ſich über die Zuläſſigkeit der Berufung 
in jeder Beziehung bereits ſchlüſſig gemacht und nicht die 
Verwerfung des Rechtsmittels durch Beſchluß als unzulaſſig 
vorgenommen hat. Aus dieſem Grunde konnte weder im 
Falle der Verwerfung noch — anders als bet der Klage⸗ 
rücknahme — bei Zurücknahme des Rechtsmittels ſelbſt 
vor Terminsanberaumung ein gänzliches Fortfallen der Pro⸗ 
zeßgebühr vorgeſehen werden. Vielmehr werden beide Fälle 
gleich behandelt, wobei nach dem geſetzgeberiſchen Gedanken 
nur die Rücknahme begünſtigt ſein ſoll, die vor dem Zeit⸗ 
punkt erfolgt, bis zu dem ſich der Rechtsmittelkläger billiger⸗ 
weiſe darüber ſchlüſſig werden kann, ob er das Rechtsmittel 
weiterverfolgen will oder nicht. Hierfür iſt im Intereſſe der 
Angleichung der Vorſchriften in Satz 2 und Satz 1 des § 30 
GKG. als Grenze die Terminsbeſtimmung gewählt, d. h. der 
Zeitpunkt, in dem das Gericht zum Ausdruck bringt, daß 
es einen das Rechtsmittel verwerfenden Beſchluß nicht er⸗ 
laſſen will (Jonas 2 zu § 30 GKG.) So wird auch bei 
Zurücknahme des Rechtsmittels vor Beſtimmung des Ter⸗ 
mins zur mündlichen Verhandlung die gleiche Gebühr wie 
bei Verwerfung des Rechtsmittels durch Beſchluß erhoben. 

Dieſe Erwägungen beziehen ſich indes immer nur auf 
das bereits eingelegte, dem Gericht zur Prüfung vorliegende 
und je nachdem zur Verwerfung oder Terminsanberaumung 
führende Rechtsmittel. Wird außerdem im Wege der Anſchluß⸗ 
berufung auch von der Gegenpartei ein Rechtsmittel ein⸗ 
gelegt, das für ſich allein eine derartige Tätigkeit des Ge⸗ 
richts noch nicht veranlaßt hat, insbeſ. nicht der Anlaß zur 
Terminsanberaumung geweſen iſt, dann iſt es innerlich nicht 
berechtigt, die gebührenrechtliche Beurteilung dieſes neuen 
Rechtsmittels ohne weiteres dem gebührenrechtlichen Schickſal 
des Hauptrechtsmittels zu unterwerfen. Das Geſetz bietet 
keinen Anhalt dafür, auch für das Anſchlußrechtsmittel die 
Beſtimmung des erſten Termins für die mündliche Ver⸗ 
handlung maßgeblich ſein zu laſſen. Die oben angegebene 
Erwägung zugunſten des Rechtsmittelklägers ſpricht zwar 
vorzugsweiſe für den erſten Rechtsmittelkläger, der die 
Rechtsmittelfriſt zu wahren hat, weniger dagegen für den 
Anſchlußberufungskläger, vor allem bei der unſelbſtändigen 
Anſchlußberufung. Gleichwohl iſt kein innerer Grund erſicht⸗ 
lich, die rechtzeitige Entſchließung eines ſolchen Rechtsmittel⸗ 
klägers, ſein (Anſchluß⸗) Rechtsmittel nicht durchzuführen, ge⸗ 
bührenrechtlich durch die für das Hauptrechtsmittel mögliche 
Ermäßigung nicht ebenfalls zu begünſtigen. Der Verluſt der 
Ermäßigungsmöglichkeit aus § 30 für das Hauptrechtsmittel 
muß vielmehr für das ſpäter eingelegte Anſchlußrechtsmittel 
immer noch für die Anwendung des § 30 GRG. Raum laffen. 
Bei dieſem iſt folglich ſelbſtändig zu prüfen, ob es für ſich 
allein die Vorausſetzungen der Ermäßigung aus § 30 GKG. 
erfüllt. Die gegenteilige, von Rittmann⸗Wenz, 
18. Aufl., 4 zu § 30 GK G., und Jonas 5b zu § 30 GKG. 
vertretene Auffaſſung, bei Rücknahme der Anſchlußberufung 
könne die Ermäßigung aus § 30 Satz 2 nur dann eintreten, 
wenn ſie bewirkt werde, bevor Termin zur mündlichen Ver⸗ 
handlung in betreff des Hauptrechtsmittels beſtimmt ſei, für 
eine nach der Terminsbeſtimmung eingelegte Anſchluß⸗ 
berufung könne daher eine Gebührenermäßigung bei Rück⸗ 
nahme überhaupt nicht eintreten, vermag der Senat nicht zu 
teilen. Vielmehr genießt die Anſchlußberufung, gleich, ob es 
fich um eine ſelbſtändige oder unſelbſtändige Anſchlußberufung 
handelt, die Vergünſtigung des §30 GKG. auch dann, wenn 
ſie zwar erſt nach Beſtimmung des Termins für das Haupt⸗ 
rechtsmittel eingelegt, aber noch vor dem Termin zur münd⸗ 
lichen Verhandlung zurückgenommen wird. 1 

Ob das gleiche auch dann gilt, wenn die Rücknahme 
erſt in dem Verhandlungstermin ſelbſt vor Beginn der 
mündlichen Verhandlung erfolgt oder ob hier nicht aus der 
Erwägung, daß nunmehr das Gericht auch das Anſchlußrechts⸗ 
mittel bereits geprüft hat, die Ermäßigung zu verſagen wäre, 
kann dahingeſtellt bleiben. Denn vorliegend iſt die Rücknahme 
einige Tage vor dem Termin zur mündlichen Verhandlung 
erfolgt. 

(KG., 20. ZivSen., Beſchl. v. 17. Mai 1940, 20 Wa 55/40.) 
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** 24. RArbcß. — 82 Abſ. 2 ArbOß.; § 254 BGB. Ein 
Unternehmer, der in einem Lohnbüro die ſozialen und ſteuer⸗ 
lichen Lohnabzüge für die Gefolgſchaft bearbeiten läßt, iſt nicht 
nur öffentlich⸗rechtlich den Behörden, ſondern regelmäßig auch 
vertraglich und auf Grund der allgemeinen Fürſorgepflicht dem 
einzelnen Gefolgſchaftsmitglied für ordnungsmäßige Erledi⸗ 
gung der Abzüge verantwortlich. Mitverſchulden des Gefolg⸗ 
ſchaftsmitglieds iſt zu berückſichtigen. 


Die Bekl. iſt eine Unternehmerfirma mit über 1000 Ge⸗ 
folgſchaftsleuten. Der Kl., der Soldat war und deshalb der 
Wehrſteuerpflicht nicht unterliegt, ſtand bei ihr ſeit mehreren 
Jahren in Arbeit. Auf der Lohnſteuerkarte für 1938 war er 
infolge behördlichen Verſehens als wehrſteuerpflichtig bezeich⸗ 
net. Er hat dieſe Steuerkarte ſofort nach Empfang, ohne ſie 
auf ihre Richtigkeit hin zu prüfen, auf dem Lohnbüro der 
Bekl. abgegeben. Ein weiteres Verſehen unterlief nunmehr 
der Bekl. dadurch, daß durch Außerachtlaſſen des Wehrſteuer⸗ 
pflichtvermerks auf der Steuerkarte der dem Arbeitseinkommen 
des Kl. entſprechende Wehrſteuerbetrag mit monatlich 8,70 AM 
nicht einbehalten und an das Fin A. abgeführt wurde. Erſt 
im Mai 1938 hat die Bekl. auf eine Erinnerung des Fin A. 
hin die nach dem Inhalt der Steuerkarte ſeit Januar 1938 
fällig gewordenen Wehrſteuerbeträge bis einſchließlich April 
1938 mit insgeſamt 34,82 AM vom Lohn des Kl. einbehalten 
und an das Fin A. abgeführt. Dadurch erft auf die Unrich⸗ 
tigkeit der Steuerkarte aufmerkſam geworden, hat der Kl. deren 
ſofortige Berichtigung veranlaßt. Sein an das Fin A. gerich⸗ 
teter Antrag auf Rückerſtattung der für ihn abgeführten Wehr⸗ 
ſteuerbeträge hatte jedoch keinen Erfolg. 

Der Kl. macht für einen Teil des ihm entſtandenen Scha⸗ 
dens, nämlich für die Steuerbeträge für Februar bis April 
1938 mit insgeſamt 26,11 AM die Bekl. verantwortlich. Er 
hat dazu geltend gemacht: Zwar habe er ſelbſt fahrläſſig ge⸗ 
haedelt, als er ſeine Steuerkarte, ohne ſie auf ihre Richtig⸗ 
leit hin zu überprüfen, an das Lohnbüro gegeben habe. Den 
Steuerverluſt für den Monat Januar 1938 müſſe er deshalb 
allein tragen. Der weitere Schaden ſei aber auf ein ſchuldhaf⸗ 
tes Verhalten der Bekl. zurückzuführen. Denn nach dem In⸗ 
halt der Steuerkarte ſei ſie verpflichtet geweſen, dem Wehr⸗ 
ſteuerpflichtvermerk entſprechend die Steuer allmonatlich, alſo 
die erſte Rate bereits im Januar 1938, an das Fin A. ab- 
zuführen. Solchenfalls wäre er damals ſchon auf die Unrichtig⸗ 
keit der Steuerkarte aufmerkſam geworden und der weitere 
Schaden mit 26,11 AM wäre dann vermieden worden. Dieſen 
Betrag fordert er deshalb mit der Klage als Schadenserſatz. 

Beide Vorinſtanzen haben abgewieſen. Auf die Rev. iſt 
die Bekl. verurteilt, an den Kl. 13 AM zu zahlen. 

Nach 84 WehrStb. v. 20. Juli 1937 (RGBl. I, 821) 
wird die Wehrſteuer beim Arbeitslohn durch Steuerabzug er⸗ 
hoben, und zwar finden nach §6 Abſ. 2 der 1. WehrSt⸗ 
Durchf VO. v. 20. Juli 1937 (Rc Bl. I, 822) auf den Steuer- 
abzug die Vorſchriften der Lohnt DurchfVO. v. 29. Nov. 1934 
(RMinBl. 713, RStBl. 1489) ſinngemäß Anwendung. Die 
Höhe der Wehrſteuer richtet ſich nach der Höhe der Lohnſteuer, 
ſie iſt mit der Wehrſteuerpflicht von der Gemeindebehörde auf 
Grund des Ergebniſſes der Perſonenſtandsaufnahme auf der 
Steuerkarte zu beſcheinigen (§ 6 Abſ. 1 der 1. WehrStdDurchf⸗ 
VO). Für die ordnungsmäßige Einbehaltung und Abführung 
der auf der Steuerkarte vermerkten Wehrſteuer ift der Arbeit- 
geber dem Reich ebenſo haftbar wie hinſichtlich der Lohnſteuer 
(846 Lohnt DurchfVO. i. Verb. m. § 6 Abf. 2 der 1. Wehr- 
St DurchfV O.). 

Der Kl. hat nun ſeinen Schadenserſatzanſpruch zuletzt nur 
noch darauf geſtützt, daß die Bekl. ihm nicht ſchon im Januar 
1938 den damals nach der Steuerkarte fälligen Wehrſteuer⸗ 
betrag vom Lohn abgezogen und an das Fin A. abgeführt habe, 
weil ihm dann angeblich ein um den Klagebetrag geringerer 
Schaden aus der Unrichtigkeit der Steuerkarte erwachſen wäre. 
Hierzu hat das BG. zunächſt rechtsirrtumsfrei angenommen, 
die Bekl. ſei dem Kl. gegenüber verpflichtet geweſen, die be⸗ 
ſcheinigte Wehrſteuer rechtzeitig von ſeinem Lohn abzuziehen 
und abzuführen. Ein Unternehmer, der in einem Lohnbüro 
die ſozialen und ſteuerlichen Lohnabzüge für die Gefolgſchaft 
bearbeiten läßt, wie es hier der Fall iſt, iſt nicht nur öffent⸗ 
lich⸗rechtlich den Behörden, ſondern regelmäßig auch vertrag⸗ 
lich den einzelnen Gefolgſchaftsmitgliedern für eine ordnungs⸗ 
mäßige Erledigung der Abzüge verantwortlich. Das iſt hin⸗ 
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ſichtlich der Soziallaſten vom RAWG. ſtändig angenommen 
worden, hinſichtlich der Steuerabzüge kann es nicht anders 
ſein. Das ergibt ſich auch aus der allgemeinen Fürſorgepflicht 
(2 Abſ. 2 Arb OG.). 

Das BG. hat ſodann „als ſicher“ angenommen, daß der 
Kl. bei rechtzeitigem Wehrſteuer⸗Lohnabzug für Januar 1938 
die Unrichtigkeit der Steuerkarte damals ſchon ſofort erkannt 
und dann alsbald ihre Berichtigung herbeigeführt haben 
würde, ſo daß ſpätere Wehrſteuerzahlungen für ihn nicht mehr 
in Betracht gekommen wären. Es hat jedoch einen rechtserheb⸗ 
lichen Urſachenzuſammenhang zwiſchen dem nicht rechtzeitigen 
Wehrſteuer⸗Lohnabzug und dem ſpäteren Schaden verneint, 
weil die damalige Unterlaſſung nicht „generell“ oder „erfah⸗ 
rungsgemäß“ geeignet geweſen ſei, zu einem ſchädigenden Er⸗ 
folge der vorl. Art zu führen. 

Dieſe Auffaſſung wird von der Rev. mit Recht an⸗ 
gegriffen. Die Folge, daß aus nicht rechtzeitigem Steuer⸗ 
Lohnabzug dem betr. Gefolgſchaftsangehörigen ein geldlicher 
Schaden entſteht, iſt keine ſo ungewöhnliche, daß damit ver⸗ 
nünftigerweiſe nicht mehr hätte gerechnet werden können. Auf 
die Art dieſes Schadens im einzelnen kommt es für die rage 
eines rechtserheblichen Urſachenzuſammenhangs dann nicht an. 
Mag man bei nicht rechtzeitiger Abführung einer Steuer auch 
in erſter Reihe an entſtehende Beitreibungskoſten und der- 
gleichen als Schadensfolge denken, ſo ſind doch auch Schadens⸗ 
folgen, wie ſie ſich hier entwickelt haben, nicht ſo fernliegend, 
daß deshalb der urſächliche Zuſammenhang verneint werden 
müßte. 

Iſt aber vorliegend ein folder Zuſammenhang zu be- 
jahen, ſo fragt ſich nur noch, ob der entſtandene Schaden nicht 
gemäß § 254 BGB. mindeſtens teilweiſe vom Kl. ſelbſt ge⸗ 
tragen werden muß. Das BG. hat darin, daß der Kl. es 
fahrläſſigerweiſe unterlaſſen hat, von vornherein die Steuer⸗ 
karte auf ihre inhaltliche Richtigkeit hin zu prüfen, die alleinige 
Urſache des entſtandenen Schadens erblickt. Das iſt nicht richtig. 
Miturſächlich iſt auch die ſchuldhafte Unterlaſſung des recht⸗ 
zeitigen Wehrſteuer⸗Lohnabzugs, die die Bekl. zu vertreten hat. 
Der Sachverhalt liegt nun ſo klar, daß es zur Verteilung des 
Schadens in Abwägung des beiderſeitigen Verſchuldens und 
deſſen Urſächlichkeit für den entſtandenen Schaden einer Zu⸗ 
rückverweiſung der Sache nicht bedarf. Das RevG. ift viel- 
mehr in der Lage, die Verteilung des Schadens ſelbſt vor⸗ 
zunehmen (vgl. RG. 134, 66 = ZW. 1932, 1554). Die Um- 
ſtände rechtfertigen hier eine Verteilung je zur Hälfte, denn 
Verſchulden und Urſächlichkeit ſind auf beiden Seiten an⸗ 
nähernd gleich zu bewerten. 


(Rurbch, U. v. 19. März 1940, RAG 270/39. — Duisburg.) 


| preußiſches Oberverwaltungsgericht | 


25. 856 ZuſtG.; 88 2, 9 RGef. über die einſtweilige 
Neuregelung des Straßenweſens und der Straßenverwaltung 
v. 26. März 1934; 8817, 28 Durchf VO. dazu v. 7. Dez. 1934. 
Verwaltungsſtreitverfahren. Abbürdungsklage. Wegebaupolizei. 
Landſtraße. Auch bei Reichs⸗ und Landſtraßen i. S. des RGeſ. 
v. 26. März 1934 iſt in dringenden Fällen neben der ordent⸗ 
lichen Wegepolizeibehörde ebenfalls die Ortspolizeibehörde zu 
wegebaupolizeilichen Maßnahmen zuſtändig. 

Gegen eine wegebaupolizeiliche Verfügung, welche eine 
ſolche Straße betrifft, ſind im Gebiet des preußiſchen Rechts 
ebenſo wie bei anderen öffentlichen Wegen die Rechtsmittel des 
§ 56 ZuſtG. gegeben. 

Für den gemäß dem RGeſ. v. 26. März 1934 eintretenden 
Übergang der Wegeunterhaltungspflicht von dem früheren auf 
den neuen Träger iſt keine vorherige Auseinanderſetzung zwi⸗ 
ſchen beiden erforderlich. 


Durch Kabinettsorder v. 28. Febr. 1872 wurde das 
Rittergut P. zu einem ſelbſtändigen Gutsbezirk erklärt und 
von ihm der Badeort P. als beſonderer Gemeindebezirk ab⸗ 
getrennt. 

Im Anſchluß hieran wurde zwiſchen dem Gutsbezirk 
und der Gemeinde P. i. J. 1874 ein „Statut über die Auz- 
einanderſetzung zwiſchen Gutsbezirk und Gemeinde P.“ ver⸗ 
einbart, nach welchem der Gutsbeſitzer Fürſt zu P. die Un⸗ 
terhaltung der Straßen auch innerhalb des Gemeindebe⸗ 
zirks P. übernahm. 
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Demgemäß haben der Fürſt zu P. und ſeine Rechts⸗ 
nachfolger im Beſitz des Gutes — zuletzt der Kl. — die 
Straßen in der Gemeinde P. bis in die neuere Zeit, auch 
nach der am 1. Jan. 1929 erfolgten Auflöſung und Ein⸗ 
ana des Gutsbezirks in die Gemeinde P., unter⸗ 
alten. 


Im Jahre 1936 forderte der Amtsvorſteher in P. den 
Kl. auf, den Teil der B.ſtraße in P., der ſeitwärts der mitt⸗ 
leren Fahrbahn von 6m Breite liegt, inſtand zu ſetzen. 

Gegen dieſe Verfügung erhob der Kl. nach fruchtloſem 
Einſpruch bei dem Kreisverwaltungsgericht die Abbürdungs⸗ 
klage gegen den Amtsvorſteher und die Gemeinde P. 

Das KreisVerwGer. und das BezVerwöGer. erachteten 
die beklagte Gemeinde zur Ausführung der geforderten 
Unterhaltungsarbeiten für verpflichtet und gaben daher der 
Abbürdungsklage ſtatt. 


Die Rev. der Bekl. hatte keinen Erfolg. 

Das BezVerwöGer. hat zutreffend das Geſetz über die 
einſtweilige Neuregelung des deutſchen Straßenweſens vom 
26. März 1934 (RGBl. I, 243) und die dazu erlaſſene Durchf⸗ 
VO. v. 7. Dez. 1934 (RG Bl. I, 1237) feiner Entſch. zugrunde 
gelegt. In § 2 Abſ. 2 des Geſ. v. 26. März 1934 iſt beſtimmt, 
daß Träger der Straßenbaulaſt für die Landſtraßen I. Ord⸗ 
nung v. 1. April 1935 ab die Länder und preuß. Provinzen 
ſind, daß aber dieſe Straßenbaulaſt ſich nicht auf Orts⸗ 
durchfahrten durch Gemeinden erſtreckt, die bei der Volks⸗ 
zählung am 16. Juni 1933 mehr als 6000 Einwohner hat⸗ 
ten; ſoweit die Straßenbaulaſt hiernach dem Reich, den 
Ländern und preuß. Provinzen für die Ortsdurchfahrten 
obliegt, beſchränkt fie fih auf eine Fahrbahnbreite von 6m. 
Nach 8 17 DurchfVoO. trägt die Gemeinde die Straßenbau⸗ 
laſt, ſoweit nach § 2 des Gef. die Träger der Straßenbaulaſt 
für die Reichs⸗ und Landſtraßen in Ortsdurchfahrten nicht 
unterhaltungspflichtig ſind, d. i. bei Ortsdurchfahrten durch 
Gemeinden von weniger als 6000 Einwohnern für die über 
6m Fahrbahnbreite hinausgehenden Straßenteile. Nach 8 9 
des Gef. geht die Straßenaufſicht und die Wegebaupolizei 
auf den Generalinſpektor für das deutſche Straßenweſen 
über, der ſich nach § 28 Durchf. hierzu bei Landſtraßen 
I. Ordnung der RegpPräſ. bedient 

Da die Biſtraße, wie beide Vorinſtanzen übereinſtim⸗ 
mend feſtgeſtellt haben und zwiſchen den Parteien unſtreitig 
it, eine Landſtraße I. Ordnung ift, fo ift nach den ange- 
führten Vorſchriften zur Ausübung der Wegebaupolizei an 
ſich der Regpräſ. zuſtändig. Nach einem Grundſatz des 
preuß. Wegerechts iſt jedoch in dringenden Fällen bei 
Chauſſeen neben der ordentlichen Chauſſeebaupolizeibehörde 
(dem RegPräſ.) auch die örtliche Wegepolizeibehörde (Orts⸗ 
polizeibehörde) zum Eingreifen befugt (Germershauſen⸗ 
Seydel, „Wegerecht und Wegeverwaltung in Preußen“, 
1. Bd., 4. Aufl., S. 408; OVG. 30, 288; 32, 344; 41, 236 bis 
238). Dieſer Grundſatz, der den Erforderniſſen des prak⸗ 
tiſchen Lebens entſpricht, hat auch nach der neuen reichs⸗ 
rechtlichen Geſetzgebung auf dem Gebiet des Wegerechts für 
die durch dieſe Geſetzgebung betroffenen Straßen zu gelten, 
die als Reichsſtraßen und Landſtraßen an die Stelle der 
Chauſſeen getreten ſind. Die neuen reichsrechtlichen Vor⸗ 
ſchriften haben den bisher durch Landesrecht beſtimmten In⸗ 
halt und Umfang der wegebaupolizeilichen Aufgaben grund⸗ 
ſätzlich nicht geändert (vgl. Krumſtroh, „Die Neurege⸗ 
lung des Straßenweſens und der Straßenverwaltung in 
Deutſchland“ [PrVerw Bl. 56, 46, 51]). 

Bei der gegen den Kl. erlaſſenen wegebaupolizeilichen 
Verfügung liegt ein dringender Fall der gedachten Art vor. 
Das ergibt ſchon der in der Verfügung enthaltene Hinweis 
darauf, daß infolge des ſchlechten Zuſtands der Straßen 
Menſchen Schaden nehmen konnten, es ift auch von beiden 
Parteien unter Hinweis auf die für die Straßenbenutzer be⸗ 
ſtehenden Gefahren im Laufe des Verfahrens beſonders be⸗ 
tont worden. Die Zuſtändigkeit des Amtsvorſtehers iſt dem⸗ 
gemäß von keiner der Prozeßparteien angezweifelt worden. 
gu prüfen war jedoch, ob gegenüber der angefochtenen wege⸗ 
aupolizeilichen Verfügung des Amtsvorſtehers der Rechts⸗ 
zmittelweg des 8 56 PBrguft®. zuläſſig war. Das RGeſ. über 
Strasnſtweilige Neuregelung des Straßenweſens und der 
bat enderwaltung nebſt der dazu ergangenen DurchfVO. 
a oesrechtliche Vorſchriften auf dem Gebiete des Wege⸗ 
Kraft die durch die neue reichsrechtliche Regelung außer 
è geſetzt werden, nicht im einzelnen aufgeführt, fondern 
zer allgemein angeordnet, daß mit dem Inkrafttreten des 
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RGeſ. am 1. April 1934 landesrechtliche Beſtimmungen, die 
mit dem neuen Reichsrecht in Widerſpruch ſtehen, außer 
Kraft treten (§ 12 des Geſ.). Ein ſolcher Widerſpruch liegt 
aber hinſichtlich der im § 56 PrguſtG. geregelten Rechts⸗ 
mittel gegen wegebaupolizeiliche Verfügungen nicht vor; er 
ergibt fich insbeſ. nicht aus §9 des Gej. i. Verb. m. 828 
DurchfVoO. Das neue Reichsrecht enthält keine grundſätzliche 
Regelung des Verfahrens in Wegeangelegenheiten und läßt 
daher inſoweit das beſtehende Landesrecht grundſätzlich un⸗ 
berührt. Wenn nach 89 des Gef. die Straßenaufſicht und 
die Wegebaupolizei auf den Generalinſpektor übergehen und 
der Generalinſpektor ſich „zur Ausübung der ihm durch 89 
des Gef. übertragenen Befugniſſe hinſichtlich der Landſtraßen 
J. und II. Ordnung in Preußen“ der RegPräſ. „bedient“, 
ſo folgt aus der in dieſen Vorſchriften enthaltenen Hervor⸗ 
hebung von Befugniſſen ſowohl der Straßenaufſicht als 
auch der Wegebaupolizei zunächſt, daß nach dem neuen 
Reichsrecht, welches fich gem. § 1 DurchfVO. nur auf Reichs⸗ 
ſtraßen und Landſtraßen I. und II. Ordnung bezieht, nicht 
nur Aufſichtsmaßnahmen, ſondern auch wegebaupolizeiliche 
Verfügungen bezüglich dieſer Straßen zuläſſig ſind. Die 
Beſtimmung des § 28 DurchfVO., daß der Generalinſpektor 
fih des RegPräſ. „bedient“, hat weiter die Bedeutung, daß 
der Regpräſ. inſoweit nicht etwa lediglich im Namen des 
Generalinſpektors als deſſen Vertreter (Organ) handelt, ſon⸗ 
dern die Wegebaupolizei auf Grund dieſer Übertragung 
unter eigener Verantwortung im eigenen Namen, jedoch 
unter der Dienſtaufſicht des Generalinſpektors ausübt, ähn⸗ 
lich wie er in anderen Angelegenheiten nicht nur ausführen⸗ 
des Organ des zuſtändigen Fachminiſters iſt, ſondern zwar 
deſſen Aufſicht unterſteht, aber grundſätzlich unter eigener 
Verantwortung handelt (inſoweit ebenſo von Daſſel: 
VerwArch. 44, 310; a. M. Felſch: RVerwBl. 60, 345, 347). 
Dem mit einer wegebaupolizeilichen Verfügung des PrReg⸗ 
Präſ. hinſichtlich einer Landſtraße I. und II. Ordnung in An- 
ſpruch Genommenen ſteht hiernach einerſeits die Dienſtauf⸗ 
ſichtsbeſchwerde an den Generalinſepktor, andererſeits nach 
dem unberührt gebliebenen landesrechtlichen Verfahrensrecht 
der förmliche Rechtsmittelweg des § 56 Bräuft®. offen. Die 
Möglichkeit einer Dienſtaufſichtsbeſchwerde ſchließt nach all⸗ 
gemeinen verwaltungsrechtlichen Grundſätzen die ſonſt ge⸗ 
ſetzlich vorgeſehene Rechtsmittelbeſchwerde oder Klage im 
Verwaltungsſtreitverfahren nicht aus. Dieſe Rechtsbehelfe 
beſtehen vielmehr nebeneinander. Daß das Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren durch die neue reichsrechtliche Regelung für 
die Landſtraßen ausgeſchaltet werden ſollte, iſt um ſo 
weniger anzunehmen, als in wegepolizeilichen Angelegen⸗ 
heiten häufig ſchwierige, grundſätzlich bedeutſame Tat⸗ und 
Rechtsfragen von großer wirtſchaftlicher Tragweite zur Ent⸗ 
ſcheidung ſtehen, die ſich zur Behandlung und Nachprüfung 
im Verwaltungsſtreitverfahren beſonders eignen. Aus den⸗ 
jelben Erwägungen hat auch der RMd J. neuerdings die 
Notwendigkeit des Verwaltungsſtreitverfahrens gerade für 
Wegeſachen ausdrücklich anerkannt (RdErl. d. RMd JJ. vom 
11. Nov. 1939 [RM Bli V. 1939, 2263, 2264]). Für die Zur 
laſſung der Rechtsmittel des $ 56 Zuft®. auch hinſichtlich der 
Landſtraßen ſpricht ſchließlich die Erwägung, daß die Auf⸗ 
rechterhaltung des bisher nach preuß. Recht einheitlichen 
Rechtsmittelweges für ſämtliche wegebaupolizeilichen Ver⸗ 
fügungen erwünſcht und eine unterſchiedliche, verfahrens⸗ 
mäßige Behandlung der Landſtraßen einerſeits und der 
ſonſtigen öffentlichen Wege andererſeits inſoweit nicht zweck⸗ 
mäßig erſcheint. Iſt aber die Zuläſſigkeit der Rechtsmittel 
des 856 Zuft®. bei wegebaupolizeilichen Verfügungen hin⸗ 
ſichtlich der Landſtraßen I. und II. Ordnung zu bejahen, jo 
war im vorl. Fall, in dem nach den obigen Ausführungen 
der beklagte Amtsvorſteher zum Erlaß der angef. Ver⸗ 
fügung zuftändig war, gegen deſſen Verfügung der feiner 
Entſch. unterliegende Einſpruch und dagegen die Klage im 
Verwaltungsſtreitverfahren gem. § 56 ZuſtGG. gegeben (OVG. 
41, 237, 238). 

Bei Prüfung in ſachlicher Hinſicht ergibt ſich, daß die 
Unterhaltungslaſt der Biſtraße, da jie unſtreitig zu den 
Landſtraßen I. Ordnung gehört, für die über 6m Fahrbahn⸗ 
breite hinausgehenden, von der angefochtenen polizeilichen 
Verfügung allein betroffenen Teile dieſer Straße gem. § 17 
DurchfVoO. auf die Gemeinde P. übergegangen ift. Die Kl. 
kann ſich dieſer reichsrechtlichen Regelung gegenüber auf 
das Statut vom Jahre 1874 und auf das preußiſche Geſetz 
über Auflöſung der Gutsbezirke (Geſetz über die Rege⸗ 
lung verſchiedener Punkte des Gemeindeverfaſſungsrechts 
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v. 27. Dez. 1927 [GS.211]) nicht berufen. Die Vorſchriften 
des RöGeſ. v. 26. März 1934 und der dazu ergangenen 
DurchfVO. find zwingenden Rechts und regeln die Unter- 
haltungspflicht der Reichs⸗ und Landſtraßen erſchöpfend. Sie 
ſehen die Aufrechterhaltung ſtatutarrechtlicher oder landes⸗ 
rechtlicher Vorſchriften hinſichtlich der Unterhaltung ſolcher 
Wege — abgeſehen von hier nicht in Frage kommenden Aus⸗ 
nahmen (SS 11, 12 DurchfVO.) — nicht vor und haben da- 
her alle früher ergangenen Vorſchriften, ſoweit ſie die Un⸗ 
terhaltung von Reichs⸗ oder Landſtraßen betreffen, grund⸗ 
ſätzlich außer Kraft geſetzt. Die Anſicht der Bekl., daß der 
nach dem RGej. eintretende übergang der Wegebaulaſt von 
einer vorherigen Auseinanderſetzung zwiſchen dem jetzigen 
und dem früheren Wegebaupflichtigen und der Ausgleichung 
einer etwaigen Bereicherung abhängig ſei, trifft nicht zu. 
Wenn das Geſetz abſichtlich eine grundſätzliche Neuregelung 
der Wegebaulaſt im Intereſſe einer Vereinheitlichung des 
Rechts und, wie man annehmen muß, einer zweckmäßigen 
und gerechten Laſtenverteilung trifft, ſo entſteht keine des 
Ausgleichs bedürftige „Bereicherung“ der bisherigen und 
munmehr freigeſtellten Unterhaltungspflichtigen. Der Geſetz⸗ 
geber bringt mit ſeiner Neuregelung zum Ausdruck, daß die 
Verhältniſſe, die früher die Heranziehung bisher Verpflich⸗ 
teter rechtfertigten, ſich geändert haben und die neuen Ver⸗ 
hältniſſe andere Laſtenträger fordern. Bei ſolcher allgemeinen 
grundſätzlichen Regelung kann es nicht ausſchlaggebend dar- 
auf ankommen, ob etwa in Einzelfällen die Übernahme der 
nunmehr fortgefallenen Wegebaulaſt in früherer Zeit ein⸗ 
mal die Gegenleiſtung für andere dem bisherigen Laſten⸗ 
träger eingeräumte Vorteile gebildet hat, und zwar um ſo 
weniger, als dieſe Vorteile vielfach nicht dem nunmehrigen 
Laſtenträger gewährt worden ſind und als die Fortwirkung 
dieſer Vorteile bis in die Gegenwart oft ſehr fragwürdig 
geworden oder ganz fortgefallen iſt. Die beklagte Ge⸗ 
meinde iſt hiernach geſetzlich verpflichtet, die in der ange⸗ 
fochtenen megebaupolizeilihen Verfügung für die Biſtraße 
geforderten wegebaulichen Leiſtungen auszuführen. 


(PrOG., Urt. v. 16. Nov. 1939, IV C 135/38.) 
* 


26. 8 16 Hanndef. über den Chauſſeebau v. 20. Juni 
1851; 88 18, 22 BrDotations®. v. 8. Juli 1875; 88 1, 2 RGeſ. 
über die einſtweilige Neuregelung des Straßenweſens und der 
Straßenverwaltung v. 26. März 1934; 88 56, 57 ZuſtG. Ber- 
waltungsſtreitverfahren. Wegerechtliche Feſtſtellungsklage. 
Wegerecht in Hannover. Reichsſtraßen. Landſtraßen. Nach den 
Vorſchriften des neuen Reichswegerechts iſt die Unterhaltungs⸗ 
pflicht für die im Zuge von Reichsſtraßen oder Landſtraßen I. 
und II. Ordnung liegenden Brücken auf den neuen Träger der 
Straßenbaulaſt nur in demſelben Umfang übergegangen, in 
dem ſie dem bisherigen Träger der Straßenbaulaſt oblag. 


Die nach 8 16 HannChauſſeebaucz. beſtehende Unterhal⸗ 
tungslaſt für die mit fremdartigen Werken untrennbar ver⸗ 
bundenen Chauſſeebrücken iſt grundſätzlich nicht auf einen 
anderen Laſtenträger übergegangen. 


Bei Reichsſtraßen und Landſtraßen I. und II. Ordnung 
it von den in $56 Zuft®. aufgeführten Klagen jedenfalls die 
Feſtſtellungsklage nach $ 56 Abſ. 5 ZuſtG. zuläſſig. 

Der RegpPräſ. in S. als Vertreter des Landes Preußen 
hat gegen die Provinz Hannover Klage erhoben mit dem 
Antrag, feſtzuſtellen, daß die Bekl. verpflichtet iſt, die Erben⸗ 
zinsmühlenbrücke bei L., im Zuge der Chauſſee von B. 
nach V., zu unterhalten. 

Das BezVeriwßer. erkannte dahin, daß die beklagte 
Provinz verpflichtet ſei, an der Brücke diejenigen Unter⸗ 
haltungsarbeiten durchzuführen, zu denen die Chauſſeever⸗ 
waltung nach 88 17ff. Hannov. Gef. über den Chauſſeebau 
v. 20. Juni 1851 verpflichtet fei, im übrigen aber die Klage 
abzuweiſen fet. 

Da die nach 88 17ff. Hannov. Chauſſeebaucz. auszu⸗ 
führenden Unterhaltungsarbeiten im weſentlichen die Unter⸗ 
haltung des Oberbaus der Brücke betreffen, ſo iſt mit dieſer 
Entſch. die Klage, die fid ſowohl auf den Oberbau als auch 
auf den Unterbau der Brücke bezog, wegen des Oberbaus 
durchgedrungen, dagegen wegen des Unterbaus mit Rückſicht 
auf die inſoweit ausgeſprochene Klageabweiſung erfolglos 
geblieben. 

Die gegen die Klageabweiſung gerichtete Rev. des Kl. 
wurde zurückgewieſen: 


Rechtſprechung 


Deutſches Recht ver. mit JW. 


Das BezVerwGer. hat auf Grund der unbeſtrittenen 
Angaben der Bekl. als erwieſen angeſehen, daß die Stau⸗ 
und Mühlenanlagen mit der Brücke eng verbunden ſind. 
Dieſer Zuſtand hat bereits bei Erlaß des Hannov. Chauſſee⸗ 
bau®. von 1851 beſtanden. Das BezVerwGer. iſt deshalb 
bei der Beurteilung der Frage, wie ſich die Unterhaltungs⸗ 
pflicht hinſichtlich der Brücke geſtaltet hat, mit Recht von den 
585, 16 ff. Hannov. Chaufjeebau®. von 1851 ausgegangen. 
Nach § 5 galten Brücken in den Chauſſeelinien als Zube⸗ 
hörungen der Landeschauſſeen und waren daher nach 88 6, 
15, 10 grundſätzlich von der Chauſſeeverwaltung zu unter⸗ 
halten. Nach 8 16 fielen der Chauſſeeverwaltung aber aus⸗ 


nahmsweiſe (88 5 und 11 Abſ. 3) ſolche Brücken nicht zu, 


welche im Grund- oder Oberbau mit anderen, der Chauſſee 
fremdartigen Werken, wie Mühlen⸗, Stauanlagen, dergeſtalt 
baulich verbunden waren, daß die zur Brücke gehörigen Teile 
von den ſonſtigen Teilen des verbundenen Werkes nach 
techniſchem Gutachten nicht unterſchieden und abgeſondert 
unterhalten werden konnten. Nach 88 17—19 hatte jedoch 
auch bei ſolchen Brücken die Chauſſeeverwaltung beſtimmte 
Koſten — insbeſ. für Anderungen — zu tragen und be- 
ſtimmte Unterhaltungsarbeiten, insbeſ. hinſichtlich des Pfla⸗ 
ſters, der Fahr⸗ und Fußwege ſowie des Geländes — alſo 
des Oberbaues — auszuführen. Nach 8 28 Ziff. 5 ſollten 
Streitigkeiten über die infolge der 88 12—24 und 26 etwa 
eintretende Frage, ob ein Gegenſtand als Zubehör der 
Chauſſee in Betracht komme, im Verwaltungswege ent⸗ 
ſchieden werden. Aus dieſen Vorſchriften, insbe. der in 8 16 
enthaltenen Verweiſung auf den von den Zubehörungen der 
Chauſſeen handelnden $5 und aus der Erwähnung des Zu⸗ 
behörbegriffs in 9 28 ergibt jih, daß nach hannov. Recht 
die mit Mühlen- oder Stauanlagen untrennbar verbundenen 
Brücken nicht als Zubehör der Chauſſeen galten; denn aus 
der in $16 enthaltenen Verweiſung auf 85 geht hervor, 
daß die in 8 16 erwähnten Brücken ausnahmsweiſe nicht als 
Chauſſeezubehör i. S. des 85 angeſehen werden ſollten; 
aus 8 28 ergibt ſich, daß die Frage, ob eine Brücke nach 8 5 
oder nach 816 zu behandeln fei, die Zubehöreigenſchaft der 
Brücke betraf. Die hiernach nicht Zubehör der Chauſſeen 
bildenden Brücken, d. h. diejenigen, die mit Mühlen⸗ oder 
Stauanlagen feft verbunden waren, hatte nach 816 grund- 
ſätzlich nicht die Chauſſeeverwaltung zu unterhalten. Sie 
waren vielmehr nur inſoweit dem Chauſſeezubehör hinſicht⸗ 
lich der Unterhaltungspflicht der Chauſſeeverwaltung gleich⸗ 
geſtellt, als es fih um die in 88 17—19 aufgeführten Koſten 
und Arbeiten (Oberbau) handelte. 

Somit war, als die Chauſſee von B. nach V. gemäß 
dem Hannov. Gef. von 1851 in die Unterhaltung der hannov. 
Chauſſeeverwaltung überging, nach § 16 dieſes Geſ. die 
Chauſſeeverwaltung grundſätzlich nicht zur Unterhaltung der 
Brücke verpflichtet, ſondern hatte dazu nur gem. 88 17—19 
des Geſ. — alſo bezüglich des Oberbaues — beizutragen. 

Dieſer Rechtszuſtand beſtand noch bei Erlaß des Pr⸗ 
DotationsG. v. 8. Juli 1875. Nach § 18 Abſ. 1, 22 dieſes 
Geſ. ging mit dem 1. Jau. 1876 die Unterhaltung der 
Chauſſeen auf die Provinz Hannover über. Mit den Chauſ⸗ 
ſeen iſt auch die Unterhaltungspflicht bezüglich derjenigen 
Brücken auf die Provinz übergegangen, die damals rechtlich 
zu den Chauſſeen gehörten, d. h. als „Zubehörungen“ der 
Chauſſeen i. S. des 9 5 Hannov. Chaufjeebaud. anzusehen 
waren. Einer beſonderen übergabe der Chauſſeen an die 
Provinz bedurfte es zur Entſtehung der Unterhaltungspflicht 
der Provinz nicht; dieſe trat vielmehr kraft Geſetzes ohne 
weiteres ein (OVG. 86, 307, 308; RVerwBl. 57, 167/169 
= 33.1935, 3680, 3681). Der übergang der Unterhaltungs⸗ 
laſt vollzog ſich aber nur in demſelben Umfang, in dem ſie 
bisher der Chauſſeeverwaltung obgelegen Hatte. Es ging 
alſo hinſichtlich der Brücke auf die bekl. Provinz nicht die 
volle Unterhaltungslaſt, ſondern nur die Beitragspflicht für 
den Oberbau gem. 88 17—19 Hannov. Chaufjeebau®. über. 
Daher hat das BezVerwGer. mit Recht eine Unterhalts⸗ 
pflicht der bekl. Provinz hinſichtlich des Unterbaues der 
Brücke verneint. 

Der Senat hat ſodann noch erwogen, ob ſich dieſe 
Rechtslage durch das RGef. über die einſtweilige Neurege⸗ 
lung des Straßenweſens und der Straßenverwaltung vom 
26. März 1934 (RG Bl. I, 243 ff.) — das nach ſeinem § 12 
am 1. April 1934, alſo bereits läugere Zeit vor Erlaß der 
angef. Eutſch. s erſter Inſtanz, in Kraft getreten ift — und 
durch die auch vom Führer erlaffene DurchfVoO. v. 7. Dez. 
1934 und 25. März 1939 (RG Bl. 1934, I, 1237 12019397277 
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6295.) geändert hat. Das Geſetz teilt in $1 die deutſchen 
Straßen, ſoweit ſie dem Verkehr von Ort zu Ort dienen, 
in Kraftfahrbahnen, Reichsſtraßen, Landſtraßen I. und II. Ord⸗ 
nung ein. Es gilt nach SL DurchfVO. nur für Straßen, 
die nach den Vorſchriften dieſer VO. die Eigenſchaft von 
Reichsſtraßen oder Landſtraßen I. oder II. Ordnung erlangt 
haben. Nach § 2 Abſ. 2 DurchfVoO. erhält eine Straße die 
Eigenſchaft als Reichsſtraße oder Landſtraße I. bzw. II. Ord- 
nung durch die beſonders geregelte Eintragung der Straße 
im Verzeichnis der entſprechenden Straßengruppe. Träger 
der Straßenbaulaſt ift nach 82 Abſ. 2 des Gef. für die 
Reichsſtraßen das Reich, für die Landſtraßen I. Ordnung 
v. 1. April 1935 ab das betreffende Land bzw. die betref- 
fende preuß. Provinz. Träger der Straßenbaulaſt für die 
Landſtraßen II. Ordnung find nach §7 Durchf. in Preu- 
ßen die Kreiskommunalverbände, während die Verwaltung 
und Unterhaltung dieſer Landſtraßen nach 88 DurchfVO. 
in Preußen von den Provinzialverwaltungen ausgeübt wird. 
Die Straßenbaulaſt geht nach § 2 Abſ. 3 DurchfVoO. für die 
in die Verzeichniſſe eingetragenen Straßen zu Beginn des 
der Eintragung folgenden Rechnungsjahres auf die neuen 
Träger der Straßenbaulaſt über; iſt die Eintragung in den 
letzten ſechs Monaten des Rechnungsjahres erfolgt, ſo tritt 
dieſe Wirkung erſt zu Beginn des übernächſten Rechnungs⸗ 
jahres ein. Nach § 11 Durchf. geht die Unterhaltungs- 
pflicht an Brücken mit dem Übergang der Straßenbaulaſt 
auf die neuen Träger in dem Umfang über, in dem ſie den 
bisherigen Trägern der Straßenbaulaſt oblag. Nach § 9 des 
Gej. geht die Straßenaufſicht und Wegepolizei auf den 
Generalinſpektor über, der fih zu deren Ausübung in 
Preußen nach 828 Durchf Vo. bei Landſtraßen I. und II. Ord- 
nung der Regßräſ. bedient. Bis zum Übergang der Straßen 
auf die neuen Träger der Straßenbaulaſt bleibt nach 8 2 
Abf. 4 des Gef. die bisherige Wegeunterhaltungspflicht un- 
verändert. 

Durch die erwähnten reichsrechtlichen Vorſchriften ſind 
die landesrechtlichen Verfahrensvorſchriften über die Entſch. 
von wegerechtlichen Streitigkeiten nicht ausdrücklich aufge⸗ 
hoben. Da aber in dem neuen Reichsrecht (vgl. § 9 des Geſ. 
v. 26. März 1934) in gewiſſem Umfang Beſtimmungen über 
die Straßenaufſicht und die Wegebaupolizei getroffen ſind, 
ſo können Zweifel entjtehen, ob die Verfahrens- und Rechts⸗ 
mittelvorſchriften des § 57 ZuſtG. bei wegebaupolizeilichen 
Verfügungen, die ſich auf Reichsſtraßen oder Landſtraßen I. 
und II. Ordnung beziehen, noch anzuwenden ſind. Solche 
Zweifel können jedoch nicht auftreten bezüglich der Feſt⸗ 
ſtellungsklage zwiſchen Beteiligten aus Abs. 5 des § 56 ZuſtG. 
Denn das Verhältnis der verſchiedenen Wegebaupflichtigen 
zueinander hat in den neuen reichsrechtlichen Vorſchriften 
keinerlei Erwähnung und damit auch keinerlei Regelung ge⸗ 
funden. Die Beſtimmungen des 8 56 Abſ. 5 ZuſtG. gelten 
daher jedenfalls für Feſtſtellungsklagen über die Unter- 
haltungspflicht auch hiunſichtlich der Reichsſtraßen und der 
Landſtraßen I. und II. Ordnung (infomweit ebenſo Felſch: 
AVerwBl. 60, 347 und von Daſſel: Verw Arch. 44, 330). 


n Hiernach wäre die von dem Kl. erhobene Feſtſtellungs⸗ 
age auch daun nach 856 Abſ. 5 Zuft®. zuläffig, wenn die 
Chauſſee von B. nach V., was trotz einer entſprechenden An⸗ 
„age des Senats nicht feſtzuſtellen war, die Eigenſchaft 
iner Reichsſtraße oder einer Landſtraße I. oder II. Ordnung 
erlangt haben ſollte. 
in sachlich würde fih die Entſch. in dieſem Falle lediglich 
e Begründung, nicht aber im Endergebnis ändern. 
ee wäre dann hinſichtlich des in der RevInſt. noch 
en Punktes ebenfalls abzuweiſen; denn die Brücken⸗ 
auf dillungspflicht wäre auf das Reich bei Reichsſtraßen, 
Rreiste Provinz bei Laudſtraßen I. Ordnung oder auf den 
S11 mmunalverband bei Landſtraßen II. Ordnung gemäß 
Ea Abf. DurchfVO. i. Verb. m. §2 Abſ. 2 Satz 1, 2 des 
e Durchf VO. nur in dem Umfang übergegangen, 
nn: te den bisherigen Trägern der Straßenbaulaſt ob- 
8 wäre alſo auch nach dem neuen Reichsrecht die 
die altungspflicht hinſichtlich des Unterbaues der Brücke, 
en Provinz nicht oblag, nicht auf die neuen 
n er Unterhaltungslaſt übergegangen und damit keine 
Te der Unterhaltungspflicht für den Unterbau gegen- 
14355 * bisherigen Rechtszuſtand eingetreten. Die Klage 
des Mego Ad) bei dieſer Rechtslage keinen über die Entſch. 
Ves VerwGker. hinausgehenden Erfolg haben können. 


(FLOBG, Urt. v. 2. Nov. 1939, IV C 89/38) 


Rechtſprechung 
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Sächſiſches Oberverwaltungsgericht 


27. Die aus „ſtaatspolitiſchen Gründen“ ausgeſprochene 
Verſagung der Genehmigung einer Grundſtücksteilung iſt mit 
der Anfechtungsklage nicht angreifbar. 


Die Verwaltungsbehörden haben die Verſagung der Ge⸗ 
nehmigung einer beabſichtigten Grundſtücksteilung nicht auf 
beſondere geſetzliche Vorſchriften, ſondern ausſchließlich darauf 
geſtützt, „daß der Grundſtückserwerb aus ſtaatspolitiſchen 
Gründen nicht genehmigt werden könne“. Aus den Akten⸗ 
unterlagen ergibt ſich, daß das Vorgehen der Behörden und 
insbeſ. die Geltendmachung ſtaatspolitiſcher Gründe auf einer 
beſonderen im Streitfalle ergangenen Anweiſung des Reihs- 
ſtatthalters beruht. Es liegt alfo ſtaatspolitiſches Einſchreiten 
vor, das zudem von der Staatsführung angeordnet iſt. 
„Ein ſolcher Akt ift mit der Anfechtungsklage nicht an- 
greifbar, denn er iſt ſeiner Natur nach ſolchen Eingriffen recht⸗ 
lich gleichzuachten, die auf Grund der RPräſVO. zum Schutz 
von Volk und Staat v. 28. Febr. 1933 (RG Bl. I, 83) vor- 
genommen werden. Verfügungen dieſer Art find aber nach § 75 
Abſ. 1 Ziff. 20 Gef. über die Verwaltungsrechtspflege i. d. Faſſ. 
des Gef. v. 14. Dez. 1933 (Sächſch Bl. 194) der Anfechtungs⸗ 
klage entzogen. Die Anfechtungskläger verkennen den Um⸗ 
fang des Anwendungsgebietes der erwähnten RPraſVoO., wenn 
ſie unter Hinweis auf den im Vorſpruch gebrauchten Aus⸗ 
druck: „Zur Abwehr kommuniſtiſcher ſtaatsgefährdender Ge⸗ 
waltakte“ nur die Maßnahmen des Staates gegen kommu⸗ 
niſtiſche Umtriebe als durch dieje RPräſVOO. betroffen an- 
ſehen. Dieſe kommuniſtiſchen Gewaltakte waren damals (1933) 
der nächſtliegende Anlaß zum Erlaß der RPräſVoO. Der Fn- 
halt der VO. geht aber hierüber hinaus und deckt auch jede 
aus anderen Gründen mit Rückſicht auf das Lebensintereſſe 
des Staates gebotene Maßnahme; das iſt aber dasjenige, was 
mit der Berufung auf ſtaatspolitiſche Gründe gemeint iſt. 

Iſt nun auch im Streitfalle das Vorgehen der Behörden 
nicht mit ausdrücklichen Worten auf die RPräſVO. geſtützt, 
ſo ergibt ſich doch insbeſ. aus dem Eingreifen des Reichsſtatt⸗ 
halters, daß die hier getroffene Maßnahme nicht um bloßer 
Verwaltungsbelange willen, ſondern aus Gründen des höheren 
Staatsintereſſes für nötig gehalten worden iſt. Es liegt alſo 
ein Eingriff vor, zu deſſen Vornahme ſich die Behörden auf 
die RPräſVoO. berufen konnen. Deshalb ift die Anfechtungs⸗ 
klage ausgeſchloſſen und muß als unzuläſſig verworfen mwer- 
den, ohne daß das OVG. auf die Sache eingehen kann. 


(Säch[OVG., Entſch. v. 9. Jan. 1940, 103 I 1939.) 
* 


28. Abwägung der ſchönheitlichen Geſichtspunkte und der 
gewerblichen Belange bei der Bekämpfung von Verunſtal⸗ 
tungen. 


Außer den beiden von der Verwaltungsbehörde beanſtan⸗ 
deten Werbeſchildern zwiſchen den Erdgeſchoßfenſtern befindet 
ſich an der Hausecke eine in den öffentlichen Verkehrsraum 
ragende Leuchtwerbung und ferner iſt zwiſchen dem Erdgeſchoß 
und dem erſten Obergeſchoß auf weißem Grund in großen 
ſchwarzen Buchſtaben die Inſchrift „Reſtaurant F.“ ſowie über 
den mittleren drei Fenſtern des zweiten Obergeſchoſſes eben⸗ 
falls in großen ſchwarzen Buchſtaben auf dem fahlgrünen An⸗ 
ſtrich der Schauſeite dieſe gleiche Inſchrift angebracht. Die 
Häufung von Daueranſchlägen ſtört das Straßen- und Orts⸗ 
bild, wenn es auch an der in Frage kommenden Stelle an ſich 
wenig reizvoll ſein mag, und deshalb iſt den Verwaltungs⸗ 
behörden darin beizupflichten, daß ſie auf eine Verbeſſerung 
hinwirken. 

Es fragt ſich jedoch, ob es gerechtfertigt iſt, zu dieſem 
Zweck die Entfernung der beiden beanſtandeten Werbe⸗ 
ſchilder zu fordern. Dieſe Schilder ſind für ſich allein nicht 
geeignet, das Straßen- oder Ortsbild zu ſtören; fie find weder 
in auffälligen oder ſchreienden Farben gehalten noch weiſen 
ſie eine Form auf, die ſich in die Gebäudelinien nicht zwang⸗ 
los und harmoniſch einfügte. Die Störung des Straßen⸗ und 
Ortsbildes tritt vielmehr erſt dadurch ein, daß die Schilder 
in Verbindung mit den obenerwähnten übrigen Werbezeichen 
eine unſchön wirkende Häufung von Daueranſchlägen herbei- 
führen. Zwar würde, wie zuzugeben iſt, eine noch beſſere Wir⸗ 
kung erzielt werden, wenn beide Schilder entfernt würden, 
aber man würde das Weſen der Verunſtaltung verkennen, 
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wenn man das verlangen wollte. So ſehr die Beſtrebungen der 
Verwaltungsbehörden anzuerkennen und zu fördern ſind, das 
Ortsbild zu erhalten und vor Verunzierung zu bewahren, 
ebenſoſehr iſt es, und zwar gerade im Intereſſe dieſer Beſtre⸗ 
bungen ſelbſt, geboten, hierbei Übertreibungen zu vermeiden, 
ein verſtändiges, auch die übrigen Intereſſen der Bevölkerung 
berückſichtigendes Maß einzuhalten und in den Anforderungen 
nicht weiterzugehen, als die Rückſicht auf den geſunden 
Schönheitsſinn und das Volksempfinden es tatſächlich fordert. 
Wenn im Streitfalle lediglich das eine der beiden Glas⸗ 
ſchilder zwiſchen den beiden Fenſtern verbleibt, ſo ergibt ſich 
ein Bild, das von jedem, der keine überſpitzten Forderungen 
in der ſchönheitlichen Beurteilung ſtellt, ohne weiteres hin⸗ 
genommen wird und das ſomit nicht die Merkmale einer 
Störung oder Verunſtaltung aufweiſt. Wollte man weiter⸗ 
gehen und beide Schilder an der Hauswand beſeitigen, ſo 
käme das, wie der Kl. mit Recht hervorhebt, einer grund⸗ 
ſätzlichen Unterbindung der Außenwerbung überhaupt be⸗ 
denklich nahe. Es iſt aber richtig, daß das natürliche Intereſſe 
des Gewerbes an einer ſich in angemeſſenen Grenzen halten⸗ 
den Außenwerbung auch nach den Grundſätzen des heutigen 
Staates als ſchutzwürdig zu gelten hat. Es iſt auch im Streit⸗ 
falle anzuerkennen, daß der Kl. als Gaſtwirt ein erhebliches 
wirtſchaftliches Intereſſe daran hat, durch Außenanſchlag be⸗ 
kanntzugeben, welches Bier er führe. Wie das OVG. ſchon 
in dem Urteil OVG. 41, 94 dargelegt hat, müſſen die Inter⸗ 
eſſen des Heimatſchutzes und der Wirtſchaft gegeneinander ab⸗ 
gewogen werden; es muß alles, was dem Gedeihen der Wirt⸗ 
ſchaft abträglich iſt, unterbleiben, wenn es nicht durch höhere 
Erforderniſſe geboten iſt; die Wirtſchaft verlangt mit Recht, 
daß ihr nicht Schwierigkeiten über den unbedingt nötigen Um⸗ 
fang hinaus gemacht werden. Eine Verunſtaltung wird ver⸗ 
mieden, wenn von den beiden in Erdgeſchoßhöhe angebrachten 
Schildern das eine, das ſich zwiſchen dem rechten der beiden 
Salt und der Hausecke befindet, befeitigt und das andere 

child oder auch die daneben befindliche Beſchriftung der Haus⸗ 
wand (Inh. P... L..) Jo geändert wird, daß Schild und 
Beſchriftung ſich nicht überſchneiden. 


(SächſOVG., Entſch. v. 19. Jan. 1940, 3111939.) 
* 


29. Die Zuſtellung des Zuwachsſteuerbeſcheides an den 
Stpfl. ſelbſt ijt auch dann wirkſam, wenn dieſer einen Be- 
vollmächtigten beſtellt hat; die Steuerbehörde kann den Zu⸗ 
wachsſteuerbeſcheid nach freiem Ermeſſen dem Stpfl. oder 
ſeinem Bevollmächtigten zuſtellen. 


Ein zur Zahlung von Wertzuwachsſteuer herangezogener 
Veräußerer wendet ein, die Zuſtellung des Steuerbeſcheides 
an ihn perſönlich ſei unwirkſam und habe die Ein⸗ 
ſpruchsfriſt nicht in Lauf geſetzt, weil der Steuerbehörde auch 
ohne Vorlegung einer Vollmachtsurkunde aus den Umſtänden 
ſchon vor Erlaß des Steuerbeſcheides bekannt geweſen ſei, 
daß er den B. in dieſer Steuerſache bevollmächtigt habe; 
deshalb habe die Steuerbehörde den Steuerbeſcheid nicht mehr 
an ihn perſönlich, ſondern nur noch an den Bevollmächtigten 
zuſtellen dürfen, und die Einſpruchsfriſt laufe erſt von der 
Zuſtellung an den Bevollmächtigten ab, wobei er die form- 
loſe Überſendung einer Durchſchrift des Steuerbeſcheides an B. 
„zur Kenntnisnahme“ als Zuſtellung des Steuerbeſcheides an 
dieſen anſehen möchte. Dieſer Einwand ſchlägt nicht durch. 
Die Steuerbehörde konnte trotz der behaupteten Bevollmächti⸗ 
gung nach ihrer Wahl die Zuſtellung des Zuwachsſteuer⸗ 
beſcheides an den Steuerſchuldner perſönlich bewirken laſſen. 
Der RED., 2. Sen., hat zwar in feinem Urt. v. 3. Juni 1921 
(RFG. 6, 80) ausgeſprochen, daß Zuſtellungen in einem ſteuer⸗ 


Rechtſprechung 


[Deutſches Recht ver mit ZW. 


rechtlichen Rechtsmittelverfahren an den Bevollmächtigten er⸗ 
folgen müſſen. Er hat dies daraus gefolgert, daß durch 8 70 
Abſ. 1 RAbgO. a. F. (jetzt § 88 Abſ. 1) für das Rechtsmittel⸗ 
verfahren der RAbgO. auch der § 176 ZPO. anwendbar wird, 
wonach im Zivilprozeß Zuſtellungen, die in einem anhängigen 
Rechtsſtreit geſchehen ſollen, an den für die Inſtanz beſtellten 
Prozeßbevollmächtigten erfolgen müſſen. Der REO. hat aber 
ſelbſt ſchon in jener Entſcheidung darauf hingewieſen, daß 
§ 176 3PO. nur für einen anhängigen Rechtsſtreit Be- 
ſtimmung trifft und ſich nicht einmal auf die Zuſtellung der 
Klage, geſchweige denn ihr vorgehende Rechtsvorgänge be⸗ 
zieht. Er hat ausgeführt, eine — im damaligen Fall nicht 
erforderliche — Entſcheidung über die Übertragung der Vor⸗ 
ſchrift auf die Zuſtellung eines Steuerbeſcheides würde des⸗ 
halb eine Entſcheidung notwendig machen, welcher Zeitpunkt 
in einem Verfahren der RAbgO. dem Anhängiggewordenſein 
eines Zivilprozeſſes gleichgeſtellt werden muß. Der Große 
Senat des RFP. hat nach Jahren den Rechtsſatz, daß Bu- 
ſtellungen an den Bevollmächtigten erfolgen müſſen, in feiner 
Entſch. v. 9. Nov. 1925 bewußt und ausdrücklich nur für das 
ſteuerrechtliche Rechtsmittel verfahren beſtätigt (Rec. 
17, 289, bej. 291; vgl. auch Becker, „RAbgoO.“, 7. Aufl., 
S. 212 und 213 Bem. 4). Der Kl. hat ſich demgegenüber auf 
die in Schrifttum und Ripr. ſeitdem alleinſtehende abweichende 
Anſicht von Nieberl, „RAbgoO.“, 3. Aufl. (1932) bezogen, 
daß die ſinngemäße Anwendung des § 176 ZPO. auf Zuſtel⸗ 
lungen im Steuer feſtſetzungs verfahren, aljo auch auf 
die Zuſtellung des Steuerbeſcheides auszudehnen ſei, weil es 
einen dem Verhältnis der Parteien vor dem Zivilprozeß ent⸗ 
ſprechenden Zuſtand im Beſteuerungsverfahren nicht gebe. 
Dem vermag das Sächſ OVOG. nicht beizutreten. Denn es liegt 
auf der Hand, daß dem Steuerbeſcheid des Steuerrechts die Zu⸗ 
ſendung der Rechnung oder Mahnung im bürgerlichen Recht 
entſpricht und ein der „Rechtshängigkeit der Streitſache“ ent- 
ſprechender Zuſtand, d. h. alſo die Eigenſchaft der Steuerſache 
als einer Streitſache keineswegs vor Zuſtellung des Steuer⸗ 
beſcheids angenommen werden kann. 


(Sächſ O., Entſch. v. 18. April 1940, 2 II 1940.) 
* 


30. Der Veräußerer bleibt Schuldner der Wertzuwachs⸗ 
ſteuer, auch wenn der Erwerber die Tragung der Steuer 
übernommen hat. 


An der öffentlich⸗rechtlichen Steuerſchuldnerſchaft des Ver⸗ 
äußerers wird dadurch, daß der Erwerber ihm gegenüber die 
Tragung der Zubachsſteuer übernommen hat, nichts ge- 
ändert. Er kann ſich durch eine ſolche Vereinbarung von ſeiner 
dl, gegenüber dem Steuerberechtigten nicht be- 
reien. 

(SHOVG., Entſch. v. 18. April 1940, 2 II 40.) 
*. 


31. Wertzuwachsſteuer bei Erfaſſung von Entjudungs⸗ 
gewinnen. t 

Wird die Genehmigung zur Veräußerung jüdiſchen 
Grundbeſitzes gemäß § 15 VO. über den Einſatz jüdiſchen 
Vermögens v. 3. Dez. 1938 (RGBl. I, 1709) unter der Auf⸗ 
lage erteilt, daß ein Teil des vereinbarten Veräußerungs⸗ 
preiſes an das Reich abzuführen iſt, ſo liegt hierin, wie das 
Sächſ OVG. im Einvernehmen mit dem Reichswirtſchaftsmini⸗ 
ſter feſtſtellt, eine Senkung dieſes Preiſes. Bei der Berechnung 
der Wertzuwachsſteuer iſt deshalb als Veräußerungspreis der 
vereinbarte Preis unter Abzug des an das Reich abzuführen⸗ 
den Teiles anzunehmen. 

(SächſOVG., Entſch. v. 8. März 1940, 52 I 1939.) 
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Neuerscheinung: 


DER ZIVILPROZESSRICHTER 
UND SEINE ABTEILUNG 


Von 


Amtsgerichtsrat Dr. Willi Seidel 


2., durchgesehene und vermehrte Auflage 


Die Neuauflage dieses bewährten Buches wird wiederum den jüngeren Rechtswahrern eine lebendige Ein- 
führung, zahlreichen Richtern mit großer eigener Prozeßerfahrung ein wertvoller Helfer in der stets wechseln- 
den täglichen Praxis sein. In der Gegenwart hat er seine besondere Bedeutung angesichts der Tatsache, daß 
die infolge der durch den Krieg bedingten Personalverschiebung in großer Zahl neu in das Prozeßdezernat 
kommenden Richtern eine ihren Bedürfnissen entsprechende Anleitung brauchen. Die Neuauflage hält an 
der bewährten Darstellungsform und der übersichtlichen Anordnung des Stoffes fest. Ohne auf Einzelheiten 
theoretischer Streitfragen einzugehen, werden unter Beachtung der guten Lehren unserer Prozeßrechtswissen- 
schaft alle Fragen ausführlich erörtert, die sich im Prozeßgang ergeben. Immer ist dabei die Rücksicht auf 
die Praxis bestimmend, deren Erfahrungen zugleich überall verwertet worden sind. Ihr dienen auch die stark 
vermehrten Hinweise auf die Rechtsprechung und das Schrifttum zu häufig auftauchenden und wichtigen 
Fragen. Dem Bedürfnis der Praxis entsprechend ist gegenüber der 1. Auflage noch eine Reihe von Fragen 
behandelt worden, die für die Theorie weniger wichtig sind, in der Praxis aber eine bedeutsame Rolle spielen. 
Dazu gehören z.B. die Sitzungspolizei, Dienstaufsichtsbeschwerden, Ablehnungen, Devisenfragen, Fragen 
des Rechtsmittels. Ausführlich behandelt werden auch die aus Anlaß des Krieges getroffenen Maßnahmen, 
die der Zivilprozeßrichter zu beachten hat. Die Bewilligung von Zahlungsfristen, die Vertragshilfe, die Be- 
stellung von Prozeßvertretern für Wehrmachtsangehörige und dergleichen, die Unterbrechung und Aus- 
setzung aus Anlaß des Krieges, die Neuordnung und Beschränkung der Rechtsmittel. Hier liegt also ein Buch 
vor, das gerade heute in der Zivilprozeßpraxis gebraucht wird. 


Umfang: 359 Seiten Preis: kart. 5.70 RM 
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Das ausgezeichnete Hand- und Nachschlagebuch in neuer Auflage: 


NReichsnotarerdnung 


der bekannte Standardkommentar 


Herausgegeben auf Veranlaſſung der Reichsnotarkammer 


von 
Dr. Seybold Hornig Dr. Lemmens 
Notar AG.Rat im RIM. NA., Geſchäftsführer d. Reichsnotarkammer 


` 


Mit einem Geleitwort des Präſidenten der Reichs notarkammer, Juſtizrat Wolper 


Der auf Veranlaſſung der Reichsnotarkammer geſchaffene ausführliche Kommentar hat weit über die Kreiſe der Notare hinaus eine 
überaus große Verbreitung und außerordentliche Anerkennung gefunden. Die ſoeben zur Ausgabe gelangende 


2. völlig neubearbeitete, ſtark erweiterte Auflage 


wird in der Praxis um ſo mehr willkommen ſein, als hier eine vollſtändige, klare und gründliche Darſtellung der Reichsnotarordnung 
nebſt Ausführung: BO., der Dienſtordnung und der ſonſtigen Vorſchriften und Erlaſſe nach neueſtem Stande geboten wird. 
Von berufener Seite iſt zu den Ergebniſſen und Erfahrungen ſeit Erlaß des Geſetzes unter eingehender Berückſichtigung der für das 
Sudetenland geltenden Beſtimmungen eingehend Stellung genommen. „Das Werk verdient uneingeſchränkte Anerkennung. 
In gedrängter Kürze bringt es außerordentlich viel, es iſt ein in ſich geſchloſſenes vollſtändiges Kompendium des notariſchen Berufs⸗ 
rechts.“ (Dt. Juft) „Das Standardwerk, das bei aller Kürze der Darſtellung eine ungeheure Fülle von Stoff bietet.“ (Meckl. Ztſchr.) 
„Klar, kurz und doch erſchöpfend, überall den Bedürfniſſen der Praxis entſprechend. Gehört wegen ſeines reichen, wichtigen Inhalts 
und der ausgezeichneten Darſtellung zu dem notwendigen Rüſtzeug des Notars.“ (Dt. Notarztſchr.) 458 S. 80, Leinen 11.50 RM. 


W.MOESER BUCHHANDLUNG / VERLAG FRANZ VAHLEN 
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— 


Eheprozeß ſelbſt) bedeutet noch nicht den Be⸗ 
ginn einer mündlichen Verhandlung im Ver⸗ 
fahren aus $ 627 ZPO. Dazu bedarf es grund⸗ 
ſätzlich und regelmäßig entſprechender Anord⸗ 
nung des Gerichts. KG.: DR. 1940, 1206 
Nr. 18 

85 NEG.; 88 44, 59 der 1. DurchfVoOO. Ber- 
fahren i. S. des § 59 der 1. Durchf VO. ift jedes 
Verfahren vor der Anerbenbehörde, das zu 
deren Geſchäftsbereich gehört. OLG. Naum- 
burg: DR. 1940, 1207 Nr. 19 (Kubiſch) 


g4 ArmAnwG. Der Wiederaufrollung 
koſtenrechtlich endgültig erledigter Ver⸗ 
fahren zum Zwecke anderweiter Berechnung 
der Armenanwaltskoſten auf Grund inzwiſchen 
geänderter Rechtsauffaſſung und Rſpr. ſteht der 
Grundſatz der Rechtsſicherheit entgegen. KG.: 
DR. 1940, 1208 Nr. 20 (Kubiſch) 

88 1, 4, 73 GKG. Eine Partei kann nicht 
als Koſtenſchuldner für Auslagen der Reichs⸗ 
kaſſe unter dem Geſichtspunkt herangezogen 
werden, daß dieſe im Intereſſe der Partei ge⸗ 
macht und von dieſer als eigene Aufwendungen 
erſpart feien, die Partei alfo bereichert jet. — 
Für die Anwendung des 873 GKG. ijt es 
ohne Bedeutung, ob die Zuſtellung von Amts 
wegen zu Recht oder zu Unrecht erfolgt tft. 
KG.: DR. 1940, 1210 Nr. 21 

84 GKG.; $20 ZeugGebDd. Die Feſtſetzung 
der Vergütung des gerichtlichen Sachverſtändi⸗ 
gen kann von den Parteien erſt beanſtandet 
werden, wenn dieſe ihnen als gerichtliche Aus⸗ 
lage in Rechnung geſtellt wird. Bei richter⸗ 
licher Feſtſetzung beim OLG. ift auch dieſe Be⸗ 
anſtandungsmöglichkeit nicht gegeben. KG.: 
DR. 1940, 1210 Nr. 22 

830 GRG.; § 521 ZPO. Selbſtändige oder 
unſelbſtändige Anſchlußberufung genießt die 
Ermäßigung der Prozeßgebühr, wenn ſie erſt 
nach Anberaumung des Termins für die Be⸗ 
rufung eingelegt, aber vor dem Termin zu⸗ 
P o i wird. KG.: DR. 1940, 1211 

r. 23 


spiele zu Beschluß- 


Umfang: 320 Seiten 


Die neue Auflage dieses bewährten 
lage eine Reihe von Veränderungen, 
durch das neue Ehegesetz un 
des Vormundschaftsgerichts vor Eheschließ 
nach Ehescheidungen, Sorgeentscheidungen bei Best 
htigt: bei der Feststellung der Legitimati 
Verfahren der Todeserklärung die Vorschriften des neuen Reichsgesetzes vom 
achen wurde im Hinblick auf die anhaltende Auswanderung 
den Ostgebieten durch Aufnahme neuer Abschnitte über das 
sowie über die Judenauswanderung 
Die Darstellung der Rechtsfragen des zwischenstaatlichen Rechts wurde 
ormundschaft „Pflegschaft „Beistandssachen”, 
„Rechtspfleger“, „Urkundsbeamter“, teils durch 
In allen Abschnitten wurden die praktischen Bei- 
hhaltigkeit sich die Buchreihe „Deutsches 


geführt. Ferner sind berücksic 
kungen des § 31 PStG. und im 
4. 7. 1939. Das Stoffgebiet der Auswanderungss 
der Juden und die Auswanderung der Juden in 
gesamte Auswanderungswesen, 
nach Palästina wesentlich ergänzt. 
vervollständigt. Neu gefaßt wurden die Abschnitte „V 
„Kindesannahmen““, „Vermögensrechtliche Verfahren“, 
Neueinteilung, teils durch Einfügung weiteren Materials. 
und Verfügungsentwürfen, durch deren Reic 
Gerichtswesen“ überhaupt auszeichnet, vermehrt. Die neueste Rechtsprechung und die wichtigste Literatur 
h ministerielle Erlasse und Rundverfügungen haben in ver- 
h sämtliche Vorschriften des materiellen 
Vormundschaftsrichters, Entmündigungs- 


wurden in die Sachdarstellung eingearbeitet. Auc 
mehrtem Maße Aufnahme gefunden. Im ganzen vereinigt das Buc. 
Rechts und des Verfahrensrechts, soweit es in das Arbeitsgebiet des 

richters und Jugendstrafrichters hineinspielt. 


DEUTSCHER RECHTSVERLAG 


Reichsarbeitsgericht 
82 Abſ. 2 ArbOc.; § 254 BGB. Ein Un- 
ternehmer, der in einem Lohnbüro die ſozialen 
und ſteuerlichen Lohnabzüge für die Gefolg⸗ 
ſchaft bearbeiten läßt, iſt nicht nur öffentlich⸗ 
rechtlich den Behörden, ſondern regelmäßig 
auch vertraglich und auf Grund der allgemeinen 
Fürſorgepflicht dem einzelnen Gefolgſchaftsmit⸗ 
glied für ordnungsmäßige Erledigung der Ab⸗ 
züge verantwortlich. Mitverſchulden des Ge- 
folgſchaftsmitglieds iſt zu berückſichtigen. 

RAG.: DR. 1940, 1212 Nr. 24 


Preußiſches Oberverwaltungsgericht 

856 Zuſtcz.; 88 2, 9 RGef. über die einſt⸗ 
weilige Neuregelung des Straßenweſens und 
der Straßen verwaltung v. 26. März 1934; 
88 17, 28 DurchfVO. dazu v. T. Dez. 1934. 
Verwaltungsſtreitverfahren. Abbürdungsklage 
Wegebaupolizei. Landſtraße. Auch bei Reichs⸗ 
und Landſtraßen i. S. des RGeſ. v. 26. März 
1934 iſt in dringenden Fällen neben der ordent⸗ 
lichen Wegepolizeibehörde ebenfalls die Orts⸗ 
polizeibehörde zu wegebaupolizeilichen Maß⸗ 
nahmen zuſtändig. 

Gegen eine wegebaupolizeiliche Verfügung, 
welche eine ſolche Straße betrifft, ſind im Ge⸗ 
biet des preußiſchen Rechts ebenſo wie bei an⸗ 
deren öffentlichen Wegen die Rechtsmittel des 
856 Zuft®. gegeben. 

Für den gemäß dem RGeſ. v. 26. März 1934 
eintretenden Übergang der Wegeunterhaltungs⸗ 
pflicht von dem früheren auf den neuen Trä⸗ 
ger iſt keine vorherige Auseinanderſetzung zwi⸗ 
jhen beiden erforderlich. PrOVBG.: DR. 1940, 
1212 Nr. 25 


$16 Hannceſ. über den Chauſſeebau vom 
20. Juni 1851; §§ 18, 22 PrDotationsG. vom 
8. Juli 1875; 88 1, 2 RGej, über die einſtwei⸗ 
lige Neuregelung des Straßenweſens und der 
Straßenverwaltung v. 26. März 1934; 88 56, 
57 Zuft®. Verwaltungsſtreitverfahren. Wege⸗ 


rechtliche Feſtſtellungsklage. Wegerecht in Hat 
nover. Reichsſtraßen. Landſtraßen. Nach den 
Vorſchriften des neuen Reichswegerechts iſt die 
Unterhaltungspflicht für die im Zuge von 
Reichsſtraßen oder Landstraßen J. und II. Ord⸗ 
nung liegenden Brücken auf den neuen Träger 
der Straßenbaulaſt nur in demſelben Umfang 
übergegangen, in dem ſie dem bisherigen Trä⸗ 
ger der Straßenbaulaſt oblag. 

Die nach § 16 Hann&hauffeebau®. beſtehende 
Unterhaltungslaſt für die mit fremdartigen 
Werken untrennbar verbundenen Chauſſee⸗ 
brücken iſt grundſätzlich nicht auf einen anderen 
Laſtentrager übergegangen. 

Bei Reichsſtraßen und Landſtraßen I. und 
II. Ordnung ift von den in 8 56 Zuft®. auf, 
geführten Klagen jedenfalls die Feſtſtellungs⸗ 
klage nach § 56 Abſ. 5 ZuſtG. zuläſſig. Preuß⸗ 
OBG.: DR. 1940, 1214 Nr. 26 


Sächſiſches Oberverwaltungsgericht 

Die aus „ſtaatspolitiſchen Gründen“ aus⸗ 
geſprochene Verſagung der Genehmigung einer 
Grundſtücksteilung iſt mit der Anfechtungs⸗ 
klage nicht angreifbar. SächſO V.: DR. 1940, 
1215 Nr. 27 

Abwägung der ſchönheitlichen Geſichtspunkte 
und der gewerblichen Belange bei der Bekämp⸗ 
fung von Verunſtaltungen. SächſOVG.: DR- 
1940, 1215 Nr. 28 

Die Zuſtellung des Zuwachsſteuerbeſcheides 
an den Stpfl. ſelbſt iſt auch dann wirkſam, 
wenn dieſer einen Bevollmächtigten beſtellt hat; 
die Steuerbehörde kann den Zuwachsſteuer⸗ 
beſcheid nach freiem Ermeſſen dem Stpfl. oder 
feinem Bevollmächtigten zuſtellen. Sach OVG. 
DR. 1940, 1226 Nr. 29 

Der Veräußerer bleibt Schuldner der Wert- 
zuwachsſteuer, auch wenn der Erwerber die 
Tragung der Steuer übernommen hat. Sächſ⸗ 
OBG.: DR. 1940, 1226 Nr. 30 

Wertzuwachsſteuer bei Erfaſſung von Eut⸗ 
judungsgewinnen. SächſOVGG.: DR. 1940, 
1226 Nr. 31 


Neuerscheinung: 


DER VORMUNDSCHAFTSRICHTER 
UND SEINE ABTEILUNG 


Von 


Amtsgerichtsrat Dr. Siegfried Boschan 


2., vermehrte Auflage 


Aus der bekannten Buchreihe: „Deutsches Gerichtswesen Das Amtsgericht“ 


auch über Devisen- und Steuerfragen, 


Bei jeder Buchhandlung erhältlich oder direkt beim Verlag! 


BERLIN W 35, 


und in der Praxis gern benutzten Buches enthält gegenüber der Vorauf- 
die zum Teil durch neue Gesetzgebung notwendig geworden waren. Die 
d Personenstandsgesetz gebotenen Neuerungen, 
ungen (Volljährigskeits-, Ehemündigerklärungen) sowie vor und 
ehen det Ehe und nach Ehescheidungen u. a. sind ein- 
on unehelicher Kinder die Auswir- 


insbesondere die Maßnahmen 


Preis: kart. 5. 70 RM 
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$mmanunzununnunässnsene 
..............nns 


Tüchtiger, zuverl. Kaufmann, 


34 Jahre alt, perfekter Buchhalter, flotter, überzeugender Korrespondent, 
besonders erfahren im Mahn-, Klagewesen, Zwangsvollstreckungssachen 


Wegen Einberufu . : und Prozeßveriretun 
ng zum Heeresdienſt W p 9: 
vertreter oder Y N aa sucht neue Stellung 
er ertreterin Urlaubsvertreter in großem Unternehmen oder Anwaltsbüro, wo Dauerstellung und Auf- 
geſucht. stiegsmöglichkeiten geboten werden. Eintritt kann schnellstens bzw. 
Rechtsanwälte auf 3—4 Wochen. auch nach Kriegsende erfolgen. Gefl. ausführliche Zuschriften unter 
z A. 1199 : D her Rech iag, Berlin W 35, Hildebrandstr. 8. 
. und Dr. Göers, Rechtsanwalt Hundt, an eutscher Rechtsverlag, Berlin i] ildebrandstr. 
telefeld, Ulmenſtraße 14. Füſſen (Allgäu). 
— —— 22 2 
Bürovorſteher, Anwaltsſekretärin 
ver : A r fu ģġ t für Berlin Dauerſtellung 
treter vertreterlin) 48 J., leiſtungs fähig, felbftänd. und — Alleinpoſten —. Mindeſtgehalt 


zuverläſſ. Arb., ſucht Dauerſtellung 250.— RM netto. 


geſucht g 8 
ir: für fofort auf längere Zeit in ſüd bei Anwalt, Behörde oder in Induſtr. Ang. u. A. 1197 an: Deutſcher Rechts⸗ 
u 10. bis 31. Auguſt 1940. deutſche Anwaltskanzlei (Stadt mit a Se kg ee 


. . | verlag, Berlin W 35, Hildebrandſtr. 8. 
a ger 
Hamburg 0 A ei ſtadtnähe) geſucht. Hildebrandſtraße 8. Es gilt Anzeigen-Preisliste Nr. 2 
-Rahlſtedt, Gehalt RM 600.—. 
—_ a Pahnboffteafe 5. Eilangebote unter A. 1207 an: 
Bü Deutſcher Rechtsverlag, Berlin W 35, 
urovorſteherlin) Hildebrandſtraße 8. 


für beibe Fächer ab ſofort oder ſpäter 


(nöglichſt 1. 9. 40) nach märkiſcher 


Angel sſtadt geſucht Bürogehilfelin) 
8 ngebote unter A. 1205 an: oder Stenotypiſtin für ſofort oder In Kleinstadt Mecklenburgs mit großer Landklientel 
ee e Berlin W 35, zum 1. September 1940 geſucht. ist die besteingeführte 
ildebrandſtraße 8 ` re 
Ei 3 Salditt, 
We d t Rechtsanwalt und Notar, langjährige Praxis 
en Mitglied der 150. Kyritz (Priegnitz . eines verstorbenen Anwalts und Notars zu 


übernehmen. Umsatz 1937: 28492 RM, 1938: 
820 8 | 24988. RM, 1939: 27444 RM. Eilt sehr. An- 
nicht den, auf Ziffer. . gebote unter A.1201 an: Deutscher Rechtsverlag, 


Anzeigen nicht Ori i : 
5 ginalzeugniſſe Bewerbers zu tragen. — Einge⸗ E 2 
beifen! Zeugnisabſchriften und schriebene Briefe können nicht eine Berlin W 35, Hildebrandstr. 8. 


— 


Lichtbilder haben auf der Nückſeite geſchrieben weitergeſandt werden. 


Infolge Todesfall ist ab 1. August in 
Bekannte Heidenheim (By.) gute, langjährige 


Se een Anıwallsprazis Rechtsanwaltsprazis 


Junger Kechtsanwalt, 


üchti : in sächsischer Großstadt sofort infolge 
z 51 lüchtiger Arbeiter, ſuccht Anwaltsaſſeſſor, Ubertritts in den Staatsdienst zu vergeben. 
Oietät mit älterem Kollegen in bereits als Anwalt zugelaſſen, über⸗ Angebote unter A. 1200 an: 
größerer Stadt, evtl ſpäter $ is⸗ immt A 1125 N a zugeben: V 
í G A e ee . Hildebrandstraße 8. 
OR Er Angebote unt. A. 1209 an: Deutfcher Angebote unter A. 1198 an: 
€ unter 12 = 3 P i + 
B aea r e 2 e alert Jul verkaufen: 
Sifbebranbittag k r i nn : 5 5 . al 
aße 8. 2 ‚Entsch. in Zivils., 5 is 
— m. Reg. geb. 
Wir suchen 3. Preuß. Archiv 1919 bis 27 geb. 


4. Komm. d. RG. Räte, 3. Aufl. 
zu kaufen: zum Preise von insgesamt, miz RM. 
Anfragen unt. A. 1206 a. d. Deutschen 
Pfundtner-Neubert, Rechtsverlag, Berlin W35, Hildebrandstr.8 
Das neue DeutscheReichs- J | ————— ð ꝗkwqq —_— 
recht, vollständig, bis zur 


neuesten Lieferung in Mappen a 8 
möglichst mit Ringmechanik. Das Hatel für den beruflich 
Angebote erbitten wir an k 
Trewendt & Granier u. H. Sach ceisenden Rechtswahrer 
G. m. b. H. 


Juristische Fachbuchhandlung pension Radloii-Rumland 
Breslau |, Albrechisir. 15 Berlin W 15, Kurfürstendamm 226 


Fernsprecher: 914089, 9274 15 
T | VOITIEHTTIES Haus . Jegl. Komfort . Fließ. 
DETEKTIV 
seit 1899 


Wasser usw. - 3 Minuten v. Bahnhof Zoo. 
U-Bahn- u. Omnibushaltestelle vor d. Tür. 
Langjährige Auslandstätigkeit. 
Hochw. Refer. / Garant. f. zuverl. u. ge- 


Für Referendare 2. Assessorekamen 
wissenhafteste Arbeit Keine Vor- Pension Stengert 
schußverpflichtung / Zeitgem. Honorar. 


Berlin W 30, Viktoria-Luise-Platz4 
WOLTZ, 


Ei Telefonı rar 65 

U.-Bhf, Viktoria-Luise-Platz v. d. Hause. 

Kriminalbeamter en D. (pens.)u. Sohn Zimm. m. Frühstück ab 2.50 RM., m. Abend- 
BERLIN W 9, Columbushaus, essen incl. Tee ab 3.50RM. Teilw.fl. Wass. 

Potsdamer Platz, Fernspr.: 22 31 30 

Nachtruf: 48 44 68 u. 30 70 80 


Anwalts-Affeffor, 


vor 
der Zulassung stehend, sucht nach Ablaöf der in führender Industrie- 
praxis verbrachten Assessorenzeit 


Sozietät oder ausbaufähige Stellung 
in der Wirtschaft, 


ind 
Ostdaurseniprechender Wirkungskreis gegeben ist. Bevorzugt Mittel- oder 
gehende Ane sondere Erfahrungen in Wirtschafts- und Strafrecht. Ein- 
gebote unter A. 1204 an: Deutscher Rechtsverlag, Berlin W 35, 
Hildebrandstr. 8. 


Anwaltsaffeffor, 


befähigt, Prädikatsexamen, selbständiger Arbeiter, sucht 
oder ee e Anwaltsbüro mit Aussicht auf spätere Assoziation 
ergebe ng Angebote mit Angabe des Gehaltsniveaus und 
enen Aussichten unter A. 1203 an : Deutscher Rechtsverlag, 

Berlin W 35, Hildebrandstr. 8. ; 


hervorragend 
ab J. 10. 4 


Beste Empfehlungen aus Juristenkreisen, 
— 25 Jahre — 


—— — 
Zur 7 Bei unregelmäßiger Lieferung, auch bei völligem Ausbleiben der Hefte, bitten wir unsere Bezieher, sich zuerst an 
das zuständige Bestell-Postamt zu wenden und das immer sogleich, wie das die Postordnung vorschreibt. Erst wenn 
das zu keinem Erfolge führen sollte, bitten wir an unsere Geschäftsstelle in Leipzig C 1, Inselstraße 10, zu schreiben. 


Deutscher Rechtsverlag G. m. b. H. 


8 


Wir liefern aus: 


DAS 
KRIEGSAUSGLEICHSVERFAHREN 


VERORDNUNG VOM 30. NOVEMBER 1939 


Kommentar von 


Rechtsanwalt Dr. habil. Gerhard Hubernagel und Syndikus Dr. Karl Künne 


Die Verordnung über das Kriegsausgleichsverfahren ist für die Wirtschaft von größter Wichtigkeit, zumal 
sie unter gewissen Voraussetzungen das Konkurs- und Vergleichsverfahren ersetzen soll. Sie will Schuldnern, 
die durch den Krieg und dessen Auswirkungen besonders schwer betroffen worden sind, zur Hilfe kommen, 
gleichgültig, ob es sich um Industrielle, Kaufleute, Handwerker oder Kleingewerbetreibende handelt. Wenn 
auch nicht von ihr betroffen, so aber mit dieser Verordnung befaßt sind alle Rechtswahrer, die sich anwen- 
dend oder beratend mit ihr zu beschäftigen haben: die Richter, die Rechtsanwälte, die Syndici und Rechts- 
berater der Betriebe, die Rechtsbeistände, die Wirtschaftsberater und Wirtschaftstreuhänder. Diese Andeutung 
allein vermittelt einen Eindruck von der in die Breite gehenden Bedeutung der Verordnung. — Wie das 
Schuldenbereinigungsgesetz von 1938 und die Vertragshilfeverordnung vom 30. November 1939, so fordert. 
auch die Präambel zur Verordnung über das Kriegsausgleichsverfahren zuvor eine außergerichtliche gütliche 
Verständigung. Wie diese zu bewirken ist, sagt die Verordnung selbst nicht. Hier ergänzt der vorliegende 
Kommentar die Verordnung zugunsten eines ausgesprochen praktischen Bedürfnisses: er bringt mit kurzen 
Erläuterungen in 14 Abschnitten Richtlinien für die Bearbeitung außergerichtlicher Vergleiche; diese Richt- 
linien entwickeln ein überaus zweckmäßiges Verfahren des außergerichtlichen Vergleichs in chronologischer 
Ordnung und enthalten den Niederschlag großer praktischer Erfahrungen sowie der Ergebnisse von Recht- 
sprechung und Schrifttum. Diese Richtlinien werden über die Geltungsdauer des Kriegsausgleichsverfahrens 
hinaus Wert und Gültigkeit behalten. In dem Kommentar zu den einzelnen Bestimmungen ist das neueste 
Schrifttum schon berücksichtigt. Seinen Wert für die Ostmark und für das Sudetenland begründet das Buch 
insbesondere durch die Berücksichtigung der Ausgleichsordnungen des ehemaligen österreichischen und des 


ehemaligen tschecho-slowakischen Staates, da sich diese Ordnungen noch in Geltung befinden. 
Umfang: 100 Seiten Preis: kart. 1.80 RM 


Bei jeder Buchhandlung erhältlich oder direkt beim Verlag! 


DEUTSCHER RECHTSVERLAG - BERLIN W 35, HILDEBRANDSTR. 8 


„ . Seinem Doppelzweck, 


in der Hand des Ausbilders als Grundlage für die Lehrtätigkeit und in der Hand des Rechtspflegeranwärters als 
Lehrmittelzu dienen, wird auch dieses Heft vollauf gerecht...“ (Deutsche Gerichtsvollzieherzeitung, Heft 6/1940) 


Die Zwangsvollsteeckung im allgemeinen "rn 


I. Teil von Justizinspektor Hellmuth Bauer, II. Teil von Amtsrat im RJM. Hans Schröder-Kay 
(Heft 16 der Schriftenreihe für Ausbildung und Praxis „Rechts pflege un d Verwaltung“) 


Umfang: 205 Seiten Preis: kart. 2.40 RM 


Jedes Heft auch einzeln lieferbar, erhältlich bei jeder Buchhandlung oder direkt beim Verlag! 


DEUTSCHER RECHTSVERLAG » BERLIN W 35, HILDEBRANDSTR.8 


